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(Beginn: 9:04 Uhr)

Vizeprisident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren! Ich erdffne die 20. Plenarsit-
zung, begriife Sie alle sehr herzlich und stelle die Be-
schlussfahigkeit des Hauses fest.

Wir beginnen im Anschluss an die amtlichen Mitteilungen
mit den Aktuellen Stunden. Vorgesehen ist eine einstiindi-
ge Mittagspause. Wir tagen heute bis ca. 18 Uhr.

Wir haben eine ganze Reihe von Entschuldigungen. Es feh-
len heute ganztdgig die Abgeordneten Dirk Gaw, Dr. Frank
Grobe, Johannes Marxen, Maximilian Miiger und Heiko
Scholz sowie Vizeprésidentin Angela Dorn, Staatsminister
Prof. Dr. Lorz und Staatsminister Ingmar Jung. Gibt es
weitere Entschuldigungen? — Kollege Lichert, bitte.

Andreas Lichert (AfD):

Wir bitten, den Abgeordneten Mulch ab 16 Uhr und, sofern
das vom Sitzungsablauf her iiberhaupt noch relevant wird,
den Abgeordneten Resch und meine Wenigkeit ab 18 Uhr
zu entschuldigen.

Vizeprisident Frank Lortz:

Das nehmen wir zu Protokoll. — Gibt es weitere Entschul-
digungen? — Das ist nicht der Fall.

Im Anschluss an die heutige Plenarsitzung tagt der Innen-
ausschuss im Sitzungsraum 510 W.

Ein kurzer Hinweis zu dem bundesweiten Warntag, der
heute stattfindet — das ist eine Warnung an alle hier —: Im
Rahmen des vierten bundesweiten Warntages wird es um
11 Uhr eine Probealarmierung auf verschiedenen Wegen
geben. Neben den Sirenen sind auch Warn-Apps — Mobil-
telefone ganz allgemein — in die Alarmierung einbezogen.
Diese Warnmeldungen koénnen auch die Stummschaltung
der Telefone durchbrechen. Gebt also Obacht. Schauen wir
einmal, was da passiert.

Jetzt kommen wir zu den Gliickwiinschen. Heute haben
zwei Kollegen Geburtstag. Zunéchst gratuliere ich unserem
Kollegen und Freund Andreas Hofmeister zu seinem 44.
Geburtstag.

(Allgemeiner Beifall)
Wo ist er denn? Er soll einmal nach vorne kommen.

(Allgemeine Heiterkeit — Vizeprésident Frank Lortz
iiberreicht ein Weinprésent.)

Wir haben einen weiteren Geburtstag. Ich gratuliere dem
Vorsitzenden der AfD-Fraktion, dem Kollegen Robert
Lambrou, zu seinem 57. Geburtstag. Alles Gute.

(Beifall AfD und vereinzelt CDU — Vizeprasident
Frank Lortz tiberreicht ein Weinprésent.)

So weit das Erfreuliche. Gleich komme ich zu unserer
Landtagself. Ich habe den Kollegen Ulloth schon gefragt,
ob er Konsequenzen ziehen will. Aber das werden wir
dann sehen.

(Heiterkeit)

Zunichst will ich zum Fuflball festhalten: Unsere deutsche
Nationalmannschaft hat sich in Holland gut geschlagen.
Ich glaube, das war ein ordentliches Spiel. Wir konnen froh
sein, dass die Mannschaft wieder so gut beieinander ist.
Das ist eine tolle Sache. Auch in Hessen freuen wir uns
dariiber, dass das so lauft.

(Allgemeiner Beifall)

Die Bundesliga hat begonnen. Ich habe den Eindruck, die
Eintracht muss noch ein bisschen zulegen. Aber die Rich-
tung stimmt. Wenn sie die nichsten Spiele alle gewinnt,
geht es vorwirts.

Die Offenbacher Kickers — Tarek, dein Verein; das muss
ich einmal sagen — sind Tabellenfiihrer und auf dem Weg
zur Meisterschaft. Spéatestens in vier Jahren gibt es das
Derby mit der Eintracht in der Bundesliga. Alles Gute also
den Kickers.

(Heiterkeit und Beifall)

Nur am Rande: Unsere Bayern eilen natiirlich wieder von
Sieg zu Sieg. Das wollte ich dem Kollegen Bellino und
anderen, die das gern horen, noch sagen.

Nach all den positiven Meldungen komme ich jetzt zu
unserer Landtagself.

(Zurufe: Uh!)

— Ja, ja, auch mir fillt es inzwischen schwer, verschiedene
Niederlagen in Siege umzumiinzen. — Aber gestern Abend
haben sie gegen die Pfarrerauswahl der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau gespielt. Dazu muss man sagen:
Die hatten natiirlich auch einen sehr starken Zuspruch von
oben, eine Unterstiitzung von allen Seiten. Deshalb konnte
man das Spiel eigentlich auch nicht werten; das muss man
an der Stelle sagen.

(Beifall CDU und SPD)

Oliver Ulloth, dass wir gegen die Vertreter der Kirche drei
Tore geschossen haben, ist eigentlich respektabel. Die fiinf
Tore, die wir uns eingefangen haben, wollen wir einmal
auflen vor lassen.

Auf jeden Fall geht unsere Mannschaft jetzt in die Winter-
pause. Der Kollege Ulloth hat mir eben versichert, er klebt
an seinem Posten — so will ich es einmal ausdriicken —,
solange wir ihm das Vertrauen aussprechen. Da kann er
sich in der néchsten Zeit noch auf einiges gefasst machen.

Wir wollen hoffen, dass fiir unsere Mannschaft in der
neuen Saison doch wieder eine Siegesserie beginnt. Wir
haben gewartet, bis Leverkusen verloren hat. Damit waren
wir die Mannschaft, die eigentlich drei Jahre ungeschlagen
blieb. Das hat es weltweit nicht mehr gegeben. Deshalb
wiinschen wir unserer Mannschaft trotz dieser kleinen Ge-
schichte mit den Pfarrern, die gestern passiert ist, alles Gu-
te und danken allen, die fulballerisch tétig waren. Vielen
Dank.

(Allgemeiner Beifall)
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Dann wollen wir — heute ohne Zeitverzug — starten. Ich
rufe Tagesordnungspunkt 34 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der SPD

Wir stehen solidarisch an der Seite der Beschiiftigten
und des Betriebsrates des Volkswagenwerks Kassel in
Baunatal! Erhalt der Arbeitsplitze sowie ein Kklares
Bekenntnis fiir eine zukunftssichere Weiterentwicklung
des hessischen Standortes muss oberste Prioritit haben
— Drucks. 21/1046 —

gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 43:

Dringlicher EntschlieBungsantrag

Fraktion der AfD

Autofeindliche Politik beenden und VW Baunatal stir-
ken

— Drucks. 21/1057 -

Es beginnt der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Tobias
Eckert. Bitte sehr, Tobias.

Tobias Eckert (SPD):

Sehr verehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Seit der vergangenen Woche haben uns gleich
mehrere Hiobsbotschaften aus der VW-Konzernzentrale er-
reicht. Zundchst kam die Ankiindigung, den bereits einge-
schlagenen Sparkurs noch einmal zu verschirfen und bis-
her bei VW nicht gedachte Schritte zu gehen. Dann kam,
ganz aktuell, die tatsdchliche Aufkiindigung des Tarifver-
trags fiir die Beschiftigungssicherung. Ab dem kommen-
den Jahr sind somit bei VW betriebsbedingte Kiindigungen
denkbar.

Wenn man es aus hessischer Perspektive betrachtet, stellt
man fest, es betrifft rund 15.000 Beschéftigte im Volkswa-
genwerk Kassel in Baunatal sowie mittelbar viele weitere
Zehntausende von Menschen, deren Arbeitsplitze in der
Region ganz wesentlich von diesem Werk abhéngen. Die
Tragweite dieser Ankiindigungen und die Verunsicherung,
die sie ausgeldst haben, konnte man am vergangenen Mitt-
woch bei der Betriebsversammlung in Baunatal hautnah
beobachten, an der rund 7.000 Menschen teilgenommen
haben.

Meine Damen und Herren, lassen Sie es mich an dieser
Stelle ganz klar sagen: Die SPD-Fraktion im Hessischen
Landtag und die Hessische Landesregierung stehen solida-
risch an der Seite der Beschiftigten und des Betriebsrates
des Volkswagenwerks Kassel in Baunatal.

(Beifall SPD und CDU)

Stellvertretend mochte ich hier auch Wirtschaftsminister
Mansoori und Staatssekretirin Strube danken, die sich um-
gehend auf den Weg gemacht haben und kurzfristig an
genau dieser Betriebsversammlung teilgenommen haben,
gemeinsam und solidarisch mit den Beschéftigten vor Ort,
eben an jenen Werkstoren, an denen sich zentrale Fragen
der Transformation unserer Wirtschaft fiir unser Bundes-
land entscheiden.

Die Ausgangslage bei VW ist eindeutig, und es ist klar:
Die Probleme bei Volkswagen sind nicht durch die Be-
schéftigten verursacht worden, nicht durch die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in Baunatal und woanders. Die Ver-
sdumnisse liegen bei der Konzernfiihrung, die die Zeichen
der Zeit viel zu lange ignoriert hat.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Die von der Konzernfithrung in den vergangenen Jahren
verfolgte Doppelstrategie, das Festhalten am Verbrenner
bei nur zaghaftem Ausbau der E-Mobilitét,

(Lachen AfD)

war und ist nicht sinnvoll, nicht zukunftsgewandt. Es ist
nicht verwunderlich, dass die Modellpalette bis heute eben
kein preiswertes und somit massenkompatibles E-Auto
vorsieht, und das, obwohl gerade in diesem Segment die
Verkaufszahlen weltweit eine eindeutige Sprache sprechen.
14,8 Millionen verkaufte Elektrofahrzeuge auf der ganzen
Welt in 2023 sprechen eine klare Sprache.

(Stephan Griiger (SPD): So ist es! — Zuruf Andreas
Lichert (AfD))

Meine Damen und Herren, in schwerem Fahrwasser nun-
mehr die Verantwortung bei der Belegschaft zu suchen
durch das Geraune von WerksschlieBungen, Massenentlas-
sungen und Unsicherheit unter den Beschéftigten und ihren
Familien zu streuen, das sind Tone, das sind Umgangsfor-
men, die wir weder von Volkswagen bisher gewohnt waren
und sind, noch akzeptieren werden.

(Beifall SPD)

Dazu gehoren — das muss man an dieser Stelle sagen —
auf der einen Seite ein Einsparpotenzial von 4 Milliarden
Euro und auf der anderen Seite Dividendenzahlungen in
nahezu identischer Héhe. Damit hatte man dann offenbar
keine Probleme.

Dabei geht es doch darum, nicht iiber Angst und Unsi-
cherheit zu diskutieren, sondern den Blick nach vorne zu
richten. Gerade der Standort Baunatal hat die besten Vor-
aussetzungen, die Fahrzeuge der Zukunft zu produzieren.
Bereits heute gibt es vor Ort viele Fahigkeiten, die fiir die
Elektromobilitit von zentraler Bedeutung sind. Meine Da-
men und Herren, Baunatal kann ein Beispiel fiir gelungene
Transformation werden.

Vor diesem Hintergrund gibt es auch das klare Bekenntnis:
Fiir die Koalition aus CDU und SPD ist eine aktive Indus-
triepolitik zentraler Markenkern. Wir wollen, dass Hessen
ein starker Industriestandort ist und bleibt, dass Hessen
ein starker Automobilstandort bleibt, in Nordhessen, in
Siid- und Mittelhessen — von Automobilhersteller, Kompo-
nentenzulieferer, Entwickler, Design bis hin zur Reifenpro-
duktion: alles aus Hessen. Es ist daher richtig, dass sich
die hessische Politik mit den richtigen Instrumenten den
Rahmen setzt, damit die Transformation gelingen kann. In
Hessen ist das ein gemeinsames Anliegen dieser Koalition.

(Beifall SPD und CDU)

Genau so bekommen wir es hin, dass entgegen der Ne-
gativerzdhlung der Konzernleitung bei VW gerade der
Standort Baunatal zum Positivbeispiel wird. Vor diesem
Hintergrund fordern wir vonseiten der Konzernfithrung ein
klares, unmissverstandliches Bekenntnis fiir den Bestand
und vor allem die Weiterentwicklung des Standortes in
Baunatal fiir die Zukunft des Automobilstandortes in Nord-
hessen.

Eben in diesem Vorhaben unterstiitzen wir die Beschéftig-
ten, die Gewerkschaften und den Betriebsrat. Wir stehen
unverriickbar an ihrer Seite und werden gemeinsam mit al-
len beteiligten Akteuren weiter fiir den Standort kdmpfen;
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denn nur gemeinsam gestalten wir Zukunft. — Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Eckert. — Das Wort hat der Abgeord-
nete Olaf Schwaier, AfD-Fraktion.

Olaf Schwaier (AfD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete! In 87 Jahren hat VW noch nie ein Werk
geschlossen. Jetzt drohen Stellenabbau und Standortschlie-
Bungen. Auch das VW-Werk in Kassel-Baunatal kann be-
troffen sein. Herr Eckert, Sie haben es schon erwédhnt:
15.000 Arbeitsplatze stehen auf dem Spiel. Volkswagen
war stets ein Erfolgsgarant, doch heute befindet sich VW
in gefahrlicher Schieflage. Zu lange wurden Mahnungen
von Experten und Analysten ignoriert, dass VW zu ineffi-
zient produziert und sich aus dem Markt preist.

Unser Antrag bringt es auf den Punkt: Ein VW-Mitarbeiter
erwirtschaftet durchschnittlich 36.000 Euro pro Jahr, sein
Kollege bei Toyota 80.000 Euro und beim koreanischen
Wettbewerber Hyundai sogar 85.000 Euro.

(Andreas Lichert (AfD): Hort, hort!)

Der ehemalige VW-Chef Herbert Diess trégt eine besonde-
re Verantwortung. Er war stark beeinflusst von Elon Musk
und von der schnellen Expansion von Tesla. Eine hastig
implementierte ,Electric only“-Strategie bei VW fiihrte
zu Qualitdtsproblemen, verprellte die Stammkunden und
gefdhrdet das Kerngeschift mit erfolgreichen Verbrenner-
modellen.

(Beifall AfD — Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demo-
kraten))

Aber die Fehler liegen eben nicht nur beim Management.
Die staatlich geforderte Umstellung auf Elektromobilitét,
unterstiitzt durch politische Vorgaben und Subventionen
von der SPD und von der CDU, zwang die gesamte Indus-
trie in eine Richtung, die viele Kunden nicht mitgehen
wollen.

(Beifall AfD)

Der politische Versuch, den Automarkt zu diktieren, ist
krachend fehlgeschlagen. Die Nachfrage nach E-Autos ist
schwach.

(Zuruf AfD: So ist es!)

In Deutschland brach sie im Vergleich zum Vorjahr um
69 % ein. Deutschland war einst fithrend in der Entwick-
lung und Herstellung von Verbrennungsmotoren. Jetzt
droht das EU-Verbot von Verbrennungsmotoren ab 2035 zu
einem massiven Verlust von Know-how und von Arbeits-
plitzen zu fiihren. Auch Zuliefererbetriebe, die auf den
Verbrennungsmotor angewiesen sind, wandern ins Ausland
ab, wo auf Realpolitik gesetzt wird und nicht auf griinen
Voodoo-Zauber in Sachen Marktwirtschaft.

(Beifall AfD — Zuruf Stephan Griiger (SPD) — Glo-
ckenzeichen)

Ein weiterer Grund fiir die Misere — horen Sie einfach ein-
mal zu — ist Deutschlands katastrophale Energiepolitik, die

zu den hochsten Stromkosten der Welt gefiihrt hat. Daran
krankt auch die Produktion von E-Autos.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Fake News!)

Volkswagen ist gezwungen, Modelle fiir iber 30.000 Euro
zu bauen, da sich die Produktion giinstigerer Modelle unter
den hiesigen Energiepreisen nicht rentiert. Die werden in
China gebaut.

(Beifall AfD)

VW hat auch gerade die Preise erhoht, und VW verliert
Marktanteile in China aufgrund zu hoher Preise. Die Krise
bei VW und die Abwirtsspirale der deutschen Wirtschaft
sind das Ergebnis staatlicher Uberregulierung und einer
klima- und energiepolitischen Irrfahrt.

(Beifall AfD)

Die Zeit fiir eine Kehrtwende ist wirklich tiberfdllig. Das
Verbrennerverbot muss fallen, die Energiepreise miissen
durch mehr grundlastfahige Energieproduktion gesenkt
werden. Die Steuer- und Abgabenlast muss reduziert wer-
den, und die Biirokratie muss endlich abgebaut werden.

(Beifall AfD)

Schluss muss auch sein mit der autofeindlichen Politik der
letzten zehn Jahre, mit einer Politik, die das Autofahren
immer teurer, immer unerfreulicher und immer schwieriger
macht.

Ein eigenes Auto bedeutet fiir die Menschen, unabhingig
und frei zu sein. Eine autofeindliche Politik gefahrdet
nicht nur den Automobilstandort Deutschland, sondern sie
schrinkt die Biirger in ihrem Grundrecht auf die freie Wahl
des Verkehrsmittels ein.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, kehren wir zuriick zu
marktwirtschaftlichen Prinzipien. Schluss mit einer 6koso-
zialistischen Planwirtschaft a la Habeck. Retten wir den
Industriestandort Deutschland. Dazu braucht es alles, blof3
keine Transformation. — Vielen Dank fiir Thre Aufmerk-
samkeit.

(Anhaltender Beifall AfD — Zuruf Jiirgen Frommrich
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schwaier. — Das Wort hat die Kolle-
gin Anna-Maria Scholch, CDU-Fraktion. Bitte sehr.

Anna-Maria Schélch (CDU):

Sehr geehrter Herr Président, liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen, meine Damen und Herren! Ich stehe hier nicht
nur als waschechte Nordhessin — wir sprachen gerade dar-
iiber —, sondern auch als Landtagsabgeordnete des Wahl-
kreises 2. In diesem ist Baunatal die grofite Kommune.
Dort findet man das weit iiber die Stadtgrenzen von Bauna-
tal hinaus gut sichtbar leuchtende Logo in Blau: VW.

Mein direkt gewonnener Wahlkreis ist deutlich geprigt
durch den VW-Standort in Baunatal. Um zu verstehen,
warum die Beschiftigten auf die StraBe gehen und eine
ganze Region von den Sparplénen entsetzt ist und mit ban-
gem Blick nach Wolfsburg schaut, muss man kurz zuriick-
blicken. Wir Nordhessen haben es geschafft, sozusagen
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wie Phonix aus der Asche zu steigen. Wir haben es mit
Fleil und Innovation geschafft, aus einem Gebiet, das als
Zonenrandgebiet verschrien war, eine Boomregion zu ma-
chen, gemeinsam beispielsweise mit der Universitit, mit
SMA und VW.

(Beifall CDU und SPD)

Wir Nordhessinnen und Nordhessen haben Start-ups und
Uni-Ausgriindungen geschaffen, die weltweit agieren und
moderne und nachhaltige Technologien entwickeln. Wir
Nordhessinnen und Nordhessen sind stolz auf unsere Regi-
on und unsere Leistung. Wir identifizieren uns stark mit
unserer Region, und unsere Region ist untrennbar von VW.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, wenn der grofite Arbeitgeber
in der Region schwichelt, betrifft das nicht nur die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei Volkswagen in Baunatal,
sondern die gesamte Region Nordhessen. Volkswagen ist
in Baunatal nicht nur Arbeitgeber. VW ist eine zentrale
Saule der regionalen Wirtschaft. Seit Jahrzehnten spielt das
Werk eine Schliisselrolle fiir die wirtschaftliche Entwick-
lung Nordhessens.

Es sichert Tausende Arbeitsplétze direkt im Werk und vie-
le weitere in der Zulieferindustrie und bei Dienstleistern
wie zum Beispiel Rudolph Logistik, Hujer Lasertechnik
aus Lohfelden, das Bauunternehmen Emmeluth aus Fulda-
briick, die Baunataler Werkstitten, aber auch die Firma
Backmeyer aus Kassel-Bettenhausen, um nur ein paar zu
nennen.

Das VW-Werk in Baunatal ist zudem ein Innovationsmo-
tor. Mit hoch qualifizierten Fachkrédften und modernster
Technologie hat es sich iiber die Jahre hinweg als unver-
zichtbarer Bestandteil des Konzerns etabliert, mit dem
weltweit grofiten Komponentenwerk von Volkswagen, aber
auch Europas grofter LeichtmetallgieBerei.

Der Standort sorgt nicht nur fiir Arbeitspldtze, nein, son-
dern auch fiir eine hohe Kaufkraft, starke kommunale Ein-
nahmen und einen stabilen Mittelstand. Ein Stellenabbau
in Baunatal ist nicht nur eine innerbetriebliche Entschei-
dung. Er hitte auch massive Auswirkungen auf die gesam-
te Region Nordhessen. Die wirtschaftliche Struktur Nord-
hessens, die stark auf die Automobilindustrie ausgerichtet
ist, wiirde ins Wanken geraten.

Allerdings bin ich als Unternehmerin auch der Meinung,
dass ein Unternehmen selbst die richtigen Weichen stellen
muss. Die Politik setzt dabei die richtigen Rahmenbedin-
gungen,

(Unruhe AfD)

aber die Politik kann nur unterstiitzen und nicht die grund-
sitzlichen Probleme bei VW 1dsen.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Jetzt muss das Management reagieren, indem kreative
sozialvertragliche Losungen und Kompromisse gefunden
werden. Fiir VW ist es eine Strategie- und Zukunftsfrage.
Fiir Nordhessen ist dies eine wirtschaftliche Schicksalsfra-
ge. Fir VW gilt das Gleiche wie fiir Ahle Wurscht, Hiitt
Naturtriib und den Herkules: nordhessisch eben, es geht
nicht ohne. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herzlichen Dank. — Das Wort hat Frau Kollegin Kaya Kin-
kel, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Bitte sehr.

Kaya Kinkel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren, liebe Géste! Fiir uns GRUNE ist klar: Wir stehen an
der Seite der Beschéftigten von VW.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das VW-Werk in Baunatal ist wichtiger Arbeitgeber fiir
die gesamte Region Kassel. Das haben auch alle meine
Vorrednerinnen und Vorredner gesagt. VW und Zulieferbe-
triebe sichern Arbeitsplatze und Wohlstand, sorgen fiir die
wichtigen Steuereinnahmen. Deshalb unterstiitzen wir die
Beschéftigten bei ihrem Kampf fiir den Standort VW in
Baunatal.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jetzt gibt es Ideologen — wir haben es gerade gehort —
vom rechten Rand, die erkldren, dass die Krise von VW
vor allem daran liegt, dass sich die Welt auf den Weg
gemacht hat, in Zukunft keine Verbrennerfahrzeuge mehr
zu produzieren. Ich kann Thnen sagen: Das Gegenteil ist
der Fall.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die aktuelle Situation von VW liegt in erster Linie daran,
dass der Konzern sich viel zu spéat auf den Weg in das
elektrische Zeitalter gemacht hat.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Falsche unternehmerische Entscheidungen fiihrten dazu,
dass VW den Markt in Asien und vor allem in China — das
ist der wichtigste Markt fiir VW; das sagt auch die Kon-
zernleitung — weitestgehend verloren hat. Die Konzernlei-
tung selbst sagt wortwortlich: Es kommt kein Scheck mehr
aus China.

An wen wurde dieser Markt verloren? Nicht etwa an die
Konkurrenz, die bessere Verbrennerautos baut, sondern an
chinesische Start-ups, die auf kleine und bezahlbare Elek-
troautos setzen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Uber 50 % der Neuwagen in China sind mittlerweile
elektrisch. In Peking werden Zulassungen flir Verbrenner
mittlerweile nur noch per Losverfahren vergeben. Die Chi-
nesen ziechen an uns vorbei und brauchen, wenn wir so
weitermachen, bald keine européischen Autos mehr.

VW war einmal Marktfithrer in China. Wie gesagt, der
wichtigste Absatzmarkt fiir VW war China. Jetzt wurde
VW dort von BYD und von Tesla abgeldst. Beides sind
Marken, die seit Jahren konsequent auf Elektromobilitét
setzen. Krasser kann sich eine Managementfehlentschei-
dung nicht auswirken.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was hat VW stattdessen die letzten Jahre gemacht? Der
Konzern hat viel zu lange versucht, die Vergangenheit zu
zementieren. Ich erinnere an den Abgasskandal, wo mit
viel krimineller Energie eine Abschaltautomatik entwickelt
wurde, um die gesetzlichen Grenzwerte zu unterlaufen.
Man miisste sich einmal vorstellen, was hétte erreicht wer-
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den konnen, wenn so eine Innovationskraft, wenn dieser
ganze Gehirnschmalz, der da hineingeflossen ist, in das
Voranbringen der Elektromobilitdt gesteckt worden wire.

(Beifall BUNDNI"S 90/DIE GRUNEN — Zurufe Mi-
riam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) und
Stephan Griiger (SPD): Uber 30 Milliarden!)

— Genau, tiber 30 Milliarden Euro hat der Dieselskandal
den Konzern bisher gekostet.

Das sind genau die Mittel, die in den letzten zehn Jahren
in die Werke von VW in Deutschland und in Europa hitten
flieBen miissen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Was macht eigentlich die Landesregierung? Die Landesre-
gierung stimmt in das Schlechtreden der Elektromobilitét
ein, anstatt zu zeigen, dass es funktioniert. Es ist doch ab-
surd. Die Bundesregierung spricht gerade dariiber, wie man
steuerliche Anreize setzen kann, um elektrische Dienstwa-
gen zu fordern.

Die allererste Amtshandlung unseres neuen Wirtschaftsmi-
nisters ist es, seinen elektrischen Dienstwagen mit der
Begriindung abzuschaffen, er eignet sich nicht fiir lange
Fahrten. Das ist Quatsch und passt auch nicht zusammen.
Gerade ein hessischer Wirtschaftsminister muss sich doch
ganz klar zur Elektromobilitit, zur Zukunftstechnologie
bekennen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Fiir uns ist klar: Das VW-Werk in Baunatal ist hoch-
modern. Es ist ein Leitwerk fiir Elektromobilitdt, und
Komponenten fiir E-Mobilitdt werden immer wichtiger.
Deshalb muss das Werk erhalten bleiben. Wir bieten der
Landesregierung die Zusammenarbeit an, um die Arbeits-
plétze in Nordhessen zu erhalten.

Herr Mansoori, Sie haben wortwortlich gesagt:

,,Als hessischer Wirtschaftsminister werde ich fir
jeden einzelnen Arbeitsplatz in Baunatal einstehen.*

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ich bin ge-
spannt!)

Das sind sehr groBe Worte. Daran werden wir Sie messen;
denn dazu miissen Taten folgen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jetzt hat VW auch noch die Tarifvertrage aufgekiindigt.
Das ist bitter fiir die Beschiftigten, vor allem, weil Aktio-
nédre weiterhin Milliarden ausgeschiittet bekamen und die
Geschiftsfiihrung weiterhin zu den Bestbezahlten bundes-
weit gehort. Es darf aber nicht sein, dass die aktuelle Krise
auf dem Riicken der Beschiftigten ausgetragen wird; denn
sie konnen am allerwenigsten etwas fiir die aktuelle Situa-
tion bei VW.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und noch etwas ist uns wichtig: Die verschiedenen Werke
von VW diirfen nicht gegeneinander ausgespielt werden.
Es braucht keinen politischen Aktionismus, sondern es
braucht klare, verldssliche Rahmenbedingungen und ein
klares Bekenntnis zur Elektromobilitdt. Wer nicht mit der
Zeit geht, der geht mit der Zeit.

(Zuruf AfD: So wie die GRUNEN!)

Genau das darf nicht passieren. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Kinkel. — Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Stefan Naas, Fraktionsvorsitzender der
FDP. Bitte sehr.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich will zu Beginn mit zwei Mythen aufrdumen, die man
heute auch wieder hier im Parlament, im Landtag gehort
hat. Der erste Mythos ist der der GRUNEN, eben wieder
wunderbar von der Kollegin in Reinform vorgetragen: Es
ist so, dass am Ende die E-Mobilitdt nicht schnell genug
kam, Management-Fehler. Die Politik hat es nicht schnell
genug verboten, das haben Sie gerade wieder vorgetragen.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Glockenzei-
chen)

Ich kann Thnen sagen — und das ,,Handelsblatt™ hat es am
17. Mai sehr schon auf den Punkt gebracht — Schauen
Sie sich doch einmal an, mit was VW im Moment Geld
verdient. Sie haben es doch eben gesagt. Es kommt kein
Scheck mehr aus China, mit den Verbrennern wird das
Geld verdient: mit dem Golf, mit dem Passat, mit dem
Tiguan.

(Beifall Freie Demokraten, AfD und Tanja Jost
(CDU))

Die Cashcow von VW ist der Tiguan, und den gibt es gar
nicht mit Elektroantrieb. Deswegen ist das Verbrenner-Aus
schédlich fiir VW.

Dann mochte ich mit dem zweiten Mythos aufrdumen: Das
ist der Mythos der AfD.

(Zuruf AfD: Oh!)

Sie sagen, die Okosozialisten machen mit der E-Mobilitit
die Autowirtschaft in Deutschland kaputt.

(Unruhe — Glockenzeichen)

Aber schauen Sie sich doch einmal die Marktkapitalisie-
rung von Tesla an. Sie haben es so schon beschrieben, Herr
Kollege. 708 Milliarden Euro sind das im Moment. Wissen
Sie, wie die Marktkapitalisierung von VW, von Daimler,
von BMW zusammen ist? 170 Milliarden Euro, nur mal
so die Relation. Da haben wir liber die Chinesen noch gar
nicht gesprochen. Deswegen ist Elektromobilitdt — anders,
als Sie das darstellen — keine verriickte Idee, sondern es ist
die Realitdt in dieser Welt.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Jetzt auf einmal!)

Jetzt werden Sie sich fragen, wo wir stehen. Ich sage
Ihnen: Wir brauchen beides. Wir brauchen die Elektromo-
bilitdt, wir brauchen aber auch den Verbrenner, weil es
unterschiedliche Situationen auf dieser Welt gibt. Der Ver-
brenner mag in bestimmten Gegenden dieser Welt sinnvoll
sein.

(Unruhe — Glockenzeichen)
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Die Elektromobilitdt mag in bestimmten GroBstiddten die-
ser Welt sinnvoll sein. Deswegen sind Verbote nicht die
Ldsung, sondern Freiheit ist die Losung.

(Beifall Freie Demokraten)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen setzen
wir uns fiir synthetische Kraftstoffe, HVO 100, ein — auch,
um den Verbrenner zu erhalten.

(Stephan Griiger (SPD): Ihr habt die Grundsétze der
Thermodynamik immer noch nicht verstanden!)

Wenn Sie sich einmal anschauen, was eigentlich in Bauna-
tal hergestellt wird — Getriebebau, Abgasanlagenbau, alles
Dinge, die sie flir den Verbrenner brauchen —, kann ich
Ihnen nur sagen: Verteufeln Sie den Verbrenner nicht, son-
dern setzen Sie auf synthetische Kraftstoffe, auf alternative
Kraftstoffe, wie wir es tun, und setzen Sie sich mit uns
dafiir ein, dass das Verbrenner-Aus auf europdischer Ebene
wieder aufgehoben wird.

Was brauchen wir? Die Frau Kollegin Schélch hat es ja
schon in ihrer wunderbaren Rede fiir den Industriestand-
ort Nordhessen formuliert. Wir brauchen gute Rahmenbe-
dingungen, und wir brauchen unternchmerische Freiheit.
Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRUNEN, man
kann nicht beklagen, dass VW zu wenig staatlichen Ein-
fluss hitte. Man konnte umgekehrt sagen: vielleicht etwas
zu viel staatlichen Einfluss.

(Beifall Freie Demokraten)

Deswegen sagen wir sehr deutlich: Schaffen wir als Staat
gute Rahmenbedingungen, bauen wir gute Stralen, haben
wir gute, niedrige Steuern, haben wir weniger Biirokratie,
weniger Regulierung, ndmlich mehr Deregulierung, dann
haben wir — —

(Lachen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

— Ich weiB} nicht, was es da zu lachen gibt. Es ist doch ein
groBBes Thema fiir Sie, das fiihren Sie doch auch immer im
Munde. Da wiirde ich mich irgendwann einmal besinnen,
wann Ergebnisse in dem Bereich kommen, aber dariiber
diskutieren wir heute ja noch.

(Beifall Freie Demokraten)

Mehr Freiheit bedeutet fiir uns, dass das Unternechmen ent-
scheiden kann. Ich sage es ganz deutlich — Frau Kollegin,
Sie haben es eben nicht getan — Einen Verweis auf den
Hessenfonds — der Ministerprésident hat das, glaube ich, in
Interviews getan — oder auf staatliche Subventionen halten
wir fiir falsch.

(Beifall Freie Demokraten)

Dieses Unternehmen hat ein operatives Ergebnis von 20
Milliarden Euro. Deswegen brauchen wir gute staatliche
Rahmenbedingungen, aber wir brauchen keine Subventio-
nen. Das ist der falsche Weg. — Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Dr. Naas, es gab den Wunsch auf eine Zwischenfrage.
Das haben wir zu spét gesehen, da bitte ich um Nachsicht.
Das konnt ihr im direkten Grenzverkehr machen.

Dann hat jetzt der Wirtschaftsminister, Staatsminister Man-
soori, das Wort. Bitte sehr.

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und léindlichen Raum:

Sehr geehrter Herr Prisident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Frau Abgeordnete Kinkel, ich will Sie gleich
korrigieren. Die besagte Entscheidung, die Sie angefiihrt
haben, bestand auch darin, einen Audi aus dem VW-Kon-
zern anzuschaffen, dessen wesentliche Komponenten von
Hessinnen und Hessen in Baunatal gefertigt worden sind.

(Beifall CDU und SPD - Jiurgen Frommrich
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Erst mal haben Sie
ihn abgeschafft!)

Ich glaube, dass Sie nicht ernsthaft das Argument anfiihren
wollen, dass das Schicksal von Volkswagen an einzelnen
Dienstwagen aus der Flotte der Landesregierung entschie-
den wird.

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Sie
haben es nicht verstanden!)

Herr Abgeordneter Wagner, ich stand letzte Woche nicht
nur vor dem Werkstor, ich war auch hinter dem Werkstor,
um mit den dort Beschéftigten zu sprechen. Ich glaube,
es ist die Aufgabe einer Landesregierung, sich mit den
Beschiftigten in den Werken auszutauschen, wenn es gut
lauft, aber gerade auch, wenn es nicht gut lauft.

(Beifall CDU und SPD)

Wenn Sie vor die 8.000 Beschiftigten von insgesamt
15.000 Beschéftigten, die es in Baunatal in dem Werk
gibt, treten, in einer Region, in der 45.000 Arbeitsplétze an
der Automobilwirtschaft hdngen, dann ist das kein leichter
Gang. Ich kann Thnen sagen: Ich habe in einer Werkshalle
selten so viel Wut auf einmal erlebt. Die Griinde dafiir sind
durch meine Vorredner deutlich geworden. Durch den Die-
selskandal sind 30 Milliarden Euro aus dem VW-Konzern
abgeflossen. In diesem Jahr wurde entschieden, fiir das
vergangene Jahr 4,5 Milliarden Euro an Dividende an die
Aktionire auszuschiitten.

Ich habe bei meiner Sommertour Gespréiche in vielen Un-
ternehmen gefiihrt. Das waren auch viele familiengefiihr-
te Unternehmen. Sie haben mir stolz erklért, dass sie in
schweren Zeiten Kapital in das Unternehmen eingefiihrt
haben. Dort aber wird Kapital aus dem Unternehmen her-
ausgenommen. Die Menschen in Baunatal empfinden das
als zynisch. Ich verstehe, dass sie verdrgert und wiitend
sind.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Frau Staatsekretérin Strube und ich haben fiir die Landes-
regierung nicht nur unsere Solidaritdt versichert, sondern
wir haben auch Unterstiitzung fiir den Weg ausgedriickt,
der jetzt vor den Beschiftigten liegt. Es werden am Ende
die Sozialpartner sein, die die Gespriche miteinander fiih-
ren werden. Aber sie konnen sich darauf verlassen, dass
sie von der Hessischen Landesregierung Unterstiitzung
hinsichtlich besserer Rahmenbedingungen fiir die industri-
elle Produktion und Fertigung in Deutschland bekommen.

Deswegen befinden wir uns auch in engem Austausch mit
den Landesregierungen an den anderen VW-Standorten,
insbesondere mit Niedersachsen, weil wir nicht zulassen
diirfen, dass die Beschéftigten jetzt gegeneinander ausge-
spielt werden. Das sind ndmlich keine Schachfiguren. Das
sind Menschen, fir die wir auch eintreten werden.
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(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Natiirlich gibt es eine Reihe an Dingen, die wir politisch
beeinflussen konnen. Das gilt gerade auch mit Blick auf
die Beschiftigten in Baunatal. Sie sind zu 100 % auf dem
Kurs der Elektrifizierung. Im Rahmen meiner Sommertour
haben sie mir im Werk stolz gezeigt, wie die Menschen,
die aktuell Abgasanlagen fertigen, morgen fiir die Herstel-
lung der Elektromotoren eingesetzt werden sollen.

Es geht darum, die Alltagstauglichkeit der Elektromobilitét
zu verbessern, beispielsweise durch eine mit den anderen
Bundesldndern und dem Bund klar abgestimmte Strategie
zum Ausbau der Ladeinfrastruktur. So machen wir die
Elektromobilitét alltagstauglich.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Der Ministerprisident hat das deutlich gemacht. Wir wer-
den mit dem Bund gemeinsam alle Maflnahmen priifen,
die zu priifen sind. Dazu gehdrt auch die Priifung des
Wiedereinstiegs in die Kaufpramie. Als die weggefallen
ist, hat das natiirlich Auswirkungen auf die Nachfrage nach
Elektromobilitit gehabt.

Es wird aber auch darum gehen, neue Technologien zu for-
dern. Da spielen insbesondere auch die E-Fuels eine Rolle.
Das ist in der Debatte deutlich geworden. Beispielsweise
wird aber auch eine Rolle spielen, wie neue Technologien
dazu fithren, dass Lithium in Hessen und Rheinland-Pfalz
giinstiger gewonnen werden kann, als das in China mdg-
lich ist. Das wiirde die Automobilindustrie in Deutschland
malgeblich verdndern. Deswegen konnen sich diejenigen,
die sich mit solchen Zukunftstechnologien beschiftigen,
auch darauf verlassen, dass sie die Riickendeckung dieser
Landesregierung erhalten.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Wir miissen von den hohen Energiekosten herunter. Auch
das ist in den letzten Debatten schon deutlich geworden.
Das ist der Weg, den wir in Hessen gehen wollen. Hessen
ist ein Autoland. Wir, die Mitglieder der Landesregierung,
werden jeden Tag unser Bestes geben, dass es auch ein
Autoland bleibt. — Schénen Dank.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Wie denn?)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Minister, vielen Dank. Damit ist die Aussprache be-
endet.

Wir haben den Dringlichen EntschlieBungsantrag der Frak-
tion der AfD, Drucks. 21/1057, abzustimmen. Wer diesem
Dringlichen Entschliefungsantrag zustimmt, bitte ich um
das Handzeichen. — Das sind die Mitglieder der Fraktion
der AfD. Wer stimmt dagegen? — Das sind die {ibrigen Mit-
glieder des Hauses. — Es gibt keine Enthaltungen. Damit ist
dieser Dringliche EntschlieBungsantrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der AfD

Nachdem die RKI-Files veroffentlicht sind, miissen
sich die hessischen Landtagsfraktionen von CDU, SPD,
GRUNEN und FDP bei der Bevilkerung wegen ihrer
Corona-Politik entschuldigen

— Drucks. 21/1047 —

Es beginnt der Kollege Volker Richter. Er spricht fiir die
AfD-Fraktion.

Volker Richter (AfD):

Sehr verehrter Herr Prisident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Die Files des Robert Koch-Instituts und
die Aussagen des heutigen Prisidenten des Robert Koch-
Instituts haben deutlich aufgezeigt, dass nicht die Politik
der Wissenschaft folgte, sondern die Wissenschaft der Poli-
tik folgen musste. Mit den klaren Handlungsanweisungen
durch Herrn Lauterbach auf Bundesebene an das Robert
Koch-Institut und mit dem deutlichen Willen zur Eskala-
tion und dem Schiiren von Angsten und Panik in der
Bevolkerung wurden erhebliche Schaden auch innerhalb
der hessischen Gesellschaft verursacht, die strafrechtliche
Konsequenzen haben miissten.

(Beifall AfD)

Denn richtig ist, dass die Kritiker der Corona-Politik das
Infektionsgeschehen weitaus realistischer eingeschétzt ha-
ben als die verantwortlichen Politiker in den Landern und
im Bund.

(Beifall AfD)

Der Journalist Peter Hahne sagte, er mochte Handschellen
klicken horen. Er hat damit ausgesprochen, was sich ein
durchaus groBer Teil der Bevdlkerung wiinschen wiirde.
Die Realitdt aber ist die Verurteilung der Biirger, die sich
nicht dem politischen Diktat untergeordnet haben. Auch
die einrichtungsbezogene Impfpflicht zeigte deutlich auf,
wie, losgelost von medizinischen Erkenntnissen, verfas-
sungswidrig gehandelt wurde.

(Beifall AfD)

Es wird bis zum heutigen Tage weiterhin versucht, die
Risiken, Nebenwirkungen und die massiven Schadigungen
zu verschleiern. Damit werden die Opfer dieser Politik
alleingelassen. Denken Sie an die vollig berechtigten De-
monstrationen zuriick und daran, wie darauf mit Gegende-
monstrationen und Blockaden reagiert wurde.

Die Mitglieder der CDU, der GRUNEN, der SPD, der FDP
und der LINKEN sowie die Mitglieder der von diesen ab-
hingigen oder mit ihnen eng verbundenen Organisationen
haben Menschen, die fiir Biirgerrechte, Rechtsstaatlichkeit
und Demokratie eingestanden haben, beleidigt und gesell-
schaftlich ausgegrenzt. Es kam dabei sogar zu korperlichen
Bedrohungen und Angriffen linkextremistischer Krifte.

(Beifall AfD)

Das waren linksextremistische Krafte, mit denen Sie heute
noch sympathisieren. Dafiir sollten Sie sich schimen.

(Beifall AfD)

Die neue Linke ist mittlerweile zum alten Rechtstotalita-
rismus geworden. Das zeigt sich liberdeutlich und setzt
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sich aktuell sowohl im Handeln der mittlerweile staatlich
geschiitzten Nichtregierungsorganisationen als auch durch
Parteien in Regierungsverantwortung fort.

(Beifall AfD)

Der grofite Skandal in der Nachkriegsgeschichte unseres
Landes war somit eine Politik, die mithilfe extremistischer
Gruppen, des 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks, einer Viel-
zahl an Unternehmen und einiger prominenter Personen
propagandistisch eine regelrechte Meisterleistung zur Tau-
schung von Millionen Biirgern vollbracht hat. Die Kern-
frage, ob die Hessische Landesregierung und mit ihr der
damalige Ministerprisident Herr Bouffier genauso wie die
Biirger unseres Landes durch Herrn Lauterbach hinter
die Fichte gefiihrt wurden, wird uns der Corona-Untersu-
chungsausschuss beantworten.

(Beifall AfD)

Wie sehr aber auch Abgeordnete des Hessischen Land-
tags manches einfach nur erfunden haben, was nie wis-
senschaftlich belegt werden konnte, zeigt sich in einer
Aussage vom 10. November 2021. Da hat eine Politike-
rin der GRUNEN ausgesagt, dass diese Pandemie eine
der Ungeimpften sei. Die unglaubliche Arroganz, mit der
man Unwissen als wissenschaftliche Erkenntnis darstellte,
offenbarte sich insbesondere bei der Bereitschaft, gerade
Kinder und Jugendliche zu impfen und diese damit einer
erheblichen Gefahr auszusetzen.

(Beifall AfD)

So wurden vollig unwissenschaftliche Aussagen regelrecht
herbeifabuliert. Besonders deutlich wurde das durch die
Aussage eciner Abgeordneten der CDU vom 29. April
2021. Sie sagte:

,,Der einzig erfolgversprechende Weg aus der Pande-
mie ist doch impfen, impfen und impfen. ... Das gilt
hoffentlich bald auch fiir Kinder und Jugendliche.*

Die Warnungen der AfD gerade vor Impfungen bei Kin-
dern mit experimentellen und nicht ausreichend in Studien
erprobten Impfstoffen wurden ebenso der Lacherlichkeit
preisgegeben wie unsere Warnungen vor den Schulschlie-
Bungen und dem damit verbundenen Distanzunterricht, der
Schliefung von Kindertagesstétten und vielem mehr.

Meine Damen und Herren, Sie als verantwortliche Poli-
tiker von CDU, SPD, GRUNEN und FDP im Hessischen
Landtag miissen die durch die RKI-Files nun o6ffentliche
und unleugbare Realitét nutzen, um sich bei den hessischen
Biirgern zu entschuldigen.

(Beifall AfD)

Sie miissen das Versprechen abgeben, eine solch totalitére,
die Grundrechte einschrinkende Politik nie wieder betrei-
ben zu wollen. Das sind Sie, meine Damen und Herren, als
gewihlte Vertreter der hessischen Biirger der Bevdlkerung
schuldig. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Kollege Piirsiin, FDP-
Fraktion. Bitte sehr, Yanki.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Herr Président, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dieser
heutigen Aktuellen Stunde stellt die AfD in erster Linie
wieder eines unter Beweis, wie auch im Einsetzungsantrag
zum Corona-Untersuchungsausschuss: Drei Gutachter ha-
ben der AfD unabhéngig voneinander zahlreiche vorweg-
genommene Wertungen bescheinigt.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf AfD)

Jetzt kommen Sie, Monate nach Ver6ffentlichung der RKI-
Files, und fordern eine pauschale Entschuldigung der {ibri-
gen im Parlament vertretenen Fraktionen wegen ihrer Co-
rona-Politik, und Sie machen sich nicht einmal die Miihe,
die Corona-Politik der von Thnen in Sippenhaft genomme-
nen Fraktionen voneinander zu unterscheiden.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf AfD: Weil Sie
sich noch nie entschuldigt haben!)

Wenn Sie sich nicht mehr daran erinnern, nutzen Sie die
Parlamentsdatenbank. Aber Vorsicht: Dort stolen Sie auf
Fakten. Sie werden eine Vielzahl parlamentarischer Initia-
tiven der Freien Demokraten zu Corona und der Corona-
Politik in Hessen finden. Wir haben zu jeder Zeit der Co-
rona-Pandemie die hierauf ausgerichteten Entscheidungen
kritisch-konstruktiv begleitet und viele Losungsvorschlige
unterbreitet. Wir haben sichergestellt, dass der Landtag sei-
ne Aufgaben erfiillen konnte. Wir haben die Einbindung
der Fraktionen sichergestellt.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Jawohl!)

Wir Freie Demokraten haben darauf bestanden, dass jede
Corona-Verordnung auf die Tagesordnung des Landtags
kam.

(Beifall Freie Demokraten)
Der AfD war das doch ziemlich egal.
(Widerspruch AfD)

Wir Freie Demokraten haben jeden Aspekt in den Fachaus-
schuss geholt. Wer hat sich fiir die Freiheit eingesetzt?
Natiirlich die Freiheitspartei FDP.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe AfD)

Wir konnten gar nicht hdufig genug in diesem Landtag be-
tonen: Nicht die Freiheit muss begriindet werden, sondern
die Einschriankung der Freiheit muss begriindet werden.

(Beifall Freie Demokraten)

Mangels Ideen der AfD miissen also fiir den pauschalen
Rundumschlag heute die RKI-Files herhalten. Man kann
sicher nicht in Abrede stellen, dass die RKI-Files Neues
offenbart haben und mit diesen Erkenntnissen einige Sach-
verhalte heute im Nachhinein in einem anderen Licht zu
sehen sind.

(Zurufe AfD: Aha?)
Das hat Wolfgang Kubicki sofort erkannt.
(Lachen und Zurufe AfD — Glockenzeichen)

Er hat sich sehr dezidiert, aber auch sehr sachlich mit den
Inhalten der RKI-Files befasst und seine Schlussfolgerun-
gen daraus gezogen. Bezogen auf die Bundespolitik hat
er sehr deutliche Worte gefunden — Wolfang Kubicki als
Erster und Einziger. Von der AfD hingegen kam gar nichts.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe AfD)
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Wir haben nicht den geringsten Anlass, uns fiir unsere
Haltung wéhrend der Corona-Pandemie zu entschuldigen,
ganz im Gegenteil. Die anderen Fraktionen sind in der
Lage, ihren Beitrag selbstkritisch zu hinterfragen. Da die
AfD zu Selbstkritik nicht fahig ist, noch ein Hinweis: Zu
entschuldigen hat sich die AfD fiir ihre Corona-Politik.

Herr Richter, Sie haben ja zitiert. Aber Sie hédtten besser
mal sich selber zitiert. Ich zitiere aus dem Jahr 2020. —
Herr Prisident, um die AfD zu zitieren, briuchte ich 15
Minuten extra, ich hoffe, das ist in Ordnung.

Vizeprisident Frank Lortz:

Das machen wir heute Abend, nach dem Ende der Sitzung.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):
Dann fangen wir mal an. Die AfD sagt

(Volker Richter (AfD): Wann denn?)
am 5. Mai:

,,Wenn wir die Menschen in unserem Land mit wis-
senschaftlicher Kompetenz immer weiter aufkldren,
und dies nicht nur durch das RKI ..., verstehen die
Biirger auch wesentlich besser, was um sie herum
vorgeht, und sie werden ihr Verhalten natiirlich ver-
dndern.”

Herr Richter, sehr unkritisch, wie Sie mit dem RKI umge-
hen.

(Zurufe AfD — Glockenzeichen)

Herr Gagel, Sie haben gestern zum Flughafen gesprochen:
bedeutungslos. Den wiirde es gar nicht mehr geben, wenn
man der AfD gefolgt wire. Sie sagt:

,»Da hat die Hessische Landesregierung die richtigen
Schliisse — mit Ausnahme der fehlenden maximalen
Einschriankung des Flugverkehrs — gezogen.*

Sie wollten den Flugverkehr in Deutschland zerstoren.
(Beifall Freie Demokraten — Widerspruch AfD)

Ein Jorg Meuthen sagt: ,,Shutdown jetzt!“ und: ,,Deutsch-
land steht unmittelbar vor der Katastrophe!“ — Sie verbrei-
ten doch Angst und Panik.

(Beifall Freie Demokraten)

Ein Tino Chrupalla ist stolz darauf, dass die AfD Sachsen
Masken entwickelt hat und sie verteilt:

,»Ob die sinnvolle Maskenpflicht jetzt kommt oder
nicht: Tragt Maske! Auch ich habe eine selbst ge-
néhte von der AfD Sachsen erhalten.

Haben Sie sie dabei? Setzen Sie sie doch einmal auf.
(Beifall Freie Demokraten)

»Maskenpflicht kommt nun doch: AfD forderte dies
bereits seit 28.03.

Oder hier:

»Sputnik-Impfstoff als lebensrettende globale Part-
nerschaft

Ich wei} nicht, wie es da mit GroBhandelsangeboten aus-
sieht. Aber das fordert ein Jorg Dornau aus Leipzig. Vollig
faktenfrei, was Sie da gemacht haben.

(Unruhe — Glockenzeichen)
Alice Weidel schreibt:

,unverantwortliche Verharmlosung durch Gesund-
heitsminister Jens Spahn. Virologen bestitigen: Die
Sterblichkeitsrate beim Corona-Virus ist zehnmal
hoher als bei einer normalen Grippe.*

Das ist die AfD.
(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Piirsiin, Sie miissen zum Schluss kommen.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Vielleicht braucht ja die AfD einen Untersuchungsaus-
schuss in den eigenen Reihen, damit die neuen Abgeordne-
ten einmal mitbekommen, was die alten Abgeordneten der
Altpartei AfD so von sich gegeben haben.

(Heiterkeit und Beifall Freie Demokraten — Beifall
CDU und SPD)

Fiir den Untersuchungsausschuss gibt es einen ganz wich-
tigen neuen Auftrag: Schauen wir mal, welche negativen
Auswirkungen diese AfD-Forderungen auf die Corona-Po-
litik hatten; wir werden das tun. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Piirsiin. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Jorg Michael Miiller, CDU-Fraktion.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Herr Président, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist
immer unfassbar schén, wenn man hinter dem Zug steht,
anzuschauen, was vor ihm war. Das ist so eine typische
Handlungsweise, die Sie an den Tag legen. Der Kollege
Piirsiin hat Sie ja zitiert. Ich konnte jetzt noch Alice Weidel
dazunehmen, die die Bundesregierung damals — freundlich
formuliert — angemacht hat, sie solle endlich massiv han-
deln, um die Gefahrdung fiir die Bevdlkerung abzuweisen.
Aber das alles bringt uns nichts.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe AfD)

Ihre Anmalung — das meine ich todernst —, man mdge sich
fiir politisches Verhalten entschuldigen, ist fiir mich kaum
noch ertriglich; das sage ich ehrlich. Wir miissen uns bitte
noch einmal die Bilder vor Augen fiihren: Erinnern Sie
sich an Italien?

(Zuruf: Jal)

Erinnern Sie sich an die Menschen, die in Krankenhdusern
lagen, keine Luft bekamen und starben? Erinnern Sie sich
an Indien, wo die Sauerstoffflaschen iiber die Straflen ge-
rollt wurden, um Menschen mit Sauerstoff zu versorgen,
die Atemnot hatten?
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(Vereinzelter Beifall CDU)

Erinnern Sie sich an New York, wo Kiihllaster zu Dut-
zenden aufgefahren worden und Menschen sozusagen in
Leichensédcken zwischengelagert worden sind, bis man sie
beerdigen konnte? Weltweit war nahezu jedes Land dieser
Erde dieser Pandemie ausgesetzt und hat nahezu identische
MaBnahmen ergriffen, mit Abstufungen, aber nahezu iden-
tische Maflnahmen — von extrem massiv bis ——

(Robert Lambrou (AfD): Schweden! Taiwan!)

— Dazu komme ich noch. — Denken Sie an Neuseeland, an
Australien, weit weg. Jetzt kommen wir zu Taiwan: Volli-
ge Abschottung des Landes und massivste MaBnahmen bei
jedem, der erkrankt war. Die wurden gar nicht gefragt, ob
sie irgendwohin wollten, die wurden sofort massiv isoliert.
Aber denken Sie einmal an unsere Alten- und Pflegeheime:
Ein Viertel der Menschen ist in dieser Pandemie verstor-
ben. Und was waren die Kommentare, erinnern Sie sich
noch? Die wiren ja sowieso bald gestorben. — Das waren
so Zitate, die mir bei dieser AnmaBlung einfallen, die uns
hier heute zugemutet wird.

Denken Sie daran: Die ECMO-Maschine. Kein Mensch
wusste vorher, was das ist, um es freundlich zu formulie-
ren. Ich habe mit Schwestern und Arzten gesprochen, die
heulend vor mir standen und gesagt haben: Wenn wir einen
an die ECMO legen und mit ihm dariiber reden, wissen
wir, dass 80 % derjenigen nicht mehr zuriickkommen. —
Die Wehrlosigkeit vor diesem Virus, und Sie sagen, das
habe man alles wissen kénnen? Das hitte man alles &ndern
konnen? Nein, das hat man nicht.

Politik muss fiir die Biirgerinnen und Biirger vorsorglich
und fiirsorglich handeln. Dabei werden Fehler gemacht —
dariiber miissen wir uns nicht unterhalten —, weil wir nicht
wissen, was hinter dem Zug ist. Wir alle reagieren mitein-
ander so, dass wir meinen, den richtigen Weg zu gehen.

Jens Spahn hat damals gesagt: Wir werden uns irgendwann
viel verzeihen miissen. — Die Lage war vollig unsicher. Wir
wussten nicht: Bringt dieses Virus weitere Probleme mit
sich?

Ich finde, Sie konnen iiber das Impfen schimpfen, wie Sie
wollen; das Impfen war keine falsche Reaktion. Im Gegen-
teil, es hat Hunderttausende Menschen gerettet.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt Freie Demokraten)

Kolleginnen und Kollegen, ich sage, wie es mir am Herzen
liegt: Das Geschwafel von einem experimentellen Impf-
stoff ——

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Miiller, es gibt den Wunsch, eine Zwischen-
frage zu stellen.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Nein. — Zu dem Geschwafel von einer Impfung, die experi-
mentell war, sage ich: Jede Grippeimpfung in jedem Jahr
ist eine experimentelle Impfung, weil sie aufgrund einer
Vorhersage entwickelt und verabreicht wird.

(Zurufe AfD)

Bei diesen Milliarden von Impfdosen — da brauchen wir
nur in die Medizinstatistik zu schauen — ist absehbar, dass
es auch Schiaden gibt. Dariiber miissen wir heute offen
diskutieren. Da muss man auch die Menschen mitnehmen;
ihnen muss man helfen. Dartiber brauchen wir gar nicht zu
diskutieren.

(Zuruf Gerhard Schenk (Bebra) (AfD))

Aber bitte denken Sie an die Lage von damals, an die Men-
schen, die in Verona weinend vor den Sérgen standen, die
in New York nicht mehr weiterwussten und die in Indien
— — Insbesondere in den Entwicklungsldndern: Schauen Sie
es sich doch an, wie die Menschen dort im wahren Sinn
des Wortes an diesem Virus krepiert sind und wir nicht
wirklich helfen konnten.

Als damals Masken in die Welt geliefert worden sind, ist
hier im Landtag — erinnern Sie sich? — von einer Fraktion
gesagt worden, die heute eine Entschuldigung verlangt:
Wir konnen doch nicht die Masken fiir unsere Biirger in
die Welt geben, wenn wir sie doch brauchen. — Das ist
doch keine Politik der Menschlichkeit; das ist doch keine
Politik des Fiireinander-Einstehens, sondern das ist das,
was Sie immer — egal, wie — machen: Unmenschlichkeit ist
bei Thnen Standard, Menschlichkeit eben gerade nicht.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt Freie Demokraten — Robert Lambrou
(AfD): So ein Quatsch!)

Vizeprisident Frank Lortz:

Kollege Miiller, Sie miissen zum Schluss kommen.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben wir uns
nicht zu entschuldigen. Wir haben die Verantwortung,
nachdenklich zu sein und Dinge, die wir moglicherweise
aufgrund der Pandemieerfahrung verdndern miissen, in Zu-
kunft anders zu machen.

(Zuruf Robert Lambrou (AfD))

Ich bin jedenfalls stolz auf die vielen Menschen, die gehol-
fen haben, diese Pandemie zu besiegen. — Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zurufe Gerhard Schenk (Bebra) und Pascal
Schleich (AfD))

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Miiller. — Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Kathrin Anders, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

Kathrin Anders (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prisident, werte Kolleginnen und Kol-
legen! Ich bin dem Kollegen Miiller sehr dankbar, dass
er sehr deutlich gemacht hat, vor welchen Herausforderun-
gen wir weltweit als Verantwortliche standen. Es war die
grofite Herausforderung seit Jahrzehnten. Es gab ein kaum
bekanntes Virus, das schon vor Auftreten von Symptomen
ansteckend war, ein Virus, das in den ersten Varianten fiir
viele Menschen innerhalb weniger Tage den Tod bedeutete,
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ein Virus, das kaum erforscht war und von dem niemand
wusste, wie liberhaupt eine Therapie aussehen kann.

Alle politisch Verantwortlichen weltweit standen vor
schwerwiegenden Entscheidungen. Es ging immer — Herr
Miiller hat das sehr deutlich gemacht — um Fiirsorge und
Vorsorge. Es ging immer darum, Erkrankte bestmdglich zu
behandeln und Tote zu verhindern.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Gerhard
Schenk (Bebra) (AfD): Das stimmt doch gar nicht!
Stimmt doch tiberhaupt nicht!)

— Wenn Sie von der rechten Seite hier hineinbriillen: ,,.Das
stimmt doch nicht!“, kann ich nur sagen: Sie kennen die
Fakten nicht.

(Beifall Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN) und Peter Franz (CDU))

Dann wissen Sie nicht, dass wir in Hessen 2.100 Beat-
mungsgerite hatten, von denen innerhalb weniger Wochen
1.900 belegt waren.

(Zuruf Gerhard Schenk (Bebra) (AfD))

Weitere Menschen hétten in ganz Deutschland umherge-
fahren werden miissen, um sie zu behandeln. Sie konnen
doch nicht behaupten, das stimmt nicht. Sie kennen offen-
sichtlich nicht die Zahlen. Sie wissen offensichtlich nicht,
vor welchen Herausforderungen Kliniken hier vor Ort stan-
den.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
SPD — Zurufe AfD)

Alle Verantwortlichen haben nach bestem Wissen und Ge-
wissen gehandelt, um Menschenleben zu schiitzen. For-
schung, Medizin und Politik haben das immer auf dem
Kenntnisstand tun konnen, auf dem Forschung, Medizin
und Politik gemeinsam waren.

(Andreas Lichert (AfD): Die RKI-Files sagen etwas
anderes!)

Da hat niemand Unfehlbarkeit fiir sich beansprucht.
(Holger Bellino (CDU): So ist es!)

Wenn wir uns daran erinnern — Herr Miiller hat es ausge-
fithrt —, kommen uns die Bilder aus Bergamo in den Sinn,
als Krematorien vielerorts iiberlastet waren. Es gab Kiihl-
container vor den Kliniken in New York, und Menschen
verstarben schon in der Notaufnahme wegen grofiter Luft-
not.

(Zuruf SPD: So ist es! — Holger Bellino (CDU): Auf
der Straf3e!)

Als wir am Anfang noch dachten, dass Héndewaschen
fir die Dauer des Liedes ,,Happy Birthday“ ausreichte,
ahnte niemand, dass das Virus allein liber die Luft und be-
reits vor dem Auftreten von Symptomen verbreitet werden
kann.

Deswegen war es richtig, dass gehandelt wurde; denn es
war keine Option, abzuwarten und nicht zu handeln, werte
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
SPD)

Alle wussten auch, dass diese préventiven MafBinahmen
nicht folgenlos bleiben. Deswegen ist es richtig und wich-
tig, jetzt auch zu schauen, wie wir mit den Erkenntnissen

umgehen. Deswegen brauchen wir eine Aufarbeitung und
den Dialog.

Ich bekréftige noch einmal, dass ein Forum, wie es die
SPD vorgeschlagen hat — mit Biirgerinnen und Biirgern,
mit Verbdnden, mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, mit Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, mit Klini-
ken, mit Forschung und mit Wissenschaft, natiirlich niitz-
lich sein kann,

(Volker Richter (AfD): Das haben Sie abgelehnt, als
wir eine Enquetekommission gefordert haben! — Ge-
genrufe — Glockenzeichen)

damit wir in Zukunft besser in solchen Situationen reagie-
ren konnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Turgut
Yiiksel (SPD))

Aber was wir ganz sicher nicht in dieser Situation brau-
chen, ist Populismus in der Debatte, ist das Suchen von
Schuldigen, ist, einzelne Leute auf die Anklagebank zu
setzen. Es geht ndmlich nicht darum, Schuldige zu suchen.

(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Aufklarung!)

Es geht ums Aufarbeiten und darum, in Pandemiegesche-
hen, die sicherlich wiederkommen werden, einzelne Grup-
pen besser schiitzen zu konnen, um besser abwédgen zu
kdnnen, um einzelne Gruppen besser in den Blick nehmen
zu konnen. Es geht darum, zu lernen, wie Kommunikation
in solchen Krisenfillen erfolgreicher sein kann. Es geht
darum, verschiedene Einschitzungen zukiinftig besser in
die politischen Prozesse einzubinden. Und es geht darum,
immer viele verschiedene Perspektiven in den Blick zu
nehmen, um besonders die Folgen fiir einzelne Gruppen
besser zu betrachten.

(Andreas Lichert (AfD): Sie haben doch Kritiker
richtig fertiggemacht!)

Wenn Sie hier sagen: Das wurde unter Geheimhaltung ir-
gendwo mit Herrn Lauterbach — — Im Ubrigen auch mit
Jens Spahn; es ist nicht so, dass wir nur einen einzigen Ge-
sundheitsminister in dieser Zeit gehabt hitten. Jens Spahn
war maligeblich am Anfang der Pandemie mit dabei; das
scheinen Sie schon wieder vergessen zu haben.

(Zuruf Volker Richter (AfD))

Wenn Sie das sagen, haben Sie anscheinend in den ge-
fiihlt endlosen Sitzungen des Gesundheitsausschusses die-
ses Parlaments geschlafen oder waren nicht anwesend.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
SPD — Zuruf Robert Lambrou (AfD))

Vizeprisident Frank Lortz:

Frau Kollegin, Sie miissen zum Schluss kommen.

Kathrin Anders (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Alle Malinahmen, alle Bedingungen, alle Interventionen
wurden in diesen Ausschiissen ndchtelang — ich betone:
néchtelang — diskutiert. Sie hétten sich einbringen kdnnen.

(Volker Richter (AfD): Haben wir doch!)

Sie waren iiber das informiert, was passiert. Deswegen
kann man den Verantwortlichen nicht vorwerfen, sie hétten
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das iiber die Kopfe hinweg in irgendwelchen Hinterzim-
mern entschieden. Es wurde in allen Parlamenten diskutiert
und besprochen. Das ist auch der richtige Ort, wo es hinge-
hort. Das wird es auch in Zukunft sein. — Herzlichen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollegin Anders. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Stephan Griiger, SPD-Fraktion, bitte sehr.

Stephan Griiger (SPD):

Herr Prisident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ein kluger Mensch hat einmal gesagt: Wer mit dem Finger
auf andere zeigt, von dessen Hand zeigen drei Finger auf
ihn selbst zuriick.

(Holger Bellino (CDU): Gustav Heinemann!)

Ehrlich gesagt, haben wir genau eine solche Situation vor-
liegen. Herr Richter hat gerade ausgefiihrt, es wiren Angs-
te geschiirt worden, und es sei eine Meisterleistung in der
Tauschung der Biirger erbracht worden.

(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Richtig, korrekt!)
Ja, liebe AfD, genau das habt ihr gemacht.
(Yanki Piirsiin (Freie Demokraten): Genau!)

Ihr habt Angste in der Bevdlkerung geschiirt, und ihr
habt eine Meisterleistung in der Tduschung der Biirger
vollbracht. Genau das ist passiert.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Es ist schon darauf hingewiesen worden. Im Mérz 2020
konnte es Frau Weidel nicht schnell genug mit Maflnahmen
der Bundesregierung zur Einddimmung der Corona-Krise
gehen. Sie hat die Bundesregierung angegriffen, sie wiirde
nicht genug tun, es miisse jetzt mehr passieren.

(Andreas Lichert (AfD): Ja, am Anfang!)

Das war im Mirz 2020. Danach kamen spiter seltsame
Gutachten — ,,Gutachten” —, die vorgelegt wurden und in
denen falsche Tatsachenbehauptungen zum Beispiel iiber
den Zusammenhang zwischen Todesfdllen und Impfungen
vorgebracht wurden — an den Haaren herbeigezogen und
inzwischen durch alle Fakten widerlegt. Wo bleibt da die
Entschuldigung der AfD fiir diese Art der Tduschung der
Biirgerinnen und Biirger?

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Andreas Lichert (AfD):
Mathematik liigt nicht, Herr Kollege!)

Auch die Behauptungen von Frau Weidel iiber den Impf-
status von Impfpatienten: Wo ist denn da die Entschuldi-
gung der AfD? — Es ist klar durch Fakten widerlegt, was
Sie damals wahrheitswidrig behauptet haben — wahrschein-
lich sogar bewusst. Wo bleibt da die Entschuldigung der
AfD?

(Beifall SPD und CDU — Robert Lambrou (AfD):
Sie gehen immer nur auf den Anfang der Pandemie
ein! Der weitere Verlauf ist Ihnen unangenehm!)

Dass Sie sich hier auf die RKI-Files beziehen, finde ich
auch spannend; denn bekanntermalien ist das Robert Koch-
Institut gar keine hessische Behorde. Wir sehen hieran wie-
der Thr Problem, zu verstehen, wie die verfassungsméfige
Ordnung in diesem Land aussicht. Sie haben es beim Ein-
setzungsbeschluss auch nicht hinbekommen, sich klar auf
hessische Fragen zu beziehen,

(Robert Lambrou (AfD): Doch, haben wir!)
sondern haben alles durcheinandergemengt,
(Robert Lambrou (AfD): Nein!)

und wir mussten dann in einem schwierigen Prozess die
Sachen richtig sortieren, weil Sie nicht in der Lage waren,
das zu sortieren. Sie haben keine Ahnung von der Verfas-
sungsordnung in diesem Land.

(Beifall SPD, CDU, Freie Demokraten und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Robert Lam-
brou (AfD): Das klirt der hessische Staatsgerichts-
hof, nicht Sie! — Andreas Lichert (AfD): Die Hes-
sische Landesregierung hat sich doch auf die RKI-
Files gestiitzt! Das konnen Sie nicht leugnen! — Wei-
tere Zurufe AfD — Glockenzeichen)

— Vielen Dank fiir die vielen Zwischenrufe. Beschweren
Sie sich bitte noch einmal dariiber, dass so viel gestort
wird, wenn Sie reden. Sie sind doch selbst immer die Zwi-
schenrufer. Ich empfinde das als Heuchelei, dass sich Herr
Lambrou immer wieder beschwert, dass dazwischengeru-
fen wird.

(Robert Lambrou (AfD): Definieren Sie ,,immer
wieder!)
— Horen Sie auf mit den Zwischenrufen.

(Beifall SPD, CDU und Freie Demokraten)

Halten wir einmal fest: Mit dem, was Sie gerade gemacht
haben — Kollege Miiller hat das gerade zu Recht als Anma-
Bung bezeichnet —, vergiften Sie die Debatte. Das ist auch
Ihr Ziel. Sie wollen gar keine verniinftige Debatte iiber
Corona und iiber die Mafnahmen fiihren.

(Robert Lambrou (AfD): Sie wollen keine Aufkli-
rung!)
— Horen Sie doch einmal auf, dazwischenzuschreien, Herr
Lambrou. Horen Sie doch einmal auf.

(Robert Lambrou (AfD): Sie wollen keine Aufkli-
rung! — Glockenzeichen)

Horen Sie vor allen Dingen auf, diese Heuchel-Tour zu
machen, von wegen, es wird dazwischengerufen, wenn Sie
reden.

(Robert Lambrou (AfD): Nebenkriegsschauplitze!)

Der Punkt ist, Sie vergiften die Debatte durch das, was Sie
hier machen. Sie wollen gar keine verniinftige Aufklarung.

(Zuruf AfD: Sie wollen die nicht!)
Sie wollen nicht, dass wir uns verniinftig damit befassen,

(Robert Lambrou (AfD): Wir wollen eine Aufkla-
rung im Corona-Untersuchungsausschuss!)

sondern Sie wollen einfach nur Stimmung machen. Das
ist das Wesensmerkmal von Populistinnen und Populisten.
Deswegen werden Sie an dem Punkt natiirlich keine Zu-
kunft haben.
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(Robert Lambrou (AfD): Sehr gewagte Prognose!)

Wir werden die Corona-Krise in Ruhe und ohne Schaum
vor dem Mund aufkléren.

(Robert Lambrou (AfD): Wo denn? Wann denn?)

Was Sie machen, das kann uns dann auch einigermafien
egal sein. Sie wollen populistische Stimmung machen, wir
wollen die Aufklarung. — In diesem Sinne: Gliick auf.

(Beifal!. SPD, CDU, Verein;plt Freie Demokraten
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Robert Lam-
brou (AfD): Wo denn? Wann denn?)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Griiger. — Es gibt keine weite-
ren Wortmeldungen. Dann ist diese Aktuelle Stunde behan-
delt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 36 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Baukrise in Hessen: Statt Selbstbeschiiftigung braucht
Hessen jetzt Losungen fiir den Wohnungsbau!

— Drucks. 21/1048 —

Das Wort hat die Frau Kollegin Martina Feldmayer,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Bitte sehr, Martina.

Martina Feldmayer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Baugenehmigungen in Hessen sind eingebrochen. Der
Riickgang gegeniiber 2022 liegt bei iiber 40 %. Wo nichts
genehmigt wird, wird nichts gebaut. Wo nicht gebaut wird,
entsteht auch kein bezahlbarer Wohnraum.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Gute Erkennt-
nis!)

Die Zahlen geben also Anlass zu grofler Sorge. Die Bau-
krise spitzt sich zu. Wir haben alle mitbekommen: Der
Wohnungsbauminister beschreibt die Probleme auf dem
Wohnungsmarkt gerne. Er hilt gerne Grundsatzreden zu
diesem Thema. Er hat bisher aber nichts Konkretes gelie-
fert, meine Damen und Herren.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Ingo Schon
(CDU): Dass das ein bundesweites Problem ist, ist
aber schon klar, oder?)

Schlimmer noch: Statt sich mit der Baukrise zu beschéfti-
gen, verursacht der Wohnungsbauminister selbst eine Krise
mit der Entlassungsaffiare um Frau Messari-Becker.

(Minister Kaweh Mansoori: Das ist doch nur Thr
Ding!)

Damit wird es also nicht besser, sondern noch schlechter;
denn Frau Messari-Becker war fiir Wohnen und Bauen zu-
stindig — eine kompetente Frau fiir die Themen bezahlba-
res Wohnen und klimaneutrales Wohnen. Sie ist entlassen
worden.

Wir fragen also: Was tut der Wohnungsbauminister, aufler
die fiir den Wohnungsbau zustindige Staatssekretdrin zu
entlassen, meine Damen und Herren?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wo bleiben die Initiativen? Wo bleiben die Ergebnisse der
Kommission ,,Innovation im Bau“? Hier liegen doch gute
Vorschldge auf dem Tisch, um die kostentreibenden Fakto-
ren zu reduzieren — Stichwort: Schallschutznorm oder auch
Tiefgaragen. Bei dem Thema muss aber deutlich mehr
Tempo rein. Es miissen endlich auch Ergebnisse vorgelegt
werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Wohnungsbauverbénde und die Baubranche werden
auch langsam ungeduldig, Herr Wohnungsbauminister. Die
wollen bauen. Die wollen auch bezahlbar bauen. Die wol-
len keine Wohnungen fiir Mieten mit 20 Euro pro Quadrat-
meter bauen. Die wollen wirklich bezahlbar bauen und
haben Vorschldge vorgelegt, zum Beispiel die Einfithrung
des Gebaudetyps E — eine Forderung vom Bundesverband
Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen. Herrn
Lipka habe ich hier gesehen. Aber auch der Wohnungsver-
band Siidwest fordert zum Beispiel ein Zinsverbilligungs-
programm. Wir finden, ein Zinsverbilligungsprogramm ist
eine gute Idee. Das Zinsverbilligungsprogramm geht in die
Richtung unseres Vorschlags einer Zinsbremse. Ich sage
es an dieser Stelle noch einmal: Unsere Zinsbremse ist
eine sinnvolle Alternative zum teuren, aber wirkungslosen
Hessengeld.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn dieser Vorschlag, unsere Idee, setzt da an, wo eines
der Probleme liegt, ndmlich die gestiegenen Zinsen. Meine
Damen und Herren, da Sie unseren Vorschlag ablehnen,
greifen Sie doch wenigstens die Vorschldge der Bau- und
Immobilienwirtschaft auf, bitte schon. Vorschlége sind da,
aber die Regierung muss handeln. Die Regierung muss
doch Ergebnisse vorlegen. Auler Ankiindigungen ist da
bisher nichts vorgelegt worden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jetzt werden Sie noch einmal sagen: Ja, aber das Hessen-
geld. — Dazu habe ich schon etwas gesagt. Auch beim
Hessengeld ist bisher noch kein einziger Cent geflossen.
Ich sage Thnen, was der DGB-Landeschef Herr Rudolph
zum Hessengeld in einem Interview gesagt hat. Er sagte:

,Die privaten Eigenheimbesitzer mit dem Hessen-
geld zu fordern, wird den Mangel an bezahlbarem
Wohnraum ... nicht [16sen].”

Recht hat er.
(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich sage, es wird auch nicht dazu fiihren, dass mit diesen
auf Jahre gestreckten Betrdgen mehr gebaut wird. Damit
16sen Sie die Baukrise nicht, meine Damen und Herren von
der Landesregierung. Herr Mansoori, die Baukrise muss
anders gelost werden. Dazu muss wirklich auch etwas ge-
tan werden.

Herr Minister, Sie beschworen bei jeder Gelegenheit, dass
die beste Mietpreisbremse aus Glas, Stein und Beton ist.

(Minister Kaweh Mansoori: Holz nicht vergessen!)
— Holz ist Ihnen dann auch irgendwann eingefallen.

(Minister Kaweh Mansoori: Habe ich immer ge-
sagt!)

Wir haben eine Holzbauinitiative, richtig. Das hat man ITh-
nen dann irgendwann gesagt. Ich sage noch einmal: Holz,
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Glas, Stein, Beton; aber bisher haben Sie doch nur Luft-
schlgsser gebaut, Herr Wohnungsbauminister. Darin kann
doch wirklich niemand wohnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Dabei ist das Thema eines der brennendsten, die wir haben.
Das Thema bezahlbarer Wohnraum treibt die Menschen
um. Wir brauchen bezahlbaren Wohnraum auch fiir die
Fachkréfte. Wir haben einen Fachkréiftemangel. Wir besu-
chen die Unternchmen. Wir machen auch Sommertouren.
Wir besuchen die Unternehmen, die sagen: Wir haben ei-
nen Fachkriftemangel. — Wie wollen Sie dafiir sorgen, dass
die Fachkrifte hier wohnen kdonnen? Wir brauchen bezahl-
baren Wohnraum.

Also, auch an dieser Stelle muss sehr stark nachgebessert
werden. Die Landesregierung muss jetzt handeln. Sonst
wird die Krise am Bau noch grofer, und daran kann wirk-
lich niemand Interesse haben. Handeln Sie jetzt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Feldmayer. — Das Wort hat
Frau Abgeordnete Elke Barth, SPD-Fraktion.

Elke Barth (SPD):

Herr Prisident, meine Damen und Herren! Als ich den
Titel Threr Aktuellen Stunde gelesen habe, hat sich mir
eine Frage aufgedringt: Zehn Jahre lang waren Sie, liebe
GRUNE, verantwortlich fiir den Wohnungsbau.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das ist auch nicht mehr das Argument fiir alles!)

Genauso lange haben Sie uns erzéhlt, wie gut doch alles
lauft. Zitate Al-Wazir: Die hessische Wohnungspolitik ist
eine echte Erfolgsgeschichte. Der Tanker ist gedreht, die
Trendwende ist geschafft. Der groBe Frankfurter Bogen,
die Mutter aller Losungen fiir die Probleme im Wohnungs-
bau. Und so weiter.

Kaum sind Sie aus dem Ministerium raus, ist alles
schlecht. Ich finde, das ist eine sehr merkwiirdige Interpre-
tation.

(Beifall SPD und CDU - Zuruf Miriam Dahlke
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Es gibt ein Bild, das ich in solchen Diskussionen héufig
bemiihe: Der Wohnungsbau ist ein Tanker. Ich denke, das
ist ein richtiges Bild. Wenn Sie einen Tanker umsteuern,
dann dauert es, bis sich der Kurs dndert. Ein Tanker ist
kein Sportboot. Die Vorgéngerin als wohnungsbaupoliti-
sche Sprecherin, Frau Forster-Heldmann, ist, genauso wie
ich, Seglerin. Ich denke, sie konnte bestitigen, dass das so
ist.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Wo segeln Sie eigentlich hin?)

Wenn Sie damals den Kurs richtig gesetzt hitten, wiirde
dieser heute auch noch stimmen. Dem war aber nicht so.
Deshalb werden wir von der neuen Koalition unter sozial-
demokratischer Beteiligung jetzt umsteuern.

(Beifall SPD)

Lassen Sie uns also gerne dariiber reden, was diese Lan-
desregierung, was dieser Wohnungsbauminister in dieser
kurzen Zeit bereits angestolen hat. Wir haben das Hessen-
geld eingefiihrt, um jungen Familien den Traum von den
ersten vier Wéanden zu erfiillen.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
3.000 Euro!)

Ich kann Thnen sagen, die Resonanz darauf ist sehr positiv.
(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Der Minister ist unermiidlich unterwegs — ob beim Immo-
talk am Donnerstag in Frankfurt oder beim Mieterbund
am Samstag in Limburg, um nur zwei Branchentermine
der vergangenen Woche zu nennen —, um die Themen und
Probleme zu sammeln — —

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Lesen Sie jetzt den Terminkalender des Ministers
vor?)

— Nein, ich war mit dabei, Herr Frommrich. Erstens habe
ich das Wort. Zweitens weil} ich es deshalb, weil ich ihn
dort getroffen habe.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU — Jirgen Fromm-
rich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Lesen Sie jetzt
den Terminkalender vor?)

Vizeprisident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, seid doch ein bisschen lieb
zueinander. — Frau Kollegin Barth, bitte.

Elke Barth (SPD):

Der Minister ist unermiidlich unterwegs, um die Themen
und Probleme zu sammeln, die die Branchen seit Jahren —
ich betone: seit Jahren — driicken. Er ist ein Minister, der
zuhort und nicht allen erklért, dass er alles besser weil3.

Zwei Novellen der Hessischen Bauordnung haben Sie an-
gestofen. Die eine ist vollig verpufft. Die zweite verdiente
kaum die Bezeichnung Novelle. Deshalb hat Wohnungs-
bauminister Kaweh Mansoori die Kommission ,,Innovation
im Bau‘ ins Leben gerufen, die bis Jahresende Vorschldge
fiir eine echte Verschlankung der Bauordnung erarbeiten
wird.

In der vergangenen Woche hat er beim Mieterbund in Lim-
burg gesagt — Frau Feldmayer und ich waren dabei —,
dass nicht alle Vorschldge erst als Weihnachtsgeschenk
kommen. Einzelne schnell realisierbare Vorschlige werden
schon jetzt herausgezogen. Analog zu der niedersdchsi-
schen Baunovelle wollen wir Umbauten und Aufstockun-
gen entschieden erleichtern und damit Kosten senken.

Eine Genehmigungsfiktion, damit Bauvorhaben schneller
realisiert werden, die Umnutzung von Gewerbe in Wohnen
werden wir erleichtern. Die Bedingungen unserer Forder-
programme werden wir novellieren. Der Gebdudetyp E —
Wiedervorlage heute Abend, lieber Herr Dr. Naas — wird
kommen.

Bei den Themen Deponiekapazititen und Recycling von
Baustoffen haben Sie, meine Damen und Herren von den
GRUNEN, uns iibrigens eine echte Baustelle hinterlassen.
Schonen Gruf3 an Frau Hinz.
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(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Meine Damen und Herren, auch das Leerstandsgesetz ist
inzwischen laut dem Minister in der Abstimmung. Wir
werden bald in das Gesetzgebungsverfahren einsteigen.

Hessen braucht Losungen fiir den Wohnungsbau. Den Titel
Threr Aktuellen Stunde kann ich nur unterschreiben. Aber
man sollte immer vorsichtig sein, mit einem Finger auf
andere zu zeigen. Manchmal zeigen dann drei Finger auf
einen zuriick. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Barth. — Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Naas, Vorsitzender der FDP-Fraktion.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Prisident, meine Damen und Herren! Eine Aktuelle
Stunde der GRUNEN zur Baukrise in Hessen. Ich muss
sagen, das Schicksal hat Humor. Wenn man zehn Jahre
lang den Wohnungsbauminister stellt und dann am Anfang
einer Legislaturperiode nach acht Monaten fragt, wo die
Losungen bleiben, dann fragen wir einmal zuriick: Wo
bleiben die Losungen nach zehn Jahren Griin? Das ist doch
die entscheidende Frage. Sie hatten es doch zehn Jahre
lang in der Hand.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Ich konnte jetzt meine alten Reden hervorholen. Der ifo
Geschiéftsklimaindex ist abgestiirzt. Aber nicht erst, seit-
dem Schwarz-Griin regiert, sondern das war vorher schon
so.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Rot!)

Jetzt ist es nur dramatischer geworden, lieber Kollege
Al-Wazir. Deshalb zunéchst einmal ein Kompliment an
die GRUNEN, dass sie eingesehen haben, dass es unter
Schwarz-Rot — Kollege Miiller, Entschuldigung — nicht
besser geworden ist.

Stellen wir einmal die Frage: Wem haben wir das eigent-
lich zu verdanken? Wer steht hier eigentlich fiir was? Wer
steht fiir hohe Energiestandards, Schallschutz, einen schér-
feren Mieterschutz, eine Mietpreisbremse, Kappungsgren-
ze, Teilungsverbot usw.? Da kann ich nur sagen: Das sind
doch alles Themen der GRUNEN.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Sind Sie gegen Schallschutz?)

Die SPD ist doch in schoner Tradition genau auf diesem
Pfad. Insofern kann ich nur an die Kollegen von der CDU
appellieren, sich in diesem Punkt stirker nicht nur gegen-
iiber dem alten Koalitionspartner, sondern auch gegeniiber
dem neuen Koalitionspartner durchzusetzen. Wir stehen an
Ihrer Seite, wenn es um die Freiheit des Wohnungsmarktes
geht.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Kollegin hat zu Recht gefragt, wo denn jetzt die Neu-
igkeiten sind. Die sozialpolitische Komponente stellt doch
gerade ein Uberbieten dar. Das Leerstandsgesetz kommt
sogar noch hinzu. Das ist wirklich eine sehr schone griine
Tradition, die fortgesetzt wird. Deswegen frage ich: Wo

sind denn jetzt die neuen Initiativen nach sieben bzw. acht
Monaten?

Die Baugenehmigungen sind immer noch nicht digital. Das
Bauland ist immer noch sehr teuer. Die Entbiirokratisie-
rung kommt nicht voran. Da niitzt es auch nichts, wenn
Sie zum Immotreff und zum Mietertreff gehen, wie es die
Kollegin vorhin positiv dargestellt hat.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Taten statt Torten!)

Vielmehr werdet ihr sie an den Taten erkennen. Oder: Ma-
chen ist wie Wollen, nur krasser.

Vorstellungen und Vorschlidge liegen bereits auf dem Tisch.
Wir haben Antrdge zum Bau-Booster gestellt. Nehmen Sie
doch einmal den Landesentwicklungsplan in den Blick.
Die GRUNEN haben uns iiber Jahre hinweg eingemau-
ert. Das wissen alle Regionalpolitiker. Regionale Griinzii-
ge verhindern neue Baugebiete. Vorranggebiete fiir den
Klimaschutz verhindern neue Baugebiete. Schaffen Sie
das ab. Legen Sie einen neuen Landesentwicklungsplan
vor. Dieser Landesentwicklungsplan ist keiner, sondern ein
Landesverhinderungsplan.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf Jiirgen Fromm-
rich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Das ist alles nicht so einfach, wenn man die einzige Fach-
frau im Ministerium feuert. Dann hat man eben keine Bau-
stellen in Hessen, sondern nur Baustellen und Baugruben
im Ministerium. Das ist vielleicht der falsche Weg. Wir
wiinschen uns die Baustellen im Land und nicht bei Ihnen
im Haus.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Deswegen kann ich Thnen nur sagen: Heute Mittag liegt
ein konkreter Vorschlag der Freien Demokraten auf dem
Tisch. Das ist der Gebdudetyp E — E fiir einfach, E fiir
experimentell.

Im Ubrigen kann ich nur meine alten Reden wiederholen:
Am Ende wird es auf den privaten Wohnungsbau ankom-
men und nicht auf den staatlichen Wohnungsbau. Es wird
nicht darum gehen, den Tanker mit 2.000 neuen Sozial-
wohnungen zu drehen, sondern es wird darauf ankommen,
den Tanker mit Tausenden neuen Investitionen privater
Biirgerinnen und Biirger auf dem hessischen Wohnungs-
markt zu drehen.

Das ist entscheidend, und das miissen Sie angehen. Das
konnen Sie nur angehen, wenn Sie deregulieren, wenn Sie
mehr Freiheit in den Mietmarkt bringen — kein besonderes
hessisches Mietrecht — und vor allem wenn Sie entbiirokra-
tisieren. Das sind die Aufgaben. Heute Mittag gibt es einen
Antrag von uns dazu, und ich hoffe doch, dass wir dann
alle diesem zustimmen. — Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Dr. Naas. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Schulz fiir die AfD-Fraktion.

Dimitri Schulz (AfD):

Verehrtes Présidium, liebe Kollegen! Verehrte Frau Feld-
mayer, diese Aktuelle Stunde ist nichts anderes, als Op-



1172 Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung - 12. September 2024

position zu spielen und dabei die selbst herbeigefiihrten
Zustande zu beklagen.

(Beifall AfD)

Die GRUNEN saBen in den letzten zwei Legislaturperi-
oden mit auf der Regierungsbank und haben die Baukrise
nicht nur mitgetragen, sondern auch tatkréftig mit unter-
stiitzt.

(Beifall AfD)

Auch auf Bundesebene — aber hoffentlich nicht mehr lange
— zerstdren Sie unsere Bau- und Wohnungsbranche. Denn
die jahrelangen sozialistischen MaBnahmen der GRUNEN
in der Baupolitik fordern jetzt ihren Preis. Der griine Mi-
nister Al-Wazir hat zehn Jahre lang eine Spur der Verwiis-
tung durch den Wohnungsmarkt in Hessen gezogen. Hier
miisste man einfach einmal priifen, was Al-Wazir und Hinz
im Verlauf dieser zehn Jahre genau gemacht haben, und
das alles restlos riickgéngig machen. Dann wére dem Woh-
nungsmarkt in Hessen schon enorm geholfen.

(Beifall AfD — Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Dann ist der soziale Wohnungsbau dahin!)

Statt aber ihre massiven Fehler endlich einzusehen, ma-
chen die GRUNEN einfach weiter wie bisher. Sie wollen
sogar noch eins draufsetzen. Denn sie haben sich sogar
gegen die Zuschiisse positioniert, die die Landesregierung
zur Eigentumsforderung vergeben will. Diese Zuschiisse
von Schwarz-Rot sind ohnehin nur ein Tropfen auf den
heiBen Stein. Aber selbst den wollen die GRUNEN nicht
haben.

Warum? — Weil die GRUNEN in Wirklichkeit gar nicht
wollen, dass die Eigentumsquote in diesem Land steigt.
Sie wollen die Biirger in Abhéngigkeit halten — in Abhén-
gigkeit von einem vollig aufgebladhten Staat, der die einge-
triebenen Steuerunsummen in sogenannten sozialen Woh-
nungsbau steckt und die Gesellschaft damit nur asozialer
macht.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
So viel Unsinn in nur einem Text!

Statt echter nachhaltiger Losungen kommen die GRUNEN
aber lieber mit Auswiichsen a la Mietpreisbremse oder
Zinsbremse und einer gewiinschten Zwangsvermietung
von Leerstinden. Das aber sind nichts weiter als populisti-
sche Ablenkungsmandver, mit denen niemandem geholfen
1st.

(Beifall AfD)

Das zeigt auch die anhaltende Krise auf unserem Woh-
nungsmarkt. Die Landesregierung miisste auch endlich an-
fangen, ihre griin-linke, jeglicher Grundlage entbehrende
Verschworungstheorie vom Leerstand aufzurdumen. Das
ist ein massiver Eingriff in die Rechte von Immobilienbe-
sitzern.

Wir sehen: Die GRUNEN lernen nicht selbst aus ihren
Fehlern. Dann werden sie es eben auf die harte Tour lernen
und aus einem Landesparlament nach dem anderen fliegen.

(Beifall AfD)

Die Landesparlamente in Deutschland werden sich &dndern,
und zwar drastisch, und ich sage euch: Ich freue mich
darauf.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Abgeordnete André Stolz
fur die CDU-Fraktion. André, bitte sehr.

André Stolz (CDU):

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich darf auch noch einmal den Wortlaut zitieren: ,,Baukrise
in Hessen: Statt Selbstbeschéftigung braucht Hessen jetzt
Losungen fiir den Wohnungsbau®. Ich komme auf diesen
Wortlaut noch 6fter zuriick.

Ich stelle nach dieser heutigen Debatte, die wir ja zum drit-
ten oder vierten Mal seit Februar in diesem Hause fiihren,
fest: Sie haben inhaltlich wieder einmal keine Vorschliage
gemacht bzw. die Zeichen der Zeit nicht erkannt. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein politisches
Armutszeugnis.

(Beifall CDU und SPD)

Aber ganz ehrlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, es
wundert mich auch nicht, dass die GRUNEN nicht inhalt-
lich wurden. Denn die Baukrise in Deutschland, die wir
seit zweieinhalb Jahre haben, hat eine Farbe, und diese
Farbe ist griin.

(Beifall CDU)

Ihre griine, oftmals weltverbessernde und leider eindimen-
sionale Politik hat dazu gefiihrt, dass die Krise in Deutsch-
land leider viel dramatischer ist als in allen unseren Nach-
barlédndern in Europa.

(Beifall CDU - Jirgen Frommrich (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN): Quatsch!)

Dann mache ich mir noch einmal die Arbeit und komme
wieder auf den Wortlaut zuriick, Herr Frommrich: ,,Baukri-
se in Hessen* — das suggeriert ja etwas, ndmlich, dass wir
in Hessen die Baukrise haben.

Liebe Frau Dahlke, die jetzt nicht da ist — — Ich greife mir
Frau Dahlke heraus, weil sie Volkswirtin ist. Erklaren Sie
vielleicht einmal Thren Kolleginnen und Kollegen, dass wir
in Hessen keine geschlossene Volkswirtschaft sind. Wir
sind immer noch Teil der Bundesrepublik Deutschland.
Bei uns gilt die Bundesgesetzgebung. Bei uns gelten die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Bei uns gelten die
Steuergesetze, die DIN-Vorschriften und die Energievorga-
ben des Bundes.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Glockenzei-
chen)

Wie sieht es in Hessen aus? — Machen wir uns einmal
die Arbeit. Sie sagen, das sei eine hessische Krise. Die
gesamten Baugenehmigungen fiir Wohnungen in Hessen
sind im ersten Halbjahr 2024 im Vergleich zum gleichen
Zeitraum im Jahr zuvor um 20,77 % zuriickgegangen. Im
Vergleich zu 2022, also vor zwei Jahren, sind es 41,8 %.
Im Bundesgebiet sanken die Genehmigungszahlen im glei-
chen Zeitraum um 21,1 % bzw. um knapp 43 %.

Ich stelle fest: Hessen weist eine dhnliche Entwicklung auf
— wen wundert es? — wie die Bundesrepublik Deutschland
insgesamt — nein, sogar noch eine etwas bessere, eine we-
niger schlechte. Das ist die Wahrheit. Es gibt eben keine
hessengemachte Baukrise. Und wenn Sie meinen, es gébe
sie doch — ich meine das nicht —, dann erlauben Sie mir
den Hinweis, dass das alles Zahlen aus den Jahren sind,
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in denen der hessische Wirtschaftsminister Tarek Al-Wazir
hieB.

(Beifall CDU)

Jetzt kommen wir zu den Fakten. Was sind die Griinde,
und wo haben wir als Staat, als Land, als Bund die Stell-
schrauben? Und was sagt das Baugewerbe? Das ist ja auch
eine ganz wichtige Sache, dass man zuhort. Die wissen
auch, wo die Probleme liegen. Da lasse ich Thnen ein Zitat
zukommen:

»Fur Bauwillige ... konnte das Bauen durch geringe-
re energetische Vorgaben ... wieder attraktiver wer-
den. ... Fiir die Baubranche selbst seien weniger
Regulierungen der grofite Segen. ... Auf Baustan-
dards, die nicht zwingend fiir die Gebédudesicherheit
notwendig seien, sollten wir rechtssicher verzichten
konnen.*

So sagt es Felix Pakleppa, Hauptgeschiftsfithrer des Bau-
gewerbeverbandes. Und, meine Damen und Herren, er hat
recht mit seiner Aussage.

(Beifall CDU)

Der Zentrale Immobilien Ausschuss in Deutschland hat
die Gesamtquote der staatlich induzierten Baukosten — das
sind also die Biirokratiekosten — in Deutschland auf 37 %
der gesamten Baukosten zusammengefasst. In fast allen
Nachbarlédndern in Europa ist diese staatlich induzierte
Baukostenquote erheblich niedriger. In allen Léndern liegt
sie unter 30 %. In Schweden und Frankreich liegt sie unter
20 %. Und in unserem Nachbarland, das uns in der Struk-
tur am #hnlichsten ist, namlich in Osterreich, sind es nur
7 %.

Wir haben in den letzten Jahren Jahr fiir Jahr neue tech-
nische Vorgaben beschlossen, neue energetische Auflagen
geschaffen, die das Bauen verteuern. Das gehdrt an dieser
Stelle zur Wahrheit. Und es gehort eben auch zur Wahrheit,
dass der Geist dieser Politik der letzten Jahre natiirlich
maBgeblich auch von Thnen betrieben wurde. Sie haben ei-
nen nicht unbetréchtlichen Anteil an dieser Regulierungs-
flut, die wir in Deutschland seit einigen Jahren haben.

(Beifall CDU — Mathias Wagner (Taunus) (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN): Wer hat denn die letzten 20
Jahre regiert?)

Verstiarkt wurde dieser Prozess durch eine katastrophale
Energiepolitik. Ich gebe nur ein Stichwort: Gebdudeener-
giegesetz. Das fiihrte zu massiver Verunsicherung bei den
Bauherren und verteuerte das Bauen noch einmal drastisch
im Vergleich zu vorher.

Es ist zu einem ganz groflen Teil eine von Thnen verursach-
te Krise. Es ist keine hessische Krise, es inst Ihre Krise,
liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRUNEN.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Wer regiert seit 20 Jahren in diesem
Land?)

Es ist die Krise derer — ich rede jetzt, Herr Wagner —, die
Maf und Mitte verloren haben, die eine Staatsglaubigkeit
an den Tag legen, die besagt, dass die Politik bestellt und
die Wirtschaft liefert.

(Beifall CDU)

Es fiihrt kein Weg daran vorbei, Mal} zu halten und nur die
Regelungen beizubehalten, die wirklich notwendig sind.

All das, was wir von hessischer Seite machen konnen, tun
wir — mit unserem Pakt fiir den Wohnungsbau. Das bedeu-
tet: Biirokratieabbau, Herabsetzen von Standards, Novel-
lierung der HBO, Verfahrensbeschleunigungen, Flachen-
ausweisungen, Erhohung der Attraktivitit zur Flachenaus-
weisung. Wir haben das Hessengeld geschaffen, das die
Grunderwerbsteuer fiir das eigene Heim faktische auf null
herabsetzt, und wir haben — —

(Beifall CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Kollege Stolz, Sie miissen zum Schluss kommen.

André Stolz (CDU):

Das mache ich sehr gerne. — Wir haben die beste sozia-
le Forderpolitik in Deutschland. Darauf kénnen wir stolz
sein. Das ist unsere Antwort. Wir handeln sehr schnell,
innerhalb weniger Wochen und Monate.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Fiir die Landesregierung spricht der Wirt-
schaftsminister, Staatsminister Mansoori. Bitte sehr.

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und lindlichen Raum:

Sehr geehrter Herr Prisident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich nehme aus der Aktuellen Stunde, die die
GRUNEN beantragt haben, mit, dass es Thnen nach zehn
Jahren, in denen Sie die Verantwortung fiir dieses Ressort
hatten, gar nicht schnell genug gehen kann, jetzt alles
anders zu machen, als Sie es in den letzten zehn Jahren
gemacht haben. Wir wollen Sie darin gerne mit ambitio-
nierter Reformpolitik unterstlitzen, meine sehr verehrten
Damen und Herren von den GRUNEN.

(Heiterkeit und Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Ich habe gleich zu Beginn der Amtszeit meine zwei Priori-
tdten im Wohnungsbau sehr deutlich gemacht, auch wenn
es schwierig ist, Priorititen in diesem Bereich zu benen-
nen. Ich finde es aber wichtig, den eigenen Standpunkt
klarzumachen. Ich habe gesagt: Es geht darum, dass Woh-
nungen gebaut werden — das ist auch im Redebeitrag des
Herrn Abgeordneten Stolz deutlich geworden —, fiir ganz
normale Leute mit ganz normalen Jobs und mit ganz nor-
malen Einkommen — Polizeibeamte, Krankenschwestern,
Kassiererinnen und Kassierer, Erzicherinnen und Erzie-
her —, Leute, die keinen Wohnberechtigungsschein haben,
die sich jede Woche Miihe geben, am Ende eines jeden
Monats aber nicht reich sind, die sich keine 25 Euro Kalt-
miete pro Quadratmeter leisten konnen. Fiir diese Men-
schen miissen wir Wohnungen in Hessen bauen.

Ich habe zweitens gesagt, dass wir unseren Beitrag dazu
leisten wollen, dass die Wohnungswirtschaft wieder in
Gang kommt, weil wir nimlich wissen, dass der Wohlstand
Hessens davon abhingt, dass die Unternechmen der Bau-
wirtschaft endlich wieder anpacken konnen, dass sie auf
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den Baustellen unterwegs sind, dass die Kapazitéten nicht
abgebaut werden.

Das sind unsere zwei Prioritdten, und an denen haben wir
vom ersten Tag dieser Legislaturperiode an gearbeitet.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Da wird man auch {iiber strittige Dinge sprechen miissen.
Als eben das Thema Schallschutz erwéhnt wurde, gab es
einen Zwischenruf aus der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - ich weiB nicht, von wem —, der lautete: ,,Sind
Sie denn gegen Schallschutz? Ich will IThnen ganz offen
sagen, auch wenn das eine streitbare Haltung ist: Ich bin
gegen zwingenden iiberbordenden Schallschutz. Ich will es
Thnen an einem Beispiel aufzeigen. In den Neunzigerjahren
sind Stahlbetondecken mit 18 Zentimeter Dicke verbaut
worden. Heute werden Stahlbetondecken mit 24 Zentime-
ter Dicke und mehr verbaut. Dafiir gibt es iiberhaupt kei-
nen statischen Grund. Die Technik hat auch vorher funk-
tioniert. Der einzige Grund dafiir, dass man das macht,
ist, dass mehr Schall absorbiert wird als vorher. Ich finde,
wenn die Prioritét ist, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen,
dann miissen solche Standards wieder abgeschafft werden.

(Beifall CDU und SPD)

Es geht auch gar nicht darum, das fiir alle zwingend zu ma-
chen, sondern darum, Ausnahmen zu ermdglichen, damit
es eine Vielfalt im Wohnungsbau gibt.

Herr Abgeordneter Dr. Naas, auch Thnen kann es in die-
sen sechs Monaten nicht schnell genug gehen. Der Bun-
desjustizminister, der Thre Farbe hat, verspricht nun seit
drei Jahren, dass er im Zivilrecht Moglichkeiten schaffen
will, andere Baustandards zu vereinbaren. Ich driicke dem
Bundesjustizminister die Daumen, und sobald er einen
Vorschlag auf den Tisch gelegt hat, wie man im Wege
allgemeiner Geschiftsbedingungen abweichende Baustan-
dards vereinbaren kann, kann er sich auf die Unterstiitzung
Hessens im Bundesrat verlassen. Wir stehen dem Bundes-
justizminister zur Seite.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf Dr. Stefan Naas
(Freie Demokraten))

Wir machen unsere Hausaufgaben. Wir haben zu Beginn
der Amtszeit die Kommission ,Innovation im Bau* einge-
setzt. Wir haben sogar Zusatztermine geschaffen, um das
Tempo der Arbeit in dieser Kommission zu erhéhen. Die
Wirtschaft hat sich nach dem letzten Termin sogar dafiir
bedankt, dass wir das Tempo anziehen, damit wir in die-
sem Jahr ein erstes Baupaket auf den Tisch legen kdnnen.
Wir werden uns selbstverstdndlich an dem orientieren, was
Niedersachsen macht, was Bayern macht, was viel dazu
beitragen kann, dass kostengiinstiger, schneller und effizi-
enter gebaut werden kann. Ich bin gespannt, ob wir dann
noch die Unterstiitzung der GRUNEN und der FDP in
diesem Hause haben.

(Beifall CDU und SPD)

Wir rollen die digitale Baugenehmigung aus. Nahezu jede
Bauaufsichtsbehorde wird in naher Zukunft in der Lage
sein, dass die Menschen ihre Bauantrige bis zum Ende
digitalisiert einreichen kdnnen. Wir kdnnen am Ende des
Tages nicht beeinflussen, wie das Zinsniveau der EZB sein
wird; aber wir werden jeden Tag unseren Beitrag dazu leis-
ten, dass effizienter, schneller und giinstiger gebaut werden
kann.

Um Thre Frage zu beantworten, meine Damen und Herren
von den GRUNEN, warum wir Sie bei Ihrer Forderung
nach einem Zinszuschuss nicht unterstiitzen: weil wir mit
dem Hessengeld ein besseres Instrument eingefiihrt haben.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. — Es gibt keine weiteren Wort-
meldungen. Damit ist die Aktuelle Stunde unter Tagesord-
nungspunkt 36 abgehalten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 37 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der Freien Demokraten

Die Affire Mansoori. Geniigt der Wirtschaftsminister
seinen eigenen ,,Werten und Anspriichen*?

— Drucks. 21/1049 —

Das Wort hat der Wirtschaftsminister. Bitte sehr.

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und lindlichen Raum:

Sehr geehrter Herr Prisident, meine Damen und Herren!
Seit Mitte Juli befassen sich nun die AfD, die GRUNEN
und die FDP mit einem simplen Sachverhalt: Eine Staats-
sekretdrin wurde in den einstweiligen Ruhestand versetzt,
weil eine weitere vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht
mehr moglich war.

Der Ausgangspunkt war eine streitbare Pressemitteilung, in
der ich mehr Angaben gemacht habe, als ich von Gesetzes
wegen hitte machen miissen.

Die Abldufe sind inzwischen bekannt. Ein Sachverhalt
iiber das Auftreten meiner damaligen Staatssekretérin au-
Berhalb des Ministeriums erreichte mich zu Beginn der
letzten Plenarwoche vor der Sommerpause. Aus diesem
Anlass fiihrte ich mehrere Gesprache mit ihr {iber ihr Auf-
treten und {iber meine Erwartungen. Das Vertrauen in eine
weitere Zusammenarbeit war in diesen Gespriachen nicht
mehr herzustellen. Zum Ende der besagten Woche habe ich
meiner damaligen Staatssekretarin im Gesprach mitgeteilt,
dass wir uns trennen werden.

Mit der Bitte um Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand habe ich eine harte Entscheidung getroffen. Dieser
Entscheidung war eine langere Entwicklung mit Differen-
zen Uber die Amtsfiihrung in meinem Ministerium voraus-
gegangen. Die Entscheidung zur Trennung fiel nicht auf-
grund eines singuldren Sachverhalts. Sehr wohl stellt der
Sachverhalt aber den entscheidungserheblichen Schluss-
punkt der Entwicklung dar — trotz der von mir mehrfach
betonten fachlichen Wertschitzung fiir Lamia Messari-Be-
cker, die ich mir ausdriicklich im Ministerium gewiinscht
habe.

Einerseits lautet der in der Debatte erhobene Vorwurf, ich
hitte zu viel gesagt, andererseits wird der Vorwurf erho-
ben, ich hitte zu wenig gesagt. Hétte ich die Erklarung,
die ich spiter verfasste, anders formulieren koénnen? — Ja.
Wire es womdglich sogar besser gewesen, sie knapper
zu halten? — Aus heutiger Sicht ja. Bedauere ich den Fort-
gang? — Ja. Hitte es irgendetwas an meiner Bewertung des
Sachverhalts und an meiner Entscheidung gedndert, wenn
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ich die Erklarung anders verfasst hétte? — Nein. Denn die
Biirgerinnen und Biirger diirfen erwarten, dass die Spitze
von Ministerien eng und vertrauensvoll zusammenarbeitet.

In jedem Fall wird die Zukunft Hessens allerdings auf
anderen Feldern entschieden. Wir haben heute iiber die
Menschen in Baunatal gesprochen, die Sorgen haben. Wir
haben am Dienstag iiber neue Technologien gesprochen,
von der chemischen Speicherung iiber die Tiefengeother-
mie bis zur Laser-Kernfusion, iiber die manche hier im
Haus sogar gelacht haben.

Aus der Kommission ,,Innovation im Bau“ werden zum
ersten Mal seit Jahrzehnten in Hessen wieder Vorschldge
auf den Tisch kommen, wie der Wohnungsbau preiswerter
und effizienter werden kann. Nach der letzten Sitzung der
Kommission haben sich Vertreter der Wirtschaft sogar be-
dankt, dass wir das Tempo an der Stelle anzichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt viel
zu tun, um das Leben der Menschen in Hessen besser
zu machen. Dabei stehen Sachthemen im Mittelpunkt: er-
schwingliche Wohnungen bauen; die Kosten der Energie-
wende bezahlbar halten; alles tun, damit die Industrie und
die Wertschopfung auch weiterhin einen Platz bei uns in
Hessen haben — nicht erst seit Volkswagen. Dazu habe ich
iibrigens keine Pressemitteilung von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN gesehen.

Die AfD hilt den GRUNEN und der FDP seit Wochen das
Stockchen hin, sich mit Nebenthemen zu befassen. Ich will
Sie ausdriicklich dazu einladen, sich mit uns gemeinsam
wieder mit den Themen zu befassen, die den Menschen
unter den Négeln brennen. Ich bin jedenfalls angetreten,
Sacharbeit dafiir zu machen, dass es den Menschen in Hes-
sen besser geht, dass sie Vertrauen in gute Politik haben
und dass sie zuversichtlich nach vorne schauen kénnen.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Dann miissen Sie auch einmal handeln!)

Ich wiirde mich freuen, wenn Sie das auch titen. — Scho-
nen Dank.

(Anhaltender lebhafter Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. — Das Wort hat jetzt der Ab-
geordnete Dr. Stefan Naas, Vorsitzender der Fraktion der
FDP. Bitte sehr.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Vielleicht einmal den Nebel lichten!)

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren!

»Es ist ein grofer Gewinn fiir uns und das Land,
dass Frau Messari-Becker ... unsere Regierungs-
mannschaft erginzen wird.*

Mit diesen Worten haben Sie, Herr Minister, Frau Messari-
Becker am 6. Februar als Staatssekretdrin in Threm Haus,
dem Wirtschaftsministerium, begriifit: eine Fachfrau, Mit-
glied im Club of Rome. Sie ist heute da — Respekt fiir diese
klare Haltung.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

2024 wurde sie als ,,Vordenkerin 2024 ausgezeichnet, und
dazu haben Sie ihr noch im Mai offiziell gratuliert. Wenige
Wochen spéter — man muss sagen: wenige Tage spéter —,
am 22. Juli, haben Sie um die Versetzung genau dieser
Staatssekretérin in den einstweiligen Ruhestand gebeten.

Meine Damen und Herren, um es gleich zu sagen: Eine
Entlassung nach einer so kurzen Zeit ist sehr ungewohn-
lich. Aber es ist am Ende das Recht des Ministers. Es
braucht keine Begriindung.

Aber, Herr Minister, Sie haben einen Grund fiir die Ent-
lassung angegeben. Ich zitiere aus Threr Pressemitteilung
vom 22. Juli: Sie haben Thre Staatssekretirin wegen eines
,,hicht hinnehmbaren Fehlverhaltens® entlassen. Herr Mi-
nister, Sie haben damit den guten Ruf von Frau Messari-
Becker erschiittert; Sie haben ihn zerstort. Belege fiir das
Fehlverhalten haben Sie bis heute offiziell nicht vorgelegt.
Ihre ehemalige Kollegin kann sich also noch nicht einmal
wehren. Sie behaupten dieses Fehlverhalten lediglich, und
Sie haben Geriichte gestreut. Herr Minister, noch einmal:
Sie haben das Recht, Thre Staatssekretirin zu entlassen,
aber sie haben kein Recht, ohne die Angabe von Griinden
und Belegen den guten Ruf der Kollegin zu zerstoren.

(Beifall Freie Demokraten, AfD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Das ist Rufmord. Herr Minister, Sie sind der stellvertreten-
de Ministerprisident dieses Landes, Sie sind Sozialdemo-
krat. Sie haben auch eine Fiirsorgepflicht Threr Kollegin
gegeniiber, die Sie im Ubrigen selbst ausgesucht haben.
Diese Entlassung war unprofessionell, und sie war Ihres
hohen Amtes auch nicht wiirdig.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich frage Sie: Wer will bei einem solchen Verhalten noch
fir Sie arbeiten? ,,Hire and fire und am Ende noch nachtre-
ten”, sind das Thre Werte, Herr Minister? Sie behaupten,
das Verhalten der Staatssekretdrin geniige Ihren ,,Werten
und Anspriichen® nicht. Auch das war zu lesen. Ich frage
Sie heute: Geniligen Sie selbst Thren Werten und Ansprii-
chen?

(Zurufe CDU und SPD: Oh!)

Meine Damen und Herren, wir Freie Demokraten haben
zweimal nachgefragt, im Wirtschaftsausschuss und im
Kultuspolitischen Ausschuss, aber wir haben keine Ant-
wort erhalten. Wir haben den Ministerprasidenten um Auf-
kldrung gebeten. Es folgte die maximale Distanzierung der
Staatskanzlei — keine Aufklarung. Wie schrieb der Chef
der Staatskanzlei so schon? Den Begriff des Fehlverhaltens
habe sich die Staatskanzlei ,,zu keinem Zeitpunkt zu eigen
gemacht®. Das heiflt iibersetzt: Wir, die Staatskanzlei, sind
sauber. Wir haben damit nichts zu tun. — Wie eine heille
Kartoffel hat Thr Koalitionspartner Sie fallen gelassen.

Aber die entscheidende Frage ist nach wie vor offen: Wie
kann denn ein schulrechtlich nicht relevanter Sachverhalts-
bericht Grundlage fiir eine Versetzung in den Ruhestand
sein? Noch einmal: Es geht nicht um das Recht, zu ent-
lassen. Es geht um die Art und Weise. Es geht um Thre
Amtsfiihrung, und es geht um Thr Amtsversténdnis.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Nach Threr heutigen Rede sind neue Fragen dazugekom-
men:
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(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Richtig!)

Hitte die Staatssekretdrin irgendeine Moglichkeit gehabt,
sich zu den Vorwiirfen zu duflern? Das ist doch ein Ge-
bot der Fairness, ein Gebot des menschlichen Umgangs.
Wie sind Sie, Herr Minister, eigentlich an IThre Informatio-
nen gekommen? Nur durch die miindliche Information der
Staatskanzlei oder auch durch aktives Nachforschen, durch
Anrufe bei anderen staatlichen Stellen — durch Schniiffeln,
wenn man so will? Auf welcher Rechtsgrundlage geschah
das eigentlich?

Meine Damen und Herren, aus der Entlassung von Frau
Messari-Becker ist ldngst die Affire Mansoori geworden.
Herr Minister, die Menschen in diesem Land stellen zu
Recht Anspriiche an die Politiker. Dazu gehort, dass diese
ihr Amt professionell fithren und dass sie sich entschuldi-
gen, wenn sie jemandem unrecht getan haben. Das haben
Sie heute wiederum nicht getan.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Herr Minister, diesem Anspruch sind Sie bis heute nicht
gerecht geworden, auch nicht mit Threr heutigen Rede. —
Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Naas. — Das Wort hat der Abgeord-
nete Lichert, AfD-Fraktion.

Andreas Lichert (AfD):

Herr Prisident, sehr verehrte Damen und Herren! Wir ha-
ben eigentlich schon viel gehort, und trotzdem ist es zu
wenig. Am Ende steht hauptsdchlich Geraune im Raum,
wenn es darum geht, was die konkreten Hintergriinde sein
konnten. Ich nehme an, es wird zu einem Prozess kom-
men. Absehbar geht es um die Wiederherstellung des guten
Rufes von Frau Messari-Becker. Vielleicht gewinnen wir
dadurch die Klarheit, die der Minister hier vermissen lésst.

Dennoch konnen wir schon einige Fakten festhalten. Es
war ein schwerer handwerklicher Fehler des Ministers,
die Versetzung seiner Staatssekretérin in den einstweiligen
Ruhestand unnétiger- und fahrlassigerweise mit ,,nicht hin-
nehmbarem Fehlverhalten™ zu begriinden.

(Beifall AfD)

Da gehen natiirlich auch der Koalitionspartner und der
Ministerprasident auf Distanz. Das dréhnende Schweigen
der CDU-Abgeordneten in den entsprechenden Ausschuss-
sitzungen sprach Bénde.

(Beifall AfD)

Da nutzt auch die ostentative Selbstvergewisserung durch
Thre Applausorgie nichts.

Wahrscheinlich geht diese Distanzierung innerhalb der
Landesregierung eben auch auf die eigentliche Gretchen-
frage zuriick. Selbst wenn es ein Fehlverhalten seitens der
Staatssekretdrin gab: War das denn wirklich die Ursache
oder nur der Anlass fiir die Entlassung?

(Beifall AfD — Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Das hat der Minister im Grunde genommen in seiner
Einlassung vorhin selbst bestétigt. Das ist der Elefant im
Raum. Lassen Sie uns diesem noch ein wenig nachgehen.

Wir haben nédmlich gar keine Zeit fiir diese politische Na-
belschau. Die vorangegangene Aktuelle Stunde hat nun
deutlich gemacht: ,,Der hessische Wohnungsmarkt steht am
Abgrund“ — so Axel Tausendpfund in einem Bericht der
,,hessenschau®.

(Im Plenarsaal ertont der Probealarm des bundeswei-
ten Warntages.)

— Ja, gutes Timing. Herr Président, was machen wir?

Vizeprisident Frank Lortz:

Es ist das Warnsignal. Warten wir einen Moment. — Schaut
einmal alle auf eure Handys.

(Robert Lambrou (AfD): Andreas, wenn du redest,
ist Gefahr im Verzug! — Unruhe)

Es wird schon weniger.

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Herr Innenminister, Sie haben Humor
mit der Warnmeldung! — Unruhe)

So. Ruhe. Wer hat das Handy noch an? — Jetzt sieht es
besser aus. Gut, Kollege Lichert, machen Sie weiter.

Andreas Lichert (AfD):

Also, was hier alles unternommen wird, um meinen Rede-
fluss zu stdren, ist schon ganz erstaunlich.

(Heiterkeit AfD — Jiirgen Frommrich (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN): Das machen wir jetzt immer
bei Thren Reden! — Zuruf Marius Weif3 (SPD) — Glo-
ckenzeichen)

Im gleichen Beitrag der ,,hessenschau lesen wir, dass es
in Hessen jedes Jahr 30.000 bis 40.000 neue Wohnungen
braucht — so der Deutsche Mieterbund in Hessen. Die
Zahlen im ersten Halbjahr sind demoralisierend. Gerade
einmal 6.365 Wohnungen sind genehmigt worden, und das
bedeutet natiirlich: noch nicht gebaut. Die linksdrehenden
Freunde von Schuldenorgien und der Notenpresse schieben
das zum groBen Teil auch dem Zins, der jetzt wiederge-
kehrt ist, zu.

(Wiebke Knell (Freie Demokraten): Haben Sie den
Tagesordnungspunkt vertauscht?)

Dann schauen wir doch einmal: Wie war es denn im Jahr
2022, als die Zinsen zu steigen begannen? Da gibt es eine
schone Eselsbriicke: 22 in 22. Gerade einmal 22.000 Woh-
nungen, also ein bisschen mehr als die Hélfte des Solls,
sind gebaut worden. Ob wir jetzt am Abgrund stehen oder
schon einen Schritt weiter sind, das sei dahingestellt. Aber
entscheidend ist doch die Unfahigkeit der Politik, auf diese
Situation angemessen zu reagieren, die Probleme zu adres-
sieren.

(Beifall AfD)

Das ist doch der Grund, warum es externe Expertise
braucht. Das ist auch der Grund fiir die Vorschusslorbee-
ren, die Sie aus gutem Grund eben verteilt haben.
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Schauen wir doch einmal in die Laudatio zur ,,Vordenkerin
2024, Ich zitiere:

,»Die Preistragerin beeindruckte auf dem Forum mit
der Vorstellung eines wohldurchdachten umfangrei-
chen Forderungskataloges fiir das Bauwesen, um mit
strukturellen und baulichen Maflnahmen*

— festhalten —

»das Klima und die Demokratie gleichermaBen zu
schiitzen®

— also, wie Sie das geschafft haben: Hut ab —
(Beifall AfD)

,»und die Wohnungsnot zu bekdmpfen. Dariiber hin-
aus mahnte sie eine diversifizierte Energiewende an.
Ihre Aussage ,Wir brauchen eine andere Wirtschafts-
politik® machte deutlich, dass sie in grolen Malsté-
ben denkt. In dem ihr eigenen Pragmatismus gab sie
zugleich zahlreiche konkrete Beispiele.*

Welches dieser konkreten Beispiele hat es denn in konkre-
tes Handeln der Landesregierung geschafft? Kein einziges.

(Beifall AfD)

Wir sind gespannt, ob sich das noch &ndern wird. Aber
was hat die Landesregierung stattdessen getan? Das Hes-
sentrinkgeld — hurra. Das sorgt nicht dafiir, dass eine Fami-
lie mehr ein Haus bauen kann — ganz sicher nicht.

(Beifall AfD)

Die Kommission ,,Innovation im Bau“ — hurra, noch ein
Gremium mehr — und das Gesetz gegen spekulativen Leer-
stand — ein gut abgehangener ,,Everred®.

Herr Minister, in Threr eigenen Pressemitteilung sprechen
Sie von 122.000 leer stehenden Wohnungen in ganz Hes-
sen — gerade einmal ein Fiinftel davon in Grof3stadten. Wie
viele davon tatséchlich spekulativer Leerstand sind, weil3
niemand. Wir wissen aber, dass dieses Gesetz ein gravie-
render Eingriff in die Eigentumsrechte ist. Klar, wir wissen
auch: ,,Eigentum verpflichtet”, usw. Aber Sie haben die
soziale Marktwirtschaft, Sie haben ,,Marktwirtschaft* nicht
verstanden; denn in dieser Phase weitere Anreize gegen
Wohnungsbau zu setzen, ist verheerend.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Woriiber redet
er?)

Damit komme ich zum Schluss und zum Fazit. Ich glaube,
Frau Messari-Becker ist nicht trotz, sondern wegen ihrer
Expertise im Ministerium gescheitert.

(Beifall AfD)

Sie hat sich nicht als Feigenblatt fiir paleo-sozialdemokra-
tische und ideologische Politikrezepte hergegeben, war
deswegen unbequem. Der Kollateralschaden muss auch er-
wihnt werden: der Absplitterungseffekt auf Quereinsteiger.
Ich fiirchte, der Fachkriaftemangel auf der Regierungsbank
wird sich so weiter verschirfen. — Danke sehr.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lichert. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Wagner, Fraktionsvorsitzender BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN.

Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Herr Président, meine Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Staatsminister Mansoori, das war ein Versuch, aus
der Entlassungsaffire herauszukommen; dieser Versuch ist
aber vollstindig gescheitert.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Noch immer sind die entscheidenden Fragen unbeantwor-
tet. Was um Gottes willen hat Sie geritten, Thre Staatsse-
kretdrin am 22. Juli per Pressemitteilung aus dem Dienst
zu entlassen? Was um alles in der Welt hat Sie geritten,
die Entlassung nicht mit einem gestérten Vertrauensver-
héltnis zu begriinden, sondern mit einem angeblich ,,nicht
hinnehmbaren Fehlverhalten“? Was um alles in der Welt
hat Sie veranlasst, so unprofessionell, so unwiirdigend und
so rufschidigend zu agieren? Das sind nach wie vor die
entscheidenden Fragen in dieser Debatte.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Sie postulieren Werte und Anspriiche, denen die Staatsse-
kretdrin angeblich nicht geniigt habe. Sie sagen aber bis
heute nicht, was Thre Werte und Anspriiche sind. Sie postu-
lieren ein angeblich ,,nicht hinnehmbares Fehlverhalten®.
Sie sagen aber bis heute nicht, worin dieses Fehlverhalten
eigentlich bestehen soll. Herr Minister, was Sie hier ge-
macht haben, grenzt an Rufmord.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Reden wir tiber Werte und Anspriiche, so, wie es in Ihrer
Pressemitteilung steht. Die SPD ist zu Recht eine stolze
Partei. Die SPD ist die Partei der Arbeit.

(Zurufe AfD: War! — Glockenzeichen)

Die SPD steht fiir Respekt, fiir gute Arbeitsbedingungen
und fiir ein faires Miteinander. Herr Minister, ich frage
Sie: Werden Sie selbst diesen Werten und Anspriichen ge-
recht? Halten Sie den Umgang mit Ihrer Staatssekretdrin
fiir ein faires Miteinander? Was hatte der Umgang mit
Threr Staatssekretdrin mit Respekt zu tun? Ist das Thre Vor-
stellung von guten Arbeitsbedingungen? Herr Minister, ich
hoffe nicht, dass das Thre Vorstellung ist.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Reden wir liber — Zitat von Ihnen — ein ,,nicht hinnehmba-
res Fehlverhalten“. Herr Minister, wie bewerten Sie eigent-
lich Thr eigenes Verhalten in der Entlassungsaffare? Sie
haben Frau Messari-Becker massiv geschadet. Sie haben
dem Land Hessen massiv geschadet. Denn wer will fiir
das Land Hessen arbeiten, wenn er damit rechnen muss,
dass so mit ihm umgegangen wird? Wer soll sich fiir
Spitzenpositionen in der Landesverwaltung interessieren,
wenn er flirchten muss, an der Spitze Thres Hauses in ein
Haifischbecken zu kommen? Sie haben dem Land Hessen
geschadet. So kann man vielleicht in Juso-Tagen agieren,
aber so kann man doch kein Ministerium eines Bundeslan-
des fiihren.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)
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Die SPD hat im Wahlkampf damit geworben, sie wolle
,die besten Krifte fiir Hessen* gewinnen. Herr Minister
Mansoori, wer so agiert wie Sie, der wird mit Sicherheit
nicht die besten Krifte fiir Hessen, fiir sein Ministerium
gewinnen. Das schadet dem Land Hessen. Deshalb haben
Sie einen groBen Fehler gemacht in der Art und Weise, wie
Sie agiert haben.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Ein letztes Zitat von Thnen aus dem Wirtschaftsausschuss.
Sie haben gesagt: ,,... wir sind in der Lage, den Vertrauens-
bruch zu dokumentieren.

Herr Staatsminister, wer ist eigentlich ,,wir“? Wer hat
diese Dokumentation zulasten von Frau Messari-Becker
erstellt? Haben Sie ernsthaft Mitarbeitende Thres Ministe-
riums damit beauftragt, belastendes Material gegen Ihre
eigene Staatssekretdrin zu sammeln? Haben Mitarbeitende
Thres Ministeriums gar vorbei an jedem Dienstweg Kon-
takt zur Schule des Kindes von Frau Messari-Becker auf-
genommen? Waren Mitarbeitende Thres Ministeriums statt
mit Wirtschaftspolitik, statt mit Verkehrspolitik, statt mit
Wohnungspolitik damit beschiftigt, Ihrer eigenen Staatsse-
kretérin nachzustellen?

(Zuruf Wiebke Knell (Freie Demokraten))

Das sind die Fragen, die bis heute unbeantwortet sind. Des-
halb: Kommen Sie noch einmal an dieses Pult, entschuldi-
gen Sie sich fiir Thren Fehler. Entschuldigen Sie sich bei
Frau Staatssekretdrin Messari-Becker, und geben Sie dem
Parlament und der Offentlichkeit endlich die Antworten
auf die entscheidenden Fragen. — Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Wagner. — Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Barth, SPD-Fraktion.

Elke Barth (SPD):

Herr Priasident, meine Damen und Herren! Sie stellen hier
die Frage: ,,Genligt der Wirtschaftsminister seinen eigenen
, Werten und Anspriichen‘?

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Ja!)

Mein Anspruch ist, meine Damen und Herren, dass dieser
Wirtschaftsminister gute Arbeit leistet. Ich bin sicher, dass
das auch der Anspruch ist, den die Hessinnen und Hessen
an ihren Minister haben.

Zu dem Thema, das Sie heute bemiiht haben, ist nach den
Ausfithrungen des Ministers wirklich alles gesagt, wenn es
Thnen um die Sache geht.

(Lachen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Andreas
Lichert (AfD): Netter Versuch!)

Er hat auch gesagt, dass er es heute anders machen wiirde.
Sie haben aber nur Thre zuvor vorbereiteten Reden vorgele-
sen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU — Widerspruch
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie Demokra-
ten)

Meine Damen und Herren, die Menschen wollen keine Po-
litikerstreitereien, die haben sie auf anderer Ebene genug.
Sie wollen, dass sich die Politik um die Probleme im Land
kiimmert.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU — Hildegard Fors-
ter-Heldmann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ge-
nau darum geht es! — Weitere Zurufe BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Sie erwarten, dass die Politik dafiir sorgt, dass es geniigend
Arbeit gibt, mit Arbeitspldtzen, von denen die Menschen
auch gut leben konnen; dass die Transformation der Wirt-
schaft nicht zu ihren Lasten geht und die Politik sich dar-
um kiimmert, dass endlich mehr bezahlbarer Wohnraum
geschaffen wird. Das sind Anspriiche, meine Damen und
Herren, an denen sich ein Wirtschaftsminister messen las-
sen muss. Hier hat Wirtschaftsminister Kaweh Mansoori
bisher auch gute Arbeit geleistet.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Er hat gemeinsam mit Bund und Stadt daran gearbeitet,
dass die europdische Anti-Geldwischebehdrde AMLA in
Frankfurt angesiedelt wird und nicht in Briissel, Dublin
oder Madrid.

(Widerspruch Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Das ist ein Meilenstein fiir den européischen Finanzplatz
Frankfurt und damit fiir die Wirtschaft in Hessen.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das hat er ganz allein geschafft!)

Er hat mit dafiir gekdmpft, dass der franzdsische Pharma-
konzern Sanofi nicht nach Paris abwandert,

(Widerspruch BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

was den starken Chemie- und Pharmastandort Hessen emp-
findlich geschwécht und viele Arbeitsplétze gekostet hitte.

(Zuruf Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Meine Damen und Herren, wére es anders gekommen, hét-
ten Sie von der Opposition als Erstes dem Wirtschaftsmi-
nister vorgeworfen, dass er sich nicht geniigend eingesetzt
hitte.

(Beifall SPD und CDU - Jiirgen Frommrich: Dar-
um geht es doch gar nicht! — Vanessa Gronemann
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Er hat nichts dafiir
getan!)

Als die Hiobsbotschaften des VW-Konzerns bei uns eintra-
fen, ist er sofort nach Baunatal gefahren und, im Gegensatz
zu seinem Vorginger, der bekanntlich keine Zeit hatte, an
Werkstoren zu stehen, sogar durch das Werkstor in Bauna-
tal geschritten, um dort den Beschiftigten beizustehen und
ihnen seine Unterstiitzung und Solidaritéit zu versichern.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Was meinen Sie, meine Damen und Herren, was die Hes-
sinnen und Hessen mehr interessiert? Die Debatte um VW,
dass die Landesregierung hier alles unternimmt, um 5.000
Arbeitsplitze in Hessen zu sichern,
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(Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): 15.0001)

oder eine Personaldebatte? Dieser Wirtschaftsminister hat
allein wahrend seiner Sommertour 27 Betriebe besucht,

(Zuruf Wiebke Knell (Freie Demokraten))

um vor Ort mit den Unternehmen und ihren Beschéftigten
zu diskutieren, wo der Schuh driickt.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Er hat die Kommission ,,Innovation im Bau‘“ ins Leben
gerufen,

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

um endlich unsere Bauordnung, die Sie liegen gelassen
haben, von Biirokratie und zu hohen Standards zu befreien,
damit endlich wieder Wohnungen in Hessen entstehen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Er hat die Fachverbinde eingeladen, um das Hessische
Vergabe- und Tariftreuegesetz zu novellieren, damit in
Hessen nicht mehr der billigste, sondern derjenige 6ffentli-
che Auftriage erhilt, der faire Lohne zahlt. Sein Anspruch
ist, dass kiinftig in Hessen keine Dumpinglohne mehr ge-
zahlt werden.

(Beifall SPD und Lena Arnoldt (CDU))

Meine Damen und Herren, jetzt zum Schluss stelle ich
noch eine Gegenfrage an die Opposition: Geht es Thnen
tatséchlich um Werte und Anspriiche — oder nicht vielmehr
darum, einen Minister zu diskreditieren,

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das haben Sie gemacht!)

der, wie ich eben ausgefiihrt habe, fachlich eine wirklich
gute Arbeit leistet? — Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall SPD — Beifall CDU — Wider-
spruch BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Barth. — Das Wort hat jetzt
der Abgeordnete Jorg Michael Miiller, CDU-Fraktion.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):
Herr Président, verehrte Kolleginnen und Kollegen!
(Zuruf Bernd Erich Vohl (AfD))

Wir haben in Hessen wahrhaftig viele Dinge, die wir an-
fassen miissen und die wir anfassen. Ich weill nicht, ob
das, was Sie gerade anfassen, das wichtigste Problem der
Hessinnen und Hessen ist.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf Andreas Lichert
(AfD))

Wir haben vorhin, an einer anderen Stelle, iiber den Um-
gang miteinander und {iber Menschlichkeit gesprochen. Ich
weill auch nicht, wer von Thnen die GroBe gehabt hitte,
sich hier vor diesem Parlament so zu duflern wie Staatsmi-
nister Mansoori. Ich habe groBe Zweifel daran, ob jemand
von Thnen das fertiggebracht hétte.

(Beifall CDU und SPD)

Man ist immer so schnell dabei. Entscheidend ist, der Mi-
nister hat gesagt: ,,Ich brauche Vertrauen, und das habe ich
nicht“. Das reicht.

Wenn Sie so diskutieren, wie Sie diskutieren, denken Sie
bitte gelegentlich an das, was Sie mit Staatssekretéren
iberall im Lande machen und wie schnell sie bei Ihnen
kommen und gehen. Nicht hier in Hessen, aber gehen Sie
mal in den Bund, gehen Sie zur FDP — ich denke da an
einen Namen —, gehen Sie zu den GRUNEN. Ich will an
dieser Stelle nur sagen: Man muss bei allem immer iiberle-
gen, was man selbst tut.

(Beifall CDU und SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in Hessen ge-
nug zu tun. Ich sage Thnen einmal ganz personlich, was ich
gerade erlebe: Ich erlebe einen Minister, mit dem man tiber
die Zukunft diskutieren kann, mit dem man lber die Pro-
bleme diskutieren kann. Ich erlebe eine Staatsregierung,
die sagt: ,,Wir packen die Zukunft an, wir kiimmern uns
um eine Vereinfachung im Baurecht,” — die Kollegin hat es
vorhin schon erwdhnt —, ,,wir kiimmern uns um die Dinge,
die unser Land behindern und die wir in Zukunft veréndern
wollen.” Das macht diese Staatsregierung, und das macht
sie anders als vorher. Das érgert Sie wahrscheinlich aufler-
gewohnlich; deshalb kann man sich manche Reaktionen
erklaren.

Unternehmerinnen und Unternehmer sagen: ,,Mit dem
kann man reden, weil er auf uns zukommt. Wir sind nicht
immer einer Meinung.“ — Auch wir sind nicht immer un-
tereinander einer Meinung, wozu auch? Aber wir diskutie-
ren um den richtigen Weg fiir Hessen von morgen. Das
zeichnet diese Regierung aus, und darauf sind wir stolz.

(Beifall CDU und SPD)

Wenn wir uns iiber die wirtschaftlichen Schwierigkeiten
Gedanken machen und streiten, dann ist es wichtig, dass
wir das miteinander tun und nach vorne gehen. Es gibt
Probleme in diesem Land, die miissen wir moglicherweise
alle gemeinsam losen.

Ist es dann der geeignete Weg, in der Situation, in der
sich unser Land, die Bundesrepublik, gerade befindet, so
zu agieren? Ich weil3 nicht, ob es der richtige Weg ist. Ich
weill nicht, ob die Hessinnen und Hessen dies, wie Sie es
gerade formuliert haben, als groBen Skandal empfinden.
Die Hessinnen und Hessen haben andere Sorgen: Wohn-
raum, wie sie von A nach B kommen, ob die Stralen und
der Verkehr funktionieren. Das sind die Dinge, um die es
eigentlich geht. Das ist das, worum wir uns in diesem Land
kiimmern sollen, miissen und vor allem werden.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: Sie konnen hier
alles diskutieren, Sie konnen etwas verlangen. Ich fand
das, was der Staatsminister gemacht hat, grof3.

(Jirgen Frommrich und Vanessa Gronemann
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Was hat er denn
gemacht? — Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich bin nicht mehr der Jiingste; ich sage, das kann man
nicht so einfach vor diesem Haus. Er hétte es sich leichter
machen konnen; er hitte etwas erzéhlen konnen, irgend-
wann, irgendwie, irgendwo.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Nein, hier wurde heute etwas gesagt. Ich fand das groB.
Fiir mich ist an dieser Stelle alles gesagt, was zu sagen ist,
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und wir arbeiten an der Zukunft dieses Landes. — Vielen
herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Miiller. — Damit ist diese Aktuelle
Stunde behandelt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der CDU

Nach Olympia ist vor Olympia — Hessen ist stolz auf
seine paralympischen Athleten

— Drucks. 21/1050 —

Das Wort hat die Kollegin Frau Ravensburg.

Claudia Ravensburg (CDU):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Am vergangenen Wochenende sind die groBarti-
gen Paralympischen Spiele in Paris zu Ende gegangen. Die
»Sportschau® hat es treffend formuliert: Es waren Spiele,
die nicht einfach die Spiele nach Olympia waren, sondern
die Paralympics waren die zweite Halbzeit des Weltsports.
Wir konnten Sportler mit besonderen Handicaps erleben,
die groBartige Leistungen vollbracht haben und die das
eigene Schicksal als Herausforderung begreifen.

Paris hat den Aufschwung des Parasports befordert.
Die Leistungsstérke vieler Nationen hat zugenommen. Pa-
ralympics-Sportler arbeiten inzwischen genauso hart wie
die Olympioniken ohne Handicap. Die Athleten zeigen
uns, und das beeindruckt mich wirklich sehr, was man
auch mit einer Behinderung leisten kann. Aber da ist noch
mehr: Da sind ganz besondere Geschichten und Schicksa-
le, die uns tief beriihrt haben, von Sportlern, die uns zu
begeisterten paralympischen Fans gemacht haben — ob ju-
belnd frohlich in der unglaublichen Atmosphire in den
Sportstitten in Paris oder bei den spannenden Fernsehiiber-
tragungen in unseren heimischen Wohnzimmern.

Zu den Zuschauern in Paris gehdrte auch unsere Sportmi-
nisterin Diana Stolz, die damit ihre Sympathie mit den
zwolf hessischen Athletinnen und Athleten und ihren Be-
gleitern und Trainern bekundet hat. Zweimal Gold, einmal
Silber und fiinfmal Bronze haben unsere hessischen Pa-
ralympics-Sportler gewonnen, und die anderen haben auch
tolle Leistungen vollbracht.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Herzlichen Gliickwunsch fiir zweimal Gold im Sportschie-
Ben an unsere erfolgreichste Sportlerin, Natascha Hiltrop,
die am Bundesstiitzpunkt in Wiesbaden trainiert.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Gliickwunsch an Juliane Wolf mit Silber und Bronze im
Tischtennis, Felix Streng fiir Bronze im 100-Meter-Sprint
und an die hessischen Rollstuhlbasketballer Thomas B6h-
me, Nico Dreimiller und Matthias Giintner, mit deren
Team wir im Turnier so mitgefiebert haben.

Sie alle haben nicht verzagt, sie kimpfen gegen ihr eigenes
Schicksal. Sie trainieren hart, weil sie sich Ziele gesetzt

haben und erreichen wollen. Doch wie alle erfolgreichen
Sportler brauchen auch die paralympischen Leistungssport-
ler Unterstlitzung. Hessen handelt hier vorbildlich: Unse-
re Sportler werden durch langfristige Aufbauarbeit am
Olympiastiitzpunkt Hessen gefordert und unterstiitzt. Un-
ser Dank geht deshalb an die Begleiter und Trainer, wie
den Landestrainer fiir Para-Tischtennis, Fabian Lenke.

Doch nichts geht ohne die hessischen Sportvereine, das
will ich klar betonen. Das sind Vereine, die im Behinder-
tensport aktiv sind und sich groBartig in der Nachwuchsar-
beit engagieren und vielleicht auch ein Beispiel fiir andere
Vereine sind.

(Beifall CDU, vereinzelt SPD und Freie Demokra-
ten)

Finanzielle Hilfe leistet die Sportstiftung fiir das Hessen-
Team. Gefordert werden Nachwuchsleistungssportler und
Spitzensportler mit und ohne Handicap unter der Tréger-
schaft des Landessportbundes Hessen. Die Sportstiftung
finanziert nicht nur laufende Kosten wie fiir Fahrten,
die Wohnung oder TrainingsmaBnahmen; eine umfassen-
de Betreuung der Sportler leistet der Olympiastiitzpunkt
durch die sportmedizinische Begleitung und Trainingswis-
senschaft.

Aber genauso wichtig ist die berufliche Perspektive; denn
auch an die Zukunft, an die Zeit nach dem Sport muss
gedacht werden. Hierfiir haben wir die duale Karrierepla-
nung. In der Sportfordergruppe der Polizei, seit 2020, aber
auch in der Sportfordergruppe Verwaltung finden unsere
Sportler eine hervorragende berufliche Perspektive, wobei
sie parallel dazu ihren Sport ausiiben konnen und auch ihr
Unterhalt in der Zukunft gesichert ist.

Meine Damen und Herren, wir miissen jetzt die Begeis-
terung von Paris mitnehmen. Es miissen Wege gefunden
werden, die Leistungssportforderung des Bundes und der
Lander weiter auszubauen. Keinen Weg dagegen darf es
fiir vermeintliche Comedians wie Luke Mockridge geben,
der Hassreden iiber Menschen wie du und ich, nur mit
Handicap, halt.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Moritz Promny (Freie Demokraten))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Frau Ravensburg, kommen Sie bitte zum Schluss. IThre Re-
dezeit ist zu Ende.

Claudia Ravensburg (CDU):

Ich stelle fest: Das war menschenverachtend und beleidi-
gend und verdient null Toleranz. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Der néchste Redner ist Oliver Ulloth von der SPD. Bitte
schon.
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Oliver Ulloth (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Eigentlich méchte ich die Frage, die ich Ihnen jetzt
stelle, auch einem Komiker stellen; denn die Kollegin hat
in der Tat recht: Wie hoch konnen Sie auf einem Bein
springen? Oder, anders gefragt: Konnen Sie sich vorstel-
len, mit einem Bein iiber 1,85 Meter hoch zu springen, also
einfach einmal {iber mich hinweg?

(Unruhe SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, genau das schaffte Wagner
Astacio aus der Dominikanischen Republik in Paris. Er
wirft seine Kriicke weg, hiipft auf einem Bein fiinfmal
und tiberwindet die Hochsprunglatte per Salto. Damit nicht
genug — Astacio hat im Weitsprung mit 3,90 Metern sogar
einen paralympischen Rekord aufgestellt. Nicht weniger
eindrucksvoll: Ali Truwit aus den USA, die im Mai 2023
nach einem Haiangriff ihr Bein verlor, hat in Paris zwei-
mal Silber gewonnen. Diese Athletin und dieser Athlet zei-
gen, was man erreichen kann, wenn man tiiber sich hinaus-
wichst, wenn man sich Ziele setzt und eine Willenskraft an
den Tag legt, wie nicht jeder es kann.

Wie rund 4.400 weitere Athletinnen und Athleten haben
sie sich den Traum von Paris und den Paralympischen
Spielen erfiillt. Deutschland war mit 143 Sportlerinnen und
Sportlern dabei, zwolf aus Hessen, die teilgenommen ha-
ben. In Sachen Medaillen waren die Hessinnen und Hessen
iiberproportional erfolgreich, die Kollegin hat es erwéhnt:
Natascha Hiltrop, Juliane Wolf, Felix Streng, Thomas Boh-
me und Matthias Giintner sowie Nico Dreimiiller waren
unsere Medaillengewinner.

Ich sage dazu: herzlichen Gliickwunsch aus dem Hessi-
schen Landtag. Herzlichen Gliickwunsch an euch, wir sind
stolz.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Freie Demokraten und Robert Lambrou (AfD))

Die Spiele von Paris sind nun vorbei. Wir miissen uns
fragen, was wir aus den Spielen mitnehmen. Was haben
wir daraus gelernt?

Erstens. Die Spiele haben mir gezeigt, wie unfassbar inspi-
rierend Menschen mit Behinderungen sein konnen. Die wir
gesehen haben, waren wahre Vorbilder, die vielen Men-
schen Mut machen koénnen. Ich freue mich auch dariiber,
dass 2,3 Millionen Zuschauerinnen und Zuschauer in den
Stadien waren. In Deutschland haben etwa 29 Millionen
Menschen das Ganze in der ARD und im ZDF verfolgt.

Zweitens. Alles andere als witzig ist in der Tat der Komi-
ker Mockridge, der im Zusammenhang mit den Paralym-
pics Folgendes sagte — ich zitiere —

,»Es gibt Menschen ohne Beine und ohne Arme, die
wirft man ins Becken — und wer als Letzter ertrinkt,
der hat halt gewonnen.*

(Robert Lambrou (AfD): Ich wiirde es nicht wieder-
holen!)

Treffende Worte zu dieser unfassbaren Aussage fand Ku-
gelstoBweltmeister Nico Kappel. Er sagte:

»Luke Mockridge und seine beiden Mitstreiter ha-
ben Pech, dass Menschenverachtung, Ignoranz und
Geschmacklosigkeit nicht paralympisch sind. Sonst
hitten sie diese tollen Spiele als Athleten erleben

konnen und wiren heifle Gold-Kandidaten gewe-
sen.”

Er hat damit recht.

(Beifall SPD, CDU, Freie Demokraten und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Drittens. Da geht es jetzt um uns. Es ist gut, dass die
schwarz-rote Landesregierung dem Thema Inklusion und
Sport in Zukunft die notwendige Aufmerksamkeit widmen
wird. Es gibt im Koalitionsvertrag ganz konkrete Pldne
dazu. Wir wollen den Sport fiir Menschen mit Behinderun-
gen und die Inklusion beim Sport fordern. Wir wollen die
Strukturen ausbauen. Dazu sollen Vereine mit inklusiven
Sportangeboten besonders geférdert werden. Wir, die Mit-
glieder der Koalition, wollen den Bau eines Sportzentrums
des Hessischen Behinderten- und Rehabilitations-Sportver-
bands in Fulda unterstiitzen. Wir wollen das ebenso fiir
deren allgemeine Forderung.

Das Gleiche gilt auch fiir den hessischen Gehdrlosen-
Sportverband. Wir wollen auch Programme wie ,,Sport
integriert Hessen™ fordern. Nicht vergessen sollte man die
Special Olympics Hessen. Auch sie unterstiitzen wir maf-
geblich.

Wer die Kraft des inklusiven Sports einmal live miterleben
will, den kann man einladen. 700 Sportlerinnen und Sport-
ler werden im kommenden Jahr vom 23. bis 26. Juni in
Hanau bei den Landesspielen zeigen, was sie alles konnen.
Man kann nur empfehlen, dort tatsdchlich einmal vorbeizu-
schauen.

Ich will einmal die Entwicklung in Zahlen ausdriicken, was
das Land hinsichtlich der Landesforderung macht. Im Jahr
2024 stieg die Forderung auf 960.000 Euro. Zehn Jahre
zuvor lag sie bei 390.000 Euro.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Ulloth, Sie miissen zum Schluss kommen. Auch Ihre
Redezeit ist abgelaufen.

Oliver Ulloth (SPD):

Ich komme zum Schluss meiner Rede. — Wir haben ein
eigenes Referat in einem Ministerium. Das gibt es in ganz
Deutschland nur in Hessen.

Zum Schluss mochte ich all denjenigen, die sich fiir die
Inklusion der Menschen im Sport einsetzen, danken. Wir
wiinschen allen Athletinnen und Athleten auf dem Weg
nach Los Angeles, dass sie Unterstiitzung erhalten. Wir als
Teil der Koalition und die Landesregierung werden dazu
unseren Beitrag leisten. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die AfD-Fraktion hat sich Herr Schleich zu Wort ge-
meldet.

Pascal Schleich (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Heute blicken wir mit Stolz auf die beeindrucken-
den Leistungen unserer paralympischen Athleten zuriick.
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Sie haben nicht nur Medaillen gewonnen, sondern auch
einmal mehr gezeigt, was man mit Entschlossenheit, Diszi-
plin und Teamgeist erreichen kann.

(Beifall AfD)

Diese Sportler sind fiir uns alle Vorbilder. Denn sie verkor-
pern den olympischen Geist in seiner reinsten Form: den
Glauben an sich selbst, das Streben nach Hdochstleistung
und den unermidlichen Einsatz, Hindernisse zu tiberwin-
den.

Hessen hat allen Grund, auf seine Athleten stolz zu sein.
Sie haben unser Land auf der internationalen Biihne vertre-
ten. Sie haben dabei nicht nur sportliche Hochstleistungen
erbracht, sondern auch den Gedanken der gesellschaftli-
chen Teilhabe gestérkt.

Paralympische Athleten zeigen, dass Menschen mit Han-
dicap in unserer Gesellschaft Grofles leisten kénnen. Sie
verdienen unsere hochste Anerkennung und Unterstiitzung.

(Beifall AfD)

Doch die Anerkennung sollte nicht nur symbolisch sein.
Diese Athleten haben auch konkrete materielle Unterstiit-
zung verdient. Da mochte ich ein wichtiges Thema anspre-
chen. Die Priamien, die fiir sportliche Erfolge bei Olympia
ausgezahlt werden, sind derzeit steuerpflichtig. Das ist ein
Missstand, den wir beheben miissen. Es ist kaum nachvoll-
ziehbar, dass unsere Athleten, die fiir Deutschland antreten
und Medaillen gewinnen, von ihren Prdmien auch noch
Steuern bezahlen miissen.

(Beifall AfD)

Diese Pramien sind eine Anerkennung fiir harte Arbeit,
unzidhlige Stunden des Trainings und immense Opfer. Ich
appelliere deshalb an die Hessische Landesregierung, sich
iber den Bundesrat dafiir einzusetzen, dass diese steuer-
liche Ungerechtigkeit abgeschafft wird. Unsere Sportler
sollten in vollem Umfang, ohne Abziige durch das Finanz-
amt, von ihren wohlverdienten Erfolgen profitieren kon-
nen.

(Beifall AfD)

Abschliefend mo6chte ich noch betonen, dass es nicht um
finanzielle Anreize geht. Es geht darum, unsere Wertschit-
zung fir die Leistung dieser Athleten auf allen Ebenen
deutlich zu machen. Sie stehen fiir den olympischen Ge-
danken. Sie stehen fiir unsere Werte. Sie sind ein integraler
Bestandteil unserer Sportkultur. — Ich danke Thnen fiir Thre
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun bitte ich Herrn Sippel fiir die Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN ans Rednerpult. Bitte.

Christoph Sippel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der demokratischen Fraktionen! Was war das fiir
ein begeisternder Sportsommer. Zuerst gab es die Europa-
meisterschaft in Deutschland. Sie wurde zu einem echten
Fest. Dann gab es die Olympischen Spiele. Jetzt gab es als
kronenden Abschluss die Paralympischen Spiele.

In den vergangenen Wochen konnten wir viele Diskussio-
nen iiber das Abschneiden der deutschen und der hessi-
schen Athletinnen und Athleten lesen und horen. Ja, wir
waren auf dem Medaillenspiegel durchaus auch schon ho-
her zu finden. Herr Minister Schwarz, warum die Neu-
regelung bei den Bundesjugendspielen im Jahr 2023 an
den Ergebnissen bei den Olympischen und Paralympischen
Spielen 2024 schuld sein soll, miissen Sie schon einmal
erkldren. — Der Minister ist gerade nicht da.

Dann mussten wir zuletzt noch eine wirklich abscheuliche
Podcast-Aufnahme eines angeblichen Komikers ertragen.
Die paralympischen Athletinnen und Athleten haben wirk-
lich beeindruckende Leistungen gezeigt. Das haben meine
Vorrednerinnen und Vorredner schon angesprochen. Wer
solche Witze macht, zeigt damit nur, wie wenig Ahnung
und Menschlichkeit und wie viel heie Luft und Abnei-
gung gegeniiber anderen Menschen vorhanden sind.

(Vereinzelter Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
CDU und SPD)

Ich will zuriick zum eigentlich Wichtigen kommen. Nata-
scha Hiltrop hat sich mit zwei Goldmedaillen beim Sport-
schieBen gleich doppelt den Platz an der Sonne sichern
konnen. Beim Tischtennis-Doppel konnte Juliane Wolf ge-
meinsam mit Stephanie Grebe den zweiten Platz erringen.
Auch im Einzel war Juliane Wolf erfolgreich. Dort war es
die Bronzemedaille. Damit gab es fiir Hessen den komplet-
ten Medaillensatz.

Auch der Sprinter Felix Streng sowie die Rollstuhlbasket-
baller Thomas Bohme, Matthias Guntner und Nico Drei-
miiller erreichten den dritten Platz. Mit diesen acht Me-
daillen ist Hessen das zweiterfolgreichste Bundesland der
Paralympischen Spiele. Das ist ein besonderes Lob wert.

(Vereinzelter Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
CDU und SPD)

Wir konnten auch sonst klasse Leistungen erleben. Denn
das olympische Motto lautet am Ende: ,,Dabei sein ist
alles.” Es geht nicht immer nur ums Gewinnen. Egal, ob
mit oder ohne Medaillen, diese Wochen waren Festtage des
Sports. Sie haben unzéhlige Menschen vor dem Bildschirm
begeistert.

Auch fiir die Sportlerinnen und Sportler waren das sicher-
lich unvergessliche Erlebnisse, und zwar unabhéngig da-
von, ob sie in einer klassischen Sportstétte oder aber vor
der beeindruckenden Kulisse des Eiffelturms waren. Sol-
che Momente soll es in Zukunft auch in Deutschland ge-
ben. Denn das deutsche olympische Komitee, das deutsche
paralympische Komitee und die Bundesregierung bereiten
gemeinsam eine Bewerbung fiir die Olympischen und die
Paralympischen Spiele vor.

Das will ich hier auch klar sagen: Wir als hessische GRU-
NE begriiflien eine solche Bewerbung — hat Deutschland
doch nicht zuletzt unter anderem mit den European Cham-
pionships 2022 in Miinchen, der FuBlball-EM, den Special
Olympics usw. gezeigt, dass wir internationale Sportgrof3-
veranstaltungen konnen. Wir finden es auch gut, dass diese
Initiative die Unterstlitzung der Hessischen Landesregie-
rung hat. Aber ein kleines bisschen Salz in der Suppe muss
dann schon sein: Ein bisschen mehr Selbstbewusstsein wé-
re nicht schlecht, liebe Landesregierung. Hessen beheima-
tet doch viele grofle deutsche Sportverbande. Warum also
sollten wir hier, im Herzen von Europa, nur einige wenige
Disziplinen beheimaten?
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(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch die Forderungen wurden schon angesprochen. Da
ist es nur folgerichtig, dass diese auch in Zukunft weiter
fortgefiihrt werden, um die Athletinnen und Athleten ent-
sprechend zu unterstiitzen, sowohl bei der Ausiibung ihres
Sports als auch im Alltag.

Ich glaube, die Leistungen, die wir alle erleben konnten,
waren beeindruckend. Sie haben uns inspiriert, auch viele
Menschen in Hessen. Ich freue mich, sie in Zukunft auch
weiterhin gut erleben zu kénnen auf den unterschiedlichen
Ebenen bei den verschiedenen Sportveranstaltungen; auch
das ist schon angeklungen.

Ich glaube aber — das muss man durchaus auch einmal
beachten —, dass auch die mediale Ubertragung der Pa-
ralympischen Spiele sicherlich noch ein bisschen Luft nach
oben bietet; da waren die Olympischen Spiele doch schon
ein bisschen haufiger vertreten. Wir hoffen, hier bei den
niichsten Spielen ein paar mehr Ubertragungen zu haben.
In diesem Sinne: vielen Dank und herzlichen Gliickwunsch
an alle Athletinnen und Athleten, und auf weitere schone
Erlebnisse.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Oliver Ulloth
(SPD) und Oliver Stirbock (Freie Demokraten))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nichster Redner ist Herr Piirsiin von den Freien Demokra-
ten. Bitte schon.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! ,,Hessen
ist stolz auf seine paralympischen Athleten” — eine Fest-
stellung, die auch wir Freie Demokraten ohne Wenn und
Aber mittragen.

(Beifall Freie Demokraten und Holger Bellino
(CDU))

Wer die Paralympischen Spiele mitverfolgt hat, zu Hause
vor dem Fernseher oder mit Gliick sogar live vor Ort,
der kann nur beeindruckt von den Leistungen der Athleten
sein. Dabei sind nicht nur die von den Athleten gezeig-
ten Leistungen beeindruckend. Mindestens ebenso beein-
druckend ist der Wille der Athleten, sich trotz der ganz un-
terschiedlichen Handicaps nicht unterkriegen zu lassen. Ich
bin mir sicher, diese Menschen sind fiir viele Menschen
mit Behinderungen Vorbild und Ansporn zugleich.

(Beifall Freie Demokraten)

Von daher auch von den Freien Demokraten unseren aller-
grofiten Respekt und unseren Gliickwunsch an die insge-
samt 4.400 Athletinnen und Athleten der Paralympischen
Spiele aus 182 Nationen. Zwdlf von ihnen stammen aus
Hessen, ihnen einen ganz besonderen Grufl aus diesem
Hause.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt CDU, SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Antragsteller, wer ,,Nach Olympia ist vor Olympia“
sagt, hat sicherlich zukiinftige Olympische Spiele im Blick.

(Andreas Lichert (AfD): Ja, das konnte sein!)

Laut Ministerprasident Boris Rhein sei die Zeit reif, die
Olympischen Spiele nach Hessen zu holen. So hat er sich
in der Euphorie um die Verabschiedung der hessischen
Olympiateilnehmer Anfang Juli dieses Jahres in Wiesba-
den ausgedriickt. Hessen als Austragungsort war natiirlich
auch mit dem Wunsch verkniipft, Olympische Spiele auf
deutschem Boden auszutragen.

Nun ist dies allerdings kein neuer Wunsch und schon
gar keiner, der origindr von unserem Ministerpriasidenten
stammt. Dieser Wunsch findet seinen Ausdruck bereits
in der Frankfurter Erkldrung, die 2023 verhandelt wurde.
Wer aufgrund des Namens der Erkldrung eine hessische
Beteiligung vermutet, sieht sich allerdings enttduscht: Die-
ser rithrt alleine daher, dass der DOSB, der Deutsche
Olympische Sportbund, zur Mitgliederversammlung nach
Frankfurt eingeladen hatte. Die Abstimmung der Erklarung
erfolgte zwischen dem DOSB, den Stddten Berlin, Diis-
seldorf, Hamburg, Leipzig und Miinchen sowie den Bun-
desldndern Nordrhein-Westfalen und Bayern. Ganz aktuell
wurde die gemeinsame Erkldrung Anfang August von der
Bundesinnen- und Sportministerin im Namen der Bundes-
regierung im Deutschen Haus in Paris unterzeichnet. Dass
die Olympischen Spiele und damit verbunden die Paralym-
pischen Spiele wieder nach Deutschland geholt werden
sollen, ist also langst beschlossene Sache.

Ob es der Landesregierung gelingt, den Wiinschen und
Trdumen des Ministerpriasidenten von hessischen Veran-
staltungsorten auch Taten folgen zu lassen, werden wir
vielleicht irgendwann sehen. Wir wiirden uns freuen, wenn
das Engagement des DOSB und der Mitunterzeichner der
gemeinsamen Erkldrung um die Bewerbung Deutschlands
von Erfolg gekront wird. Ob hier oder woanders: Wir un-
terstiitzen unsere olympischen und paralympischen Athle-
ten und wiinschen ihnen viel Erfolg.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht die Staatsministerin. Frau
Ministerin Stolz, Sie haben das Wort.

Diana Stolz, Ministerin fiir Familie, Senioren, Sport,
Gesundheit und Pflege:

Sehr geehrte Frau Landtagsprésidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Wie sagt man so schon:
Nach den Spielen ist vor den Spielen. — Bei den Paralym-
pics in Paris zeigten die Athletinnen und Athleten groBarti-
ge Leistungen. Die Paralympics in Paris haben, wie schon
die Olympischen Spiele, fiir viele besondere Momente ge-
sorgt — sportliche wie auch menschliche. Uber 2 Millionen
verkaufte Eintrittskarten — wir haben es gerade schon ge-
hort — sprechen eine eindeutige Sprache.

Paris war ein toller Gastgeber mit einem begeisterungsfahi-
gen Publikum. Ich konnte am vergangenen Wochenende
vor Ort sein und die besondere Magie der Paralympics
erleben. Sie prisentieren grofartigen Sport und noch viel
mehr als das: Bei den Paralympics werden beeindrucken-
de sportliche Leistungen gezeigt. Die Sportlerinnen und
Sportler sind Vorbilder fiir unsere Gesellschaft.

(Bei_fall CDU, SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)



1184 Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung - 12. September 2024

Es war toll, die Atmosphére vor Ort live erleben zu kdnnen
— ob beim Judo mit dem enthusiastischen franzdsischen
Publikum in der vollen Halle, beim Anfeuern unseres hes-
sischen Startes Daniel Goral oder beim Tischtennis mit
der Medaillenzeremonie fiir Juliane Wolf. Auch konnte
ich viele interessante Gespriche fiihren: mit dem Présiden-
ten des Internationalen Paralympischen Komitees, mit dem
Prasidium des Deutschen Behindertensportverbandes und
der Prisidentin des Osterreichischen Paralympischen Com-
mittees.

Ich muss Thnen aber sagen, dass mich besonders die Ge-
sprache mit den Sportlerinnen und Sportlern inspiriert und
beeindruckt haben. Eine Aussage ist mir dabei besonders
in Erinnerung geblieben: Vielleicht kann Deutschland et-
was von den Paralympics lernen. Im Behindertensport fo-
kussieren wir uns nicht darauf, was nicht mehr geht — wir
schauen darauf, was geht.

(Beifall CDU und SPD)

Diese Aussage hallt bei mir nach. Das ist in unserer Ge-
sellschaft leider nicht immer selbstverstindlich. Auch hier
sind der Behindertensport und seine Akteure ein grofes
Vorbild fiir uns alle.

Die Athletinnen und Athleten bei den Paralympics moti-
vieren und inspirieren Menschen mit und ohne Behinde-
rungen. Sie zeigen auf beeindruckende Weise, wozu Men-
schen mit Einschrankungen in der Lage sind. Sie erzédhlen
der Welt ihre Geschichten und begeistern mit ihren Leis-
tungen. Die Paralympics dndern die Art und Weise, wie
viele in der Gesellschaft auf Menschen mit Behinderun-
gen schauen: ohne Mitleid, stattdessen mit Bewunderung
und Anerkennung. Auch wurde mir gespiegelt, dass Ver-
anstaltungen wie die Paralympics anderen Menschen mit
Behinderungen helfen, ihre Schicksalsschlige besser zu
akzeptieren, neuen Lebensmut zu schopfen und neue Per-
spektiven zu erdffnen.

Meine Damen und Herren, unsere hessischen Sportlerinnen
und Sportler haben sich in Paris groBartig prasentiert.

(Beifall CDU, SPD, vereinzelt AfD, BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN und Freie Demokraten)

Mehr als 50 % unserer hessischen Athletinnen und Athle-
ten holten eine Medaille. Ich gratuliere daher von ganzem
Herzen unseren Parasportlern — Schiitzin Natascha Hiltrop,
Tischtennisspielerin Juliane Wolf, Leichtathlet Felix Streng
sowie den Rollstuhlbasketballern Thomas Béhme, Matthi-
as Giintner und Nico Dreimiiller — zu ihrem olympischen
Edelmetall.

(Beifall CDU, SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Sie haben das Sportland Hessen herausragend vertreten
und bringen mit ihrer Medaille ein kleines Stiick vom
Eiffelturm mit nach Hessen. Die Erfolge zeigen, dass wir
mit der Unterstlitzung genau richtigliegen, weil sie zum
Beispiel Mitglied unserer hessischen Sportférdergruppe
Verwaltung sind. Wir unterstiitzen, Beruf und Sport mit-
einander zu vereinbaren. Solche Madglichkeiten sind fiir
Leistungssport Treibende von groBer Bedeutung. Auch das
habe ich in meinen Gespréachen in Paris gehort.

Meine Damen und Herren, die Forderung des Behinderten-
sports und der Inklusion im Sport sind fiir die Hessische
Landesregierung enorm wichtig. Wir fordern die wichti-
ge Arbeit der Behindertensportverbénde. Diese Verbénde

kiimmern sich sowohl um den Breitensport als auch um
den Nachwuchsleistungssport, also um die ndchste Genera-
tion potenzieller Teilnehmender. Unsere Athletinnen und
Athleten aus dem Behindertensport sind den olympischen
Sportlerinnen und Sportlern in Bezug auf die Unterstiit-
zung durch die Sportstiftung und den Olympiastiitzpunkt
selbstverstindlich gleichgestellt

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Frau Ministerin, ich darf Sie an die Redezeit erinnern.

Diana Stolz, Ministerin fiir Familie, Senioren, Sport,
Gesundheit und Pflege:

— okay, es wurde zu viel geklatscht —,
(Heiterkeit)

und sie haben von der Unterstiitzung in hohem Mafle pro-
fitiert. Zusitzlich stellen wir Fordermittel fiir Vereine und
Sportkreise zur Verfiigung, die inklusive Maflnahmen an
der Basis anbieten mochten. Diese MaBlnahmen sind unge-
mein wichtig, um Menschen mit Behinderungen iiberhaupt
das Sporttreiben zu ermdglichen. Wir sind auf vielen Ebe-
nen aktiv, um dem Sport fiir Menschen mit Behinderungen
die Anerkennung zu verschaffen, die er verdient. Deshalb
kann man fiir diese Sportlerinnen und Sportler gar nicht
genug klatschen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt Freie Demokraten)

Und wer weil3, vielleicht konnen wir in ein paar Jahren
auch den paralympischen Athletinnen und Athleten in
Deutschland zujubeln. Es wiirde uns allen guttun.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank. — Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor. So sind wir am Ende der Aktuellen Stunde und haben
diese besprochen.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 11:

Zweite Lesung

Gesetzentwurf

Landesregierung

Fiinftes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ausfiih-
rungsgesetzes zum Wasserverbandsgesetz

— Drucks. 21/1064 zu Drucks. 21/766 —

Der Berichterstatter, Maximilian Ziegler, ist derzeit nicht
im Raum. Diirfte ich eine Kollegin oder einen Kollegen
bitten, die Berichterstattung zu iibernehmen? — Frau Geis,
vielen Dank, dass Sie das so spontan iibernehmen.

Kerstin Geis, Berichterstatterin:

Frau Prdsidentin! Der Ausschuss fiir Landwirtschaft und
Umwelt empfiehlt dem Plenum, den Gesetzentwurf in
zweiter Lesung unverdndert anzunehmen. Der Beschluss
war einstimmig. — Vielen Dank.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/4/01064.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/6/00766.pd%66
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Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen herzlichen Dank, Frau Geis. — Wir kommen zur
Abstimmung.

Wie Sie gerade gehort haben, ist vereinbart, {iber den
Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlussempfehlung
abzustimmen. Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung
in der Fassung der Beschlussempfehlung geben kann, den
bitte ich um das Handzeichen. — Das sind CDU, SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Freie Demokraten und die
AfD. Fraktionslose Abgeordnete sehe ich nicht im Saal.
Somit erfolgte der Beschluss einstimmig. Damit ist der
Gesetzentwurf in zweiter Lesung zum Gesetz erhoben.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 14:

Antrag

Fraktion der AfD

»Ein Volk, das seine Vergangenheit nicht ehrt, hat kei-
ne Zukunft*

— Drucks. 21/912 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt fiinf Minuten. Als Erster
hat sich Herr Mulch von der AfD zu Wort gemeldet.

Lothar Mulch (AfD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Heute um 17 Uhr findet die Festveranstaltung
zum 50-jdhrigen Jubildum des Landesamtes fiir Denkmal-
pflege statt. Es ist schon, dass wir am selben Tag zum
Thema Denkmal sprechen kdnnen.

In meiner Heimatstadt Wetzlar hdngt am Dom, unserem
Wahrzeichen, ein Banner. Darauf steht ,,Der Dom braucht
Hilfe*. Ein paar Hundert Meter entfernt von diesem Dom
lasst die Stadt ein Mahnmal, das an die gefallenen deut-
schen Soldaten des Ersten Weltkrieges erinnert, verfallen.
Ich kann Thnen versichern: Dieses Denkmal braucht eben-
falls Hilfe. In meinem Wahlkreis steht eines der bedeu-
tendsten Denkméler meiner Heimat. Die Mitglieder des
Eigentiimervereines kiimmern sich mit bewundernswertem
Engagement im Ehrenamt um die Erhaltung der Burgruine
Greifenstein. Diese Hohenburg braucht dringend Hilfe.

Wenn Sie in Google das Wort ,,Denkmal® eingeben, er-
halten Sie mehr als 60 Millionen Ergebnisse. Wenn Sie
Thre Anfrage prézisieren und ,,Denkmal in Not“ eingeben,
erhalten Sie noch immer mehr als 20.000 Treffer. Wenn
Sie in unserer Parlamentsdatenbank das Wort ,, Denkmal*
eingeben und damit im Register ,,Reden* recherchieren,
erhalten Sie vier Treffer angezeigt, und zwar vier Treffer
fiir die letzten 25 Jahre.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Das kann
nicht sein!)

Allzu viele Fiirsprecher scheint also das Denkmal in die-
sem Haus nicht zu haben. Und dabei geht es dem Denkmal
in sehr vielen Fallen nicht nur nicht gut; nein, es geht
vielen Denkmilern schlecht. Zu diesem Ergebnis kam auch
die FDP, die 2021 eine Kleine Anfrage zum Thema Kultur-
denkmaéler an das Ministerium richtete. Wenn Sie die Ant-
worten der Staatsministerin a. D., Frau Dorn, lesen, wissen
Sie anschlieBend vor allen Dingen eines: Die Ministerin
und ihr Ministerium wussten nicht viel. Auf die entschei-
dende Frage der FDP nédmlich, wie viele der hessischen
Kulturdenkméler restaurierungsbediirftig seien, antwortete
Frau Dorn, dass dazu keine Informationen vorlagen.

(Zuruf AfD: Hort, hort!)

Diese Bankrotterklarung, dieser kulturpolitische Offenba-
rungseid wirft zum einen ein Licht auf die Arbeitsweise
der von Dr. Naas angefiihrten Zwergpartei.

(Heiterkeit AfD — Lachen Dr. Stefan Naas (Freie
Demokraten))

Denn was hat die FDP mit dieser unglaublichen Antwort
auf ihre berechtigte Frage tatséchlich gemacht? Ich sage es
Thnen: nichts, gar nichts.

Aber deutlich kritischer fiir das Schicksal unserer Denkma-
ler als die Untétigkeit der FDP-Kollegen war die Arbeits-
weise des Ministeriums, der obersten Denkmalschutzbe-
horde. Wie will man Denkmalschutz ernst nehmen, wenn
der, der unsere Denkmaéler schiitzen soll, nicht weil, in
welchem Zustand sie sich befinden? Kann mir das irgend-
jemand hier in diesem Hause erkldren?

(Beifall AfD)

Kann man so arbeiten? Nicht, wenn man weil3, dass der
Schutz unserer Kulturdenkmiler Verfassungsrang hat. Ich
lese Thnen noch einmal den in den Reihen der Blockpartei-
en

(Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU): Blockpar-
teien? — Zurufe SPD)

offensichtlich weitgehend unbekannten Art. 62 unserer
Verfassung vor. Da steht unter anderem:

,,Die Denkméler der Kunst, der Geschichte und Kul-
tur ... genieBen den Schutz und die Pflege des Staa-
tes ...

Warum haben die Frauen und Mainner, die 1946 unsere
Verfassung erarbeitet haben, dem Denkmalschutz diesen
Rang eingerdumt? Was war ihr Motiv? Warum war ihnen
das so wichtig? Weil sie es sahen wie der Altmeister Goe-
the selbst, dem die Worte in den Mund gelegt werden,
die unseren Antrag einleiten: ,,Ein Volk, das seine Vergan-
genheit nicht ehrt, hat keine Zukunft.“ Auch Wilhelm von
Humboldt werden &hnliche Worte zugeschrieben. Beide
Groflen haben erkannt, welche Bedeutung die Vergangen-
heit und die Erinnerung daran fiir die kulturelle Identitdt
eines Volkes und dessen Zukunft haben. ,,Das Pflegen und
Erhalten des kulturellen Erbes ist fiir das Fortbestehen ei-
nes gemeinsamen kulturellen Gedéchtnisses in der Gesell-
schaft unverzichtbar — Worte des Deutschen Nationalko-
mitees fiir Denkmalschutz.

Dass natiirlich die Herren Al-Wazir, Frommrich und Kon-
sorten

(Widerspruch BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

nichts mit einer identitétsstiftenden Wirkung eines Denk-
mals fiir die Kultur, fiir Deutschland und das deutsche
Volk anzufangen wissen, liegt auf der Hand, haben sie
doch weder mit Deutschland noch mit dem deutschen Volk
irgendetwas am Hut.

(Lebhafter Widerspruch BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Die GRUNEN sind vielmehr mit dafiir verantwortlich,
dass wir Abermilliarden Euro Geld der Biirger Hessens fiir
eine iiberwiegend illegale kulturfremde Massenmigration
aus dem Fenster warfen, wihrend wir die Denkmaéler unse-
rer eigenen Kultur haben verrotten lassen.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/2/00912.pd%66
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(Zuruf Turgut Yiksel (SPD))

Aber auf die GRUNEN kommt es in Hessen gar nicht
mehr an. Diese Erkenntnis ist eine gute Nachricht fiir
das Denkmal. Deshalb appelliere ich heute, hier und jetzt
insbesondere an die CDU: Kommen Sie Threr aus der Ver-
fassung entspringenden Verpflichtung zukiinftig nach. Tun
Sie endlich das, was Denkmalschutz bedeutet: Schiitzen
Sie unsere Denkmaler.

Ich werbe um lhre Zustimmung und bedanke mich fiir Thre
Aufmerksamkeit. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Bevor ich den ndchsten Redner aufrufe, mochte ich darum
bitten, sich in der Wortwahl zu méBigen. Wir weisen im-
mer wieder darauf hin. Wir konnen das auch demnéchst
gern riigen. Wir kdnnen uns noch einmal die Protokolle
vornehmen. Aber ich mochte Sie bitten: Méafigen Sie sich
in Threr Wortwahl.

Der néichste Redner steht jetzt schon am Rednerpult, das ist
Herr Abgeordneter Kaffenberger fiir die SPD. Bitte schon.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Anwesende! Zunéchst
einige kurze Worte zu diesem aus meiner Sicht inhaltslee-
ren Antrag.

(Vereinzelter Beifall SPD, CDU und Freie Demokra-
ten)

Erstens. Der Landtag erkennt alle in Hessen geltenden Ge-
setze an. Ich wiirde sagen: So weit gut — schlieBlich hat der
Landtag sie auch selbst beschlossen.

Zweitens. Der Landtag ist der festen Uberzeugung, dass
jede Hessische Landesregierung die Verpflichtung hat, das
Land den ndchsten Generationen in einem ordentlichen
Zustand zu tibergeben. Ich wiirde sagen, dagegen hat hier
niemand etwas einzuwenden.

(Klaus Gagel (AfD): Dann stimmen Sie doch zu!)

Das waren jetzt zwei von mir relativ frei umformulierte
Allgemeinplitze aus Threm Antrag, liebe AfD-Fraktion.
Laut Threm Landtagswahlprogramm wollen Sie — Zitat —
,Menschen statt Steine fordern”. Ganz ehrlich, was ich
gerade gehort habe, ist, dass Sie mit diesem Antrag doch
Reiterdenkmaler auf grofen steinernen Sockeln vor Augen
haben.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Mit keinem einzigen Wort haben Sie sich aber zu den
eigentlichen praktischen Herausforderungen geduf3ert, vor
denen wir aktuell beim Denkmalschutz stehen. Sie ha-
ben beispielsweise schon am Dienstag versucht, die Hoch-
schule Darmstadt zu instrumentalisieren. Wir brauchen da
praktische Antworten auf Fragen und nicht so abstrakte
Kulturkampfdebatten. Wie helfen wir, wie kommen wir
denn weiter, dass am Campus in Dieburg nicht jede Toilet-
tenschiissel aus den Sechzigerjahren in der Aula im Medi-
encampus nachgegossen werden muss? Wie machen wir
das denn in der Kunsthochschule in Kassel? Da geht es
um Details, um kleine Schweilndhte. Ich glaube, auch iiber
diese Themen, tiber die praktischen Herausforderungen bei

Denkmalschutz und Denkmalpflege sollten wir heute, am
Tag des 50. Jubildums des Landesamts fiir Denkmalpflege,
diskutieren.

Herr Mulch, ich glaube, Sie haben viel gegoogelt und ge-
sucht. Bei den Landtagsplenarprotokollen haben Sie, glau-
be ich, falsch gesucht. Ich will Thnen aber etwas anderes
ans Herz legen. Das Landesamt fiihrt {ibrigens ein Denk-
malverzeichnis, das alle derzeit bekannten Kulturdenkmé-
ler und Gesamtanlagen in Hessen beinhaltet. Herr Mulch,
das ist sogar mit Threm iPad, das Sie vorne hatten, wirklich
gut einsehbar. DenkXweb heift es. Das ist eine offentliche
Denkmal-Datenbank. Sie zeigt, was wir mit unseren Denk-
malern auch schon an Zukunftsangeboten machen, in wel-
chem Zustand sie sich befinden und wo sie sich befinden.
Nutzen Sie diese Datenbank, dann werden Sie fiindig.

Insgesamt werden im Bereich des LfDH bei Kunst- und
Denkmalpflege rund 70.000 Kultureinzeldenkmaéler und
3.000 Gesamtanlagen betreut. Das sind jedes Jahr, glaube
ich, mit der Denkmalférderung rund — ich habe es nicht
ganz im Kopf — 9 Millionen Euro. So viel ist es auch schon
unter der Vorgéngerregierung gewesen. Um solche Fakten
geht es in Threm Antrag aber gar nicht. Mit Blick auf
den Titel des Antrages kann ich Thnen eines sagen: Eine
Bevolkerung, die ihre Vergangenheit ehrt, hat eine Zukunft
ohne Rechtsextremismus.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Wohin der Faschismus in Deutschland gefiihrt hat, wissen
wir alle. Ich komme aus Darmstadt. Heute vor 80 Jahren
war nach der verheerenden Brandnacht vom 11. September
1944 fast nichts mehr von dieser Stadt iibrig. Vielen ande-
ren Stidten in Deutschland erging es dhnlich. Der Faschis-
mus hat mit dazu gefiihrt, dass alles in Triimmern lag. Es
war fast nichts mehr da, was es fiir die Zukunft zu schiitzen
gébe, was zu pflegen gewesen wire.

Jetzt frage ich Sie: Haben Rechtsextreme, wie Sie es in Th-
rem Antrag fordern, als sie ein einziges Mal an der Macht
waren, das Land der nachfolgenden Generation in einem
ordentlichen Zustand {ibergeben? — Die Antwort darauf
kennt jeder Mensch in diesem Land und wahrscheinlich
auf der ganzen Welt.

Meine GroBeltern sind 1938 und 1940 geboren. Sie haben
vom Darmstiddter Umland aus die Stadt brennen sehen.
Aus ihren Erzdhlungen in meiner Kindheit — ich bin bei
ihnen aufgewachsen — leite ich meine Verantwortung fiir
ein ,,Nie wieder* ab.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Sie kénnen noch so oft das Gegenteil behaupten. Fiir uns
als Koalition leistet die Denkmalpflege einen bedeutenden
Beitrag zum Erhalt unserer Geschichte. Wir werden die
Erinnerungskultur starken und eine hessische Gedenk- und
Erinnerungskonzeption entwickeln. Denkmalschutz und
-pflege sind fiir uns mehr als Reiterdenkmadler. Ich kann
Ihnen eines an dieser Stelle versprechen: Schlussstriche
wird es mit uns nicht geben. — Vielen Dank.

(Bei._fall SPD, CDU, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Moritz Promny (Freie Demokraten))
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Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fir die FDP spricht Herr Dr. Biiger.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Herr Mulch, dieser Antrag ist voll von Allge-
meinplatzen. Da steht zum Beispiel drin:

»Der Landtag erkennt die besondere Bedeutung von
Denkmalschutz und Denkmalpflege ... an.*

Sicher tut er das. Im Ubrigen miisste man dafiir nur einen
Blick ins Denkmalschutzgesetz werfen oder auch — emp-
fehle ich Thnen generell — in die Hessische Verfassung. In
Art. 62 Hessische Verfassung steht — ich zitiere —:

,,Die Denkmiler der Kunst, der Geschichte und Kul-
tur sowie die Landschaft genieen den Schutz und
die Pflege des Staates und der Gemeinden.*

Daraus ergibt sich bereits die Verpflichtung einer Landes-
regierung, Kulturdenkmale in einem ordentlichen Zustand
zu libergeben. Um das festzustellen, bedarf es jedenfalls
keines Antrags der AfD-Fraktion — keines Antrags.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und vereinzelt
CDU)

Meine Damen und Herren, wir Freie Demokraten freuen
uns Uber jede Debatte zum Denkmalschutz. Der Denkmal-
schutz ist uns wichtig. Deswegen wurde zu Recht unser
Antrag aus dem Jahr 2021 erwdhnt. Wir wollen immer
gerne diskutieren, wie wir Schutz und Nutzung von Denk-
malen — wir sind selbst, wie mir einfallt, wenn ich in die-
se Richtung sche, in einem Schloss, in einem Denkmal,
das wir entsprechend nutzen — in einer klugen Weise in
Einklang bringen. Im Ubrigen wissen wir natiirlich, dass
es Probleme auch im Bereich des Denkmalschutzes gibt;
aber in Threm Antrag, in dem, was Sie diesem Landtag vor-
legen, ist keine einzige substanzielle Forderung enthalten.
Da steht nichts drin, absolut nichts.

(Beifall Freie ngokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Es steht noch nicht einmal eine konkrete Forderung zum
Geld darin, dass wir also x Millionen Euro fiir irgendein
bestimmtes Projekt haben wollten. Im Ubrigen wissen wir,
wir haben aktuell 10 Millionen Euro im Landeshaushalt
dafiir. Wir konnen iiberlegen und im Rahmen der Haus-
haltsberatungen ringen, welche Betrige wir dort entspre-
chend verdndern. Selbstverstdndlich haben Sie auch das
nicht erwéhnt.

Auch der Bund beteiligt sich am Denkmalschutz, und zwar
mit Sonderprogrammen. Ich habe einmal nachgesehen. Fiir
den Haushalt 2024 sind — natiirlich bundesweit, davon ha-
ben wir dann immer so ungefihr 10 % — 47,5 Millionen
Euro vom Bund fiir das Sonderprogramm eingestellt. In
der aktuellen Haushaltsdebatte wird diskutiert, das nicht
nur zu belassen, sondern vielleicht noch etwas anzuheben.
Die Kolleginnen und Kollegen beraten dies aktuell noch.
Selbstverstindlich wird hier etwas getan.

Uber all das Konkrete haben Sie iiberhaupt nichts gesagt.
Ihr Antrag bleibt vollig im Ungeféhren, Herr Mulch.

Im Ubrigen ist es schon, dass Sie auch noch unseren Wetz-
larer Dom benennen. Der Dom braucht Hilfe, ja. Dazu

kann ich Thnen aber eines sagen, nach Erich Késtner: ,,Es
gibt nichts Gutes, auler: Man tut es.*

Da gibt es einen Dombauverein. Da sind auch andere Kol-
legen drin — auch ich seit iiber zehn Jahren —, die ehren-
amtlich diesen Dombau unterstiitzen. Das ist das, was man
dort entsprechend tut, anstatt es nur von diesem Pult aus zu
sagen.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, vereinzelt CDU
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Herr Mulch, das ist etwas, woriiber ich mich wirklich arge-
re, wenn Sie hier in grofler Art Kriegerdenkmale nennen,
aber Mitglieder Threr Partei Denkmale fiir die Verbrechen
aus der NS-Zeit ganz regelméBig herabwiirdigen. Wir den-
ken nur an den Satz von Hocke zu dem wichtigen Schoah-
Denkmal in Berlin. Ich sage Thnen eines: Wer so etwas tut
und so handelt, der will am Ende keinen Denkmalschutz,
der will im Triiben fischen. Genau das wollen Sie, und das
auch wieder mit diesem Antrag.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zu dem Im-Triiben-Fischen passt natiirlich auch der Titel
Thres Antrags, wo Sie sich natiirlich in Anlehnung an den
Satz von Humboldt — da sind wir natiirlich noch lange vor
dem 20. Jahrhundert, wo solche Worte auch missbraucht
wurden — das Recht herausnehmen, iiber die Zukunft des
Volkes zu urteilen. Ich finde es dann nur sehr bitter, dass
Sie aus diesem groflen pathetischen Satz am Ende ein so
diinnes Siippchen kochen. Deswegen sage ich Thnen: Viel-
leicht stapeln Sie beim néchsten Mal doch ein bisschen
tiefer. Dann ist der Kontrast zwischen diesem riesigen,
pathetischen Aufschlag oben und dem, was unten drinsteht,
nicht ganz so grof3, wie er dieses Mal ist — nicht ganz so
grof3.

Deswegen will ich an der Stelle nur zusammenfassend
festhalten: Uber die Zukunft des Volkes vermag ich an die-
ser Stelle nicht zu urteilen, aber {iber eine Zukunft vermag
ich definitiv zu urteilen. Was ndmlich keine Zukunft hat,
ist Ihr Antrag. Wir werden ihn natiirlich ablehnen. — Danke
schon.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die CDU hat sich Frau Klee zu Wort gemeldet.

Stefanie Klee (CDU):

Sehr geehrte Frau Prédsidentin, meine Damen und Herren!
»Ein Volk, das seine Vergangenheit nicht ehrt, hat keine
Zukunft.“ Dieser Satz zeigt den deutlichen Unterschied
zwischen einer christlich-sozialen Koalition und der AfD.
Es ist ein Antrag von einer Partei, die dafiir bekannt ist,
dass sie die deutsche Vergangenheit verehrt und nichts dar-
aus gelernt hat.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Sie schreiben im ersten Satz:
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,Der Landtag erkennt die besondere Bedeutung
von Denkmalschutz und Denkmalpflege ... uneinge-
schrinkt an.

Ja, das tun wir auch, aber auf einer ganz anderen Grundla-
ge.

Ich mdchte Thnen ein Beispiel nennen. Wir haben in Bad
Hersfeld die zwei Konrads. Diese stehen vor der Stiftsrui-
ne. Der eine Konrad ist Konrad Duden, der 29 Jahre lang
Schuldirektor in Bad Hersfeld gewesen ist. Er hat dort im
Jahr 1888 den Vorginger des Duden geschrieben. Daneben
Konrad Zuse, der Erfinder des ersten elektrischen voll pro-
grammierbaren Digitalcomputers, verstorben im Jahr 1995.
Seine Firma wurde in Bad Hersfeld gegriindet.

Zwei Ménner, die Deutschland geprdgt haben und die im-
mer noch Einfluss auf die heutige Zeit haben, zwei Statu-
en, die nicht dafir da sind, vor ihnen auf die Knie zu
fallen oder sie zu verehren, sondern um voller Stolz sagen
zu koénnen: Das sind welche von uns. Die haben bei uns
gelebt. Das finden wir klasse. Das sind Vorbilder fiir uns.
Sie haben Deutschland ein Stiick besser gemacht.

Dabhinter die Stiftsruine Hersfeld, grote romanische Kir-
chenruine nordlich der Alpen. Theoretisch einfach nur ein
Gemaduer, das mitten in der Stadt steht, das aber mit Leben
gefiillt wird durch den Verein Gesellschaft der Freunde der
Stiftsruine.

Wir kénnen viele Gemauer fordern, doch mit Leben gefiillt
werden sie nur durch die Menschen, die sich darum kiim-
mern. Deswegen ist es uns auch so wichtig und steht auch
im Koalitionsvertrag, dass wir die privaten Initiativen und
ehrenamtlichen Vereine unterstiitzen und weiter ausbauen
werden.

Im Koalitionsvertrag steht aber auch, dass wir das Denk-
malschutzgesetz novellieren werden. Es muss kommunal-
und biirgerfreundlicher werden. Ja, die Behdrden miissen
noch besser zusammenarbeiten und sich noch mehr verzah-
nen.

Ein weiteres Denkmal in meinem Wabhlkreis ist Point Al-
pha. Vor 35 Jahren fiel die Mauer. 60.000 Besucher wa-
ren im Jahr 2023 dort, 500 gebuchte Fithrungen fiir Schul-
klassen. Ein Ort, an dem unsere junge Geschichte nahbar
gemacht wird, ein Ort, an dem man mit Zeitzeugen in
direkten Kontakt kommen kann, die ganz klar sagen: Wir
durften uns frither weder einfach einen Beruf aussuchen,
noch durften wir unsere Meinung frei duflern.

Point Alpha ist ein Ort, an dem man nicht die Vergangen-
heit verehrt, sondern aus dem man lernt. Leider haben
nicht alle daraus gelernt. Ich erinnere mich an den Wahl-
kampf in diesem Sommer von Uwe Krell, der mit einem
blauen Trabbi durch den Wahlkreis gefahren ist, ganz nach
dem Motto: ,,Ein Volk, das seine Vergangenheit nicht ehrt,
hat keine Zukunft.

Ich sage es noch einmal ganz deutlich: Das ist der verkehr-
te Ansatz, um mit unserer Vergangenheit umzugehen. In
dem Wort Denkmal steht es doch drin: denk mal. Wir
miissen uns mit unserer Vergangenheit auseinandersetzen.
Wir missen dariiber nachdenken, und wir miissen daraus
lernen. Wir diirfen Menschen, die in Deutschland gelebt
und gewirkt haben, unseren Dichtern und Denkern, unse-
ren Erfindern zu Ehren ein Denkmal setzen, aber nicht, um
vor ihnen auf die Knie zu fallen, sondern als Ansporn, um
aufgrund ihrer Taten selbst besser zu werden.

(Beifall CDU und SPD)

Ich bin stolz darauf, in einem Land zu leben, das den Mut
hat, selbst die dunkelsten Zeiten unseres Volkes, all die
verabscheuungswiirdigen Taten nicht zu vertuschen und
nicht zu verschweigen, sondern durch Gedenkstétten und
Mahnstétten immer wieder zu thematisieren.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Wir haben den Anspruch, dass Wahrzeichen Zeichen der
Wabhrheit sind und keine Fake News, dass Denkmiler zum
,Denk mal!“ auffordern, dass unsere Vergangenheit nicht
einfach nur geehrt wird, sondern dass wir daraus lernen. —
Danke.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Niéchste Redneri_p ist Frau Forster-Heldmann von BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN.

Hildegard Forster-Heldmann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, geschitzte Kolleginnen und
Kollegen! Herr Biiger, vielen Dank, dass Sie so deutliche
Worte gewdhlt haben, um zu verdeutlichen, welche Quali-
tat dieser Antrag hat. Ich nehme vorweg, und das wird
niemanden verwundern: Auch wir werden diesen Antrag
ablehnen.

Beim Lesen habe ich einen ganz schlechten Geschmack
bekommen. Bijan Kaffenberger hat es vorhin schon er-
wihnt. Normalerweise wéren wir gestern Abend in Darm-
stadt gewesen. Wir hitten in der Stiftsruine an die Brand-
nacht gedacht und an die vielen Opfer, die in Darmstadt
ums Leben gekommen sind.

Darmstadt war eine Nazi-Hochburg. Das muss man auch
einmal sagen. Diese Wahrheit gehort auch dazu. Deswegen
spielt das kulturelle Gedachtnis fiir uns eine grofle Rolle.
Das kulturelle Gedédchtnis mdchte ich dem Antragsteller
auch einmal antragen. Dann wiirde er vielleicht davon ab-
gehen, andere Leute nur zu diskreditieren, personlich zu
beleidigen und in einen Zusammenhang zu stellen, der
wirklich unwiirdig ist.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und
vereinzelt CDU)

Frau Présidentin, ich hoffe, Sie haben das nicht vergessen.

Nehmen wir das jetzt einmal wahr und kommen zum
Denkmalschutz. Dazu gehort natiirlich auch, Kulturdenk-
maéler nachfolgenden Generationen in einem ordentlichen
Zustand zu hinterlassen. Was ordentlich ist, {iberlassen wir
nicht dieser Partei. Da haben wir unsere eigene Definition.
Das heif3t, dass bei Denkmadlern, die vielleicht in der Nach-
kriegszeit geschliffen wurden, als es schnell gehen musste,
als es eilig war, damit die Leute wieder ein Dach iiber
dem Kopf hatten, manches falsch gemacht worden ist und
wir sie trotzdem in die Zukunft fiihren missen. Das ist
natiirlich eine ganz klare Aufgabe. Dieser Aufgabe sind
wir auch schon in der Vergangenheit gerecht geworden.

Wir haben das Programm HERKULES auf den Weg ge-
bracht, womit das alles sukzessive bearbeitet werden muss
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und auch bearbeitet werden wird. Kolleginnen und Kolle-
gen haben Beispiele aus ihrem Umfeld genannt. Unser
Landesmuseum hat bei der Sanierung Fenster und ganze
Séle entdeckt, die einfach zugekleistert und als Lager ver-
wendet worden sind. Heute haben wir hier eine weitere
Ausstellungsmoglichkeit. Das sind alles Dinge, die wir in
der Vergangenheit aufgesetzt haben.

Jetzt komme ich zu einem Kkritischen Punkt, ndmlich zum
landlichen Raum. Der CDU liegt der ldndliche Raum sehr
am Herzen. Das trigt die CDU permanent wie ein Mantra
vor sich her. Ich habe mir angeschaut, was Sie im Koaliti-
onsvertrag zum Denkmalschutz schreiben:

»--. Klarstellungen im Natur- und Denkmalschutzge-
setz und eine einheitliche, ziigige Handhabung ...

AuBerdem geht es Thnen darum, die Einvernehmensrege-
lung zu beschrianken. Aha. Da sage ich: Achtung. Wer von
Ihnen weil3, was die Einvernehmensregelung ist? Das ist
ein ganz zentraler Punkt im Denkmalschutz. Mich haben
Leute aus dem ldndlichen Raum angesprochen und gesagt:
Sorgen Sie bitte dafiir, dass diese Klausel nicht fillt. Diese
ist essenziell fiir uns insbesondere im landlichen Raum.
— Das hat iibrigens Priska Hinz im Jahr 2017 in ihrem
Masterplan Wohnen schon benannt. Es geht darum, zu ver-
hindern, dass Dorfer und Gemeinden ausgehohlt werden,
sozusagen einen Donut bilden und nur am &dufleren Rand
entwickelt werden.

Es geht darum, dass wir mit dem Denkmalschutz und mit
den Menschen, die da leben, Denkmiler schiitzen. Da nen-
ne ich auch kleine Miihlen und kleine Gewerbebetriebe,
die im landlichen Raum im vorigen Jahrhundert eine Rol-
le gespielt haben und jetzt keine Rolle mehr spielen. Da
wissen die Leute nicht, wie sie das eigentlich alles erhal-
ten sollen. Da ist die untere Denkmalbehdrde wahnsinnig
wichtig.

Ich habe die Befiirchtung, dass Sie mit Threm Koalitions-
vertrag Tir und Tor 6ffnen wollen, um das zu schleifen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU und von der
SPD, wir werden genau hinschauen, was Sie vorhaben, und
wir werden da dem Denkmalschutz auch gerecht werden.
Denn es kann nicht sein, dass wir Denkmalschutz nur auf
Schldsser und Girten beschrianken und das kulturelle Erbe,
das wir vor Ort haben, vernachléssigen, weil wir meinen,
alles andere ginge schneller.

Deswegen appelliere ich an Sie: Nehmen Sie den Denk-
malschutz ernst. Wir haben grofe Aufgaben in den Stéd-
ten, was Denkmalschutz angeht. Denn da haben wir noch
einmal ganz andere Aufgaben.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Frau Forster-Heldmann, Thre Zeit ist abgelaufen. Kommen
Sie bitte zum Schluss.

Hildegard Forster-Heldmann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Super, das war die richtige Bemerkung. Vielen Dank dafiir.
— Uber die anderen Aufgaben reden wir dann ein anderes
Mal, wenn wir das Thema vertiefen. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung erteile ich nun Herrn Staatsminis-
ter Gremmels das Wort. Bitte schon.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Lassen Sie mich diesen Tagesordnungs-
punkt zum Anlass nehmen, auf ein Ereignis hinzuweisen,
das sich in elf Tagen jdhrt. Am 23. September 1974 ist
das Hessische Denkmalschutzgesetz in Kraft getreten. Es
war eine langwierige Diskussion, bis dieses Gesetz hier
beschlossen worden ist. Aber es war der Beginn einer fort-
wahrenden Erfolgsgeschichte.

Das Gesetz wurde seinerzeit als innovativ gefeiert. Es
ist seit fiinf Jahrzehnten zuverldssige Grundlage zur Re-
gelung des Denkmalschutzes. Das Inkrafttreten des Denk-
malschutzgesetzes in Hessen markierte gleichzeitig die Ge-
burtsstunde des Landesamtes fiir Denkmalpflege in Hes-
sen. Das ist eine Institution, die dem Land fachlich grof3es
Ansehen eingebracht hat. Ich mochte im Namen der Hessi-
schen Landesregierung ganz herzlich zum 50. Geburtstag
gratulieren.

(Beifall CDU und SPD)

Doch hat sich Denkmalpflege in den letzten 50 Jahren
weiterentwickelt, und Denkmalpflege wird sich auch in
Zukunft weiterentwickeln — nicht nur durch neue Techno-
logien und wichtige Entdeckungen, sondern auch Denkmaé-
ler selbst befinden sich im stetigen Wandel. So manches
Gebidude, das um 1974 neu errichtet wurde, ist heute selbst
schon ein Baudenkmal und Gegenstand der konservatori-
schen Arbeit des Landesamtes.

Im Spannungsfeld zwischen den Interessen von Privat-
eigentum auf der einen Seite und Gemeinwohl auf der
anderen Seite muss die Denkmalpflege ihre Entscheidun-
gen stindig infrage stellen und auch begriinden sowie We-
ge finden, die Zeugnisse der Vergangenheit angemessen
fiir die Zukunft zu bewahren. So muss sie einerseits kurz-
fristige Losungen erarbeiten und andererseits stets langfris-
tig nachhaltige Perspektiven im Auge behalten. Sie hat
einen beratenden Charakter und ist zugleich voll und ganz
auf die Zukunft ausgerichtet. Unsere Denkmalpflege ist
modern und zeitgemal.

Trotz aller Bemiithungen scheint es das Los der Denkmal-
pflege zu sein, bestéindig ihren Mehrwert erkldren zu miis-
sen, den der Erhalt des kulturellen Erbes fiir die Gesell-
schaft mit sich bringt. Denkmalpflege féllt manchmal aus
der Zeit, weil sie an Werten festhilt, die sich wirtschaftli-
chen Betrachtungen entziehen. Wichtig ist aber auch, dass
eine ressourcenschonende Erhaltung Baudenkmaélern dank
hochster handwerklicher Qualitit zur Langlebigkeit weiter-
verhilft und sie so nachfolgenden Generationen weiterge-
geben werden konnen.

Einmal im Jahr verleihen wir den Hessischen Denkmal-
schutzpreis. Ich hatte die Gelegenheit, dieser Veranstaltung
beizuwohnen und ein GruB3wort zu sprechen. Da sieht man,
wie viele tolle Initiativen es gibt — aus der Biirgerschaft,
aus Vereinen und aus Verbidnden, die hier restaurieren und
die hier mit sehr viel Privatgeld in Bestand investieren.
Das ist super. Die machen eine tolle Arbeit.

(Beifall CDU und SPD)
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Deswegen habe ich Preise vergeben, und der Ministerprési-
dent hat den Ehrenamtspreis fiir Denkmalschutz vergeben.
Das ist eine ganz wichtige Arbeit, die hier geleistet wird.

Den Zerstorungen durch den Zweiten Weltkrieg folgte in
Westdeutschland nach Wiederautbau und Wirtschaftswun-
der eine weitere Welle der Zerstorung historischer Bausub-
stanz. Der kontinuierliche und zunehmend groBflachige
Abriss von Bausubstanz war weithin sichtbar, und das
filhrte ab den Sechzigerjahren oftmals zu Diskussionen,
weil niemand wollte, dass die Zukunft hier geopfert wird.
Viele Menschen empfanden das als Verlust, was in den
Stadten abgerissen werden sollte.

Ein Blick in die Geschichte zeigt: Wer sich einmal mit
Wiesbaden auseinandersetzt und anschaut, was hier alles
geplant war, der kann froh und dankbar sein, dass es
engagierte Biirgerinnen und Biirger gegeben hat, die da
Widerstand geleistet haben und die den Denkmalschutz
nach vorne gebracht haben. Sonst sdhen manche unserer
Stiadte heute ganz anders aus. Deswegen ist das auch ein
guter Punkt, um hier einmal Danke zu sagen und zu dieser
wertvollen Arbeit zu gratulieren, die sie leisten.

(Beifall CDU und SPD)

Kultur lebt von Bildung, Diskurs und den vielfiltigen
Impulsen. Durch den Austausch von Ideen und Werten
iiber unterschiedliche Kulturen hinweg ist der Austausch
handwerklicher und wissenschaftlicher Errungenschaften
seit jeher das Fundament unserer kulturellen Vielfalt und
unseres wirtschaftlichen Erfolges. Fiir all das steht dieser
Antragsteller eben nicht.

Kulturdenkméler spielen insbesondere auch in den liandlich
gepragten Kreisen Hessens eine wichtige Rolle. Sie sind
kulturelle Ankerpunkte, die das gemeinsame Engagement
fiir den Erhalt von Kulturdenkmélern und den sozialen Zu-
sammenhalt fordern. Ich hatte die Gelegenheit im Rahmen
meiner Sommertour, mir zum Beispiel auch eine Synago-
ge im Werra-MeiBner-Kreis anzusehen. Da habe ich auch
mitbekommen, dass sie restauriert und instandgesetzt wor-
den ist und dass das mittlerweile in Kombination mit der
Nahversorgung im Ort stattgefunden hat. So geht moderner
Denkmalschutz — mit Bewahren, Erhalten und gleichzeitig
Zukunftsfahig-Machen.

Wir unterstiitzen Zuwendungsbauten — das sind dann die
Kultureinrichtungen, fiir die wir nicht direkt zustindig
sind —, indem vom Land Hessen Zuschiisse in Hohe von
8 Millionen Euro im Jahr gegeben werden. Hessen-Lotto
tut auch noch einiges. Und, ich mochte sagen, wir werden
das Denkmalschutzgesetz auch weiterentwickeln. Wir wer-
den es zukunftsfihig ausgestalten. Wir werden den Kern
nicht gefdhrden. Aber auch dort kdnnen wir sicherlich bii-
rokratisch entschlacken. Es geht aber auch mit dem aktuel-
len Denkmalschutzgesetz schon einiges.

Ich mochte die Gelegenheit nutzen, meiner Vorgéngerin
zu danken, die einen Leitfaden fiir Fotovoltaik auf denk-
malgeschiitzten Gebduden auf den Weg gebracht hat. Wir
haben einmal Zwischenbilanz gezogen: 95 % der Antrige
fiir Fotovoltaikanlagen auf denkmalgeschiitzten Gebduden
sind mittlerweile moglich. Das war eine gute Vorarbeit
meiner Vorgéingerin, und das zeigt, dass Denkmalschutz
modern und zeitgeméB sein kann. Das werden wir auch bei
der Novelle des Denkmalschutzgesetzes beriicksichtigen.

Ich wiinsche Thnen noch gute Beratungen. Vielleicht hat
der eine oder andere — wenn wir schnell sind — noch die

Gelegenheit, heute riiberzugehen und 50 Jahre Landesamt
fiir Denkmalpflege zu feiern. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Vielen Dank, Herr Minister.

Mir wurde von der antragstellenden Fraktion signalisiert,
diesen Antrag an den Ausschuss zu iiberweisen. — Dann
iiberweisen wir diesen Antrag an den Ausschuss fiir Wis-
senschaft und Kultur.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 15:

Antrag

Fraktion der AfD

An den richtigen Stellen sparen: Hessen braucht eine
adiquate Hochschulfinanzierung ohne teure Ideologie-
projekte

— Drucks. 21/923 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt fiinf Minuten. Als erster
Redner hat sich Herr Abgeordneter Roos von der AfD
gemeldet.

Jochen K. Roos (AfD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrter Herr Staatsmi-
nister, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete der
GRUNEN, der SPD, der CDU, liebe Sonstige! Wieder ein-
mal mochten Sie finanzielle Mittel aufgrund einer vollig
verfehlten Haushaltspolitik genau dort einsparen, wo sie
am dringendsten bendtigt werden — dieses Mal ndmlich im
Bereich unserer hessischen Hochschulen. Damit tun Sie
im Prinzip nichts weiter, als erneut die Axt an den einst
erfolgreichen Hochschulstandort Hessen anzulegen.

(Beifall AfD — Zuruf SPD)

Aber schauen wir doch erst einmal, wer uns diese Misere
eigentlich eingebrockt hat. Fiir das Jahr 2024 hat nach
den Daten der Mai-Steuerschidtzung das Land Hessen 800
Millionen Euro Steuereinnahmen zu wenig. Besserung ist
hier in Hessen — im Ubrigen auch im Bund — nicht zu
sehen, vor allem nicht in den néchsten Jahren. Die von der
Ampel verschuldeten Griinde dafiir sind uns doch alle hin-
langlich bekannt: hohe Inflation, eine geringe Bautétigkeit
und die damit verbundenen geringeren Einnahmen durch
Grunderwerbsteuer, dazu ein generell niedriger Konsum in
nahezu allen Wirtschaftsfeldern und nicht zuletzt auch die
nun deutlich sichtbar werdenden wirtschaftlichen Folgen
Ihrer aller unverantwortlichen Corona-Politik.

(Beifall AfD)

Letztere erklart wohl auch die gravierende Insolvenzwelle,
welche allein im ersten Halbjahr 2024 782 hessischen
Unternechmen den wirtschaftlichen Tod gebracht hat. Das
alles sind Steuerzahler, die uns allen nun fehlen.

Die traurige Folge ist, dass Sie sich das fehlende Geld nun
von unseren Hochschulen holen wollen. Dabei kénnte man
die Hochschulen durchaus verniinftig mit den vorhandenen
Geldern ausstatten, wiren da nicht IThre allseits bekannten
linken Ideologieprojekte.

(Beifall AfD)
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Fangen wir hier einmal mit den kleineren Ausgaben an,
bevor wir zu den wirklich groflen finanziellen Belastungen
kommen, die Sie den hessischen Steuerzahlern in Rech-
nung stellen.

In puncto Ideologieprojekte muss natiirlich zuallererst auf
die sogenannte und im Nachtragshaushalt 2024 mit Lan-
desmitteln in Hoéhe von 2 Millionen Euro und im néchsten
Jahr mit 3 Millionen Euro geforderte anwendungsorientier-
te Demokratieforschung hingewiesen werden. Wir haben
zwar schon oft genug darauf hingewiesen, aber hier gerne
noch einmal eine kleine Nachhilfestunde: Es ist vollig klar,
dass das Adjektiv ,,anwendungsorientiert™ bereits verrét,
dass bei der von Ihnen geschaffenen Demokratieforschung
eben keine wissenschaftliche Grundlagenforschung finan-
ziert werden soll, sondern es Thnen lediglich darum geht,
praxistaugliche Strategien gegen die unliebsame rechte
Opposition herauszuarbeiten — ein Projekt, wie es undemo-
kratischer nicht sein kdnnte.

(Beifall AfD)

Noch dazu brauchen die hessischen Biirger keine Demo-
kratienachhilfe von Parteien, welche die Demokratie nur
dann hochleben lassen, wenn ihnen die Wahlergebnisse
passen. Wer es mit der geliebten Demokratie in Deutsch-
land gut meint, meine Damen und Herren, der wahlt die
AfD und keine Brandmauern.

(Beifall AfD)

Um zu den Beispielen fiir Einsparungspotenziale zu kom-
men: Es gibt zwei LOEWE-Transfer-Professuren zu den
Themen , Klimaneutrale Produktion® und ,,Landwirtschaft
im Klimawandel®, welche das Land zusammengenommen
2 Millionen Euro kosten und die zudem von den Hoch-
schulen mit eigenen Beitrdgen unterstiitzt werden miissen.
Zum Thema Klimawandel kommen wir spéter noch ein-
mal; darauf kénnen Sie sich schon jetzt freuen.

Zuvor miissen wir jedoch noch iiber die horrenden — wirk-
lich horrenden — Summen sprechen, welche das Studien-
fach der sogenannten Genderstudies fiir sich in Beschlag
nimmt. So erhielten Forschungsinstitute im vergangenen
Jahr im Zusammenhang mit dieser Pseudowissenschaft
iiber 450.000 Euro und im Jahr 2024 iiber 410.000 Euro
vom HMWK. Dazu kommen zwolf Professuren im Be-
reich der Genderstudies. All dies wissen wir dank der
Antwort auf eine Kleine Anfrage der demokratischen Op-
positionspartei im Hessischen Landtag, der AfD.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, ich muss also festhalten: Die
durch die Genderstudies verbrauchten finanziellen Mittel
fehlen den wissenschaftlich wirklich anspruchsvollen Dis-
ziplinen nachhaltig, und obendrein bieten die Forschungs-
ergebnisse dieser Scheinwissenschaft der hessischen Wis-
senschafts- und Hochschullandschaft absolut keinen Mehr-
wert.

Eine weitaus groBere Kerbe in den hessischen Haushalt
schldgt aber das Klimaprojekt COME-Hochschulen, wel-
ches die Klimaeffizienz und die CO,-Emissionen unserer
Hochschulgebdude verbessern mochte und hierfiir 200
Millionen Euro in Beschlag nimmt. Dass solche Malinah-
men auf globaler Ebene iiberhaupt keine Wirksamkeit ha-
ben, zeigt doch das griine Heizungsgesetz; denn es ist
hinldnglich bekannt: Was Deutschland innerhalb von sechs
Jahren durch ein Heizungsgesetz an CO, einsparen wiirde,
erzeugt China innerhalb von nur einer Woche.

Ich sage deshalb: Investieren wir die nur begrenzt zur
Verfigung stehenden finanziellen Ressourcen doch einfach
sinnvoll in Forschung und Lehre. Vielleicht wiirden die
hessischen Hochschulen in den renommierten Hochschul-
rankings, wie dem Shanghai-Rating, dann auch wieder bes-
ser abschneiden. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
das muss besser werden.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die FDP-Fraktion spricht nun Herrn Dr. Biiger. Bitte
schon.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Frau Prdsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Hochschulen haben ein Finanzproblem. Das stimmt.
Wir haben Kiirzungen in Hohe von 34 Millionen Euro am
Hochschulpakt erlebt. Wir haben Tarifsteigerungen, jetzt
neu verhandelt, die nicht ausfinanziert sind, und die Hoch-
schulen befiirchten noch weitere Kiirzungen. Das, was ich
gerade erwidhnt habe, ist zugegebenermallen ein ernstes
Problem.

Zwei Fragen dazu: Woran liegt dieses Problem, und woran
liegt dieses Problem nicht? — Dieses Problem liegt daran,
dass wir zu wenig Geld im System haben, zu wenig Geld
im Bereich der Hochschulen haben. Jede Landesregierung
und jeder Landesgesetzgeber — die Mehrheit der die Regie-
rung tragenden Fraktionen, die das als Haushaltsgesetzge-
ber tut, zum Beispiel im Nachtragshaushalt — entscheiden,
wo sie Priorititen setzen. Und da miissen wir schlicht
feststellen: Dieser Haushaltsgesetzgeber und diese Landes-
regierung setzen keine Prioritét bei der Hochschulbildung.
Das halten wir Freie Demokraten fiir schlecht.

(Beifall Freie Demokraten)

Wenn man sich die belastbaren Zahlen im Vergleich zu
anderen Landern anschaut, dann kann man herunterrech-
nen, wie viel Geld pro Studierendem ausgegeben wird.
Da hatten wir Hessen schon immer ein gewisses Problem,
weil wir vergleichsweise viele Hochschulen haben; aber
wir sind auch weiterhin eher auf den hinteren Pldtzen
zu finden. Wir sollten uns im Hochschulbereich eigent-
lich nicht mit Mecklenburg-Vorpommern oder mit dem
Saarland messen, sondern sollten vielleicht doch einmal
an Baden-Wiirttemberg, Bayern und andere Lénder heran-
kommen. Auch Niedersachsen liegt bei den Ausgaben pro
Studierendem weit vor uns. Da wiirde ich mir schon wiin-
schen, dass wir deutlich mehr in die Vollen gehen.

Woran aber liegt es nicht? — Damit komme ich zu den Aus-
fiihrungen der rechten Seite in diesem Hause. Es liegt nicht
an bestimmten Forschungsschwerpunkten, die anderen an-
geblich zu viel Geld wegnehmen. Im Ubrigen, Sie haben
ein paar Zahlen genannt. Es ist fiir Sie immer ein Risiko,
wenn Sie mir Zahlen nennen, weil ich Mathematiker bin.
Es klingt so schon: 400.000 Euro bzw. 2 oder 3 Millionen
Euro. Das sind Betrdge, die wir alle wahrscheinlich nicht
auf dem Konto haben. Bei einem Betrag von mehr als
1 Milliarde Euro, die wir im Bereich der Hochschulen aus-
geben, reden wir bei all dem, was Sie genannt haben, aber
iiber einen Anteil im einstelligen Promillebereich. Daran
entscheidet sich die Finanzierung unserer Hochschulen
nicht. Deshalb entscheidet sie sich auch nicht daran, ob
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wir Genderforschung und Klimaforschung betreiben — und
auch nicht an der angewandten Demokratieforschung, die,
wenn ich Thre Reden hére, sehr notwendig ist. Ich halte es
fiir klug, dass man das macht.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD)

Das Problem ist vielmehr, dass andere Themen beschrinkt
werden. Das sind die Bereiche, fiir die wir Freie Demo-
kraten kdmpfen, zum Beispiel die Frage, ob Forschung
auch militdrisch nutzbar sein darf — Thema Zivilklausel —,
inwieweit wir im Bereich der Gentechnik forschen kénnen
und forschen diirfen, und ob bestimmte politisch motivierte
Gruppen sagen diirfen, dass wir bei bestimmten Themen
nicht weiter forschen sollen. Das sind die Themen, wenn es
um die Wissenschaftsfreiheit geht.

Das nehmen wir ernst. Dieser Themen nehmen wir uns
auch als Fraktion an. Wer gerne daran teilnehmen mdchte:
Am 25. September werden wir genau dazu ein Symposion
abhalten — dafiir mochte ich Werbung machen — und uns
mit Expertinnen und Experten dariiber unterhalten. Das
Fazit ist doch klar: Begrenzt wird Forschung — das haben
Sie im Ubrigen hier mit Threr Rede wieder bewiesen —
von Extremisten, und zwar von rechts wie von links. Beide
wollen Forschung beschrinken. Beide sagen, was nicht
erforscht und wo nicht geforscht werden soll. Wenn man
aus der politischen Mitte kommt, ist der Unterschied, zu
sagen: Wir wollen Forschung erméglichen. — Fiir diese Er-
moglichung stehen wir Freie Demokraten und sicher auch
viele andere in diesem Haus.

(Beifall Freie Demokraten)

Dieses Ermoglichen richtet sich gegen Verbote und dage-
gen, dass man ein Thema gegen ein anderes ausspielt. Das
Ermoglichen geht mit Wissenschaftsfreiheit und auch mit
entsprechenden Ressourcen einher. Um die ringen wir, aber
auch dazu brauchen wir Sie nicht; denn wir ringen dar-
um im demokratischen Spektrum. Deswegen werden wir
Thren Antrag selbstverstindlich ablehnen und uns auch in
Zukunft um die Finanzierung der Hochschulen kiimmern.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist Herr Kaffenberger von der SPD-Frak-
tion.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Anwesende! Noch
am Dienstag fordert die AfD-Fraktion mehr Hochschul-
autonomie, und im heutigen Antrag macht sie die hessi-
schen Hochschulen im Prinzip zu weisungsgebundenen
nachgeordneten Dienststellen. In Zeile 729 des AfD-Wahl-
programms steht — Zitat —:

,,JHochschulen miissen ein Ort sein, an dem sich
Wissenschaft, Lehre und Forschung im Rahmen des
Grundgesetzes frei entfalten konnen.*

Heute wollen Sie mit Threm Antrag bestimmte Fécher
an Hochschulen verbieten. Kénnen Sie mir diesen Wider-
spruch einmal erklaren?

In Threm Programm heif3t es iiber bestimmte Studienfacher
weiter, dass sie ,,keinen Beitrag fiir unsere Volkswirtschaft

leisten®. Ich sage Thnen einmal ganz ehrlich: Wer die Wis-
senschaft allein aus der Sicht der Verwertbarkeit betrach-
tet, hat nach meiner Auffassung im Ausschuss fiir Wissen-
schaft und Kultur keinen Platz.

(Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es gibt einen weiteren Widerspruch, den Sie wahrschein-
lich nicht aufklaren kdnnen. Sie haben der anwendungsori-
entierten Forschung unterstellt, sie verfolge irgendwelche
besonderen Zwecke. Aber wir fordern doch nicht nur die
Grundlagenforschung. Wenn man eines 6konomisch ver-
werten kann, dann ist es doch die anwendungsorientierte
Forschung. Was wollen Sie? Okonomisch verwertbare For-
schung oder Grundlagenforschung — oder beides? Aber Sie
verstricken sich immer wieder in Widerspriiche, weil Sie
einfach inkonsistent handeln.

Jetzt wird es noch viel lustiger — leider ist Herr Dr. Grobe
nicht da —: Thr wissenschaftspolitischer Sprecher hat an der
Philosophischen Fakultdt der RWTH Aachen promoviert.
Der Titel dieser Dissertation ist — ich habe sie einmal her-
ausgesucht —: ,,Zirkel und Zahnrad: Ingenieure im biirgerli-
chen Emanzipationskampf um 1900 — die Geschichte der
technischen Burschenschaft*.

Ich frage Sie jetzt, liebe AfD-Fraktion: Hat dieses Werk
einen Beitrag zu unserer Volkswirtschaft geleistet? — Stille.
Fiir mich ist das ja kein Kriterium, aber fiir Sie. Ich sehe
nichts als wissenschaftspolitische Widerspriiche. Sie predi-
gen hier Wasser, und Sie und Thr wissenschaftspolitischer
Sprecher, der heute nicht da ist, trinken Wein.

(Beifall SPD und CDU)

Da wir als Koalition gemeinsam mit der Landesregierung
ein anderes Bild von Wissenschaft haben als Sie, fordern
wir zukiinftig in besonderem Mafle die angewandte Demo-
kratieforschung. Die Férderung thematischer Schwerpunk-
te an den Hochschulen ist mit dem Grundgesetz vereinbar.
Um es ganz einfach zu sagen und herunterzubrechen: Ein-
zelne Fécher besonders fordern? Erlaubt. Fécher verbieten?
Nicht erlaubt.

Weil Sie Demokratieforschung fiir ein Ideologieprojekt
halten, weil Sie fiir weniger und nicht fiir mehr Hochschul-
autonomie stehen und weil Sie der Feind von Forschung
und Lehre sind, diskutiere ich mit Thnen nicht iiber Hoch-
schulfinanzierung. Mit der Kollegin Eisenhardt, mit dem
Kollegen Biiger oder mit dem Kollegen Schmitz mache
ich das; denn uns eint, dass wir wissenschaftspolitisch mit
beiden Beinen auf dem Boden des Grundgesetzes stehen.

Ich komme zum Schluss. Die AfD-Fraktion zeigt mit ih-
rem Antrag einmal mehr, dass es ihr nicht um eine besse-
re Hochschulfinanzierung geht, sondern um einen Kultur-
kampf gegen die Freiheit von Forschung und Lehre. —
Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Die nidchste Wortmeldung kommt von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN. Frau Eisenhardt, Sie haben das Wort.

Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die Schnellmerker von der AfD-Fraktion ha-
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ben jetzt, nach drei Monaten, mitbekommen, dass die Fi-
nanzierung der Hochschulen gerade auf der Kippe steht.
Wihrend Sie in den Debatten iiber die Hochschulfinanzie-
rung vor der Sommerpause an den realen Problemen der
Hochschulen vorbeigeredet und stattdessen irgendwelche
Punkteplidne von sich gegeben haben, wollen Sie jetzt {iber
das sprechen, was die Hochschulen tatséchlich beschaftigt:
ihre Finanzierung.

Ich verrate aber nicht zu viel, wenn ich sage, das gelingt
Ihnen leider wieder nicht. Sie sehen den Wald vor lauter
ideologischen B&umen nicht. Wenn irgendwo das Wort
,,Vielfalt oder das Wort ,,Nachhaltigkeit vorkommt, ver-
lieren Sie von der AfD voéllig die Orientierung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
7¢It SPD)

Ich mochte es deshalb in aller Deutlichkeit sagen: Die
Hochschulen entscheiden im Rahmen ihrer grundgesetzlich
garantierten Selbstverwaltung unabhéngig tiber ihre Studi-
engéinge. Ihren Angriffen auf die Genderstudies oder ande-
re Studiengénge, die Thnen politisch nicht genehm sind,
stellen wir uns entschieden entgegen. Es ist unertréglich,
dass die AfD hier immer wieder Hass gegen Forschende
in diesem Bereich schiirt und dass diese immer wieder
Anfeindungen ausgesetzt sind.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dass Sie in Threm Antrag der Landesregierung im Zusam-
menhang mit dem Forderprogramm zur anwendungsori-
entierten Demokratieforschung einen Verstol gegen die
grundgesetzlich garantierte Wissenschaftsfreiheit vorwer-
fen, ist absurd. Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit ken-
nen wir nur von lhnen. So war es in der letzten Ausschuss-
sitzung: Da haben Sie den Wissenschaftsminister in 6ffent-
licher Sitzung aufgefordert, sich mit inhaltlichen Vorgaben
in ein Forschungsprojekt einzumischen.

(Beifall Bijan Kaffenberger (SPD))

Lassen Sie mich noch etwas klarstellen. Mit diesem An-
trag erweisen Sie den Hochschulen einen Bérendienst. Sie
suggerieren, dass flir die finanziellen Engpédsse an den
Hochschulen einzelne Studiengéinge oder Investitionen in
eine gilinstigere, nachhaltigere Energieversorgung und in
die Gebdudeddmmung verantwortlich sind, mit denen die
Hochschulen aber am Ende bares Geld sparen.

Nein, verantwortlich fiir die finanziellen Engpésse ist die
falsche Priorititensetzung der Landesregierung. Die Lan-
desregierung hat sich fiir mehr Ministerien entschieden;
sie hat sich dieses Jahr zu Kiirzungen im Hochschulpakt
entschieden. Sie hat sich entschieden — obwohl das Tarifer-
gebnis auBerordentlich war —, anders als in anderen Berei-
chen der Landesregierung die Tarifentscheidungen fiir die
Hochschulen nicht on top zu finanzieren. Inzwischen wirft
auch die Haushaltsaufstellung 2025 dunkle Schatten auf
die Hochschulen voraus.

Jetzt kommt es darauf an, was die Landesregierung in Be-
zug auf den Haushalt 2025 entscheidet. Entscheiden Sie
sich dafiir, den Hochschulpakt einzuhalten, oder entschei-
den Sie sich dafiir, ihn zu brechen? Jetzt kommt es darauf
an, ob Sie sich im nédchsten Hochschulpakt fiir weitere
Steigerungen entscheiden oder ob Sie sich dafiir entschei-
den, dass wir in Hessen Studiengénge und Forschungska-
pazititen abbauen.

Ich fordere Sie deshalb heute dazu auf: Entscheiden Sie
sich fiir starke hessische Hochschulen, entscheiden Sie sich
fiir die Forderung von Bildung in unserer Wissensgesell-
schaft, entscheiden Sie sich fiir die Zukunft. Dafiir brau-
chen wir Sie von der AfD nicht, aber dafiir brauchen wir
Sie in der Landesregierung. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist Herr Abgeordneter Reul von der CDU.

Michael Reul (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Eigentlich kdnnte man auf den Antrag rela-
tiv einfach antworten: Fake News. Aber auf einige Punkte
muss man eingehen, weil diese nicht so stehen bleiben
konnen.

Die Finanzierung unserer hessischen Hochschulen ist ohne
Frage ein wichtiges Thema, das uns alle beschéftigt. Unse-
re Universitdten und Fachhochschulen sind zentrale Orte
der Forschung, der Lehre und der Innovation, und es ist
unsere Aufgabe, sicherzustellen, dass sie die bestmogliche
Unterstiitzung erhalten, um ihre Aufgaben zu erfiillen.

(Beifall CDU und SPD)

Die CDU-Fraktion nimmt die Sorgen der Hochschulange-
horigen sehr ernst. Die Haushaltslage des Landes — das
wissen Sie alle — hat sich verschlechtert, und dies fiihrt
zu Konsolidierungsbedarfen in allen Bereichen. Grundsitz-
lich koénnen wir jedoch fiir den Hochschulbereich festhal-
ten: Der Hochschuletat steigt mit dem Nachtragshaushalt
2024 entsprechend den Regelungen des Hochschulpaktes
2021-2025 um 72,4 Millionen Euro.

Landesregierung und Hochschulen haben in dem Pakt ver-
einbart, dass iiber diese Steigerung unter anderem auch
laufende Tarifsteigerungen gegenfinanziert werden. Die in
diesem Jahr mit den Gewerkschaften vereinbarte Tarifei-
nigung kostet die Hochschulen im Jahr 2024 ca. 60 Mil-
lionen Euro. Rund 12,4 Millionen Euro bleiben fiir die
Finanzierung sonstiger Kostensteigerungen tibrig.

Im Nachtragshaushalt 2024 sind die Aufwiichse im Hoch-
schulbereich rechnerisch zwar um rund 35 Millionen Euro
verringert; dies ist aber keine Kiirzung, sondern ein ge-
déampfter Aufwuchs.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

— Horen Sie einmal zu. — AuBlerdem sind Anpassungen
von Forderbudgets aufgrund nicht abgerufener Projektfor-
derungsmittel vorgesehen. Alle bereits zugesagten Projekt-
forderungen sind aber weiterhin vollstédndig gedeckt.

(Beifall Ines Claus (CDU))

Alle verbindlichen Zusagen im laufenden Hochschulpakt
werden auch mit dem Nachtragshaushalt fiir 2024 einge-
halten.

Selbstverstindlich ist es der schwarz-roten Koalition be-
kannt, dass die finanzielle Lage der Hochschulen aufgrund
von gestiegenen Kosten insgesamt angespannt ist. Deshalb
wird gegenwirtig parallel zu den bereits laufenden Ver-
handlungen iiber den Hochschulpakt 2026-2030 bereits
mit den Hochschulen dariiber gesprochen. Ziel ist es,
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den Hochschulen weiterhin einen verldsslichen Finanzie-
rungsrahmen fiir ihre Entwicklung zu bieten und es ih-
nen gleichzeitig zu ermdglichen, die ambitionierten Ziele
der schwarz-roten Koalition fiir Wissenschaft und Hoch-
schulen, die im Koalitionsvertrag niedergelegt sind, in die
Praxis umzusetzen.

Doch lassen Sie mich deutlich sagen: Der Antrag der AfD
ist auch ein Versuch, die Freiheit der Wissenschaft zu un-
tergraben und ideologische Grédben zu vertiefen, anstatt
sachlich zur Verbesserung der Hochschulfinanzierung bei-
zutragen.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe AfD)

Anstatt eine konstruktive Debatte dariiber zu fithren, wie
wir unsere Hochschulen gemeinsam stirken konnen, be-
dient dieser Antrag die bekannten Muster der AfD: Er
lenkt ab, er diffamiert, und er unterstellt.

(Beifall CDU und SPD)

Die AfD behauptet, dass verschiedene Disziplinen — das ist
ein wichtiger Punkt — ideologisch motiviert seien und der
Wissenschaft Schaden zufligten. Das ist ein Angriff auf die
akademische Freiheit, die im Grundgesetz fest verankert
ist. Es ist nicht die Aufgabe der Politik, zu entscheiden,
welche Disziplinen wertvoll sind und welche nicht. Die
Freiheit von Wissenschaft und Forschung ist ein sehr hohes
Gut, das wir schiitzen missen. Darin sind sich die demo-
kratischen Fraktionen in diesem Hause einig.

Des Weiteren kritisiert der Antragsteller das Budget fiir
die anwendungsorientierte Demokratieforschung. Gerade
in Zeiten, in denen demokratische Werte weltweit unter
Druck geraten — Nina Eisenhardt hat es eben ausgefiihrt —,
ist es wichtiger denn je, die wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit unserer Demokratie zu fordern. Es geht
hier nicht um Ideologieprojekte — wie die AfD es nennt —,
sondern diese Forschung tragt dazu bei, unsere Demokratie
widerstandsfahig zu machen und die Gesellschaft weiter-
hin zu stérken.

(Beifall CDU und SPD)

Drittens greift die AfD das COME-Programm an, das sich
fiir Energieeffizienz und fiir Klimaschutz an Hochschulen
einsetzt. Klimaschutz und die Reduzierung von CO,-Emis-
sionen sind keine ideologischen Projekte,

(Zuruf AfD: Doch!)

sondern dringende Herausforderungen unserer Zeit. Dass
die AfD dies als Ideologie abtut, zeigt Ihr Zwischenruf;
er zeigt, wie wenig Verstindnis Sie fiir die Realitdt haben.
Auch unsere Hochschulen miissen ihren Beitrag zum Kli-
maschutz leisten, und es ist nur folgerichtig, dass wir dabei
unterstiitzen.

Ich komme gleich zum Schluss. Zusammenfassend mdchte
ich betonen, dass wir als CDU-Fraktion den Antrag der
AfD entschieden ablehnen. Er ist weder ein konstruktiver
Beitrag zur Hochschulfinanzierung noch eine seridse Aus-
einandersetzung mit den Herausforderungen, vor denen un-
sere Hochschulen stehen. Wir stehen fiir eine Forderung
von Wissenschaft und Forschung, die Vielfalt zuldsst, die
akademische Freiheit schiitzt und die Zukunft unserer Ge-
sellschaft im Blick hat. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht der Wissenschaftsminister.
Herr Gremmels, Sie haben das Wort.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wenn es eines Beispiels bediirfte, dass
anwendungsorientierte Demokratieforschung dringend ge-
braucht wird, dann muss man sich nur die Reden der AfD
aus dieser Plenarwoche anhoren. Da muss man sich nur
das Video IThres ehemaligen Fraktionskollegen anschauen.
Das zeigt doch, dass wir hier dringenden Handlungsbedarf
haben.

(Beifall CDU und SPD)

Das Programm ist gut. Das Programm ist wichtig. Das gibt
mir die Gelegenheit, an dieser Stelle darauf hinzuweisen,
dass wir mittlerweile seit einer Woche die Forderrichtlinien
auf der Homepage unseres Ministeriums kundgetan haben.
Das heilit, die Hochschulen, die Projekttrager, die Mittel
aus diesem Programm abrufen wollen, kénnen sich jetzt
bewerben. Ich habe mir sagen lassen, dass das Interesse
dort grof3 ist. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
das zeigt, dass wir hier als Landesregierung genau den
richtigen Nerv getroffen haben.

Jetzt haben Sie einen Antrag vorgelegt, und Sie sprechen
hier wirklich an, dass man nur noch férdern darf und un-
terstlitzen soll, was ,,wissenschaftlich anspruchsvolle Dis-
ziplinen sind. Ich md&chte nicht, dass die AfD in diesem
Land dariiber entscheidet, was wissenschaftlich anspruchs-
volle Disziplinen sind und was nicht.

(Beifall Bijan Kaffenberger (SPD), Miriam Dahl-
ke und Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Das ist ein VerstoB gegen Art. 5 Absatz 3 des Grundge-
setzes. Die Wissenshaft ist frei, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, und deswegen werden wir Thnen das auch
nicht durchgehen lassen. Ich als Wissenschaftsminister se-
he mich im 75. Jahr unseres Grundgesetzes als Hiiter die-
ses Grundgesetzes. Deswegen wird es hier keinen Einfluss
geben.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD — Zuruf Andreas
Lichert (AfD))

Ja, diese Landesregierung fordert auch Genderstudies. Das
kann Thnen jetzt gefallen oder nicht.

(Jochen K. Roos (AfD): Aber man kann es kritisie-
ren!)

Ich habe vor, das auch in Zukunft zu tun, weil es eine
wichtige Disziplin ist. Wir sollten genau und zeitgemif
schauen, dass wir hier am Puls der Forschung bleiben.

(Zuruf Bernd Erich Vohl (AfD))

Gleiches gilt fiir COME. Das war doch eine Lehre aus
dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine. Die danach
steigenden Energiepreise haben unsere Hochschulen vor
erhebliche Probleme gestellt. Ein Programm aufzulegen,
wie das die Vorgédngerregierung gemacht hat, um das abzu-
federn, um auch hier Investitionen in nachhaltige Energie,
in Gebaudetechnik, in die Erzeugung von PV-Strom zu
liefern, ist die Antwort der Zeit gewesen. Das war richtig,
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um unsere Hochschulen langfristig unabhingiger von der
Energieversorgung zu machen.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Deswegen ist es ein gutes Programm. Das wurde iibrigens
auch von den Hochschulen nachgefragt. Ich sage lhnen:
Unsere Hochschulen sind da am Puls der Zeit. Ich habe
mir bei der Technischen Hochschule Mittelhessen die tol-
le Abwasserriickgewinnung angeschaut, also die Energie-
riickgewinnung aus Abwasser. Das ist ein Projekt, bei dem
sie forschen und das gleichzeitig der Energiesicherheit der
Hochschule dient.

Zum anderen habe ich mir in der Hochschule Geisenheim
angeschaut, wie eine Fotovoltaikanlage einerseits dafiir
sorgt, dass die Hochschule mit Strom versorgt wird, und
andererseits dafiir, dass die Reben nicht durch die Sonne
verbrannt werden, dass weniger Insektenschutzmittel not-
wendig sind. Herr Schon war dabei. Das ist ein tolles Pro-
jekt. Ich bin stolz auf unsere hessischen Hochschulen, dass
sie am Puls der Zeit sind, was Energieforschung angeht,
was Resilienz angeht.

(Beifall CDU und SPD)

Dann kritisieren Sie allen Ernstes das Programm zum The-
ma Landwirtschaft, zum Thema Resilienz? Ehrlich gesagt,
miissten wir viel mehr in diesen Bereich investieren. Was
haben denn unsere Landwirte gerade fiir Probleme mit
Diirre? Was haben sie fiir Probleme mit Uberflutungen?
Was haben sie fiir Herausforderungen?

(Zuruf Klaus Gagel (AfD))

Das sind die Fragen der Zeit. Da miissen wir mehr inves-
tieren und nicht, wie Sie fordern, weniger.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Insofern: Dieser Antrag zeigt, dass Sie, was Wissenschafts-
politik angeht, vollig fehl am Platz sind. Durch Wiederho-
lungen werden die Sachen nicht wahrer.

Im letzten Nachtrag gab es fiir die Hochschulen am Ende
des Tages — Kollege Reul hat darauf hingewiesen — in der
Tat mehr Geld als im Jahr zuvor. In diesem Haushalt haben
wir noch mehr investiert, zum Beispiel fiir die Unikliniken.
70 Millionen Euro haben wir zur Tilgung des Defizits bei
dem Uniklinikum Frankfurt investiert, 15 Millionen Euro
zusétzlich fiir den Bereich Internetsicherheit bei der Uni-
klinik Frankfurt. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
dieses Haus, diese Landesregierung hat die Hochschulen,
die Universitétskliniken gestarkt.

Frau Eisenhardt, ich hatte heute bei 90 % Ihrer Rede zum
ersten Mal Lust, mitzuklatschen; das darf ich nicht auf der
Regierungsbank. Bei 90 % waren wir heute {ibereinstim-
mend. Aber noch einmal: Sie haben infrage gestellt, ob
wir den Hochschulpakt einhalten werden. Diese Landesre-
gierung hat sich zum Ziel gesetzt — das tun wir gemein-
sam —, auch den Hochschulpakt fiir 2025 in diesem Jahr
einzuhalten. Das ist hier unsere Aufgabe. Das ist unsere
Marschroute. Das machen wir so, wie wir den Hochschul-
pakt auch im Nachtragshaushalt eingehalten haben, und
wir verhandeln den aktuellen Hochschulpakt fiir die néchs-
ten flinf Jahre.

Vielleicht lernen wir auch aus Fehlern, die damals unter
Threr Ministerin Dorn gemacht worden sind. Ich glaube,
man sollte klug iiberlegen, ob es sinnvoll ist, Tarifsteige-
rungen im Hochschulpakt nicht zu integrieren, sondern das

zu verrechnen. Das war ein grofer Fehler. Hinterher ist
man immer schlauer. Aber diesen Fehler werden wir nicht
wiederholen. — In diesem Sinne wiinsche ich Thnen jetzt
einen schonen Tag. Alles Gute.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Vielen Dank, Herr Minister.

Auch hier ist vereinbart worden, dass der Antrag an den
Ausschuss tiberwiesen wird. — Ich sehe Nicken, dann ma-
chen wir das so.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Heimische Sparkassen und Banken vor iiberzogener
Regulierung schiitzen

— Drucks. 21/925 —

und zum Tagesordnungspunkt 45:

Dringlicher Antrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Strukturen der heimischen Bankwirtschaft bewahren
und iibermiige Biirokratie abwenden

— Drucks. 21/1059 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt fiinf Minuten. Zunichst
spricht Frau Schardt-Sauer von der FDP. Bitte sehr.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werte Présidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Un-
sere Bankenlandschaft ist einzigartig. Wir haben das so-
genannte Dreisdulenmodell: Sparkassen, Genossenschafts-
banken, Privatbanken. Es sind nicht die internationalen
GroBbanken — das weil}, glaube ich, jeder aus seinem
Umfeld, aus seinen Kreisen —, die den Mittelstand, die
Handwerker, die Start-ups, die H&uslebauer unterstiitzen
und Darlehen zur Verfiigung stellen. Es sind die regiona-
len Banken vor Ort, die mit ihrer Ndhe zur Bevolkerung,
um die es manchmal zu kdmpfen gilt, den Kern unserer
Wirtschaft stirken. Vielfalt und Stirke: So prisentiert sich
dieser Bankensektor eben auch in Hessen. In dieser Vielfalt
und Stérke ist er eine wichtige Séule unseres Wirtschafts-
standortes, liber den wir heute wieder einiges gehort haben
und bei dem wir einiges vorhaben.

(Beifall Freie Demokraten)

Es sind stabile Séulen, und die Systematik hat sich be-
wihrt. Das heiBt in der Politik immer auch: Achtung. Uber
Jahrzehnte schauen wir zum Beispiel auf die Genossen-
schaftsbanken — das sind tiber 90 Jahre —, die seit Jahrzehn-
ten tragen. Diese Systeme haben wahrhaftige Krisen tiber-
standen — zuletzt die Corona-Krise, die gro3e Bankenkrise,
die international bestand. Deshalb gilt es als priméres Ziel,
diese Vielfalt und Stirke zu bewahren. Die Institutssiche-
rung, die wir in diesem sehr besonderen System haben,
funktioniert so gut, weil sie die unterschiedlichen Stirken
und Besonderheiten — auch Unterschiede bei den Genos-
senschaftsbanken und kleinen Privatbanken — beriicksich-
tigt. Es gibt sie {ibrigens nicht nur in Deutschland. Es gibt
sie in Osterreich, interessanterweise auch in Italien und in
Polen.
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Regionalitit, kdnnte man sagen, ist nicht klein, sondern
ist die Stabilitdt im Gesamtsystem. Das wirkt im Banken-
bereich gegen Dominoeffekte; das haben wir wéhrend der
Finanzkrise erlebt. — Das ist der Ubergang zur Zielsetzung
unseres Antrags.

Schon seit Léngerem ist auf EU-Ebene eine Diskussion
zum Thema Einlagensicherung bei diesem Bankensystem
im Gange. Wir wenden uns gegen immer weiter ausufern-
de Regulierungen auf EU-Ebene, die zum Ziel haben —
deshalb habe ich mir die Zeit genommen, Thnen diese
Besonderheit noch einmal darzulegen —, alles iiber einen
Kamm zu scheren. Da ist es nicht von Belang, ob es sich
um eine internationale Grofbank handelt, die in London
— gut, das geht jetzt nicht mehr — oder in Frankfurt sitzt,
oder die kleine Sparkasse oder die Genossenschaftsbank
im landlichen Raum.

Ja, wir sind fiir eine Bankenunion. In der Debatte wird
immer gesagt, man brauche dafiir auch ein Einlagensiche-
rungssystem. Das stimmt nicht. Wir haben in der EU schon
ein dezentrales und funktionierendes Einlagensicherungs-
system. Ein europiisches Einlagensicherungssystem, das
alles iliber einen Kamm schert, hat natiirlich immer das
Risiko, dass alle fiir alles zahlen. Das ist dann die viel
gepriesene Einheit, da bleiben dann viele auf der Strecke.
Aus unserer Sicht wiirde das die Stabilitdt, die sich im
Krisenfall bewiesen hat, und vor allem die deutschen Steu-
erzahler belasten. Das ist auch eine Lehre. Es gibt keinen
Grund, etwas zu @ndern: ,,Don’t change a running system.*

Ich habe mit Interesse den Antrag von CDU und SPD gele-
sen. Sie haben sich bemiiht, ein bis zwei Anderungen zu
formulieren und Unterschiede herauszuarbeiten. Vielleicht
fithren wir da noch eine sachliche Diskussion.

(André Stolz (CDU): Wir haben uns Miihe gege-
ben!)

Da wiinschen wir uns ein Bekenntnis zu unserem Standort.
Wir sagen: Zentralitit versus Regionalitdt. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, das ist iibrigens ein vielfaches Thema
in dieser Debatte liber Vorziige, aber auch Klippen im EU-
Gedanken. Das ist ein wunderbares Beispiel, dass Regiona-
litdt und Vielfalt die Dinge auch regeln konnen.

Es ist nicht notig, solche Dinge wieder aufzuldsen und
eine Zentralbehorde, Zentralkontrollen, Zentraldokumenta-
tionen und Zentralstrafen einzufiihren. Am Ende bleiben
das Regionale und natiirlich eine Antipathie {ibrig.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Gedanken zum
digitalen Euro sagen. Da habe ich ndmlich auch eine klei-
ne Anderung in Threm Antrag gefunden. Ich wei8 nicht,
wie das in der Koalition war. Wir sagen natiirlich Ja zum
digitalen Euro, aber wir diirfen nicht zulassen, dass der
digitale Euro zur Konkurrenz wird. Das bedeutet technisch,
dass das, was momentan in der Diskussion ist — Kunden
konnten direkt bei der EZB ihre Einlagen halten — —

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Frau Schardt-Sauer, Sie miissten tatsdchlich zum Schluss
kommen.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Ich komme zum Schluss, Frau Prisidentin. — Den Ge-
schéftsbanken wiirden Sie damit das Geschiftsmodell ent-

ziehen. Das ist ein wichtiger Baustein. Da fehlt uns bei
dem Antrag der Koalition ein klares Bekenntnis. Insoweit
brauchen wir noch ein bisschen Diskussion.

Ich hoffe, ich war jetzt schnell genug und habe nicht so
viel iberzogen. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nichster Redner ist Herr Stolz von der CDU.

André Stolz (CDU):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Herzlichen Dank, liebe Marion Schardt-Sauer,
liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, fiir euren
wirklich guten Aufschlag zu diesem wichtigen Thema. Ich
sehe unseren Antrag auch nicht als Gegenantrag, sondern
eher als Erginzung. Ich freue mich auf die Diskussion und
das Zusammenfiihren im Ausschuss.

(Beifall Dr. Josefine Koebe (SPD))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen diese in-
haltliche Einigkeit; denn wir stehen — du hast es eben ge-
sagt — in Europa ziemlich alleine da. Unsere Bankenstruk-
tur mit den kommunalen Sparkassen, mit den regionalen
Genossenschaftsbanken, die gibt es so nur im deutschen
Sprachraum in Europa — noch. Die anderen haben das zu-
mindest schon bereinigt.

Sparkassen und Volksbanken waren nicht nur der Stabili-
titsfaktor wiahrend der Finanzkrise, sie bilden auch — das
sage ich an dieser Stelle sehr stolz — die stabilste Finanz-
sdule in der europidischen Finanzwirtschaft. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, darauf konnen wir zu Recht stolz
sein.

(Beifall CDU)

Ohne diese beiden wiirden in Deutschland die traditionell
sehr starke Fremdkapitalfinanzierung und unsere stark de-
zentrale, mittelstdndisch und handwerkschaftlich gepriagte
Realwirtschaft so nicht funktionieren. Es sind die Sparkas-
sen, es sind die Genossenschaftsbanken, die eine Erreich-
barkeit in fiinf Autominuten bieten. Es sind die Sparkassen
und die Genossenschaftsbanken, die 60 % aller Kredite an
Unternehmen in Deutschland bereitstellen, sogar 76 % al-
ler Kredite an das deutsche Handwerk und 66 % aller Kre-
dite fiir den Wohnungsbau. Diese Struktur passt zu unserer
Wirtschaftsstruktur und zu unserer Gesellschaftsstruktur;
die gilt es zu verteidigen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Das will ich betonen, wir sind in dem Verteidigungskampf.
Das ist keine Prosa, das ist in der Tat so. Wir sind in dem
Verteidigungskampf und brauchen ihn. Seit Jahren hadert
die europiische Aufsicht mit dieser deutschen Struktur.

Ich mdchte nur ein Beispiel nennen. Im deutschen Auf-
sichtsrecht ist das sogenannte Proportionalitatsprinzip ver-
ankert; das heifit, groe Unternechmen, grofe und risikorei-
che Banken werden von der Aufsicht anders beurteilt als
kleinrdumige und klein strukturierte Banken. Diese Denke
des Proportionalitétsprinzips gibt es im europdischen Auf-
sichtsrecht nicht mehr. Das europédische Aufsichtsrecht hat
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sich mittlerweile iiber die EBA-Guidelines etc. pp. schon
in das Aufsichtsrecht in Deutschland hineingefressen.

Das grofBite hessische Finanzinstitut kennen Sie alle, mit
den zwei grofen Tiirmen, mit 1,35 Billionen Euro Bilanz-
summe und 90.000 Mitarbeitern. Eines der kleinsten Insti-
tute in Hessen ist die Raiffeisenbank Griavenwiesbach mit
100 Millionen Euro Bilanzsumme und 15 Mitarbeitern. Ich
sage Thnen: 95 % der hessischen Institute sind ndher an
Grivenwiesbach als an der Deutschen Bank. Unterschiedli-
che Strukturen miissen von der Aufsicht auch unterschied-
lich behandelt werden.

(Beifall CDU, SPD und Marion Schardt-Sauer (Freie
Demokraten))

Die Griavenwiesbachs dieser Welt spielen im européischen
Bankaufsichtsrecht leider nur eine untergeordnete, wenn
iiberhaupt, oder meines Erachtens gar keine Rolle.

Ich méchte es auch betonen, ich glaube, es hat auch die
Kollegin Schardt-Sauer gesagt: Ja, nach der Finanzkrise,
nach der Lehman-Pleite, sind wir den richtigen Weg ge-
gangen. Es ging damals allerdings um die Kontrolle und
die Aufsicht von groflen systemrelevanten Banken. Das
war das Ziel, das wir wihrend der Finanzkrise verfolgt ha-
ben. Wir haben gesagt: Wir brauchen einen Schutzschirm
fiir grofle systemrelevante Banken.

Wenn allerdings heute aufgrund des Aufsichtsrechts 60 %
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von kleinen Instituten
nicht im Kundengeschéft arbeiten, sondern im Backoffice
arbeiten, jeden Tag diverse Reports erstellen miissen, Tau-
sende von Daten bereitstellen miissen, Nachhaltigkeitsrisi-
ken fiir jedes Geschéft berechnen miissen, dann ist etwas
aus den Fugen geraten. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das ist eine Struktur, die alles andere als gesund ist.

(Beifall CDU, SPD und Marion Schardt-Sauer (Freie
Demokraten))

Dieser Weg der Vereinheitlichung, der Nichtberiicksichti-
gung der deutschen regional organisierten Bankenstruktur
soll nun mit EDIS und CMDI weitergehen. Manche be-
haupten sogar, das sei das Ende — so weit will ich nicht
gehen — der Sparkassen und Volksbanken, wie wir sie ken-
nen.

Was ist geplant? Die Kommission schlédgt vor, kleine und
mittlere Banken in das Abwicklungsregime der EU ein-
zubinden. Sie schldgt vor, den Vorrang der nationalen
Einlagensicherung abzuschaffen. Sie schldgt weiterhin die
Ausweitung von Abwicklungsmafinahmen statt Praventi-
onsmafnahmen vor.

In Deutschland besteht bisher die Moglichkeit, im Rahmen
der sektoralen Institutssicherungssysteme sehr friihzeitig
praventiv, wenn eine Bank nicht ganz glatt lauft, einzu-
greifen und die Probleme innerhalb der Institutsgruppe zu
16sen, lange bevor eine Bank in Schieflage gerdt bzw. ein
Ausfall dieser Bank kommt. Nach den Vorschldgen der
Kommission wire ein solch friihzeitiges praventives Ein-
greifen nicht mehr mdéglich.

Noch etwas mochte ich sagen: Mit den Vorschliagen der
Kommission, die deutschen institutseigenen Sicherungs-
systeme der Sparkassen und Genossenschaftsbanken zur
Finanzierung von in Schieflage geratenen europdischen In-
stituten heranzuziehen, entsteht Folgendes. Die hoheren
Risiken europdischer Banken werden kiinftig verteilt auf

die Finlagensicherungssysteme der Griavenwiesbachs, der
Taunussparkassen und Co.

Das wollen wir alle nicht. Dafiir brauchen wir eine starke
deutsche Stimme, eine einheitliche deutsche Stimme. Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie uns diesen
Weg hier im Hessischen Landtag gemeinsam gehen. Ich
freue mich auf die Diskussion im Ausschuss. — Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU, SPD und Marion Schardt-Sauer (Freie
Demokraten))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Die ndchste Wortmeldung kommt vom BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN. Herr Meier, bitte sehr.

Sascha Meier (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Stellen
Sie sich vor, eine junge Unternehmerin aus dem landli-
chen Gebiet in Hessen mochte sich eine PV-Anlage aufs
Dach zimmern; oder denken Sie an eine Familie, die ihren
Traum vom Eigenheim verwirklichen mdchte. Fiir beide ist
der Gang zur Volksbank oder Sparkasse der erste Schritt.
Diese Institute bieten Zugang zu Krediten und sind als
regionale Partner von unschitzbarem Wert, besonders fiir
kleine und mittlere Unternehmen und private Haushalte.

Durch sie wird ein elementarer Bestandteil der Daseinsvor-
sorge vor Ort erhalten. Volksbanken und Sparkassen haben
nicht nur eine zentrale Funktion als wirtschaftliche Stiitze
in ihrer Region, insbesondere im ldndlichen Raum, sondern
auch als Forderer des sozialen und gesellschaftlichen Zu-
sammenhaltes und der Entwicklung. Sie kennen ihre Kun-
dinnen und Kunden vor Ort, verstehen die Bediirfnisse der
Region und handeln im Sinne einer nachhaltigen lokalen
Wirtschaft.

Bei dieser besonderen Rolle der regionalen Verankerung
und der Gemeinwohlorientierung ist es umso wichtiger,
diese Institute zu schiitzen und zu starken — und zwar, ohne
sie durch iiberméfige Biirokratie zu belasten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Als GRUNE setzen wir uns fiir einen stabilen und zugleich
nachhaltigen Finanzsektor ein. Dabei steht fiir uns fest:
Volksbanken und Sparkassen tragen maf3geblich zur Stabi-
litdt bei, indem sie nicht auf kurzfristige Gewinne, sondern
auf langfristige wirtschaftliche und soziale Entwicklung
setzen. Gerade in Krisenzeiten — wie wir wihrend der Fi-
nanzkrise von 2008 gesehen haben — haben sich diese In-
stitute als verldssliche Partner fiir Unternehmen und Haus-
halte erwiesen, wihrend andere Banken ihre Kreditvergabe
vergleichsweise drastisch eingeschrénkt haben.

Allerdings darf diese Stabilitit nicht auf Kosten der Fi-
nanzmarktaufsicht und der Risikoprédvention gehen. Hier
unterscheidet sich unsere Haltung von der der FDP. Wih-
rend die FDP vor allem auf Deregulierung setzt, sehr ge-
chrte Kollegin Schardt-Sauer, plidieren wir GRUNE fiir
gezielte und intelligente Regeln, die priaventiv wirken und
Sicherheiten schaffen, um Krisen von vornherein zu ver-
meiden. Deregulierung allein, wie von der FDP gefordert,
greift aus unserer Sicht ein wenig zu kurz.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Ein weiterer wesentlicher Punkt, der uns von der FDP
unterscheidet, ist die Frage der europdischen Zusammen-
arbeit. Wiahrend die FDP eine europiische Einlagensiche-
rung, kurz EDIS, ablehnt und befiirchtet, dass deutsche
Banken fiir Krisen in anderen Landern haften miissten,
sehen wir GRUNE in der europiischen Zusammenarbeit
eine Chance.

Ja, wir miissen nationale Sicherungssysteme wie die be-
wihrten deutschen Institutssicherungssysteme bewahren,
aber wir glauben auch, dass die Vollendung der europé-
ischen Bankenunion und eine differenzierte Einlagenver-
sicherung dazu beitragen konnen, den gesamten europdi-
schen Finanzmarkt stabiler und krisenfester zu machen.

Die Finanzkrise von 2008 hat uns schmerzlich vor Augen
gefiihrt, was passieren kann, wenn die Sicherungssysteme
versagen und Banken auf wackeligen Fiilen stehen.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Damals sprang die Krise von Bank zu Bank und dann von
EU-Staat zu EU-Staat; auch eine Ansteckung der Realwirt-
schaft war virulent. Damals mussten Banken mit Steuergel-
dern gerettet werden, um das Schlimmste zu verhindern.
Nur durch Solidaritit und gemeinsame europdische Losun-
gen konnen wir verhindern, dass nationale Krisen auf an-
dere Lénder tibergreifen.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Meier, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Sascha Meier (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Nee. — Dementsprechend sind wir an dieser Stelle inhalt-
lich néher an dem Dringlichen Antrag von SPD und CDU,
der ebenfalls auf eine Balance zwischen nationalen Inter-
essen und europdischer Verantwortung setzt. Im Antrag
von SPD und CDU wird auch auf die ESG-Richtlinien ein-
gegangen. Aus griiner Perspektive ist klar: ESG-Kriterien
sind ein wichtiger Schritt, um den Finanzsektor nachhalti-
ger zu gestalten und zu gewihrleisten, dass Umwelt- und
Sozialstandards eingehalten werden.

Wir sollten Anreize schaffen, damit Sparkassen und Volks-
banken diese Kriterien als Chance begreifen, um nachhalti-
ge Geschéftsmodelle zu fordern. Die Losung besteht nicht
darin, die ESG-Richtlinien zu lockern, sondern sie so zu
gestalten, dass sie regionalen Besonderheiten gerecht wer-
den und Banken unterstiitzen, nachhaltigen Wandel aktiv
voranzutreiben.

Anstatt nur iiber die regulatorischen Herausforderungen zu
sprechen, sollten wir uns darauf konzentrieren, wie nach-
haltige Finanzpolitik diesen Wandel durch innovative For-
derprogramme und die gezielte Unterstiitzung der regiona-
len Institute positiv begleiten kann. Das fehlt uns leider in
diesem Antrag von Schwarz-Rot.

Auch beim digitalen Euro werben wir GRUNE fiir eine
ausgewogene Position: Wir sehen eine bedeutende Chance,
um die Digitalisierung des Finanzsystems voranzutreiben
und mehr finanzielle Inklusion zu schaffen. Allerdings tei-
len wir die Sorge, dass der digitale Euro zu einer Schwé-
chung der regionalen Banken fiihrt. Was aber nicht pas-
sieren darf, ist, dass diese Institute durch neue digitale
Wettbewerber in ihrer zentralen Rolle der Kreditvergabe
untergraben werden.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Meier, Thre Redezeit ist zu Ende. Kommen Sie bitte
zum Schluss.

Sascha Meier (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ich komme gleich zum Ende. — Hier sind klare Leitplanken
notig. Zusammenfassend ldsst sich sagen: Der Antrag von
SPD und CDU geht differenzierter auf die Herausforderun-
gen ein, vor denen unsere Sparkassen und Volksbanken
stehen. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Ines
Claus (CDU))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun erteile ich Herrn Bausch von der AfD das Wort.

Roman Bausch (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete! Der Antrag der FDP beinhaltet einige
wichtige Forderungen. Da wire erstens zu nennen, dass
auch die Strukturen der deutschen Kreditwirtschaft in der
EU-Bankenregulierung angemessen beriicksichtigt werden
miissen. In Deutschland gibt es vergleichsweise viele klei-
ne und mittelgroBe Banken. Diese miissen regulatorische
Anforderungen mit naturgemédB kleineren Verwaltungsap-
paraten bewiltigen als die oftmals grofleren Bankhduser in
unseren europdischen Nachbarldndern.

Zweitens darf die Einfiihrung des digitalen Euros nicht
zulasten des Bargelds gehen; da besteht natiirlich ebenfalls
Einigkeit.

(Beifall AfD)

Die aber wohl wichtigste Forderung im Antrag ist die,
einer Vergemeinschaftung der nationalen Einlagensiche-
rungssysteme entgegenzutreten. Die Vergemeinschaftung
wurde in Form des European Deposit Insurance Schemes,
EDIS, bereits durch Briissel aufgeschient, aber noch nicht
vollendet. Sollte das Programm zur Anwendung kommen,
konnten Bankinsolvenzen europaweit auch mit Mitteln der
deutschen Einlagensicherung abgewickelt werden. In Fol-
ge werden die vergleichsweise soliden Banken in Deutsch-
land gezwungen sein, fiir Schieflagen weniger stabiler Fi-
nanzinstitute in anderen Ladndern aufzukommen.

Kurzum, das deutsche Bankensystem wiirde durch die
EU-weite Vergemeinschaftung der Einlagensicherung aller
Voraussicht nach spiirbar an Finanzstabilitét verlieren. Im
Rahmen von EDIS sollen nationale Einlagensicherungssys-
teme bei Ausfall anderer nationaler Systeme erst als Riick-
versicherung genutzt werden und dann schrittweise in ei-
nem gemeinsamen System aufgehen.

Wie der Genossenschaftsverband Bayern in diesem Zu-
sammenhang aber argumentiert, kann eine Haftungsge-
meinschaft nur dann fiir mehr Stabilitdt sorgen, wenn es
sich um mdglichst homogene Gruppen mit &hnlichem Risi-
koprofil und Geschéftsmodell handelt. Bereits auf nationa-
ler Ebene stofle diese Voraussetzung fiir ein funktionieren-
des Solidarsystem an ihre Grenzen.

Trotz der Ubereinstimmung in der Sache haben wir uns die
Frage gestellt, warum die Freien Demokraten dieses The-
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ma im Hessischen Landtag spielen. Denn selbst wenn der
Kreditwirtschaft in Hessen eine besondere Bedeutung zu-
kommt, handelt es sich doch um Forderungen, die auf der
Bundesebene weitaus effektiver verfolgt werden konnen.
Aber es ist natiirlich nicht schiadlich, wenn sich auch die
Hessische Landesregierung fiir die Wahrung der Interessen
der heimischen Kreditwirtschaft einsetzt.

Warum die FDP dann aber nicht fordert, dass sich die Lan-
desregierung via Bundesrat an die Bundesregierung, na-
mentlich an Bundesfinanzminister Christian Lindner, wen-
det, ist uns ein Rétsel. Denn mit Herrn Lindner haben die
Freien Demokraten den Vertreter Deutschlands im ECO-
FIN-Ministerrat in ihren eigenen Reihen.

(Andreas Lichert (AfD): Hort, hort!)

Dieser hitte dort noch am ehesten in der Hand, die Ver-
gemeinschaftung der Einlagensicherung zu blockieren. Zu-
mindest kann der Bundesfinanzminister die Interessen der
deutschen Kreditwirtschaft vermutlich weitaus wirkungs-
voller in Briissel vertreten als die Hessische Landesregie-
rung.

(Beifall AfD)
Hier konnte die FDP einmal Worten Taten folgen lassen.

Bevor ich zum Ende komme, mochte ich drei Punkte aus
dem Dringlichen Antrag von CDU und SPD aufgreifen:

Erstens. Die bewéhrten Sicherungsmechanismen der deut-
schen Kreditwirtschaft sollen gemi3 dem Antrag lediglich
,.berlicksichtigt werden — was sich tatsachlich so liest, als
hitte die EU-affine CDU langst ihren Frieden mit der Ver-
gemeinschaftung der deutschen Einlagensicherung durch
Briissel gemacht. Und bei der SPD haben wir da ohnehin
keine Zweifel.

Zweitens. Auch wenn Sparkassen und Genossenschafts-
banken in strukturschwachen Regionen punktuell gegebe-
nenfalls noch immer bedeutende Arbeitgeber sind,

(Zuruf Bijan Kaffenberger (SPD))

darf der Erhalt dieser Strukturen nicht Selbstzweck sein.
Wenn sich Banken dazu entscheiden, in der Flache présent
zu sein, weil es ithrem Geschéftsmodell dient, so ist dies
natiirlich zu begriiBen. Wenn nicht, dann haben sich On-
lineangebote vielleicht als nachfragegerechter erwiesen.

(Zuruf Bijan Kaffenberger (SPD))

Drittens. Die ESG-Richtlinien, also die Environmental-So-
cial-and-Governance-Richtlinien, sollen laut Antrag der
CDU ,,den regionalen Banken eine stabile und effiziente
Fortfithrung ihrer Aufgaben ermdglichen®. Dieser Satz irri-
tiert.

(Zuruf: Was macht er?)

Tatsdchlich betreffen ESG-Kriterien vornehmlich sach-
fremde Zusatzaufgaben, die das eigentliche Bankgeschéft
belasten. So verlangt die Bankenaufsicht zunehmend, dass
insbesondere Klimarisiken in die Risikomanagement- und
Berichterstattungssysteme integriert werden, was die ESG-
Richtlinien zu einem stindigen Quell zusitzlichen Biiro-
kratieaufwands macht und damit nicht nur regionalen Ban-
ken eine effiziente Erfiillung ihrer Aufgaben verunmdog-
licht. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als nichste Rednerin bitte ich Frau Dr. Koebe von der
SPD ans Mikrofon.

Dr. Josefine Koebe (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Wenn ich die Zeit nicht mit Ihnen verbringe
oder fiir die frithkindliche Bildung lobbyiere, verbringe
ich gelegentlich Zeit in kontrollierenden Gremien der hei-
mischen Bankwirtschaft. Herr Kollege, ich kann mich also
regelmiBig selbst von ihren Stirken iiberzeugen, allen vor-
an der Regionalitéit und der starken Verwurzelung vor Ort.

Liebe Frau Schardt-Sauer, ich kann mich daher auch guten
Gewissens der Stofrichtung Thres Antrags, iiber den ich
mich gefreut habe, anschliefen. Herr Kollege Meier, ich
lese daraus auch nicht so ganz viel von Deregulierung.
Wir von der Koalition erhdhen in unserem Antrag lediglich
die Flughdhe und freuen uns auf die gemeinsame weitere
Beratung im Ausschuss.

Ich mochte aber auf zwei weitere Punkte eingehen, die
mir personlich sehr wichtig sind, wenn wir tiber die heimi-
sche Bankwirtschaft sprechen. Es ist auch schon genannt
worden. Das ist zum einen das klare Bekenntnis zum Drei-
sdulenmodell als wesentlicher Bestandteil des deutschen
Finanzsystems. Hier ist ein Punkt ganz besonders wichtig.
Die heimische Bankwirtschaft, insbesondere unsere Spar-
kassen und die Genossenschaftsbanken, sind unsere Mittel-
standsfinanzierer fiir das Handwerk und fiir Kleinunterneh-
men, fir den Traditionsbacker, bei dem ich kiirzlich ein
Praktikum machen durfte und Brot backen konnte, und
auch das Hidden-Champion-Unternehmen im Odenwald.

Sehr geehrte Damen und Herren, gerade in aktuellen Zei-
ten ist der wirtschaftliche Aufschwung genau davon abhén-
gig, dass die Kreditversorgung des Mittelstands gewéhr-
leistet ist.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Zum anderen mochte ich auch auf die Sicherungssysteme
der Sparkassen und genossenschaftlichen Institute hinwei-
sen, die ein Stabilisator in schwierigen Zeiten waren, die es
nach wie vor sind und auch in Zukunft bleiben sollen.

(Beifall SPD und CDU)

Neben der deutschen Einlagensicherung, wonach Einlagen
eines jeden Kunden bei einer deutschen Bank — das wissen
Sie wahrscheinlich — bis zu 100.000 Euro sicher und riick-
zahlungsgesichert sind, gibt es die Institutssicherung, auf
die meine Kollegin Schardt-Sauer schon hingewiesen hat.
Das ist der solidarisch finanzierte Topf, der untereinander
eingesetzt wird, sollte ein Mitgliedsinstitut einmal in eine
Schieflage geraten.

Ich iiberlege mir bei meinen Reden meistens, wie ich das,
was ich sagen mochte, meinem bald neunjihrigen Sohn
erkldren kann, weil ich selbst ganz gerne in Bildern den-
ke. Meine Kollegin Elke Barth hat vorhin auch schon die
Schifffahrt bemiiht. Ich mache das Bild hier noch einmal
kurz présent.

Wenn ein Schiff einen Eisberg rammt und leckschligt,
dann muss Wasser geschopft werden, damit es nicht unter-
geht. Wenn die eigenen Krifte schwinden und die Hénde
zum Schopfen nicht mehr ausreichen, werden von den
umliegenden Schiffen Krifte und damit helfende Hénde
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zur Verfiigung gestellt, bis das Boot die Werft erreicht
und repariert werden kann. Wenn die umliegenden Schiffe
aber so weit entfernt sind, dass sie nicht mehr rechtzeitig
helfende Hénde zur Verfiigung stellen konnen, dann sinkt
das Schiff.

Diese Gefahr besteht, wenn die Institutssicherungssysteme
in Deutschland durch die EU geschleift werden und alle
dafiir angesparten Riicklagen in einen nicht mehr durch-
schaubaren groBen Topf eingebracht werden miissen, der
zentral von der europdischen Bankenaufsicht verwaltet
wird. Damit wiirde auch die ganz wichtige und vorhin
schon genannte Mittelstandsfinanzierung in Deutschland
infrage gestellt und der heimischen regionalen Wirtschaft
eine Verteuerung bis hin zu einer Kreditklemme drohen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit das nicht
passiert, unterstiitzen wir auch landespolitisch alle An-
strengungen der Sparkassen- und Genossenschaftsverbéan-
de, diesen elementaren Wettbewerbseingriff der EU zu ver-
hindern.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich verabschiede Sie nun
in die wohlverdiente Mittagspause mit den Worten von
Wilhelm von Oranien-Nassau — er begriifit uns téglich vom
Vorplatz des Landtags —, der sagte:

,»Es gibt keinen giinstigen Wind fiir den, der nicht
weil}, in welche Richtung er segeln will.

Ich glaube, die Richtung fiir diesen gemeinsamen Antrag
ist klar geworden. — Herzlichen Dank fiir Thre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Bevor wir in die Mittagspause einsteigen konnen, spricht
jetzt die Landesregierung. Herr Staatssekretidr Becker, Sie
haben das Wort.

Uwe Becker, Staatssekretiar im Ministerium der Finan-
zen:

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen, meine Her-
ren! Ich bin den Fraktionen von CDU und SPD, aber auch
der impulsgebenden FDP sehr dankbar, dass sie heute das
Thema auf diese Tagesordnung gesetzt haben, kurz vor
der Mittagspause. Viele existenzielle Fragen sind per se
mit diesem Tagesordnungspunkt verbunden, aber gerade
deswegen, weil es bei diesen Fragen um nicht mehr und
nicht weniger geht als um die Zukunft des deutschen Bank-
wesens.

Mit der engen Verkniipfung, die wir in Deutschland mit
dem Dreisdulenmodell zur Realwirtschaft haben, geht es
auch um nicht mehr und nicht weniger als um die Zu-
kunft der deutschen Wirtschaft. Deswegen haben Sie, auch
wenn die Fragen der Regulierung und der Institutssiche-
rung sehr fachspezifisch klingen, zwei im Augenblick sehr
akute Themen auf die Tagesordnung gesetzt, die dariiber
entscheiden werden, wie es in Deutschland mit dem Bank-
wesen weitergehen wird, ob das, was der eine oder andere
immer schon gerne hitte — dass es ein Ende hat mit dem
deutschen Dreisdulenmodell —, sukzessive und schleichend
stattfindet, oder ob man friih gemeinsam und geschlossen
antritt und all das in die Waagschale wirft, was notwendig
wird, um auf europédischer Ebene dafiir zu sorgen, dass die

stirkste européische Volkswirtschaft, ndmlich Deutschland,
durch diese Regelung keinen Schaden nimmt.

Deswegen ist diese Balance wichtig, die eben in den Re-
den schon angeklungen ist und wo ich fiir die Hessische
Landesregierung auch an den Anfang stellen mochte, dass
wir uns nicht nur klar und eindeutig zum Dreisdulenmodell
bekennen, sondern dass diese Hessische Landesregierung
alles in ihrer Macht Stehende dafiir tun wird, dass das
Dreisdulenmodell auf Dauer Bestand hat.

Meine Damen und Herren, das ist wichtig und notwendig,
nicht nur, weil wir in Hessen den Finanzplatz haben, son-
dern weil wir alle mit unserer Wirtschaft davon abhingig
sind, dass die Dinge bleiben. Deswegen ein Dank an die
antragstellenden Fraktionen und der Hinweis: Wenn wir
es kollegialiter so hinbekommen, dass auch die FDP ge-
meinsam an den Stellen mitwirkt, wo sie vielleicht auch
jemanden kennt, der im Bundesfinanzministerium Einfluss
hat, dann gestalten wir das, was es braucht, um die Ent-
scheidungen herbeizufiihren, tatséchlich schliissig.

Deswegen lassen Sie mich kurz vor der Mittagspause noch
auf die Aspekte eingehen. Die Bankenregulierung, all das
hat seinen Ursprung in den Auswirkungen der Wirtschafts-
und Finanzkrise 2008/2009. Deswegen folgt das, was dort
geschaffen worden ist, per se einer Sorge um die zukiinfti-
ge Handlungsfahigkeit des Finanz- und Kreditmarktes in
der Welt, aber auch lokal. Genau da liegen die Unterschie-
de in der Frage, wie wir das ausrichten, wie wir die Prozes-
se gestalten, sodass aus Regulierung nicht Strangulierung
an Stellen wird, wo kleinere Banken und kleinere Institute
es gar nicht leisten kénnen. Deswegen hat sich die Landes-
regierung schon lange dafiir eingesetzt, insbesondere die
Interessenlage der kleinen und mittleren Institute in den
Blick zu nehmen.

Schon im Dezember 2019 hat Hessen gemeinsam mit Ba-
den-Wiirttemberg einen EntschlieBungsantrag in den Bun-
desrat eingebracht, der den Fokus klarer auf die Vermin-
derung der Regulierungsanforderungen fiir kleine und mitt-
lere, sogenannte nicht komplexe Institute fithrt und auch
das, was im Bereich der EBA-Verfahren anstellig ist, be-
einflusst, auch auf europdischer Ebene, auch iiber unsere
Landesvertretung in Briissel, genauso aber auch, wie ich
sagte, iiber den Bundesrat und etwa auch in einer Stellung-
nahme zum Entlastungsgesetz von 2024. Es kam die Anre-
gung, dass wir die ,,small and non-complex* Institutionen
im KWG verankern. Auch das ist ein Element dessen, was
es braucht.

Ja, Melde- und Offenlegungspflichten, Transparenz sind
wichtig. Die Fragen der Eigenkapitalunterfiitterung, der
GroBkreditgrenzen und der Liquiditit miissen aber dem
angemessen sein, welches Geschiftsmodell eine Institution
hat. Zwischen der kleinen Sparkasse, der kleinen Volks-
bank auf dem Land, die gerade den Mittelstdndler zum
Teil seit Generationen in seiner Entwicklung unterstiitzt,
und international operierenden Investmenthdusern liegen
tatsdachlich Welten. Insofern muss die Anpassung dort ge-
schehen, wo sie notwendig ist, aber mafivoll und — Kollege
Stolz hat darauf hingewiesen — auch unter dem Prinzip der
Proportionalitét, dass alles entsprechend der Grofle ausge-
richtet wird.

Die Frage der Institutssicherung und Einlagensicherung ist
ein weiteres zentrales Element, das trocken daherkommt,
aber genau die entscheidende Frage beinhaltet: ob wir auf
Dauer gewihrleisten kdnnen — das wollen wir —, dass die
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Institute in ihren Verbiinden dafiir sorgen, dass ihre Institu-
te, wenn sie einmal in Schwierigkeiten kommen, auf die
Institutssicherung zéhlen konnen und damit préventiv da-
fiir gesorgt wird, dass am Ende aus einer Schieflage kein
Umfallen wird.

Der Ansatz, rein auf die Einlagensicherung zu zielen und
damit den Fokus darauf zu richten, wie anschlieend das
Umfallen geregelt wird, wie letztlich aus einem konkreten
Schadensfall die Glaubiger ihre Einlagen geschiitzt sehen
konnen, wirkt zu spit. Das ist vor allem systemwidrig ge-
geniiber dem, wie unsere Institute arbeiten und wie die
Verbiinde funktionieren.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Staatssekretir, ich darf Sie an die Redezeit erinnern.

Uwe Becker, Staatssekretir im Ministerium der Finan-
zen:

Wenn einmal eine Sparkasse oder eine Volksbank an dieser
Stelle Schaden nimmt, dann leidet gleichzeitig die gesamte
Verbundsituation, weil eine Sparkasse, die es morgen nicht
mehr gibt, das Vertrauen in die Sparkassenlandschaft ins-
gesamt zerstort. Deswegen kdmpfen wir weiter. Wir haben
uns auch schon im CMDI-Review dafiir eingesetzt, auch
hier die Dinge mafBivoll zu regeln. Wir sind gespannt, wie
das Trilogverfahren, das im Augenblick lduft, weiterlaufen
kann, wenn sich auf europdischer Ebene wieder Institutio-
nen geformt haben. Wir werden uns auch dort liber unsere
Maoglichkeiten weiterhin dafiir einsetzen, dass das Dreisdu-
lenmodell Bestand hat.

Regulierung so weit wie notwendig, Institutssicherung,
weil wir sie brauchen — das spricht nicht gegen eine weite-
re Form der Einlagensicherung. Aber die Institutssicherung
muss erhalten bleiben.

Beim digitalen Euro malen wir nicht schwarz. Wir machen
den Menschen auch keine Angst, dass es morgen kein
Bargeld mehr gibt. Aber selbst dort geht es um geringere
Komplexitit, die Beriicksichtigung der Erfordernisse von
Instituten, Banken und Sparkassen mit ihrem Geld und am
Ende darum, dass nicht die Konkurrenz entsteht.

Jetzt ist Zeit, sich der Dinge anzunehmen. Ich wiinsche
uns einen frohen Mittag und guten Appetit. Wenn es uns
damit noch gelingt, wieder gestirkt dafiir zu sorgen, das
Dreisdulenmodell zu sichern, haben wir aus dem heutigen
Tagesordnungspunkt eine Menge herausgenommen. — Vie-
len Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt Freie Demokra-
ten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Vielen Dank. — Wir sind am Ende der Debatte.

Vereinbarungsgemaf iiberweisen wir beide Antrdge an den
Haushaltsausschuss.

Wir unterbrechen dann die Sitzung fiir die Mittagspause
und sehen uns um 14:30 Uhr wieder. Guten Appetit.

(Unterbrechung: 13:31 bis 14:33 Uhr)

Vizeprisident René Rock:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen jetzt zu
Tagesordnungspunkt 21:

Antrag

Fraktion der AfD

Aussetzen der Bearbeitung von Einbiirgerungsantri-
gen von Syrern und Afghanen

— Drucks. 21/1023 -

Die Redezeit betragt zehn Minuten pro Fraktion. Der Ab-
geordnete Lambrou von der AfD hat das Wort. Herr Frakti-
onsvorsitzender, bitte.

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr verehrte Damen und
Herren! Wir freuen uns, dass die CDU endlich auch zu der
Einsicht gekommen ist, dass wir eine scharfe Kehrtwende
in der Migrationspolitik brauchen.

(Beifall AfD)

Es ist gut, dass der Herr Ministerprisident, der der Debatte
jetzt leider nicht folgt, und Sie, Herr Innenminister, sich
auf Bundesebene mittlerweile dafiir einsetzen, dass an der
deutschen Grenze zuriickgewiesen wird. Die AfD fordert
das schon lange. Wir haben leider viele Jahre Zeit verloren,
weil sich die CDU nicht frither dazu durchringen konnte,
hier gemeinsam mit der AfD fiir die dringend notwendige
Kurskorrektur zu streiten.

(Beifall AfD — Zuruf Lena Arnoldt (CDU))

Aber dieses Versdumnis hat Menschenleben gekostet. Das
ist furchtbar und schwer zu ertragen, zumal es vermeidbar
gewesen wire. Umso wichtiger ist es, dass es jetzt schnell
vorangeht. Wie Sie selbst wissen, sind die meisten IThrer
und unserer Forderungen nur auf Bundesebene, und nur
gegen den erbitterten Widerstand einer uneinsichtigen Am-
pelregierung, durchsetzbar. Das betrifft die Zuriickweisung
an der Grenze, das betrifft die Ausweisung weiterer siche-
rer Herkunftsldnder, und das betrifft auch eine notwendige
Neuordnung des Asyl- und Aufenthaltsrechtes. Hier ist
deshalb nicht mit schnellen Ergebnissen zu rechnen.

Umso wichtiger und dringlicher ist es deshalb, zumindest
auf Lénderebene das umzusetzen, was in der alleinigen
Verantwortung der Lander liegt. Hierzu gehort das Einbiir-
gerungsverfahren. Die Einbiirgerung ist die letzte Halteli-
nie, die verhindert, dass die Massenmigration unumkehrbar
wird. Die Politik der Ampelregierung zielt darauf ab, die
Massenmigration in moglichst grofem Umfang in deutsche
Staatsbiirgerschaften umzuwandeln.

(Turgut Yiiksel (SPD): Wo steht das?)

Der Zeitpunkt, zu dem das neue Staatsangehdrigkeitsrecht
mit verkiirzten Fristen zur Einbiirgerung in Kraft trat, 27.
Juni dieses Jahres, ist kein Zufall. Nach dem neuen Recht
kann bereits nach fiinf statt nach acht Jahren die deutsche
Staatsangehdrigkeit erworben werden. Unter bestimmten
Voraussetzungen ist sogar eine Einbiirgerung nach drei
Jahren moglich.

(Andreas Lichert (AfD): Das ist ein Witz!)

Jetzt rechnen Sie bitte einmal: Die meisten Syrer kamen in
den Jahren 2015 bis 2017 nach Deutschland. Rechnen Sie
jeweils ein Jahr fiir die Verfahrensdauer hinzu, dann wire
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die Masse der Syrer bei der Schwelle zur Einbiirgerungs-
moglichkeit — nach dem alten Staatsangehdrigkeitsrecht
mit acht Jahren — erst nach der ndchsten Bundestagswahl
erreichbar gewesen. Die Einbiirgerungsmdglichkeit wére
nach dem alten Recht also in die nédchste Legislaturperiode
gefallen, in der die migrationsfreundlichen Ampelparteien
im Bundestag vorhersehbar keine Gestaltungsmacht mehr
haben werden.

(Beifall AfD)

Die AfD fordert mit diesem Antrag, der [hnen vorliegt, die
sofortige Aussetzung der Bearbeitung von Einbiirgerungs-
antragen von Syrern und Afghanen. Warum ausgerechnet
flir diese beiden Gruppen? Laut den neuesten Daten des
Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge, BAMF, haben
etwa 70 % der syrischen Asylbewerber den Fliichtlingssta-
tus und damit Anspruch auf den Blauen Pass. Bei den Af-
ghanen sind es etwa 50 %, der Rest geniefit nur subsididren
Schutz.

Wir wissen doch, dass Tausende Syrer und Afghanen mit
Asylstatus unerlaubt mit dem Blauen Pass, also dem Reise-
ausweis fiir Fliichtlinge, und einem Double-Entry-Visum in
ihre Heimatldnder gereist sind. Das wissen wir seit Jahren,
da gibt es Medienberichte seit Jahren. Sie alle miissten
langst ihren Asylstatus und damit ihr Aufenthaltsrecht in
Deutschland verloren haben.

(Beifall AfD)

Geschehen ist nichts, weil man mit Duldung von ganz
oben in den Behorden alle Augen zugedriickt hat und lie-
ber gar nicht so genau wissen wollte, wer von den angeb-
lich Bedrohten genau das Land aufgesucht hat, von dem er
nach Deutschland gefliichtet ist. Es kann doch nicht sein,
dass wir diesen Betrug in vielen Fallen auch noch mit einer
Einbiirgerung belohnen. Wir als AfD fordern deshalb die
Aussetzung der Bearbeitung der Einbiirgerungsantrige von
Syrern und Afghanen, bis in jedem einzelnen Fall geklart
ist, ob eine unerlaubte Heimreise stattgefunden hat und
damit ein Einbiirgerungshindernis vorliegt.

(Beifall AfD)

Hier haben wir eine Angelegenheit, die vollstidndig in Lan-
derhoheit liegt. Die Hessische Landesregierung kann hier
unverziiglich und ohne die Beteiligung des Bundes han-
deln, und das muss sie auch.

(Stephan Griiger (SPD): Oh!)

Es ist den Biirgern nicht vermittelbar, warum das nicht
langst schon passiert ist und dariiber hinaus keinerlei Da-
ten dazu vorliegen, wie viele Félle das in Hessen betref-
fen koénnte. Wir fordern deshalb auBBerdem, die hessischen
Einbiirgerungsbehorden dazu zu verpflichten, bei jedem
Einbiirgerungsverfahren zu priifen und zu dokumentieren,
ob Hinweise auf einen Widerrufsgrund fiir den Asylstatus
vorliegen oder ein Widerrufsverfahren eingeleitet wurde.

(Zuruf Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN))

Polizei, Justiz und Sozialbehdrden sollten zukiinftig jeden
Hinweis auf das Vorliegen eines Widerrufsgrundes an die
kommunalen Auslédnderbehdrden, die Einbiirgerungsbehdr-
den und das BAMF weitergeben miissen.

(Beifall AfD)

Wir brauchen zwischen den hessischen Behorden endlich
eine Informationspflicht, die es so bisher erstaunlicher-
weise nicht gibt. Deshalb sollten die hessischen Einbiir-
gerungsbehorden, also die Regierungsprésidien, dazu ver-
pflichtet werden, zukiinftig jeden Hinweis auf einen Wi-
derrufsgrund an die kommunalen Ausldnderbehdrden und
die kommunalen Einbiirgerungsbehérden weiterzugeben.

Herr Ministerprésident Rhein, ich hoffe, dass Sie sich diese
Rede noch anhéren, dass Sie das Thema {iberhaupt inter-
essiert. Herr Innenminister Poseck — Sie sind dankenswer-
terweise im Plenarsaal — bei diesem Vorschlag der AfD
konnen Sie zeigen, ob es IThnen wirklich ernst ist mit einer
migrationspolitischen Wende.

(Beifall AfD)

Denn die Umsetzung dieser MaBBnahmen aus dem Thnen
vorliegenden Antrag liegt alleine in der Hand der Hessi-
schen Landesregierung. Ich fordere Sie auf: Handeln Sie. —
Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD — Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Vizeprisident René Rock:

Danke, Herr Abgeordneter Lambrou. — Fiir die SPD-Frak-
tion rufe ich Frau Abgeordnete Kunz-Strueder auf.

Cirsten Kunz-Strueder (SPD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Neue Plenarwoche: Fiir manche bedeutet dies,
dass es wieder Zeit ist, fiir Schlagzeilen zu sorgen, besser
noch: Zeit, fiir Content zu sorgen, Zeit fiir markige Sprii-
che, gerne aus dem Zusammenhang gerissen, damit man in
der Filterblase so tun kann, als hétte man es denen da oben
wieder einmal gezeigt. Ziel ist nicht, sinnvolle Verdnderun-
gen herbeizufiihren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Heute geht es, so der Titel des Antrags, um das ,,Aussetzen
der Bearbeitung von Einbiirgerungsantrdgen von Syrern
und Afghanen. Aber im Prinzip geht es um etwas ande-
res. Es geht darum, Stimmung zu machen. Gefliichtete aus
Syrien und Afghanistan waren kiirzlich im Gespriach. Das
befriedigt dann die Blase.

(Zuruf AfD: Sie haben den Antrag doch gar nicht
gelesen!)

Ihr Antrag zitiert in Teilen die bestehende Rechtslage. Thr
Antrag vermischt einiges. Ihr Antrag unterstellt aber auch.
Das sind Unterstellungen in Richtung der Menschen, die
eingebiirgert werden mochten. Es gibt Unterstellungen in
Richtung der Behorden und in Richtung der Menschen,
die die Voraussetzungen priifen. Beamte oder Angestellte
in hessischen Behorden brauchen keine Aufforderung von
Thnen, ihre Aufgaben pflichtgema8 zu erfiillen.

(Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das machen diese aus ihrem Selbstverstidndnis heraus. Ich
habe allergrofites Vertrauen in die Damen und Herren in
unseren Behorden. Ich danke ihnen recht herzlich fiir das
Engagement und den Einsatz.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)
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Ich bin mir sicher, dass sie sich nicht nur gewissenhaft um
die Einbiirgerungen, sondern auch um viele andere Aufga-
ben kiimmern.

Schon beim Lesen der ersten Zeile Thres Antrags hore ich
den schockierten Weltuntergangsunterton, mit dem das in
diesem Haus vorgetragen wurde. Denn vermeintlich viele
Menschen aus Afghanistan oder Syrien wollen sich einbiir-
gern lassen. Verschworung, was ist da los?

Aber so manche Umstinde sind oftmals wenig iberra-
schend. Das liegt moglicherweise einfach daran, wie lange
die betroffenen Menschen in Deutschland leben, wie gut
sie mittlerweile Deutsch sprechen, wie sie ihre Existenz
ganz eigensténdig absichern kdnnen und wie sie einen Bei-
trag zu dieser Gesellschaft leisten.

Das sind keine Voraussetzungen, die man innerhalb der
ersten drei Wochen erfiillen konnte. Allein die Mindestauf-
enthaltsdauer, also die Dauer der Verlegung des Lebens-
mittelpunktes nach Deutschland, betrug acht Jahre. Mittler-
weile betrégt sie fiinf Jahre.

Dass die Menschen aus Syrien und Afghanistan in den
letzten fiinf Jahren hierhergekommen und angekommen
sind, erklédrt, warum sie jetzt den entsprechenden Antrag
stellen. Das hat nichts mit Verschworung zu tun, sondern
allein damit, dass sie in Deutschland angekommen sind,
in Ruhe leben mochten und ein Teil der Gesellschaft sein
mochten.

(Beifall SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN und Holger Bellino (CDU))

Das wollen sie mit dem Bekenntnis zur freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung. Sie reden unglaublich gern iiber
Einzelne, insbesondere iiber die, die hier nicht angekom-
men sind. Das regt die Menschen so schon auf. Das ge-
schieht mit der Unterstellung, dass alle so sind.

Gut, dann reden ich jetzt auch gerne einmal iiber Einzelne.
Ich habe vor einigen Jahren zwei Médchen kennengelernt,
die mit ihrer Familie aus Afghanistan zu uns gekommen
sind. Insgesamt sind es vier Kinder, die sich alle im Teen-
ageralter befinden. Der Schulleiter hat mich mit den beiden
Tochtern ins Gesprach gebracht, weil sie so auffillig gut
waren, weil sie so schnell aufholten, weil sie so ehrgeizig
waren und weil sie viel schneller aus der Integrationsklasse
drauBen waren als andere. Sie waren auch schneller als
ihre Briider, die auch fleilig waren, die aber eher gut im
Sport und bei der Autoschrauber AG waren.

Als ich die Médchen fragte, was ihre Motivation ist, sagten
sie, es sei fiir sie viel leichter, hier Deutsch zu lernen. Fiir
sie sei es viel leichter, Deutsch schreiben zu lernen, als
fiir ihre Briider. Denn in Afghanistan héitten sie nicht in
die Schule gehen konnen. Die Heimatsprache kdnnten sie
gar nicht lesen oder schreiben. Das hat man ihnen nicht
beigebracht.

In Deutschland diirfen sie lernen. Sie diirfen eine Ausbil-
dung machen. Sie diirfen sich weiterbilden. Sie kdnnen
mehr aus sich machen, als sie in ihrer alten Heimat je
hétten machen diirfen.

Diese Chance wollen sie nutzen. Die beiden hatten richtig
Hunger nach Freiheit und nach Mdglichkeiten, etwas aus
sich machen zu diirfen. Sie hatten Hunger danach, selbst-
bestimmt das eigene Leben zu gestalten.

Ob sie nun die Oma, ihre alten Freundinnen, ihr altes Zu-
hause vermissen oder nicht, sie werden nicht mehr nach

Afghanistan zuriickkehren. Uberlegen Sie, wie hoch der
Preis filir diese jungen Frauen bei einer Riickkehr dorthin
wire. Sie haben hier eine neue Heimat gefunden. Sie haben
Chancen gefunden. Sie werden einen wertvollen Beitrag
zur Gesellschaft leisten. Sie werden die Freiheit nutzen.
Ich bin mir sicher, sie werden damit etwas Sinnvolleres
tun, als nach Polen zu fahren und mit einem Gewehr her-
umzuballern.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Ich denke jetzt an eine andere junge Frau. Sie ist schon ein
bisschen élter. Sie kam mit ihren Kindern nach Deutsch-
land. In ihrer Heimat hétte sie nicht Auto fahren diirfen. Da
ist das gesetzlich verboten.

In Deutschland diirfen Frauen nicht nur Auto fahren, son-
dern auch Busse. Wenn der Deutschkurs abgeschlossen ist
und wenn sie die entsprechende Ausbildung durchlaufen
hat, wird sie Bus fahren. Sie wird Menschen von A nach
B bringen. Es ist wichtig, dass jemand Bus fahrt. Sie
begeistert sich mehr fiir das Busfahren als mein damals
fiinfjahriges Patenkind.

Es ist ihr wichtig, etwas zurlickzugeben. Sie ist auf den
Bus angewiesen gewesen, um von Greifenstein nach Wetz-
lar zu kommen. Sie wird etwas zuriickgeben. Vielleicht
unterstellen Sie den Menschen, die zu uns ziehen, einfach
einmal diese geistige Haltung und schlagen nicht allen
pauschal die Tiire vor der Nase zu.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Es mag Ihnen auf den ersten Blick leichter erscheinen, alle
anhand einiger negativer Beispiele {iber einen Kamm zu
scheren.

Vizeprisident René Rock:
Frau Kunz-Strueder, es gibt — —
(Cirsten Kunz-Strueder (SPD): Nein!)

Sie lassen Zwischenfragen zu?

Cirsten Kunz-Strueder (SPD):

Nein. — Auf lange Sicht erzeugen Sie damit mehr Proble-
me, als Sie 16sen kdnnen, wenn Sie denn {iberhaupt Proble-
me 16sen wollten. Das wollen Sie aber nicht, wie Sie mit
Ihren Antrdgen und Reden in diesem Haus immer wieder
dokumentieren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizeprisident René Rock:

Frau Abgeordnete Kunz-Strueder, vielen Dank. — Fiir die
CDU-Fraktion erhilt Herr Abgeordneter Hering das Wort.

Thomas Hering (CDU):

Sehr geehrter Herr Prisident, meine Kolleginnen und Kol-
legen Damen und Herren! Mir kam bei dem Lesen dieses
Antrags ein Gedanke. Wollen Sie die Probleme beschrei-
ben, wollen Sie Probleme schaffen, wollen Sie Probleme
l6sen oder lieber von den Problemen leben? Zur Problem-
l6sung kann dieser Antrag jedenfalls nicht beitragen.
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(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Das Einzige, was lhnen gelungen ist, ist wieder einmal
der Briickenschlag von den Bundesthemen zu uns, in das
Haus des Hessischen Landtags. Hinsichtlich des Asylrechts
und des Einbiirgerungsrechts hat auch die CDU eine klare
Meinung. Wir haben dazu eine klare Haltung. Ich beziehe
hier auch gerne Stellung.

Ja, die deutsche Staatsbiirgerschaft ist ein hohes Gut. Das
muss man sich in gewisser Weise verdienen. Sie ist mit
Rechten und Pflichten verbunden. Derartige Reglementie-
rungen und vorsichtiges Vorgehen fordert die CDU schon
seit Langem und nicht schlagartig, wie das von Ihnen,
Herr Lambrou, vorgeworfen wurde. Da gibt es die kla-
re Forderung an die Ampel, die Voraussetzungen nicht
herunterzuschrauben. Denn es geht darum, dass der Ein-
biirgerungswille mit dem Integrationswillen gleichgesetzt
werden kann, ndmlich mit der Identifikation und mit den
Werten unserer Bevolkerung.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Unsere Linie ist klar. Wir streben einen klaren, verlassli-
chen und konsequenten Prozess mit Forderungen an, auch
als Orientierung fiir die Bewerber. Aber diesen Weg fiir
bestimmte Nationen pauschal im Vorhinein abzuschneiden,
das kann kein ernsthafter Anspruch sein — iibrigens nicht
nur inhaltlich-politisch, sondern auch formalrechtlich.

(Andreas Lichert (AfD): Bis gepriift ist!)

Es geht mir hier auch nicht um Kleinkariertheit, Herr Li-
chert. Aber in diesem Antrag ist eigentlich schon alles
durcheinandergewtirfelt, was unser Rechtssystem an Mi-
grationsfragen, Asylhintergriinden und Fragen zur Staats-
biirgerschaft so hergibt. Es sind zahlreiche Punkte, es ist
eigentlich alles drin, nur passt nichts zusammen — und das,
fatalerweise, ungeachtet verfassungsrechtlicher Vorgaben.
Wir miissen hier doch ernsthaft diskutieren. Es geht um
geltendes Recht, auch um Vorgaben an uns, an die wir uns
zu halten haben.

Ja, wenn es Kritik an Polizeibeamten gab aufgrund von
Einzelfdllen und entsprechenden Verfehlungen, habe ich
mich immer gegen den Generalverdacht verwahrt. Den
aber schiiren Sie heute sehr massiv. Ich muss Thnen wirk-
lich sagen: Wenn man das aussetzen mochte, bis alle Ein-
zelfdlle gepriift sind, wire das fast so, als miisste die AfD
ihre Liste erst dann aufstellen, wenn wir alle bei Thnen
durchleuchtet haben, ob nicht doch ein Rechtsextremist
dahinter steckt oder irgendeiner, der rumballert.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Andreas Lichert (AfD):
Netter Versuch, Herr Kollege! Netter Versuch!)

Man kann nicht beliebig die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen dehnen, verschieben und vermengen, damit das irgend-
wie in einen Stimmungsmacherantrag reinpasst. Pauschale
Ausgrenzung bestimmter Nationalitdten verletzt nicht nur
unser Grundgesetz, es steht auch gegen unsere Uberzeu-
gung, dass der Staat jedem Menschen das gleiche Recht
zuschreiben muss, jeden Mensch gleichbehandeln muss,
unabhingig von seiner Herkunft, und ihn schon gar nicht
auf seine Herkunft reduzieren darf.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Es kommt eben auf den Einzelfall an und dort, wie ich
schon beschrieben habe, auf den Integrations- und Identifi-
kationswillen.

Erfolgreiche Integration, das Bekenntnis zu unseren Wer-
ten, kann durchaus berechtigt die Tiir fir die deutsche
Staatsbiirgerschaft 6ffnen. Andererseits ist es ein ganz kla-
res Thema, was unsere Biirgerinnen und Biirger umtreibt:
Es gibt auch Einbiirgerungshindernisse, entgegenstehende
Verhaltensweisen oder Grundhaltungen. Dazu kann auch
der Missbrauch des Asylstatus zéhlen — aber eben nicht als
pauschaler Ausschlussgrund fiir ganze Nationen.

Als Missbrauchsfille haben Sie jetzt die Heimreisen in
Threm Antrag angefiihrt. Hierzu kann ich nicht schweigen,
ich sagte ja, es treibt die Menschen um. Deswegen muss
ich hierzu tatsdchlich ausfiihren: Ich habe gesagt, die Re-
geln gelten fiir uns alle, und somit auch fiir alle, die
hierherkommen. Es geht mir um Konsequenzen, um einen
handlungsfidhigen Rechtsstaat und um die Rechtstreue sei-
ner Bewohner.

Konkret hierzu: Wenn jemand in sein Heimatland reist, um
dort Urlaub zu machen, kann das schon die Schutzbediirf-
tigkeit infrage stellen. Wie anders soll ich das verstehen,
wenn Menschen, die doch aus grofiter Not und Gefahr mit
massivem Schutzbediirfnis zur Rettung ihres Lebens genau
dort Urlaub machen, wo diese Gefahren lauern? Dann kann
es fiir mich konsequenterweise mit diesen Fluchtgriinden
auch keine Heimreisen zu Beerdigungen oder Krankenbe-
suchen geben. Das kann das Vertrauen in den Rechtsstaat
und in seine Handlungsfahigkeit erschiittern. Das kann fa-
talerweise auch den Riickhalt der aufnehmenden Bevdlke-
rung schwichen. Allein deswegen miissen wir diese Heim-
reisen effektiv unterbinden oder auch ahnden.

(Beifall CDU und SPD)

Das braucht man auch gar nicht martialisch anzugehen. Je-
der, der Kinder grof3gezogen hat, weil3, dass die Grundvor-
aussetzungen Konsequenz und der Respekt vor den Eltern
und den Erziehenden sind. Wer Menschen Grundlagen ver-
mitteln will, der muss von diesen ernst genommen werden.
Genau das aber stelle ich infrage, wenn sich Menschen
bewusst iiber derartige wichtige Voraussetzungen hinweg-
setzen und dann tatsdchlich — trotz der Vorgabe, sie wiirden
verfolgt — ins Heimatland reisen. Da habe ich Bedenken,
ob die uns, unseren Staat und unsere Regeln ernst nehmen
und ob die sich ernsthaft integrieren wollen.

(Zuruf: Das ist eine rhetorische Frage!)

Als Rechtsstaat tragen wir Verantwortung fiir die Men-
schen zum Schutz vor Verfolgungen. Diesen Auftrag
nimmt Deutschland nachweislich in grofem Male sehr
ernst.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Aber wir tragen auch Verantwortung gegeniiber allen in
diesem Land, um im stabilen Rechtssystem fiir geordnete
Verhéltnisse sorgen zu konnen. Wir nennen das ganz klar
Humanitét und Ordnung.

Mit diesen unmissverstindlichen Ausfithrungen werbe ich
um Vertrauen in unseren Rechtsstaat, der konsequent han-
delt und auch Sanktionen im Einbiirgerungsprozess nicht
scheuen darf. Aber keine pauschalen Ausgrenzungen, kei-
ne Sanktionen aller Landsleute, von denen sich iibrigens
viele integrieren und unser Land bereichern. Setzen Sie
einmal diese Brille auf, um das zu sehen. Viele von ihnen
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leisten einen Beitrag fiir unser Land. Ich danke ausdriick-
lich der Kollegin Kunz-Strueder fiir die lebhaften und na-
hegehenden Beispiele, die hier sehr gut passen.

(Beifall CDU und SPD)

Also: Keine Verschworungstheorien und immer Angst,
weil sich alles ——

Vizeprisident René Rock:

Herr Abgeordneter Hering, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

(Thomas Hering (CDU): Ja!)

— Frau Abgeordnete Nguyen.

Anna Nguyen (AfD):

76 % der Biirgergeldempfanger in Hessen haben einen Mi-
grationshintergrund. Wie passt das zu Thren Ausfithrungen?

(Zuruf: Was hat das mit dem Thema zu tun? — Wei-
tere Zurufe)

Thomas Hering (CDU):

Ich gebe gerne immer eine Antwort, aber es ist natiirlich
wieder das andere Thema. Daran haben wir uns aber ge-
wohnt, damit muss ich leben. Jetzt haben wir den Sprung
zum Biirgergeld: Das Biirgergeld setzt in meinen Augen
die falschen Anreize, auch am Biirgergeld miissen wir ar-
beiten. Aber jetzt wieder der Sprung vom Bund zu mir,
deswegen lassen Sie mich jetzt bitte weiter zur Landessicht
ausfiithren.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf AfD)

Konkret zum vorliegenden Antrag. Wenn Syrer oder Af-
ghanen diese Voraussetzungen erfiillen, wenn sie integriert
sind, unsere Gesetze achten und ihre Verantwortung in
Deutschland wahrnehmen und das gerne auch durch Arbeit
leisten, wie es Frau Kunz-Strueder gesagt hat, dann haben
sie auch das Recht, die deutsche Staatsbiirgerschaft zu er-
halten. Kommen Sie mir bitte nicht mit Prozenten: Wenn
ich in Ihre Reihen schaue, wollen wir das auch nicht immer
bewerten.

Alles andere wiirde gegen die Prinzipien unserer Verfas-
sung verstoBen und den Rechtsstaat als unglaubwiirdig dar-
stellen, wenn er nach Belieben Verfassungswerte umgeht.
Es geht mir um das Aufzeigen von Missstdnden und das
Kritisieren von Missstdnden. Das ist unser Geschift, das
miissen wir machen, das gehort zu unserer Aufgabe — aber
bitte objektiv und nicht immer in eine Richtung.

Wir haben in vielen Reden belegt, dass wir eine Partei fiir
konsequenten Staat und fiir Sicherheit sind. Wir sind die
Partei, die immer hierfiir eintritt, und das nicht vor irgend-
welchen Wahlen und nicht nach irgendwelchen schlimmen
Vorkommnissen. Wir brauchen keine schlimmen Ereignis-
se wie Solingen, Mannheim oder irgendwelche anstehen-
den Wahlen, und wir brauchen schon gar keine AfD.

(Zurufe AfD)

Schauen Sie sich die Reden an, Herr Lambrou hat diese
Themen vorhin erst angefiihrt. Sie haben gesagt, diese Ak-

tion komme erst durch diese Ereignisse. — Nein, wir stehen
zu unserer Linie, der bleiben wir treu.

(Zurufe)

Ganz wichtig ist: Mit unseren Mallnahmen kdnnen wir uns
nicht liber geltendes Recht hinwegsetzen, und das ist das
Wunderbare an diesem Staat. Es gibt noch einem letzten
Riickhalt, ein bisschen Stabilitit — auch vor solchen Leuten
wie lhnen, die gerne am Recht herumdoktern wollen und
vor lauter Recht die Menschlichkeit vergessen wiirden. Das
geht mit mir nicht, deswegen kann man einen solchen An-
trag, wenn man ihn denn schon lesen musste, nur ablehnen.
— Danke schon.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident René Rock:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hering. — Als Néchstem
erteile ich Herrn Bocklet von BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN das Wort.

Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Humanitét und Ordnung, genau das ist das Stichwort. Wir
haben klare Regeln bei der Einbiirgerung, wir haben klare
Regeln fiir die Frage, wer eine Aufenthaltsgenehmigung
bekommt. Wer eingebiirgert werden will, der hat klare Re-
geln zu befolgen, da gibt es klare Kriterien: Man muss
mehrere Jahre hier gewesen sein, man muss ausreichen-
de Sprachkenntnisse nachweisen, seinen Lebensunterhalt
selbst sichern — auch fiir seine Familie —, und man darf
nicht straffallig geworden sein.

Zu dem Thema Aufenthalt und dem rechtmifBigen Auf-
enthaltstitel: Auch dafiir gibt es klare Regeln. Ob diese
Regeln eingehalten werden, wird natiirlich von Behdrden
gepriift. Jeder, der schon einmal einen Antrag in einer Be-
horde gestellt hat — ob es jetzt fiir einen Pass oder fiir einen
Fiihrerschein war —, weil}, dass die Behorden sehr penibel,
manchmal sogar nervig penibel hinterhersetzen, bis auch
das letzte Komma im Antrag richtig gesetzt ist.

Wir haben volles Vertrauen, dass die Behorden in Hessen
und der iibrigen Bundesrepublik eben diese Sachverhalte
und diese Regeln genau priifen, ob jemand das Recht auf
Aufenthalt oder Einbiirgerung hat.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Sie von der AfD ziehen in Zweifel, ob es klug ist, die
Menschen einzubiirgern. Ich kann Thnen sagen, dass das
Instrument der Einbiirgerung filir viele Menschen wichtig
ist, wenn sie viele Jahre hier leben und ihren Pflichten
nachgekommen sind, bei der Frage der Integration und
Identifikation mit diesem Staat. Deswegen haben CDU und
GRUNE damals die Kampagne ,,Hessen und ich — DAS
PASST* gemacht und zur Einbiirgerung aufgefordert. Wir
wollen nidmlich, dass Menschen, die hier mehrere Jahre
lang leben und voraussichtlich ldnger bleiben, eingebiirgert
werden, damit sie nicht nur dieselben Pflichten, sondern
auch dieselben Rechte haben und so zu vollwertigen Biir-
gern dieses Landes werden. Das ist eine kluge Entschei-
dung, und das ist politisch erst einmal gewollt.
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(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Die AfD nimmt eine Krise, ein Attentat oder einen Amok-
lauf einer Person mit einer Nationalitdt und diskriminiert
dafiir eine ganze Gruppe. Das finde ich total absurd. Kein
Mensch kidme auf die Idee, fir einen Téter aus einem Land
— aus welchem Motiv auch immer er es gemacht hat, es ist
zu verurteilen, er gehort in den Knast und bestraft — eine
ganze Gruppe in einen Sack zu stecken und zu sagen: Jetzt
werden wir sie alle nicht mehr einbiirgern und allen keinen
Aufenthaltsstatus geben. — Das wire geradezu absurd.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD — Zurufe AfD)

Insofern gilt auch da der Gleichheitsgrundsatz: Wir behan-
deln alle Gruppen — und das ist ein Individualrecht — und
alle Menschen gleich. Sie haben das Recht, einen Antrag
auf Aufenthaltserlaubnis und auch einen Antrag auf Ein-
biirgerung zu stellen. Dazu miissen sie die Kriterien erfiil-
len. Die werden wir klipp und klar kontrollieren.

Wenn es zu Vorfillen kommt, die gegen diese Regeln
sprechen, wird die Aufenthaltsgenehmigung entzogen oder
widerrufen, oder die Personen werden nicht eingebiirgert.
Ich verstehe sozusagen das Thema an der Stelle iiberhaupt
nicht. Es wird gepriift. Eine Regel wird eingehalten, und
wer sie nicht einhilt, bekommt diese Erlaubnis oder die
Einbiirgerung nicht.

Mit Blick darauf, dass Sie diese Einzelfille nehmen, habe
ich nach der Diskussion Trump gegen Harris in Amerika
gedacht: Wahrscheinlich liegt morgen ein Antrag der AfD
vor, dass wir niemanden aus Haiti einreisen lassen; denn
die fressen unsere Katzen und Hunde.

(Lachen Robert Lambrou (AfD))

Das lag eigentlich in der Luft. Das miissen Sie jetzt eigent-
lich auch machen, oder?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD — Zurufe AfD)

Bleiben Sie doch bei dem Punkt, der unsere Verfassung
auszeichnet: dass wir ein Individualrecht haben und alle
Menschen vor dem Gesetz gleich sind. Wir priifen; da kann
ich dem Innenminister und seinen Behorden unser volles
Vertrauen aussprechen. Ich glaube wirklich, dass IThre Be-
horden sehr intensiv, ausfiihrlich und griindlich jeden An-
trag und jedes Begehren priifen. Wenn es Argumente gibt,
die dagegensprechen, werden diese Erlaubnisse versagt.

Ich verstehe Thr politisches Problem nicht, aufler dass Sie
sich natiirlich wieder auf die Welle setzen wollen, um ge-
gen bestimmte Gruppen zu hetzen. Dagegen verwehren wir
uns und lehnen Thren Antrag ab. — Danke schon.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Bocklet. — Jetzt kommt der Kollege
Piirsiin. Yanki, bitte.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Herr Prisident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Erneut
begibt sich die AfD in den Gegensatz zum Grundgesetz.

(Zuruf AfD: Nein!)
Erneut geriert sich die AfD als Pauschalpartei.
(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Art. 16a!)

Art. 1 ,,Die Wiirde des Menschen ist unantastbar* erlaubt
keine pauschale Bestrafung oder Einordnung.

(Minister Prof. Dr. Roman Poseck: So ist es!)
Das ist mit dem Rechtsstaat nicht vereinbar.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN - Zurufe AfD)

Ich verstehe gar nicht, warum die AfD ein Problem damit
hat;

(Zurufe Andreas Lichert und Bernd Erich Vohl
(AfD) — Weitere Zurufe)

denn Sie wollen das Grundgesetz abschaffen, und Sie wol-
len keinen Rechtsstaat. Sie miissten doch eigentlich sagen:
Danke flirs Kompliment; das ist genau das, was wir ma-
chen wollen.

(Andreas Lichert (AfD): So schlecht kann es gar
nicht sein, was wir sagen!)

Wer Deutschland gefahrdet, hat nichts in Deutschland zu
suchen. Menschen ohne Aufenthaltsrecht miissen identifi-
ziert und ausgewiesen werden. Wir Freie Demokraten wol-
len, dass mehr Abschiebungen gelingen. Zudem: ohne An-
spruch auch keine Leistung mehr.

Aktuell scheitern einige Anstrengungen: in Hessen, in
Nordrhein-Westfalen, aber auch in ganz Deutschland. So-
wohl unsere Initiativen im Landtag als auch das neue Si-
cherheitspaket der Bundesregierung setzen genau dort an,
um solche Fille zu identifizieren und angemessen zu han-
deln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, inzwischen gilt ein neues
Staatsangehdrigkeitsrecht, das die Anforderungen fiir die
Einbiirgerung deutlich verschérft hat. Dieses Gesetz stellt
sicher, dass nur diejenigen, die sich zu unseren Werten be-
kennen und in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt selbst-
stindig zu bestreiten, die deutsche Staatsangehdrigkeit er-
halten konnen. Antisemiten, Rassisten oder Menschen, die
keine ausreichenden Integrationsbemiihungen nachweisen
konnen, werden keine Chance auf eine Einbiirgerung ha-
ben.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt CDU, SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Robert Lam-
brou (AfD): Indem sie eine Unterschrift unter ein
Papier leisten! Konnen Sie die alle ausschlie3en?)

Sie sind anscheinend der Meinung, dass keine Verwaltung
der Welt das ausschlieen kann.

(Robert Lambrou (AfD): Sie haben die gerade aus-
geschlossen! — Weitere Zurufe AfD)

Warum haben Sie kein Vertrauen in die deutsche Verwal-
tung? Warum haben Sie kein Vertrauen, dass man erkennen
kann, wer Antisemit ist, wer Rassist ist und wer keine
Integrationsbemiihungen leistet?

(Robert Lambrou (AfD): Das erkennen die deut-
schen Behorden aktuell nicht!)
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— Ach so, Sie sind der Meinung, dass das deutsche Volk
dazu nicht in der Lage ist. Trauen Sie dem deutschen Volk
mehr zu.

(Robert Lambrou (AfD): Sie haben eine Behauptung
aufgestellt! — Weitere Zurufe)

Diese neuen Regelungen zeigen deutlich, dass die Gesell-
schaft hohe Anforderungen an die Vergabe der deutschen
Staatsbiirgerschaft stellt.

(Beifall Freie Demokraten)

So erfolgen Einbiirgerungen nach klaren rechtsstaatlichen
Vorgaben. Wer auffillig wird, wird nicht eingebiirgert. Wer
die Voraussetzungen erfiillt, muss hingegen Jahre warten.
Das scheint die AfD nicht zu wissen; sie kennt sich mit
Einbiirgerungen anscheinend gar nicht aus. Wenn es Zwei-
fel an der Identitdt gibt oder Dokumente fehlen, gibt es
zwangslaufig Schwierigkeiten fiir diese Person beim Auf-
enthalt und weiteren Schritten; auch das scheint die AfD
nicht zu wissen.

Die Forderung der AfD nach einer generellen Ausset-
zung von Einbiirgerungen ignoriert alle differenzierten und
wohliiberlegten Regelungen. Die AfD widmet sich nicht
den Tétern, sondern will Unschuldige bestrafen.

Unser Ziel ist es, dass die deutsche Staatsbiirgerschaft nur
denen verliehen wird, die unsere Werte teilen und ihren
Beitrag zur Gesellschaft leisten. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, das ist ein starker Anreiz, sich zu integrieren und
Deutschland voranzubringen. Eine pauschale Aussetzung
von Einbiirgerungen, die die AfD fordert, wiirde diesen In-
tegrationsprozess massiv behindern und Deutschland scha-
den.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD)

Die AfD setzt auch Menschen herab, die integriert sind
und wertvolle Arbeit fiir Deutschland leisten. Der Schaden,
den die AfD anrichten mdchte, geht iiber die sehr vielflti-
ge Gruppe der Afghanen und Syrer weit hinaus.

Die AfD sucht sich eine Gruppe, die aktuell nicht so
wobhlgelitten ist. Verantwortungshandeln richtet sich gegen
Téter, nicht gegen eine groflere Gruppe. Sippenhaft ist in
Deutschland verboten — es konnte Thnen auch ein Anliegen
sein, scheint es aber nicht zu sein. Wir diirfen nicht zulas-
sen, dass Menschen allein aufgrund ihrer Herkunft unter
Generalverdacht gestellt werden. So will die AfD mit Men-
schen umgehen. Die AfD steht damit fiir einen falschen
Umgang mit Menschen — im Widerspruch zum Grundge-
setz und zum Rechtsstaat. Die Ideen der AfD erfordern die
Abschaffung der unabhéngigen Justiz.

(Andreas Lichert (AfD): Sie treten doch seit Jahren
das Grundgesetz mit Fiilen und wollen uns hier be-
lehren!)

Afghanen und Syrer leben seit Jahrzehnten in Deutschland.
Thre Zahl ist in den letzten Jahren stark gestiegen. Afgha-
nistan und Syrien waren auch einmal geordnete Lénder, bis
der AfD nahestehende Systeme und Anfiihrer diese Lander
besetzt und zerbombt haben.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Patrick Schenk
(Frankfurt) (AfD): Also jetzt aber! Mann, Mann,
Mann! — Weitere Zurufe)

Es kommen deshalb so viele Afghanen und Syrer nach
Deutschland. Kritik der AfD daran? Nicht zu horen. Diese
Anfiihrer tun alles, damit moglichst viele Illegale nach
Deutschland kommen. Kritik der AfD daran? Nicht zu
horen. Diese lhre Politik der illegalen Migration nach
Deutschland lehnen wir ab.

(Zuruf Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Weiterhin gilt: Geht es Deutschland schlecht, freut sich die
AfD. Heute geht es der AfD um Menschen aus Syrien und
Afghanistan. Ehrlicherweise lehnt die AfD jeden ab, der
nicht so tickt wie sie.

(Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Der nicht blond ist!)

Man sieht es aber auch daran, dass die Gruppe immer
kleiner wird und die Gruppe auf der anderen Seite immer
grofer.

(Zurufe AfD)

— Schauen wir mal, bis Thre Fraktion noch weiter
schrumpft. Neben Thnen ist noch ganz viel Platz.

(Beifall Freie Demokraten — Anna Nguyen (AfD):
Ab in die APO! — Weitere Zurufe)

Ehrlicherweise lehnt die AfD jeden ab, der nicht so tickt
wie sie. Es soll also niemand denken, dass er sicher wére
und dass es nur um andere ginge. Es soll auch niemand
denken, es ginge kaum jemanden an. Nach den Afghanen
und Syrern sucht sich die AfD pauschal weitere Feindbil-
der, bis nur noch Sie da sind. Dann sind Sie dran.

Deutschland ist wegen des Rechtsstaates ein attraktives
Land — auch fiir Afghanen und Syrer. Der Rechtsstaat muss
sich den Tatern widmen. Der Rechtsstaat ist immer stérker.
Der Rechtsstaat ist auch stiarker als die Angriffe der AfD.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, haben Sie beispielweise
einmal dariiber nachgedacht, wo viele der in Deutschland
titigen auslindischen Arzte herkommen? Richtig, aus Syri-
en. Knapp 64.000 Arztinnen und Arzte aus dem Ausland
arbeiten derzeit in Deutschland. Die grofite Zahl berufstéti-
ger auslindischer Arztinnen und Arzte kommt aus Syrien.
Insgesamt sind es 5.758. Davon arbeiten 4.987 in deut-
schen Krankenhdusern. Die iibrigen sind ambulant oder
in anderer Form arztlich titig. Sie haben zum Teil eine
lange entbehrungsreiche Zeit hinter sich, um ihren Traum
vom Arbeiten in Deutschland verwirklichen zu koénnen.
Ihre Arbeit in Deutschland ist ein Dienst fiir Deutschland.
Diesen Menschen will die AfD ihre Rechte vorenthalten.
Das ist Leistungsfeindlichkeit. Die AfD will gute Kopfe
und Hénde in andere Lénder vertreiben.

(Andreas Lichert (AfD): Sie verbreiten Verschwo-
rungstheorien! Sie machen genau das, was Sie uns
vorwerfen!)

Die AfD will andere Lénder profitieren lassen. Die AfD
will Deutschland schaden.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und vereinzelt CDU
— Andreas Lichert (AfD): Ganz billige Polemik,
mehr nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hat die AfD denn eigent-
lich den Mut zur Wahrheit? Ist die AfD etwa unehrlich?
Wenn Sie Afghanen und Syrer so pauschal ablehnen,
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(Andreas Lichert (AfD): Das stimmt doch iiberhaupt
nicht!)

dann nehmen Sie ihre Dienste nicht Anspruch. Héngen Sie
sich doch ein Schild um: ,,Von IThnen nehme ich nichts an“.
Wenn Sie kein Schild haben wollen, ziehen Sie sich einen
Hut auf. Als Material nehmen Sie vielleicht Alu.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt SPD — Zuruf AfD: Ach,
Herr Piirsiin!)

Gehen Sie dann kiinftig in Geschifte und sagen: Hier will
ich nicht bedient werden. — Gehen Sie in Biiros oder auf
Straflen und sagen: Hier soll nicht mehr gefegt werden. —
Gehen Sie in Krankenhduser und Praxen und sagen: Hier
will ich nicht behandelt werden. — Wollen Sie nicht mehr
gepflegt werden?

(Zuruf AfD: Das hat mit dem Thema nichts zu tun!
— Gegenruf Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Doch, das ist genau das Thema!)

Wollen Sie von Sicherheitsdiensten nicht mehr geschiitzt
werden? Wollen Sie, dass Polizei und Bundeswehr keine
Ubersetzer finden? Wollen Sie vielleicht kein Taxi mehr
nutzen? Bestellen Sie kiinftig keine Amazon-Pakete mehr?
Das betrifft noch vieles mehr.

(Fortgesetzte Zurufe — Glockenzeichen)

Sagt die AfD hier das eine und macht auf TikTok das
andere? Das wire Heuchelei.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN - Andreas Lichert (AfD):
Damit kennen Sie sich natiirlich aus! Das stimmt!)

Auch Thr Alltag wiirde nicht mehr funktionieren; denn Sie
wollen Menschen entrechten und den Rechtsstaat abschaf-
fen. Am Ende schaden Sie allen Menschen in Deutschland.
Die AfD sucht nur Siindenbdcke. Die AfD sucht keine
Losung. Keine Idee der AfD ist umsetzbar. Wir Freie De-
mokraten sorgen fiir Sicherheit im Rechtsstaat.

(Lachen AfD)
Der Rechtsstaat ist die Losung, nicht die AfD.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD — Zurufe AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Herr Kollege Lambrou, Sie hatten sich
noch einmal gemeldet. Dreieinhalb Minuten.

(Ridiger Holschuh (SPD): Jetzt wird er bestimmt
wieder beleidigend!)

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrter Herr Préasident, sehr verehrte Damen und
Herren! Ich mdchte noch einmal ein Fazit fiir mich ziehen.
Ich war sehr gespannt auf die Debatte. Zur SPD: Nach
meiner Wahrnehmung sind Sie dem Inhalt dieses Antrags
komplett ausgewichen und haben in der Sache, in der Dis-
kussion zu diesem Antrag {iberhaupt nichts beigetragen.

(Beifall AfD)

Auch bei der CDU habe ich kein einziges wirkliches Ge-
genargument zu diesem konkreten Antrag mit konkreten
Ldsungsvorschldgen fiir ein konkretes Problem gehort.

(Zuruf CDU: Dann haben Sie nicht zugehort!)

Es geht uns eben um jeden einzelnen Fall, lieber Kollege
Hering, und eben nicht pauschal.

(Beifall AfD)

Wenn aber Betrug vorliegt, dann muss auch gepriift wer-
den. Auch bei den GRUNEN, Herr Bocklet, war mein Ein-
druck, dass Sie dem konkreten Antrag ausgewichen sind.
Es gab viele Bemerkungen zum Thema Einwanderung,
aber hier geht es um Betrug von Menschen mit Asylstatus,

(Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Dazu habe ich etwas gesagt! — Lara Klaes (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN): Wie viele Betriiger haben
Sie in Threr Partei?)

die in Thre Heimatlinder reisen. Ich erwarte vom Staat,
dass er diesem Verdacht nachgeht und diese Leute nicht
auch noch einbiirgert.

(Beifall AfD)

Zu Herrn Piirsiin: Sie haben gesagt, dass es hohe Anforde-
rungen an die Staatsbiirgerschaft gibt.

(Yanki Piirsiin (Freie Demokraten): Ja!)

— Ja, nur, wissen Sie, wir wissen aus Medienberichten, dass
hier viele dieser Menschen auffillig geworden sind.

(Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Welche Medien?)

Eine Einbiirgerung ist nicht mehr umkehrbar. Deswegen
konnen wir erwarten, dass diesen Verdachtsfallen nachge-
gangen wird. Wenn die CDU Hessen den festen Willen
hat, die Masseneinwanderung zu stoppen — gestern hiel} es
zumindest vom Herrn Innenminister, die Masseneinwande-
rung zu begrenzen, was nicht reichen wird, aber immer
noch besser ist, als was die Ampelparteien wollen, ndmlich
iiberhaupt keine Begrenzung zu haben —,

(Beifall AfD)

dann sollten Sie, liebe CDU, auf Landesebene alle Register
ziehen, die mdglich sind, ohne eine Gesetzesdnderung auf
deutscher oder europiischer Ebene abwarten zu miissen.
Wir haben einen konkreten Vorschlag fiir ein konkretes
Problem vorgelegt.

Herr Hering, Thr Schlusssatz, wenn man diesen Antrag
schon lesen miisse, passt nicht zu dem, was Herr Merz
gerade oOffentlich veranstaltet. Dieser Antrag ist gut und
wichtig. Herr Merz wiirde so etwas umsetzen.

(Thomas Hering (CDU): Das ist nicht umsetzbar!)

Wer weil3, in zwei Monaten kommen Sie vielleicht an und
setzen genau das um.

(Beifall AfD)

Warten wir doch einmal ab, wie die Wahl in Brandenburg
ausgeht. Anscheinend muss der Biirger anders abstimmen,
damit Sie sich bewegen. Noch etwas: Ganz klar, dieser
Antrag ist mit dem geltenden Recht voll vereinbar. Des-
wegen sind viele der Redner inhaltlich ausgewichen. Wir
wollen vielmehr das geltende Recht gegen den Missbrauch
bestimmter Menschen mit Asylstatus schiitzen.
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Meine Damen und Herren, es geht um massiven Betrug. Es
geht darum, ob sich das Land Hessen iiberhaupt dafiir in-
teressiert, diesem Betrug nachzugehen, oder pauschal diese
Leute einbiirgert, von denen sich sicherlich viele absolut
einwandfrei verhalten haben. Sie nehmen aber in Kauf,
auch die Menschen einzubiirgern, die frohlich in ihre Hei-
matldnder zuriickreisen, um Urlaub zu machen.

(Beifall AfD)

Das kann es nicht sein. Ich bin wirklich enttduscht iiber
diese Debatte. Es braucht noch wesentlich stirkere Wahl-
ergebnisse fiir die AfD, damit Sie zu einer Umkehr kom-
men. Ich prophezeie Thnen: Diese Wahlergebnisse wird es
geben.

(Beifall AfD — Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Wandern Sie doch einfach aus!)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lambrou. — Das Wort hat der Innen-
minister, Staatsminister Prof. Poseck. Bitte sehr.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Lambrou, das Einzige, was
hier enttduschend ist, ist IThr Antrag. Das will ich an dieser
Stelle einmal ganz deutlich sagen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Dieser Antrag hat weder Hand noch Fuf3.

(Robert Lambrou (AfD): Den konnen Sie heute um-
setzen!)

Das kann man Thnen vielleicht noch verzeihen, aber was
wesentlich schlimmer ist: Dieser Antrag zeigt ein erschre-
ckendes Menschenbild und ein katastrophales Rechtsver-
stdndnis.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Deshalb ist dieser Antrag auch nicht mit dem Rechts- und
Werteverstandnis der Landesregierung zu vereinbaren, und
das nicht einmal in Ansédtzen. Herr Lambrou, ich kann
Thnen auch sehr deutlich sagen: Wir werden mit Thnen
niemals in diesen Fragen zusammenarbeiten.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD):
»Niemals® ist ein sehr grofles Wort!)

Ich will Thnen noch einmal die Uberschrift Ihres Antrags
vor Augen fiithren. Dort heil3t es: ,,Aussetzen der Bearbei-
tung von Einbiirgerungsantrigen von Syrern und Afgha-
nen. Das sagen Sie pauschal. Damit stellen Sie Menschen
pauschal unter einen Generalverdacht.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Freie
Demokraten und vereinzelt CDU — Robert Lambrou
(AfD): Einzelfallpriifungen!)

Sie kriminalisieren Menschengruppen. Das verstofit — da
schlieBe ich mich den Vorrednern an — gegen das Men-
schenbild unseres Grundgesetzes. Dort ist die Wiirde aller

Menschen geregelt. Dort ist die Gleichheit der Menschen
geregelt.

(Robert Lambrou (AfD): Es geht um eine Ausset-
zung, keine Abschaffung! — Gegenruf Marcus Bock-
let (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das kann man
nicht aussetzen! — Gegenruf Robert Lambrou (AfD):
Natiirlich geht das! — Gegenruf Marcus Bocklet
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das ist Kokolores!)

Unser Grundgesetz ldsst es nicht zu, dass wir Menschen
und Menschengruppen diskriminieren.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Ich verkenne nicht, dass es auch Fliichtlinge gibt, die
sich fehlverhalten. Ich kann mich des Eindrucks nicht er-
wehren, dass Thr Antrag auch vor dem Hintergrund des
schrecklichen Anschlags in Solingen, der von einem Sy-
rer begangen wurde, und des schrecklichen Attentates in
Mannheim, das von einem Afghanen begangen wurde,
steht. Aber auch angesichts dieser schrecklichen Taten diir-
fen wir niemals die differenzierte Betrachtung aufgeben.
Wir diirfen nicht alle Syrer und Afghanen iiber einen
Kamm scheren und in einen Topf werfen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD):
Wir wollen eine Priifung! Es geht um die Einzelfall-
priifung!)

Ich habe gestern bereits darauf hingewiesen, dass sich die
allermeisten Menschen, die zu uns gekommen sind, recht-
schaffen verhalten. Ich bin fiir Konsequenz gegeniiber den-
jenigen, die sich fehlverhalten.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Da miissen wir unsere Rechtsordnung sehr deutlich ma-
chen und diese auch in ihre Heimatstaaten zuriickfiihren.
Ich bin aber genauso fiir Unvoreingenommenheit gegen-
iiber denjenigen, die sich nichts zuschulden haben kommen
lassen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Genau das erwarte ich iibrigens auch von anderen Men-
schen. Ich bin sehr froh dariiber, dass ich jedenfalls von
den allermeisten im Ausland nicht mit dem Attentiter von
Hanau, den Attentdtern des NSU oder den Attentitern des
Brandanschlags in Solingen in Verbindung gebracht werde.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Wie gesagt, Ihr Antrag verstoBt auch gegen geltendes
Recht. Ich kann mich anschlief3en an das, was Herr Piirsiin
gesagt hat. Unsere Einbiirgerungsbehorden halten sich an
das geltende Recht. Bei uns gilt die Macht des Rechts. Wir
haben einen Rechtsstaat. Wir haben keine Willkiir. Zum
Rechtsstaat gehort, dass die geltenden Regeln umgesetzt
werden, egal ob sie einem passen oder ob sie einem nicht
passen.

(Zurufe AfD)

Ihr Antrag ist der Auftrag an die Landesregierung zum
Rechtsbruch. Dem werden wir selbstverstdndlich nicht
nachkommen.
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(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

In Threm Antrag vermischen Sie auch die Zustdndigkeiten.
Wir haben klare Regelungen. Fiir das Asylrecht ist das
BAMF zustindig. Fiir das Einbiirgerungsrecht sind in der
Tat hessische Behorden zustindig. In Threm Antrag geht
das querbeet. Sie trennen auch nicht zwischen Zustindig-
keiten und Verantwortlichkeiten.

Gestatten Sie mir noch zwei allgemeine Anmerkungen
zum Einbiirgerungsrecht. Ich bin der Auffassung, dass wir
hohe Anspriiche an die Einbiirgerung stellen miissen. Wir
diirfen unsere Staatsbiirgerschaft nicht beliebig vergeben.
Wir miissen eine gelungene Integration und ein klares Be-
kenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung fiir
die Einbiirgerung voraussetzen.

(Volker Richter (AfD): Genau das wollen wir!)

Mir geht das im Moment mit dem geltenden Recht etwas
zu schnell. Ich setze mich dafiir ein, dass wir wieder zur
alten Rechtslage zuriickkehren, die einen ldngeren Aufent-
halt in unserem Land und einen ldngeren Zeitraum der
Integration vorausgesetzt hat, damit eine Einbiirgerung er-
folgen kann. Das ist die Position, die beispielsweise die
CDU/CSU auf Bundesebene in die aktuelle Debatte mit
einbringt.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Selbstverstindlich bedarf es vor einer Einbiirgerung Uber-
priifungen durch die Behdrden, nimlich die Uberpriifung,
ob das Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung auch belastbar ist. An dieser Stelle arbeiten
die Behorden in Hessen vorbildlich und eng zusammen.
Selbstverstandlich diirfen Extremisten, Islamisten und
Salafisten nicht die deutsche Staatsangehorigkeit erhalten.
Im Ubrigen — das will ich auch betonen — gilt das fiir
alle Extremisten. Auch wer sich in der Jungen Alternative
betétigt, hat aus meiner Sicht kein Recht, in Deutschland
eingebiirgert zu werden.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Lassen Sie uns die Debatten iiber diese Themen, bei denen
es um wichtige Prinzipien unseres Landes und um Men-
schen geht, mit Bedacht, Sorgfalt und Augenmal fiihren.
Ihr Antrag fiihrt an dieser Stelle in die vollig falsche Rich-
tung.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. — Das Wort hat der Kollege
Lambrou, Fraktionsvorsitzender der AfD.

(Turgut Yiiksel (SPD): Wir haben schon alles ver-
standen! — Gegenruf SPD: Aber er nicht!)

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr verehrte Damen und
Herren!

(Holger Bellino (CDU): Es wird auch nicht besser!)

Herr Innenminister, vielen Dank fiir die Ausfithrungen. Ich
hatte schon befiirchtet, dass Sie sich gar nicht zu Wort
melden.

(Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Er
spricht immer zum Schluss!)

Wissen Sie eigentlich bei den ganzen Sachen, die Sie uns
vorgeworfen haben, dass Thr Parteivorsitzender Friedrich
Merz sogar einen Aufnahmestopp fiir Afghanen und Syrer
gefordert hat?

(Lena Arnoldt (CDU): Wir sind hier im Landtag! —
Weitere Zurufe)

Wie passt das eigentlich mit Thren Emporungen iiber die
AfD zusammen?

(Unruhe — Glockenzeichen)

Vizeprisident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, bitte etwas mehr Aufmerksam-
keit.

Robert Lambrou (AfD):

Hier ist der Antrag der AfD. Da steht ganz klar unter
Punkt 7 — ich muss es anscheinend vorlesen, weil es die
meisten gar nicht gelesen haben —:

»Der Landtag fordert die Landesregierung auf, eine
sofortige Aussetzung der Bearbeitung von Einbiir-
gerungsantrigen von Afghanen und Syrern zu ver-
anlassen, bis fiir jeden einzelnen Fall abschlieend
geklart ist, ob Griinde fiir einen Widerruf der Aner-
kennung des Asylstatus vorliegen.*

Es geht also nicht um ein pauschales Vorgehen. Es geht
darum, Zeit zu gewinnen, um in jedem einzelnen Fall
griindlich zu priifen, ob ein Missbrauch vorliegt. Der Herr
Innenminister hat behauptet, dass die Behorden in Hessen
zusammenarbeiten. Das ist eine sehr gewagte These. Da
wage ich entschieden zu widersprechen. Da ist wesentlich
mehr moglich.

(Beifall AfD)

Dieser Antrag ist rechtskonform und wire sofort umsetz-
bar. Sie miissen kein Gesetz dndern, weder auf Landes-
noch auf Bundes-, noch auf EU-Ebene.

Ich kiindige noch etwas an: Wir werden Sie in den néchs-
ten Monaten weiter quilen mit weiteren Antrdgen, mit
guten Ideen, was die Landesregierung hier in Hessen, oh-
ne ein Bundes- oder EU-Gesetz zu dndern, machen kann,
um die Masseneinwanderung zu stoppen. Wir werden Sie
zwingen, Farbe zu bekennen, ob Sie es wirklich wollen
oder ob es nur Sonntagsreden sind.

(Beifall AfD)

Heute komme ich zu dem Zwischenfazit, das sind Sonn-
tagsreden. Den festen Willen, diese Masseneinwanderung
zu beenden, die auf allen gesellschaftlichen Ebenen fiir ei-
ne massive Uberforderung unserer Bevélkerung sorgt, sehe
ich heute und hier nur bei der AfD. Ich wiinschte, es wiren
weitere Fraktionen.

(Beifall AfD)
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Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lambrou. — Wir sind am Ende der
Aussprache.

Der Antrag soll dem Innenausschuss iiberwiesen werden.
Ist jeder damit einverstanden? — Dann machen wir das so.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Schluss mit dem Untertauchen — Scheitern von Ab-
schiebungen in Hessen endlich stoppen

— Drucks. 21/1017 —

Das Wort hat der Kollege Promny, FDP-Fraktion.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir wollen niemanden qudlen. Wir wollen sachgemifle
Politik machen, die den Menschen in diesem Land dient.
Deswegen haben wir diesen Antrag eingebracht. In der
gestrigen Plenardebatte hat der Innenminister die Verant-
wortung fiir die Abschiebungen vor allem auf den Bund
geschoben. Deswegen mochte ich an dieser Stelle — wir
sind schlieBlich Service-Opposition — noch ein paar Punkte
klarstellen.

Ja, der Bund ist wichtig, wenn es um sichere Herkunfts-
staaten geht. Ja, der Bund ist wichtig, wenn es um Riick-
nahmeabkommen geht. Auch bei der Neubewertung der
Léander ist der Bund natiirlich wichtig. Der Bund ist kei-
neswegs untitig. Im Gegensatz zu dem, was hier gern
suggeriert wird, gibt es da schon grofle Schritte in die rich-
tige Richtung. Ich stelle fest, ein iiberparteilicher Schulter-
schluss zur Losung der Migrationsfrage riickt aktuell wie-
der niher.

Fiir den Vollzug der Abschiebungen sind aber die Lander
zustindig. Genau da miissen wir ansetzen. Hier liegt der
Handlungsbedarf in Hessen.

Mehr als die Hélfte der geplanten Abschiebungen sind ge-
scheitert, dies nicht wegen des Bundes, sondern wegen der
fehlenden Durchsetzung in Hessen. Der hdufigste Grund:
Die betroffene Person ist am Tag der Abschiebung nicht
anzutreffen. Hinzu kommt, dass viele untertauchen, um der
Abschiebung zu entgehen. Das ist ein unhaltbarer Zustand.
Das kdnnen wir so nicht ldnger tolerieren.

Allein im Jahr 2023 scheiterten fast 900 von den rund
2.900 Abschiebungen nur aus diesen beiden Griinden. Wir
Freie Demokraten sind der Auffassung, das muss unterbun-
den werden.

Vielleicht noch einmal zur Verdeutlichung: Aufgrund der
Ubernahmeverweigerung durch den Zielstaat — das hat der
Innenminister in der gestrigen Debatte ausgefiihrt — sind
im Jahr 2023 lediglich 166 Abschiebungen gescheitert, we-
gen des Nichtantreffens aber sage und schreibe 752. Das
darf doch nicht sein.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf CDU)

Deswegen haben wir mit unserem Antrag einen klaren Vor-
schlag gemacht, der das Problem des Nichtantreffens 10st.
Doch was macht die Landesregierung? — Nichts.

Ich habe gestern auch den Innenminister gefragt. Ich habe
gefragt, wie die Situation ist. Was ist denn mit den rund

3.600 ausreisepflichtigen Personen ohne Duldung in Hes-
sen? — Ich bin einmal gespannt, ob es heute eine Antwort
gibt.

Ich stelle noch eine weitere Frage: Wie sieht es denn ei-
gentlich aus: Warum gibt es in Hessen eigentlich nur 80
Plitze in der Abschiebehaft? Die sind noch nicht einmal
voll belegt. Aktuell sind wohl nur 37 Plitze genutzt. Da
frage ich auch heute wieder: Warum?

(Holger Bellino (CDU): Die Antwort haben wir
doch gegeben!)

— Ja, ob das Gerichte bei dem Ausreisegewahrsam immer
so machen, werden wir sehen. — Eines ist jedenfalls klar:
Unsere Forderungen haben wir gestern in der Debatte deut-
lich gemacht. Ich mache sie hier auch noch einmal deut-
lich: eine Erweiterung der Abschiebehaft, eine konsequen-
te Nutzung aller Moglichkeiten und auch die Schaffung
von Riickfiihrungseinrichtungen — so wie es auch im Ko-
alitionsvertrag von CDU und SPD steht.

Da bin ich auch gespannt. Da kann ja vielleicht der Innen-
minister auch Auskunft geben: Wann kommen denn genau
diese Riickfithrungszentren hier in Hessen? — Es ist jeden-
falls hochste Zeit, zu handeln.

Wir alle wissen — ich glaube, da sind wir uns hier in
diesem Haus auch einig —, dass es unertrdglich war, dass
der Attentiter von Solingen eigentlich gar nicht mehr in
unserem Land hétte sein diirfen. Der Téter war am Tag
seiner geplanten Abschiebung nicht in seiner Unterkunft
und somit fiir die Behérden auch nicht auffindbar. Ein
weiterer Versuch der Abschiebung ist unterblieben. Genau
das ist es doch, was das Vertrauen der Menschen in die
Handlungsfahigkeit dieses Staates erschiittert.

(Beifall Freie Demokraten)

Nach dem Dublin-Verfahren hitte der Attentéter bereits im
vergangenen Jahr nach Bulgarien iiberstellt werden kon-
nen. Doch diese Abschiebung wurde nicht durchgefiihrt —
und das aus einem einzigen, vollig inakzeptablen Grund,
namlich, weil er nicht anzutreffen war.

So etwas passiert. Es darf aber nicht passieren. Der Rechts-
staat muss hier seine Handlungsfahigkeit beweisen. Es ist
entscheidend, dass ein solcher Fehler in Zukunft nicht
mehr vorkommt.

Deshalb legen wir heute unseren Antrag vor. Denn es gibt
zwei Hauptgriinde, warum wir bei den Abschiebungen von
ausreisepflichtigen Personen nicht vorankommen:

Erstens. Der Grofteil der ausreisepflichtigen Personen
wird geduldet. Zum Stichtag 31. Dezember 2023 waren
von insgesamt 13.461 ausreisepflichtigen Personen in Hes-
sen 9.823 geduldet. Hauptgriinde fiir die Duldung sind feh-
lende Reisedokumente, ungeklédrte Identitéten, aber auch
andere Griinde. Somit waren zu dem Stichtag insgesamt
3.638 Personen in Hessen vollzichbar ausreisepflichtig.
Das sind Personen, die nach unserer Gesetzeslage kein
Recht haben, weiter in Deutschland zu bleiben.

Unser Ansatzpunkt muss doch daher sein, die Zahl der
Duldungen aufgrund ungeklérter Identitdten oder fehlender
Reisedokumente zu reduzieren. Auf Bundesebene gab es
da jetzt auch schon Anfang des Jahres wichtige Gesetzes-
anderungen. Das Stichwort ist hier: Riickfiihrungsverbes-
serungsgesetz. Das erleichtert die Identitétsfeststellung, in-
dem die Betretungsrechte in Fliichtlingsunterkiinften aus-
geweitet wurden und beispielsweise das Auslesen von
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Mobilgerdten nun auch moglich ist. Diese Moglichkeiten
miissen aber auch hier genutzt werden.

Es scheitert aber nicht an den rechtlichen Regelungen, son-
dern an der Umsetzung. Und wo findet diese Umsetzung
statt? — Diese Umsetzung findet in den Bundesldndern und
damit auch hier in Hessen statt. Da miissen Sie handeln,
meine Damen und Herren von der Landesregierung.

(Beifall Freie Demokraten)

Zweitens. In Hessen sind mehr als die Hilfte der geplanten
Abschiebungen im Jahr 2023 gescheitert. Ich habe darauf
hingewiesen. Das war vor allen Dingen deshalb so, weil
die Personen nicht angetroffen wurden. Das muss doch
verhindert werden. Wir konnen uns diese Versdumnisse
nicht leisten. Sie untergraben damit das Vertrauen in den
Rechtsstaat.

Aber wie bekommen wir dieses Problem in den Griff? —
Wir schaffen es, wenn wir das geltende Recht konsequent
anwenden. Ein Blick in andere Staaten lohnt. Sie haben das
vorgemacht. Wir brauchen Riickfiihrungseinrichtungen, die
ein Land auch nach dem geltenden Recht schaffen kann.
§ 61 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes sicht das bereits
vor. In diesen Einrichtungen miissen alle Personen unterge-
bracht werden, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, also
kein Bleiberecht und keine Duldung in Deutschland haben.
Diese Einrichtungen sind notwendig, um geltendes Recht
effektiv durchzusetzen.

Die Riickfithrungseinrichtungen sichern auch die Erreich-
barkeit der betroffenen Personen fiir Behorden, fiir Gerich-
te, und sie sorgen damit dafiir, dass eine Ausreise und
eine Abschiebung effizient organisiert werden kdnnen. So
kann natiirlich verhindert werden, dass sich vollziehbar
Ausreisepflichtige durch Nichtantreffen oder Untertauchen
der Abschiebung entzichen.

Klar ist natiirlich auch, dass wir dariiber hinaus die Auslin-
derbehdrden personell viel besser aufstellen miissen, um
geltendes Recht iiberhaupt durchzusetzen. Wir gehen da-
von aus, dass durch die konsequente Durchsetzung gelten-
den Rechts natiirlich auch die Attraktivitdt Deutschlands
als Ziel fiir ungesteuerte Migration gemindert wird. Ein
grofer Pull-Faktor, etwa die Aussicht auf hohe Sozialleis-
tungen, wiirde mit den Riickfithrungseinrichtungen wegfal-
len. Denn bei einer Unterbringung in einer Riickfithrungs-
einrichtung werden sie natiirlich mit den notwendigsten
Dingen wie etwa Essen, Kleidung usw. versorgt, und die
Sozialleistungen fallen entsprechend geringer aus.

Eine Begrenzung der ungesteuerten Migration ist notwen-
dig, um die Integration derjenigen Menschen zu fordern,
die tatsdchlich eine Bleibeperspektive in unserem Land
haben. Nur so kann auch die erfolgreiche Integration der
Menschen stattfinden. Meine Damen und Herren, das ist
doch genau das, was wir alle hier fiir dieses Land wollen.

(Beifall Freie Demokraten)

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Wir
sind ein weltoffenes Land, und wenn wir in Zukunft ein
weltoffenes Land bleiben wollen, dann miissen wir doch
gemeinsam das Ziel verfolgen, die ungesteuerte Migration
so in den Griff zu bekommen und sicherzustellen, dass sich
hier niemand der Abschiebung entziehen kann, der kein
Bleiberecht oder keine Duldung hat.

Die Menschen in diesem Land miissen erkennen, dass sich
etwas verandert. Dafiir haben wir als Freie Demokraten ei-

nen sehr konstruktiven und effektiven Vorschlag gemacht,
den wir gemeinsam entschlossen umsetzen sollten, um das
Vertrauen der Menschen in die Institutionen dieses Staates
wieder zu stirken. — Vielen Dank fiir Thre Aufmerksam-
keit.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Promny. — Jetzt hat Frau Kollegin
Cirsten Kunz-Strueder fir die SPD-Fraktion das Wort. Bit-
te sehr.

Cirsten Kunz-Strueder (SPD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Es ist wichtig, wenn die Debatten in diesem
Haus auf der Hohe der Zeit sind. Dabei ist es genauso
wichtig, nicht reflexhaft zu reagieren. Es ist wichtig, sach-
lich draufzuschauen.

Schauen wir also: Wir wissen, dass Menschen Klarheit
brauchen — Klarheit, wenn sie eine Bleibeperspektive ha-
ben, aber auch Klarheit, wenn sie keine Bleibeperspektive
haben. Fiir Menschen mit Bleibeperspektive ist klar: Sie
brauchen Deutschkurse, Arbeit bzw. Aus- oder Weiterbil-
dungsplitze und Ahnliches.

Klarheit brauchen sie aber auch bei Ablehnung des Asyler-
suchens. Vor allem brauchen wir dann nicht nur Klarheit,
sondern auch Handeln. Es ist nicht zumutbar, Menschen
monate- oder gar jahrelang von Gesellschaft auszuschlie-
Ben, ihnen Arbeit und auch die Moglichkeit, das eigene
Leben zu gestalten, vorzuenthalten. Es ist nur fair fiir alle,
wenn wir hier schneller werden.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Es niitzt niemandem, wenn Menschen nach abgeschlosse-
nen rechtsstaatlichen Asyl- und Gerichtsverfahren in einem
Zustand festhdngen, der kein Vor und Zuriick mehr zuldsst.
Das ist nicht respektvoll, und das kann auch nicht unser
Anspruch sein.

(Beifall SPD und CDU)

Deswegen miissen wir schneller werden. Aber wie? — Da-
mit die Integration derer mit Bleibeperspektive leistbar ist
und bleibt, werden Asylsuchende aus sicheren Herkunfts-
staaten hessischen Kommunen nicht mehr zugewiesen.

Nicht erst seit gestern, sondern seit vielen Jahren findet —
wie im Antrag gefordert — auch eine Beratung fiir die statt,
die in ihr Heimatland zuriickkehren sollen, miissen oder
mochten — an unterschiedlichen Stellen und durch unter-
schiedliche Trager, nicht nur fiir die, die ausreisen miissen,
sondern auch fiir die, deren Hoffnung sich in Deutschland,
aus welchen Griinden auch immer, nicht erfiillt haben mag.
Manchmal ist Heimweh schlimmer als alles andere. Die
Beratungsstellen sind mit dem Thema freiwillige Ausreise
betraut und nehmen dieses Thema ernst.

Ob das aber der Schliissel dafiir sein wird, dass Menschen
nicht untertauchen, bevor eine Abschiebung vollzogen
werden kann, stelle ich bei allem Engagement infrage.
Ich mochte betonen: Ein Nichtantreffen ist nicht immer
boser Wille. Manchmal ist es Alltdglichem geschuldet: Die
Lebensmittel sind ausgegangen, das Kind hat die Chance,
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im Sportverein mitzumachen, und muss nach dem Training
abgeholt werden, oder die Kinder waren in der Schule und
miissen dort abgeholt werden. Bei denen, die nicht ange-
troffen wurden, weil sie gerade mit dem ganz normalen
Alltag beschiftigt waren, der sich auflerhalb der eigenen
vier Wénde abspielte, wird diese Beratung sicherlich etwas
bewegen, aber alle anderen kdnnen wir nicht pauschal ein-
sperren.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Wabhrscheinlich ist recht klar, dass Menschen, die unterge-
taucht sind, insbesondere die mit krimineller Energie oder
Gefahrder, nicht zu einer Beratungsstelle gehen. Wer un-
tergetaucht ist, sucht ja gerade keinen Kontakt zu denen,
die ihn hier in Deutschland nicht haben wollen. Gefahrder,
die uns die Sorgenfalten auf die Stirn treiben, gehen dort
sowieso nicht hin.

Klar ist auch, dass es nicht der reflexauslosenden Vorgénge
in Solingen bedurfte, um MaBnahmen auf den Weg zu
bringen. Vieles ist oder wird gemacht: Die Pldtze in der
Abschiebehafteinrichtung sind vorhanden — sind aber noch
nicht vollstdndig besetzt worden —, und vor Kurzem starte-
te ein Flieger, der Gefdhrder aus Deutschland brachte.

Klar ist auch, dass Hessen in diesem Zusammenhang eine
besondere Bedeutung zukommt. Das internationale Dreh-
kreuz, der Frankfurter Flughafen, liegt eben in Hessen und
nicht im Saarland.

In Debatten iiber mogliche Verdnderungen der Rahmenbe-
dingungen im Bereich der Abschiebung gehort zur Wahr-
heit, dass die Herkunftslinder bereit sein miissen — es
wurde eben schon gesagt —, die Gefahrder und Straftiter
zuriickzunehmen. Kiirzlich ist das gelungen. Pauschal kann
man das aber nicht erwarten. Wir miissen uns auch klarma-
chen, dass wir in Hessen und in Deutschland an der Stelle
von der Kooperationsbereitschaft von Regierungen abhén-
gig sind, die weit weg von dem sind, was wir demokratisch
und anstindig nennen. Auch das macht es nicht leichter.

Klar ist, dass der, der unsere Werte nicht teilt, der unsere
Demokratie, unsere Freiheit und unsere Sicherheit geféhr-
det und nicht hier geboren wurde, nicht in Deutschland
bleiben kann. Kiirzlich wurden sechs Schwerkriminelle aus
Hessen nach Afghanistan abgeschoben, um uns zu schiit-
zen und um die zu schiitzen, die hier Schutz suchen und
einfach nur in Ruhe und Frieden leben und ihr Leben hier
gestalten wollen, ganz egal, wo sie geboren wurden, und
ganz egal, wie sie ihren Gott nennen, wenn sie denn einen
haben.

Klar ist bei dem Ganzen aber auch, dass Abschiebungen
fir Sicherheit und Freiheit alleine nicht reichen werden;
denn wir konnen gar nicht alle abschieben, die unsere De-
mokratie, unsere Freiheit und unsere Sicherheit gefdhrden.
Manche Geféhrder sind nicht zu uns geflohen, haben gar
keine Migrationsgeschichte. Diese Gefahrder will auch an-
derswo auf der Welt niemand haben, und niemand wird uns
diese Menschen abnehmen. Aber auch damit setzen wir
uns auseinander, auch dieser Herausforderung stellen wir
uns.

(Beifall SPD, CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin. — Das Wort hat der Abgeord-
nete Pascal Schleich, AfD-Fraktion.

Pascal Schleich (AfD):

Sehr geehrter Herr Priasident, meine Damen und Herren!
Das Thema ,,illegale Masseneinwanderung und Abschie-
bung® ist unzweifelhaft von erheblicher Bedeutung fiir die
innere Sicherheit und den sozialen Frieden in unserem
Land. Muss eigentlich erst das Ereignis in Solingen passie-
ren, dass die anderen Fraktionen endlich aufwachen und
dass die anderen Fraktionen nun endlich unsere Forderung
erheben, die wir seit Jahren erheben?

(Beifall AfD)

Wenn man gestern dem Herrn Innenminister zugehdrt hat,
dann kann man zu dem Schluss kommen, dass er am Wo-
chenende offensichtlich nicht nur unser Programm gelesen,
sondern nahezu wortlich iibernommen hat. Herr Staatsmi-
nister, meinen Gliickwunsch zu dieser Einsicht.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Meine Damen und Herren der FDP-Fraktion — oder wie
Sie in letzter Zeit angesichts der Wahlergebnisse auch
,die Sonstigen* genannt werden —, heute kommen Sie mit
dem vorliegenden Antrag anscheinend endlich aus dem
Dornroschenschlaf und fordern Verbesserungen bei den
AbschiebemaBnahmen. In diesem Kontext wiinsche ich Ih-
nen zunéchst einmal einen schdnen guten Morgen.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, von 2019 bis 2023 wurden
in Hessen rund 12.200 Abschiebungen geplant, aber nicht
einmal die Hilfte davon konnte tatsdchlich durchgefiihrt
werden. Es waren letztlich weniger als 5.900 Abschiebun-
gen. Aktuell sind iiber 9.800 Personen geduldet, obwohl
sie eigentlich ausreisepflichtig wiren. Das sind Zahlen, die
ein eklatantes Versagen dokumentieren, und zwar zuvor-
derst das Versagen der CDU.

(Beifall AfD)

Nun versucht die CDU, ihr Versagen mit leeren Phrasen
und Forderungen zu iiberlagern, obwohl Sie diese Forde-
rungen selbst gar nicht durchsetzen wollen. Meine Damen
und Herren, seien wir doch einmal ehrlich: Diese Missstin-
de bestehen nicht erst seit gestern. Sie sind das Ergebnis
jahrelanger Fehlentscheidungen im Rahmen einer verfehl-
ten Migrationspolitik, an der sich die CDU vor allem im
Bund mitschuldig gemacht hat. Unter Merkel begann die
illegale Masseneinwanderung, und Friedrich Merz zeigt
spétestens nach der Wahl seinen Unwillen, am bestehenden
System etwas zu dndern.

(Zurufe CDU)

Herr Merz macht das Zuriickrudern zu einer olympischen
Disziplin.

(Beifall AfD)

Herr Staatsminister, Sie sitzen, bildlich gesprochen, mit im
Boot. Die SPD ist Teil der Ampelregierung, und sie setzt
jetzt alle Hebel in Bewegung, um die Migration weiter zu
erleichtern oder, wie Sie es nennen, aus illegaler Migration
legale Migration zu machen.
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Nun fordert die FDP-Fraktion hier im Hessischen Landtag
die konsequente Nutzung der erweiterten Befugnisse aus
dem Riickfiihrungsverbesserungsgesetz. Das klingt im ers-
ten Moment gut, greift aber viel zu kurz. Es wird so getan,
als ob allein dies die Losung aller Probleme sei. Dabei
wissen wir doch alle, dass ein Gesetz nur dann gut ist,
wenn es auch umgesetzt wird. Genau da liegt das Problem.
Es mangelt an politischem Willen und an Konsequenzen.

(Beifall AfD)

Tatsache ist: Wir haben bereits alle Gesetze, die wir brau-
chen, um die illegale Masseneinwanderung zu stoppen.
Meine Damen und Herren von der FDP-Fraktion, Sie
fordern die Schaffung weiterer Abschiebehaftplitze — ein
Schritt in die richtige Richtung. Ich sage, diese Abschiebe-
haftplatze hédtten langst geschaffen werden miissen, und
zwar in deutlich grolerem Umfang. Diese Plitze miissen
aber auch genutzt werden. Nur so kdnnen wir verhindern,
dass Personen auch weiterhin untertauchen oder sich der
Abschiebung auf anderem Wege entziehen.

(Beifall AfD)

Warum miissen wir iberhaupt iiber solche Antrdge spre-
chen? Warum kommen so viele Migranten ins Land, die
keinerlei Aussicht auf ein Bleiberecht haben? Das eigentli-
che Problem ist doch die vollig aus den Fugen geratene
Asylpolitik mehrerer Bundesregierungen, beginnend mit
Frau Merkel — ich sagte es bereits —, auch der nun seit gut
drei Jahren regierenden Ampelkoalition, der auch Sie, mei-
ne Damen und Herren von der FDP, angehoren. Es wird
zu wenig dafiir getan, die Einreise von Menschen zu ver-
hindern, die keinen Anspruch auf Asyl haben. Stattdessen
reden wir immer wieder nur iiber Riickfiihrungen, wenn
die Leute bereits hier sind. Der Migrationsstrom muss an
der Quelle gestoppt werden — durch rigorose Grenzkontrol-
len und eine konsequente Abweisung unberechtigter Asyl-
bewerber.

(Beifall AfD)

Vor allem muss endlich der Sozialmagnet abgestellt wer-
den. Seit Jahren fordern wir von der AfD genau das. Ich
wiederhole es: Das, was Herr Staatsminister Poseck ges-
tern gesagt hat, war und ist reiner AfD-Sprech. Das ist
exakt der Inhalt unseres Programms.

(Beifall AfD)

Aber auch hier sage ich deutlich, an die hessischen Biirger
gerichtet: Das Original ist die AfD, die CDU ist nicht
einmal eine Kopie, sondern nur ein politischer Hiitchen-
spieler. Die AfD hat den Willen dazu, und sie wird in der
Regierungsverantwortung die Abschiebungen unverziiglich
angehen. Die CDU ist in der Regierungsverantwortung. Sie
hat aber am Ende des Tages nicht den Willen, die dazu
notwendigen Maflnahmen tatséchlich zu ergreifen.

(Zurufe — Glockenzeichen)

— Ich moéchte kurz das zitieren, was der Sitzungspréasident
gestern gesagt hat: Kluge Zwischenrufe sind erwiinscht. —
Aber das war kein kluger Zwischenruf.

(Beifall AfD — Zurufe CDU, SPD und Freie Demo-
kraten)

Ein weiteres Problem, das hier klar benannt werden muss,
ist das Untertauchen ausreisepflichtiger Personen. Die Zah-
len, die wir in unserer Kleinen Anfrage abgefragt haben,

sprechen fiir sich. Das ist ein fatales Zeichen der Ohn-
macht dieses Staates.

(Beifall AfD)

Wir brauchen endlich schirfere MaBinahmen. Unzweifel-
haft klar sollte sein: Wer ausreisepflichtig ist, muss abge-
schoben werden. Solange ein Asylantrag nicht bearbeitet
ist, muss dafiir gesorgt werden, dass der Asylantragsteller
jederzeit erreichbar ist.

(Beifall AfD)

Das ist der einzige Weg, um sicherzustellen, dass unser
Rechtssystem nicht weiter ausgehohlt wird.

Meine Damen und Herren, die FDP in Hessen hat zumin-
dest ansatzweise erkannt, was notig ist. Doch man darf sich
nicht blenden lassen. Die FDP trigt als Teil der Ampelre-
gierung auf der Bundesebene eine grofle Mitverantwortung
fiir die katastrophale Migrationspolitik, die die Probleme,
iiber die wir heute sprechen, {iberhaupt erst verursacht hat.

(Beifall AfD)

Wir als AfD fordern schon lange eine grundsitzliche Wen-
de in der Migrationspolitik, eine Politik der Grenzkontrol-
len, ein Abstellen des Sozialmagneten, konsequente Ab-
schiebungen und die Stirkung unserer inneren Sicherheit.

(Beifall AfD)

Die Frage, die sich stellt, ist also: Wann wird die FDP nicht
nur auf der Landesebene solche Antrige stellen, sondern
auch auf der Bundesebene endlich Konsequenzen ziehen
und sich von der verhéngnisvollen Politik der Ampelko-
alition verabschieden? Wir als AfD werden weiter Druck
machen, damit endlich gehandelt wird: fiir die Sicherheit
und den Rechtsstaat in Hessen und in ganz Deutschland. —
Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schleich. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Holger Bellino, CDU-Fraktion.

Holger Bellino (CDU):

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Bevor ich mich mit dem Antrag der FDP inhaltlich ausein-
andersetze, mochte ich der AfD — der ich mich auch am
Ende meiner Rede noch einmal zuwenden werde; dann
konnen Sie sich jetzt vorbereiten — zurufen, dass Fried-
rich Merz und die CDU keinesfalls riickwartsrudern und
dass wir die Teilnahme an Wettbewerben in dieser olym-
pischen Disziplin nicht anstreben, auch wenn das einmal
in Deutschland stattfinden sollte. Wie die anderen demo-
kratischen Parteien in diesem Hause sind wir ndmlich im
Gegensatz zu lhnen im 21. Jahrhundert angekommen. Wir
stellen uns den Herausforderungen dieses Jahrhunderts,
wihrend Sie im vorvergangenen Jahrhundert verharren.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Insofern sind Sie ein politisches Plusquamperfekt. Von we-
gen Original — damit das einmal klar ist — Die CDU war
nicht so wie Sie, wir sind nicht so wie Sie, und wir wollen
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es auch nicht werden. Diese Plattitiiden brauchen Sie nicht
immer wieder abzusondern.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe AfD)

In der Uberschrift des vorliegenden Antrags fordern die
Freien Demokraten plakativ ,,Schluss mit dem Untertau-
chen — Scheitern von Abschiebungen in Hessen endlich
stoppen und suggerieren damit, dass dies ganz einfach
sei, so, als ob sich die Untertauchenden davon beeindru-
cken lieBen, als ob dieses Problem allein in Hessen geldst
werden konnte und als ob es kein Entscheidungsdefizit in
Berlin gébe. Dabei wissen Sie, liebe Freie Demokraten,
doch ganz genau, dass Sie mit dieser Uberschrift zu kurz
gesprungen sind und dass es oft die Freien Demokraten
waren, die auf der Bremse standen.

(Zurufe Freie Demokraten: Was?)

Ich erinnere an die IP-Adressen, an die sicheren Herkunfts-
staaten und an vieles andere.

Dennoch finden wir in dem Antragstext — das wird Sie
iiberraschen und vielleicht auch beruhigen — manches
Richtige.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ui, ui, ui! —
Beifall Freie Demokraten)

Das ist aber dort, wo wir in der Verantwortung sind, bereits
Bestandteil unserer erfolgreichen Politik.

(Beifall CDU — Lachen AfD)

Aber wie gestern bereits an anderer Stelle durch einen
Zwischenruf nahegelegt wurde: Warum halten Sie diese
Rede nicht in Berlin? Warum schreiben Sie dies nicht Th-
ren liberalen Parteifreunden in der Bundeshauptstadt ins
Stammbuch? Wir kénnen dem Antrag so nicht zustimmen,
zahlen aber gern das Porto, sollten Sie ihn nach Berlin
schicken wollen.

(Beifall CDU — Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Wir machen das per E-Mail!)

— Ja, Sie machen das per Mail. Aber so langsam, wie die
in Berlin arbeiten, konnen Sie ihn auch per Postkutsche
schicken; das wiirde auch noch reichen.

(Beifall CDU)

Fiir uns war und ist klar — das hat schon der eine oder
andere Vorredner bzw. die eine oder andere Vorrednerin
gesagt —, dass jeder, der ein Anrecht auf Asyl hat, dieses
auch gewihrt bekommen muss und dass man ihm alle
Chancen auf eine erfolgreiche Integration erdffnen muss,
man diese im Umkehrschluss aber auch von ihm erwartet.
Fiir uns war und ist es ndmlich richtig und genauso klar,
dass Toleranz und Rechtsstaatlichkeit keine Einbahnstra-
Ben sind. Wer sich nicht an unsere Gesetze halt, wer die
Menschenrechte mit Fiilen tritt und unsere freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung verhéhnt, hat sein Aufenthalts-
recht verwirkt und muss das Land verlassen oder, besser,
darf gar nicht erst in unser Land kommen.

(Beifall CDU)

Dies gilt auch fiir alle anderen Menschen, denen aus recht-
lichen oder tatsdchlichen Griinden kein Recht auf Asyl
zugesprochen werden konnte oder die augenscheinlich kei-
nen Anspruch auf Asyl haben.

Da in dem Antrag auf die Abschiebepraxis verwiesen wur-
de: Wir wissen aber auch, dass unsere Behorden und die

Polizei jede einzelne Abschiebung erfolgreich durchfiihren
wollen und dass dies keine einfache Aufgabe ist. Daher
habe ich — das sei an dieser Stelle auch einmal deutlich
gesagt — groflen Respekt vor allen, die sich mit diesem
sensiblen und wichtigen Thema befassen: von den Auslan-
derbehorden iiber die Gerichte und die Polizei bis zum
Petitionsreferat, dem Petitionsausschuss und der Hértefall-
kommission. Die damit verbundenen Herausforderungen
sollte man nicht unterschitzen. Jeder, der einmal in einem
dieser Gremien mitgearbeitet hat, weill, was das bedeutet.
Es handelt sich schlieflich immer um Einzelfille, und des-
halb verbieten sich Generalverdacht und Pauschalurteile,
wie wir sie auch heute wieder von der einen oder anderen
Seite gehort haben.

(Beifall CDU und SPD)

Dennoch muss immer sehr genau hingeschaut werden.
Dies gilt aber auch umgekehrt: Wir haben nicht vergessen,
wie oft unsere Polizeibeamtinnen und -beamten kritisiert
wurden, wenn sie die abzuschiebenden Menschen morgens
um 4 Uhr weckten, um eine Riickfithrung zu ermdglichen.
Wer es mit der Uberschrift ,,Schluss mit dem Untertau-
chen‘ ernst meint, darf eine solche Praxis nicht kritisieren,
sondern muss dem zustimmen. Dies war in der Vergangen-
heit leider oft nicht der Fall.

(Beifall CDU)

Trotz guter Vorbereitung scheitern geplante Riickfiihrun-
gen mitunter an den rechtlichen Rahmenbedingungen oder
an den tatsdchlichen Rahmenbedingungen. Was wir in Hes-
sen tun kdnnen, haben wir bereits gemacht, oder wir sind
dabei, das weiter voranzubringen. Beispielhaft nenne ich:
zusitzliches Personal in den Behorden; ein eigenes Riick-
fiihrungsreferat im Innenministerium; eine Anpassung der
Verordnung zur konsequenten Durchsetzung der Ausrei-
sepflicht; die Ausreisepflicht von Straftitern und Geféhr-
dern; die gemeinsamen Arbeitsgruppen , Intensivtiter in
den Zentralen Auslédnderbehdrden; die Koordinierungsstel-
le Riickfiihrung bei der Bereitschaftspolizei; die Personen-
begleiter Luft, die bei der Polizei in Hessen neu geschaffen
worden sind — ich glaube, das ist einzigartig in Deutsch-
land —, um die Bundespolizei, wie ich es hoflich formulie-
re, zu unterstiitzen; aber auch die Abschiebehafteinrichtung
in Darmstadt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben unse-
ren Auftrag immer ernst genommen und werden dies auch
weiterhin tun. Viele der jetzt endlich im Bund beschlosse-
nen Maflnahmen wurden von uns mitgetragen, mitunter
sogar schon ldngere Zeit gefordert, und sie waren langst
iiberfillig.

Liebe Kollegen der Freien Demokraten, es war doch aber
der Bund, der sich nicht ausreichend bewegt hat und jetzt
die Bremse allenfalls zogerlich 16st. Dass unsere hessi-
schen MaBnahmen aber wirken, zeigt das Ergebnis; denn
wir sind — das haben Sie vielleicht vergessen zu erwéhnen
— bei den erfolgreichen Riickfithrungen bei den fithrenden
Bundesldndern zu finden.

Dennoch ist das Ergebnis auch fiir uns nicht zufrieden-
stellend, auch, weil wichtige Entscheidungen der Bundes-
ebene nach wie vor fehlen. Deshalb: Wer es mit der Be-
grenzung der Migration ernst nimmt, muss erkennen, dass
wir Grenzkontrollen und Zuriickweisungen an den Auflen-
grenzen brauchen, einen klaren Umgang mit den sicheren
Drittstaaten, die konsequente Verfolgung von Straftitern,
die Ausweisung weiterer sicherer Herkunftsldnder und zu-
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sdtzliche Vereinbarungen mit diesen Herkunftslandern. In
Richtung Ampel deshalb: Es gibt aus unserer Sicht keinen
groBBen Redebedarf. Es gibt Handlungsbedarf, auch und vor
allem auf Bundesebene.

(Beifall CDU)

Aber unabhéngig davon: Es gilt, dass alle Fragen, die sich
mit dem Asylrecht — der Kollege Hering hat es vorhin an
anderer Stelle deutlich gemacht —, mit der Migrationspo-
litik und mit der unkontrollierten Migration befassen, Au-
genmal} und Konsequenz erfordern. Wir benétigen weder
eine immerwéhrende Betroffenheitslyrik noch Symbolpoli-
tik, noch bendtigen wir Videos von Landtagsabgeordneten,
die das Thema Migration mit Waffengewalt 16sen wollen,
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Beifall Freie Demokraten)

Die AfD hat sich gestern echauffiert, als ihnen dies zu
Recht vorgehalten wurde. Aber Sie miissen sich doch fra-
gen — ich bedauere, dass der Fraktionsvorsitzende jetzt
nicht da ist —, warum solche Leute immer wieder bei ITh-
nen landen, warum sie bei Thnen eintreten und vor allem
warum sie auf den Listen, die Sie aufstellen, auf sicheren
Pldtzen platziert werden. Das miissen Sie sich fragen. Das
haben Sie zu verantworten.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Zuruf Andreas Lichert
(AfD))

Ich wollte Herrn Lambrou ansprechen — er kann es im
Protokoll nachlesen oder es sich sagen lassen —, der das
Thema hat wegnuscheln wollen und jetzt der Presse vor-
wirft, man hitte ihn unvollstindig zitiert. Er hat gesagt —
wir konnten es doch alle horen und lesen —, dass vieles in
dem Video Gesagte richtig sei. Alleine das geht bei diesem
Video schon zu weit; denn der Zweck heiligt eben nicht
alle Mittel, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU, vereinzelt SPD und Freie Demokra-
ten)

Solche Aussagen sind hochgefahrlich. Sie heizen das ge-
sellschaftliche Klima an, erfiillen meines Erachtens den
Tatbestand der Volksverhetzung und befeuern eine geféhr-
liche Blase. Gerade wir in Hessen wissen doch, zu was
dies fithren kann, welche schrecklichen Eskalationen dies
bewirken kann.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Solche Aussagen sind widerwirtig und konnen deshalb
auch nicht in Teilen fiir richtig befunden werden.

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren,
ich komme zum Schluss, indem ich Ihnen versichern
darf: Die Hessische Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen werden in Hessen weiterhin alles Mogliche tun,
um diese wichtige Aufgabe der unkontrollierten Migration
zu bewiltigen, und stehen der Ampelregierung in Berlin,
liebe antragstellende Fraktion, gerne mit Rat und Tat zur
Verfiigung, wenn man sie dort endlich zur Chefsache er-
klart und es endlich ernst meint. — Ich danke Thnen fiir Thre
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Bellino. — Néchste Rednerin ist Frau
Kollegin Lara Klaes, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Bitte.

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prdsident, sehr geehrte Abgeordnete!
Wer politisch verfolgt ist, wer aus begriindeter Furcht vor
Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalitit, po-
litischen Uberzeugung oder vor terroristischen Regimen
aus seinem Heimatland flieht, muss in Deutschland Schutz
finden.

Deswegen haben wir alle als demokratische Parteien eine
grofle Verantwortung, wenn wir iiber Menschen reden, die
auf der Flucht sind, und vor allem Verantwortung, zu dif-
ferenzieren. Es muss weiterhin moglich sein, mit Klarheit
dariiber zu sprechen, dass es Menschen gibt, die zu Recht
Schutz bei uns suchen, und dariiber zu sprechen, dass es
Menschen gibt, die den Schutz, den wir gewéhren, leider
auch missbrauchen. Es muss doch bitte moglich sein, iiber
all das in groBer Besonnenheit zu diskutieren und gleich-
zeitig zu unterscheiden. Wer keinen Anspruch auf Asyl hat,
wer keinen Anspruch auf sonstigen Schutz hat

(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Ja, 99 %!)
oder schwere Straftaten veriibt, muss abgeschoben werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Thomas
Hering (CDU))

Warum scheitern eigentlich so viele Abschiebungen? Das
hat viele Griinde — manche sehr berechtigt und manche
nicht. Die FDP hat sich in ihrem Antrag vor allem auf zwei
Griinde fokussiert, auf die Themen ,,nicht anzutreffen* und
Luntergetaucht®. Ja, die Zahlen sind wirklich hoch, aber
auch hier braucht es eine Differenzierung; denn ,,unterge-
taucht* bedeutet, dass Menschen vielleicht einmal spazie-
ren gegangen sind

(Lachen AfD)

oder beim Arzt waren. — Doch, denn seit 2015 gibt es eine
Regelung, dass Menschen vorher nicht informiert werden,
dass sie abgeschoben werden diirfen.

(Andreas Lobenstein (AfD): Sie bringen nachts um
4 Uhr die Kinder zur Schule!)

Das war bei dem Attentéter von Solingen der Fall. Es wur-
de vorher gepriift, ob er in der Unterkunft war. Er war zu
der Zeit nicht in der Unterkunft. Danach hat die Behorde
aber nicht mehr gepriift. Das zeigt, dass sich Bund, Lénder
und Kommunen in diesem Bereich einfach nicht konkret
fokussiert haben. Auf jeden Fall muss es da weiter diffe-
renziert bleiben.

Trotz allem stimmen wir der FDP zu, dass die Abschiebun-
gen schneller stattfinden miissen, aber aus unserer Sicht
sind die Erweiterung der Abschiebehaft und die Forderung
von Riickfithrungseinrichtungen nicht die richtigen Mittel
dafiir.

Die eigentlichen Probleme fiir das Scheitern von Abschie-
bungen sind:

Erstens. Das habe ich eben schon gesagt. Kommunen, Lén-
der und Bund arbeiten nicht zusammen.
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Zweitens. Die Auslidnder- und Abschiebebehorden sind
personell nicht gut ausgestattet, scheitern an Biirokratie
und an immer mehr neuer Anordnungen.

Drittens. Es gibt Probleme nicht nur mit den Herkunfts-
landern, sondern auch innerhalb der EU. Es gilt die Dub-
lin-I1I-Verordnung. Auch hier habe ich gestern in meiner
Rede schon verdeutlicht, dass das Dublin-Verfahren, das
die Zustandigkeit regelt, in Europa schlicht und einfach
nicht funktioniert.

Viertens. Ein weiterer Faktor, warum Abschiebungen in
vielen Féllen scheitern, ist, dass die Herkunftsstaaten ihre
Staatsbiirgerinnen und Staatsbiirger entgegen ihren volker-
rechtlichen Vorschriften nicht zuriicknehmen. Und es gibt
Lénder, in die nicht abgeschoben werden darf.

Finftens. Eine vorldufige Duldung setzt eine Abschiebung
aus. Wichtig ist auch hier der Zusammenhang. Fiir eine
Duldung gibt es Griinde, unter anderem: Menschen, weil
sie krank, schwanger, in Ausbildung oder kurz vor einem
Schulabschluss sind.

Sechstens. Abschiebungen sind doch nicht so einfach und
schnell durchzufiihren, wie sich das einige Parteien wiin-
schen. Das muss man auch einfach zur Kenntnis nehmen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

So lange muss der Schwerpunkt bei Abschiebungen doch
erst einmal bei den Gefdhrdern und Straftitern liegen; denn
die haben ihr Recht auf Asyl verspielt. Die letzte Landesre-
gierung unter Schwarz-Griin hat in diesem Bereich schon
gehandelt und den Fokus vor allem auf Straftiter gesetzt.
Daran muss weiter gearbeitet werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)

Doch dafiir braucht es weiterhin ausreichend Personal und
einen konkreten Umsetzungsplan, wie und wann Abschie-
bungen stattfinden. Aber auch hier betone ich immer wie-
der: Es darf kein Generalverdacht gegeniiber allen gefliich-
teten Menschen erhoben werden.

Abschiebungen sind fiir Menschen traumatisierend und re-
pressiv. Deswegen ist das erste Mittel die freiwillige Aus-
reise. Menschen, deren Asylantrdge abgelehnt wurden, sol-
len zunéchst zur freiwilligen Ausreise aufgefordert werden.
Die freiwillige Ausreise ist also der Abschiebung vorzuzie-
hen, weil sie deutlich weniger finanzielle und personelle
Ressourcen benétigt. Deswegen wire es gut, wenn die
Landesregierung ihre Anstrengungen zur Forderung der
freiwilligen Ausreise intensivieren wiirde.

Die Bundesregierung — das war schon mehrmals Thema —
hat im Januar das sogenannte Riickfiihrungsverbesserungs-
gesetz durch den Bundestag gebracht, mit dem Abschie-
bungen erleichtert werden sollen. Das zeigt: Der Bund
hat schon deutliche Anstrengungen unternommen und wird
diese auch weiterhin unternehmen, damit entsprechende
faire und gerechte Migrationsabkommen geschlossen wer-
den. Daran muss weiter gearbeitet werden, gerne mit allen
demokratischen Parteien hier im Raum.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zwei Punkte, die fiir uns GRUNE noch wichtig sind:
Jugendlichen und jungen Volljghrigen sowie dlteren Men-
schen, die sich in Deutschland gut integriert und hier ein
Leben aufgebaut haben, soll eine Aufenthaltserlaubnis er-
teilt werden.

Wir als GRUNE fordern die Landesregierung auf, von Ab-
schiebungen geduldeter Menschen, bei denen die in den
§§ 25a und b Aufenthaltsgesetz genannten Fristen kurz vor
Ablauf stehen, abzusehen; denn das wére ein total falsches
und ungerechtes Signal.

Die Menschen, die in Deutschland angekommen sind,
brauchen schnellstmogliche Unterstiitzung, um gut und si-
cher hier anzukommen und sich schnell zu integrieren.
Kommunen brauchen finanzielle Unterstiitzung bei der
Arbeit mit Gefliichteten. Es braucht einen Ausbau von
Sprachkursen, Integrationskursen, mehr Teilhabemdoglich-
keiten und die schnelle Aufhebung von Arbeitsverboten.

Es gibt also viele MaBnahmen, die ergriffen werden kon-
nen, um Abschiebungen schneller durchzufiihren. Aber al-
le Maflnahmen kdonnen nur gut funktionieren, wenn wir
Demokratinnen und Demokraten an einem Strang ziehen
und endlich aufhdren — ich habe es gestern schon gesagt,
und heute haben es auch einige gesagt — mit der Selbst-
inszenierung und dem Wettbewerb, wer die hértesten Ab-
schiebungen fordert. Das bringt uns nichts, sondern leider
nur der AfD.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Bei der ganzen Debatte diirfen Sie nicht vergessen, dass es
hier um Menschen geht. Mir fehlt bei diesen Debatten die
Menschlichkeit. Bei all den Diskussionen iiber schnellere
Abschiebungen miissen wir uns vielleicht endlich wieder
mit der weltpolitischen Lage auseinandersetzen und zur
Kenntnis nehmen, dass sich weltweit die Gefliichtetenzah-
len binnen nur sieben Jahren verdoppelt haben.

Wir miissen also Fluchtursachenbekémpfung vorantreiben
und die Klimakrise bekdmpfen. Vielleicht schaffen wir es
auch endlich einmal, wieder iiber die positiven Dinge der
Migration zu sprechen; denn wir fithren seit Monaten eine
so negative und auch sehr hasserfiillte Debatte {iber Asyl
und Migration, was es fiir viele Menschen mit Migrations-
geschichte und fiir gefliichtete Menschen in Deutschland
immer ungemiitlicher macht — ehrlich gesagt, auch fiir
mich. Das sollte uns zu denken geben; denn wir brauchen
Migration.

Migration hat viele und, ehrlich gesagt, auch wichtige,
systemrelevante und schone Facetten. Es braucht den ein-
deutigen politischen Willen von uns allen, welches Gesicht
und welche Haltung Deutschland gefliichteten Menschen
zeigen will — schon gar nicht das Gesicht aus der rechten
Ecke. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Innenminister, Herr
Staatsminister Prof. Poseck. Bitte sehr.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verchrten Damen
und Herren! Ich will zunichst der antragstellenden Frakti-
on gegeniiber deutlich machen, dass wir das Ziel teilen,
dass wir uns darin einig sind, dass es mehr Abschiebungen
braucht und dass wir Abschiebungen konsequent umsetzen
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miissen. Das ist auch Teil der Konsequenz unseres Rechts-
staates.

Die Menschen, die zu uns kommen, haben Anspruch dar-
auf, ein rechtsstaatliches Verfahren zu durchlaufen. Aber
wenn am Ende dieses Verfahrens steht, dass sie kein Recht
haben, zu bleiben, dass sie also ausreisepflichtig sind, dann
muss diese Ausreisepflicht mit aller Konsequenz durchge-
setzt werden.

(Beifall CDU, Freie Demokraten und vereinzelt
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

An dieser Stelle bin ich insgesamt nicht zufrieden. Die
Gesamtzahlen konnen nicht zufriedenstellen. Wir haben in
Hessen ungefdhr 13.000 Menschen, die ausreisepflichtig
sind. Im vergangenen Jahr konnten 1.400 Menschen abge-
schoben werden, und in gleicher Hohe haben Menschen
freiwillig unser Land verlassen. Das heif}t, es gibt eine
erhebliche Diskrepanz zwischen den Ausreisepflichten auf
der einen Seite und der Umsetzung dieser Ausreisepflich-
ten auf der anderen Seite. Diese Diskrepanz miissen wir
schlieBen. Hier miissen wir insgesamt erfolgreicher wer-
den.

(Beifall CDU und vereinzelt Freie Demokraten)

Allerdings — das will ich deutlich machen — sind mir Thre
Ansitze, sehr geehrter Herr Promny, doch etwas zu einsei-
tig. Sie kritisieren hier vor allem das Land Hessen. Sie
machen hier ein Vollzugsdefizit aus. Ich will nicht bestrei-
ten, dass auch wir noch besser werden konnen. Aber ich
will deutlich hervorheben: Wir sind im Léandervergleich
sehr gut und sehr erfolgreich. Ich habe es bereits gestern
in der Debatte hervorgehoben: Der Schliissel fiir wirkliche
Verbesserungen bei Abschiebungen liegt nicht in Wiesba-
den und auch nicht bei den Regierungsprisidien. Dieser
Schliissel liegt in Berlin.

(Beifall CDU)

Denn die Haupthindernisse fiir erfolgreiche Abschiebun-
gen sind allgemeine Abschiebehindernisse, weil in be-
stimmte Lénder wie Afghanistan und Syrien allgemein
nicht abgeschoben wird. Es ist die mangelnde Kooperation
von Herkunftsstaaten, die sich weigern, ihre Landsleute zu-
rickzunehmen. Wir haben auch gestern iiber das defizitire
Dublin-System gesprochen.

Ich hatte gestern schon gesagt: Die meisten ausreisepflich-
tigen Personen kommen aus Afghanistan, aus Syrien, aus
dem Iran, aus dem Irak und aus der Tirkei. In diese Lander
finden Abschiebungen aus iibergeordneten Griinden eher
nicht statt, oder sie sind extrem schwierig. Das liegt nicht
an Defiziten in Hessen, sondern das liegt an der allgemei-
nen Rahmenlage.

Ich will an dieser Stelle an die Bundesregierung appellie-
ren, die Voraussetzungen zu verdndern, damit wir beim
Thema Abschiebungen erfolgreicher werden. Lieber Herr
Promny, Sie konnen gerne auf Ihre FDP im Bund, die
Teil dieser Bundesregierung ist, einwirken, dass sie daran
mitwirkt, dass wir mehr Abschiebungen erfolgreich durch-
fiihren kdnnen.

Wir brauchen eine Ausweitung der sicheren Herkunftsstaa-
ten. Das muss der Bund regeln. Wir brauchen Abkommen
mit Herkunftsstaaten, dass sie ihre Menschen zuriickneh-
men. Auch dafiir ist der Bund verantwortlich. Da muss
man auch Druck machen und zum Beispiel den Visa-Hebel
in Anspruch nehmen. Wir bendtigen eine Neubewertung

von Staaten. An dieser Stelle muss auch mehr Tempo ge-
macht werden. Es gibt eine Entscheidung des OVG Miins-
ter, dass man jedenfalls bei Syrern nicht durchweg ein
Schutzbediirfnis anerkennen kann. Die Lage in Syrien und
in Afghanistan hat sich jedenfalls gedndert.

Deshalb brauchen wir gerade im Hinblick auf diese Staaten
eine neue Bewertung. Am Ende werden diese Verfahren
immer aufwendig bleiben. Die Menschen werden immer
versuchen, sich ihrer Abschiebung zu entziehen. Das ist
menschlich, auch wenn ich es nicht gut finde. Aber damit
miissen wir umgehen. Deshalb will ich auch noch einmal
an die gestrige Debatte ankniipfen: Gerade deshalb ist es so
wichtig, dass wir Migration begrenzen. Der Schliissel, um
wirklich erfolgreich in der Migrationspolitik zu sein, ist,
dass wir die Menschen gar nicht erst zu uns hereinlassen.

(Beifall CDU und AfD)

Das heif}t, wir brauchen umfassende Zuriickweisungen an
den Grenzen. Denn wenn sie erst einmal hier sind, dann
wird es schwierig, dann wird es aufwendig. Dann werden
wir immer an rechtliche und tatséchliche Grenzen stof3en.

(Zurufe AfD — Glockenzeichen)

Lassen Sie mich zur Situation in Hessen kommen; denn
das haben Sie in den Mittelpunkt Thres Antrags gestellt.
Wir haben als Land Hessen einen Spitzenplatz bei den
Abschiebungen und Riickfithrungen. Von Hessen aus ver-
lassen wesentlich mehr Ausreisepflichtige das Land, als es
bei anderen Bundesléndern der Fall ist.

(Beifall CDU)

Das liegt daran, dass wir die Priorititen entsprechend ge-
setzt haben. Frau Klaes hat schon darauf hingewiesen,
dass wir eine besondere Prioritit auf die Abschiebung
von Straftitern legen. In dem Flugzeug, das neulich nach
Afghanistan abgeflogen ist, sallen sechs aus Hessen. Das
war die hochste Zahl aus allen Bundesldandern. Das ist nur
ein Beispiel dafiir, wie wichtig uns die Abschiebung von
Straftitern und Gefahrdern ist.

(Zurufe AfD)

Wir haben gerade auch bei den Regierungsprisidien Ar-
beitsgruppen gemeinsam mit der Polizei gegriindet, die
sich ganz besonders um die Abschiebung von Straftitern
kiimmern. Dass wir recht erfolgreich sind, konnen Sie auch
an den Zahlen sehen. Wir haben die Abschiebungszahlen
immer weiter gesteigert. Im Jahre 2022 waren es ungefahr
1.000. Im vergangenen Jahr waren es ungefiahr 1.400. Ich
prognostiziere, wir werden in diesem Jahr eine hohere Zahl
erreichen. Das heifit, wir sind insgesamt auf einem guten
Weg.

Dabei macht sich auch bemerkbar, dass wir auf sehr guten
Strukturen aufbauen konnen. Wir haben das Thema der
Ausreisen bei den Zentralen Ausldanderbehorden in den Re-
gierungsprisidien zentralisiert. Damit sind wir erfolgreich.
Es ist der richtige Ansatz, hier diese Konzentrationen
durchzufiihren.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Ich will mich ganz ausdriicklich bei denjenigen bedanken,
die diese Arbeit in den drei Regierungsprésidien, bei der
Polizei und auch im Innenministerium leisten. Sie sind
hoch engagiert. Sie kiimmern sich mit viel Energie, mit
viel Herzblut um jeden einzelnen Fall der Abschiebung
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und Riickfithrung; denn jeder einzelne Fall ist aufwendig
und kompliziert.

(Beifal} CDU, Freie Demgkraten, vereinzelt SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir verfiigen in Hessen auch iiber eine vorbildliche Ab-
schiebehafteinrichtung in Darmstadt-Eberstadt, die ich mir
in der vergangenen Woche auch selbst angeschaut habe.
Wir haben eine ausreichende Zahl von Abschiebehaftplit-
zen, wir haben sogar noch Luft und Kapazitit. Deshalb
verstehe ich die Rufe nicht, warum wir eine neue Abschie-
behafteinrichtung bauen sollen. Sollte es zu Kapazititseng-
passen kommen, werden wir reagieren.

(Zuruf AfD: Wie denn?)

Die hat es aber in der Vergangenheit nicht gegeben, und
die sind auch aktuell nicht absehbar. 2021 ist die Abschie-
behafteinrichtung deutlich erweitert worden. Wir haben
seitdem 80 Pldtze. Wir haben im Moment knapp 40 Ab-
schiebehéftlinge, die dort untergebracht sind. Wir vollstre-
cken fiir andere Bundeslinder, die dankbar sind, dass wir
in Hessen {iber diese Plitze verfiigen. Wir haben — gerade
auch im Verhiltnis zu anderen Bundesldndern — eine viel
bessere Ausgangslage.

Ich habe mit dem Prasidenten des BAMF, Herrn Dr. Som-
mer, letzte Woche zusammengesessen, der Hessen in allen
Fragen rund um die Themen Asyl und Abschiebung als
vorbildlich dargestellt hat. Dabei kamen wir auch zur Ab-
schiebehafteinrichtung, die wirklich deutschlandweit ein
MaBstab ist. Wenn Sie mal ins Nachbarland schauen —
in dem Sie mitregieren, Herr Promny —, werden Sie dort
viel weniger Haftpldtze finden in einer viel schwierigeren
raumlichen Situation. Ich will es hier nicht weiter vertie-
fen, aber Sie konnen gerne mal nach Ingelheim gehen, und
dann kommen Sie nach Darmstadt-Eberstadt. Dann werden
Sie sagen: Hessen ist richtig gut.

(Beifall CDU und Sebastian Sack (SPD))

Wir haben die Abschiebehafteinrichtung noch weiter ge-
starkt. Als ich dort war, habe ich in Aussicht gestellt, dass
die Einrichtung mit fiinf weiteren Stellen verstirkt wird.
Auch damit sind wir gut vorbereitet, wenn es zu mehr
Unterbringungen von Abschiebehiftlingen kommt.

Am Ende sind in einem freiheitlichen Land auch an die
Abschiebehaft hohe Anforderungen zu richten. Wir kénnen
die Menschen nicht beliebig einsperren. Das wissen Sie als
Liberaler auch ganz besonders. Ich will darauf hinweisen:
Es ist nicht der Innenminister, der Abschiebehaft verhéngt,
sondern es sind die Gerichte, die an dieser Stelle diese —
auch schwierigen — Entscheidungen zu treffen haben.

Das Riickfiihrungsverbesserungsgesetz hat gewisse Er-
leichterungen gebracht, das rdume ich ein. Aber der Ge-
setzgeber geht selbst davon aus, dass dadurch 600 zusétzli-
che Riickfithrungen ermdglicht werden. Das ist damit also
immer nur ein Teilbeitrag. Wir miissen an diesem schwieri-
gen Thema weiter dranbleiben.

Ich will ein Thema noch ansprechen, das mich umtreibt.
8 % der Abschiebungen scheitern aufgrund von Kirchen-
asyl. Das ist, finde ich, auch ein schwieriges Signal. Ich
appelliere an dieser Stelle an die Kirchen, diese Praxis zu
iiberdenken.

(Beifall CDU und vereinzelt Freie Demokraten)

Selbstverstindlich ist Konsequenz gefragt, wenn Men-
schen untertauchen. Dann muss gefahndet werden, dann
muss auch Haft verhdngt werden. Genau das geschieht
auch. Unsere Behorden sind an den Menschen dran. Viele
Menschen, die beim ersten Mal nicht angetroffen werden,
werden dann beim zweiten Mal abgeschoben. Das sicht
man in der Statistik der Untergetauchten nicht mehr. Ge-
nauso werden sie natiirlich auch zur freiwilligen Ausreise
aufgefordert. Das steht natiirlich immer vorne. Bevor es
zur Abschiebung kommt, wird immer darauf hingewirkt,
dass es zur freiwilligen Ausreise kommt; denn die ist fiir
die Menschen selbst auch vorteilhaft.

Wir werden weiter an diesem schwierigen Thema arbeiten,
immer mit dem Ziel, mehr Abschiebungen méglich zu ma-
chen. In diesem Kontext werden wir uns selbstverstandlich
mit den Riickfiihrungszentren beschéftigen, die wir uns
auch im Koalitionsvertrag vorgenommen haben. Diese Re-
gierung ist seit acht Monaten im Amt. Ich denke, da kann
man nicht erwarten, dass jedes Vorhaben des Koalitions-
vertrages bereits umgesetzt ist. Selbstverstidndlich arbeiten
wir daran, selbstverstandlich wollen wir die Voraussetzun-
gen fiir Riickfiihrungen verbessern.

Aber im Moment haben wir eine Situation, dass ganz viel
im Fluss ist. Auch der Bund macht sich zurzeit Gedan-
ken. Wir haben gestern auch tiber das — aus meiner Sicht
nicht sehr zielfithrende — Modell der Bundesregierung, der
Ampel gesprochen, dass man jetzt an den Grenzen Lager
einrichten will. Wir miissen auch die weitere Entwicklung
insgesamt abwarten, um daraus dann fiir Hessen die richti-
gen Konsequenzen zu ziehen. Auch die Ausgestaltung von
Riickfiihrungszentren hingt von der gesamten weiteren
Entwicklung dieses Themas ab. Von daher gelten auch hier
Augenmal} und Besonnenheit, genauso aber auch Konse-
quenz — und dafiir stechen wir. — Herzlichen Dank fiir Thre
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:
Vielen Dank, Herr Minister.

Wir sind am Ende der Debatte und {iberweisen den Antrag
der FDP an den Innenausschuss. — Allgemeine Zustim-
mung.

Meine Damen und Herren, eingegangen und an Thren Plat-
zen verteilt ist ein Dringlicher Antrag der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und der Fraktion der Freien De-
mokraten auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses,
Drucks. 21/1072.

Nach § 59 Nr. 2 unserer Geschéftsordnung muss ein An-
trag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses noch
auf eine genchmigte Tagesordnung gesetzt werden. Die
fiir die Einsetzung erforderlichen Unterschriften liegen im
Original vor. Somit wird dieser neue Tagesordnungspunkt
48 dann mit einer Redezeit von fiinf Minuten heute zum
Ende der Sitzung — nach den Tagesordnungspunkten 19,
24, 44 und 47 — aufgerufen werden. — Fiir dieses Verfahren
sehe ich hier allgemeine Zustimmung.
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Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 17 auf:

Antrag

Fraktion der AfD

Nationalitiiten von Tatverdichtigen immer benennen —
Die Bevilkerung in Hessen hat endlich volle Transpa-
renz iiber Kriminalitit verdient!

— Drucks. 21/948 —

Es beginnt Frau Kollegin Sandra Weegels, AfD. Bitte sehr.

Sandra Weegels (AfD):

Sehr geehrter Herr Prisident, meine Damen und Herren!
Erst gestern berichtete die Presse wieder einmal {iber eine
Gruppenvergewaltigung, diesmal im ostwestfdlischen Her-
ford. Ich aber frage Sie: Erinnern Sie sich noch an die
Gruppenvergewaltigung von Mallorca? Ich rufe kurz in
Erinnerung: Im Juli 2023 vergewaltigte eine Gruppe von
vier deutschen Touristen eine 18-jahrige Deutsche wihrend
eines Urlaubs auf Mallorca.

Trotz aller Versuche war zunichst nichts weiter iiber die
Téter zu erfahren, aufer dass es eben junge Deutsche aus
Nordrhein-Westfalen waren. Der Hartnédckigkeit eines Me-
diums war es zu verdanken, dass letztlich eben doch die
Vornamen der jungen Deutschen bekannt wurden. Sie hie-
Ben Baran, Yakub, Azad und Serhat.

Meine Damen und Herren, es stellt sich doch die Fra-
ge, warum bei diesem und anderen Fillen der Eindruck
erweckt wird, dass teilweise regelrecht panisch versucht
wird, Vornamen, mehrere Staatsbiirgerschaften oder eben
einen Migrationshintergrund zu verschweigen.

(Zuruf Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN))

Sind es tatsdchlich Datenschutzgriinde gegeniiber mutmal-
lichen Vergewaltigern, Messerstechern oder Totschldgern?
Oder ist es nicht vielmehr so, dass eine transparente Be-
richterstattung Thnen die Folgen IThrer gescheiterten Migra-
tionspolitik wieder einmal krachend vor Augen fiihren
wiirde?

(Beifall AfD)

Alle hier im Hause vertretenen Parteien — aufler der AfD
— tragen Verantwortung fiir die besonders seit 2015 erodie-
rende innere Sicherheit. Wenn dann doch einmal ein CDU-
Innenminister, wie kiirzlich in Nordrhein-Westfalen, fiir
Transparenz bei der Herkunft von Straftitern sorgt, fiihlt
sich sein hessischer Amtskollege offenbar nicht bemiifligt,
das Gleiche zu tun. Stattdessen fordert der Herr Staatsmi-
nister eine bundeseinheitliche Losung. Gleichzeitig warnen
Sie, Herr Staatsminister, davor, dass man aufpassen miisse,
,keine Steilvorlage fiir ... Hass und Hetze* zu liefern.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, erkldren Sie den Biir-
gern in Hessen bitte einmal, was die Abbildung von Reali-
titen mit Hass und Hetze zu tun haben soll.

(Beifall AfD)

Nichts anderes als volle Transparenz und eine realitétsge-
treue Abbildung von Kriminalitdt haben wir in unserem
Antrag gefordert. Wir lassen uns weder von Thnen noch
von den anderen Parteien hier im Hause etwas anderes
unterstellen.

(Beifall AfD)

Mir vorzuhalten, dass ich Zerrbilder zeichne, weise ich
entschieden zuriick. Sie sind es doch, Herr Innenminister,
der sich hier gegen volle Transparenz ausspricht und die
nackte Wahrheit leugnet.

(Beifall AfD)

Zu glauben, dass die Bevolkerung aus einer wahrheitsge-
méBen Berichterstattung keine anderen Schliisse zu ziehen
wisste als Vorurteile gegeniiber Minderheiten, ist unség-
lich gegeniiber dem Volk, dem wir hier alle verpflichtet
sind.

Meine Damen und Herren, die Menschen in Hessen haben
ein Recht auf volle Transparenz bei der Berichterstattung
iiber Kriminalitit. In der benachbarten Schweiz haben sich
im Rahmen eines Volksentscheides schon im Jahre 2012
iber 70 % der Biirger dafiir ausgesprochen, dass immer
die Herkunft der Tater bei Kriminalitdtsvorkommnissen
genannt wird. Glauben Sie, der Wille der hessischen Biir-
ger wire ein anderer? Ich nehme gerne Wetten an.

Von links-griinen Politakteuren wird oft das Mantra wie-
derholt, Kriminalitét hétte nichts mit Herkunft zu tun.

(Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Hat es
auch nicht!)

Dann erkléren Sie sich doch einmal dazu, warum beispiels-
weise die Tatverddchtigen von Gruppenvergewaltigungen
und Masseniibergriffen, wie in Koln 2015, zu einem so
groflen Teil aus Lindern stammen, in denen der Islam
herrscht und in denen westliche Frauen abqualifiziert und
gering geschétzt werden.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, es ist vollkommen klar und be-
darf eigentlich keiner Erwdahnung: Kriminalitdt wurde und
wird auch immer von Deutschen ohne Migrationshinter-
grund begangen. Ich wiederhole mich gerne: Unser Antrag
verlangt nichts anderes als volle Transparenz gegeniiber
den Biirgern in Hessen. Das sind Sie als Souverédn der Be-
volkerung schuldig. Dazu sind Sie geradezu verpflichtet.

(Beifall AfD)

Ich kann Sie nur auffordern: Kommen Sie Threr Verpflich-
tung nach, unterstiitzen Sie unseren Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort erhdlt Herr Abgeordneter Frede-
rik Bouffier fiir die CDU-Fraktion. Bitte.

Frederik Bouffier (CDU):

Herr Préasident, meine Damen und Herren! Wenn man sich
Thren Antrag anschaut, muss man davon ausgehen, dass
Sie zu allem, was Sie dort aufgefiihrt haben, noch ein biss-
chen etwas ausfithren. Leider muss man dazu sagen, dass
da viele Punkte drin sind, die zum einen sehr schrig sind
und die zum anderen hinsichtlich der Sachlage in Hessen
gar nicht zutreffen. Sie haben Punkte aufgefiihrt, die mit
Hessen nur bedingt etwas zu tun haben.

Auch wenn lhnen das nicht geféllt, wir leben in ei-
nem Rechtsstaat. Dazu gehort, dass man unterschiedliche
Grundrechte ordentlich miteinander abwégt.
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(Zuruf Robert Lambrou (AfD))

— Sie konnen sich gleich zu Wort melden und dazu noch
etwas sagen. — Ich habe erst einmal gehofft, dass wir
sachlich miteinander diskutieren konnen. Aber leider wird
das wieder einmal keine sachliche Debatte. Sie schreiben:
,,Nationalitidten von Tatverddchtigen immer benennen — die
Bevolkerung in Hessen hat endlich volle Transparenz iiber
Kriminalitit verdient”. Sie fordern also, wir sollten endlich
Ross und Reiter nennen und nichts verleugnen.

(Robert Lambrou (AfD): So wie friiher!)

Es ist doch nicht so, dass hier irgendwer leugnet, dass
wir auch ein Problem mit Gewalt von Migranten haben.
Das ist auch ein Problem. Ich sage bewusst ,,auch®. Das
leugnet keiner. Dabei unterschlagen Sie, dass sich ganz
viele Menschen, die weit liberwiegende Zahl derer, die zu
uns gekommen sind, rechtschaffen verhalten. Sie verhalten
sich in unserem Land ordentlich.

(Robert Lambrou (AfD): Das bestreiten wir nicht!)
Sie wollen Ressentiments schiiren.

(Beifall CDU, SPD, Freie Demokraten und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das, was eigentlich ganz schlimm bei Ihrem Antrag ist: Sie
tun so, als ob die Polizei bewusst bestimmte Informationen
zuriickhalten wiirde. Das ist nicht nur falsch, sondern das
ist ein Schlag in das Gesicht unserer Beamtinnen und Be-
amten.

(Beifall CDU, SPD und Freie Demokraten)

Wir wollen einmal zur Sachdebatte zuriickkommen, und
das tun Sie leider nicht. Es gibt in Hessen keinen Er-
lass, der vorsicht, dass bestimmte Informationen per se
zurilickzuhalten sind. Das gibt es schlichtweg nicht. Das ist
schlichtweg gelogen, wenn Sie so etwas behaupten.

Die Erlasse, die wir, verbunden mit dem Pressekodex, in
Hessen haben, wigen ordentlich zwischen den Grundrech-
ten ab, die es in diesem Zusammenhang zu beriicksichtigen
gilt. Es ist immer zum einen das Personlichkeitsrecht des
Einzelnen zu beriicksichtigen und zum anderen das Interes-
se der Allgemeinheit nach Informationen.

(Robert Lambrou (AfD): In Nordrhein-Westfalen
geht das alles!)

— Wir sollten einmal abwarten, was in Nordrhein-Westfa-
len tatséchlich beschlossen wird. — Es ist so, dass gerade
diese Abwigung in den Erlassen ordentlich zum Ausdruck
kommt.

Ich will einmal auf Folgendes hinweisen. Es ist nicht so,
dass fiir jede Straftat eine Presseerklarung gemacht wird.
Wollen Sie, dass das jetzt immer passiert? Ist es das, was
Sie mochten?

Ich will auch darauf hinweisen, dass die Polizei in den
eigenen Veroffentlichungen fiir die Presse heute schon
proaktiv die Nationalitdt der Tatverddchtigen nennt, wenn
ein iiberwiegendes Interesse an dieser Information besteht.
Sie tut das nicht, wenn dieses Interesse nicht vorgefunden
wird.

Wir haben wieder diese Abwiagung. Das ist auch richtig so.
Bei offentlichen Fahndungen wird regelméBig das dullere
Erscheinungsbild des Gesuchten genannt. Wenn notwen-
dig, kommt eine Beschreibung des Phanotyps dazu. Das ist

also all das, was Sie sich da wiinschen. Das geschieht aber
immer im Rahmen der notwendigen Abwéagung. Das, was
wir in Hessen machen, ist richtig. Deswegen wird so weiter
fortgefahren.

(Beifall CDU und SPD)

Ich darf an eines erinnern: Fiir die Berichterstattung ist im
Wesentlichen die 6ffentliche Presse zustindig. Wie Thnen
vielleicht bekannt ist — —

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege, gestatten Sie Zwischenfragen? — Danke.

Frederik Bouffier (CDU):

In dem Pressegesetz ist eindeutig festgelegt, dass die Be-
horden grundsitzlich verpflichtet sind, der Presse die ge-
wiinschten Auskiinfte zu erteilen. Es liegt auch keine Be-
schwerde der Presse vor, dass die Behorden in Hessen,
insbesondere die Polizeibehdrden, das nicht machen wiir-
den. Es ist also schlicht und ergreifend falsch, was Sie hier
versuchen in den Mittelpunkt zu stellen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Ich bin sehr dafiir, in der Sache zu diskutieren. Wir sind
hier im Hessischen Landtag, nicht im Bundestag und auch
nicht im Europdischen Parlament oder sonst irgendwo.
Das, was wir in Hessen machen, ist gut. Das wird ge-
mif der Verfassung abgewogen. Die Pressearbeit der hes-
sischen Polizei hat sich bewéhrt. Wir werden lhren Antrag
deshalb ablehnen. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Boutffier, vielen Dank. — Das Wort erhélt nun
Frau Kollegﬂin Vanessa Gronemann, Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN.

Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Priasident, meine Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben vor allem
gestern eine sehr ausfiihrliche und auch intensive Debatte
iiber die Sicherheitspolitik gefiihrt. Angesichts des Antrags
der AfD-Fraktion mochte ich fiir diese Plenarsitzungen
insgesamt festhalten: Die demokratischen Fraktionen des
Hauses beschiftigen sich mit der Frage, wie die Sicher-
heit in Hessen verbessert werden kann. Die Mitglieder der
Fraktion der AfD beschiftigen sich mit der Nennung der
Nationalitdten und der Vornamen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Robert Lambrou (AfD): Wir haben eine
Vielzahl von Antriagen in dieser Plenarwoche einge-
bracht!)

— Keinen einzigen haben Sie eingebracht. —~-Wir kénnen von
mir aus flir einen Moment einmal so tun, als wiirden Sie
hier tatsdchlich eine dhnliche Debatte wie in Nordrhein-
Westfalen anstof3en wollen. Dort hat Thnen Minister Reul
angekiindigt, dass die Polizei zukiinftig die Nationalitét der
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Tatverdachtigen immer dann nennen soll, wenn diese zwei-
felsfrei identifiziert wurden und das aus Sicht der Staatsan-
waltschaft die Ermittlungen nicht negativ beeinflusst.

Darauf hat Herr Kollege Bouffier hingewiesen. Es ist der-
zeit so, dass die Nationalitdt der Tatverddchtigen genannt
wird, wenn sie fiir den Tathergang relevant ist und ein
iiberwiegendes Interesse der Offentlichkeit existiert.

Wir halten diese Abwigung fiir richtig. Wir haben vollstes
Vertrauen in die Polizei, dass sie sie mit hochster Sorgfalt
vornimmt. Von daher sehen wir fiir Hessen keine Notwen-
digkeit einer Anderung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU, SPD und Freie Demokraten)

Ich nehme den Mitgliedern der AfD nicht ab, dass sie
tatsdchlich iiber dieses Thema reden wollen. Ich habe
Herrn Reul so verstanden, dass das Ziel der Anderung
in Nordrhein-Westfalen sein soll, Spekulationen vorzubeu-
gen. Man mochte Verschworungsmythen, die Polizei wiir-
de der Offentlichkeit bewusst Informationen vorenthalten,
etwas entgegensetzen.

Ich schaue mir einmal den Antrag von lhnen an. Dann
hére ich mir an, was Sie hier erzdhlen. Ich komme nicht
umbhin, festzustellen, dass es genau das Bild ist, das Sie zu
stellen versuchen, ndmlich, dass die Polizei und der Staat
versuchen, den Menschen etwas zu verheimlichen. Damit
zerstoren Sie das Vertrauen in die Polizei. Sie zerstéren das
Vertrauen in unseren Staat. Genau das ist das Ziel IThres
Antrags.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Freie Demo-
kraten, vereinzelt CDU und SPD)

Es ist nicht so, dass Sie es bei der Nennung der Natio-
nalitdten belassen wollen. Schaut man sich Thren Antrag
an, sieht man, dass Sie auch die Information tiber den
Aufenthaltsstatus und die Vornamen der Tatverdédchtigen
genannt haben wollen. Wahrscheinlich wollen Sie dann
noch einmal schauen, ob er irgendwie nicht deutsch klingt.
Das ist irgendwie Thr Ding. Denn alle Menschen, die nicht
biodeutsch sind, sind eh Menschen zweiter Klasse — das
ist Ihr Blick auf unsere Gesellschaft. Das ist [hr Menschen-
bild.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD — Zuruf AfD: Unterstellungen!)

Wenn Sie Vornamen wollen, konnen Sie Vornamen krie-
gen: Kai B., Stephan P., Peter J., Sebastian M. Daniel H.,
Matthias H., Jochen R., Peter B., Maximilian K., Bjérn H.,
Maximilian M. — Das ist nur ein Bruchteil der AfDler
oder Ex-AfDler, gegen die entweder ermittelt wird oder die
bereits verurteilte Straftiter sind.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD — Zurufe AfD)

Teilweise haben sie immer noch ihr Bundestags- oder
Landtagsmandat. Ich finde, das zeigt sehr deutlich, dass
wirklich niemand die AfD bei der Bekdmpfung von Krimi-
nalitdt ernst nehmen kann — das bekommen Sie ja noch
nicht einmal in Threm eigenen Laden hin.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Was in dieser Debatte auch deutlich geworden ist — das
hat sich auch in den anderen Debatten immer wieder ge-

zeigt — Dieser Antrag will nicht weniger bezwecken als
den Versuch, einen Zusammenhang zwischen der Herkunft
von Personen und ihren Eigenschaften herzustellen. Das
aber ist die Definition von Rassismus.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Robert
Lambrou (AfD): Oh!)

Die Tatsache, dass ich die deutsche Staatsangehorigkeit
besitze, macht mich nicht mehr und nicht weniger krimi-
nell als Menschen mit einer anderen Staatsangehorigkeit
oder Herkunft. Wie eben aufgezeigt, konnte die AfD das
wissen; denn in keiner Partei ist die Kriminalitdtsdichte so
hoch wie in der AfD.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und
vereinzelt CDU — Zurufe AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Moritz
Promny, FDP-Fraktion. Bitte sehr, Moritz.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Natiirlich haben die Biirgerinnen und Biirger Hessens das
Recht und ein berechtigtes Interesse daran, iiber die Kri-
minalitét in diesem Land informiert zu werden. Die Forde-
rung der AfD, die Nationalititen von Tatverdédchtigen stets
und ausnahmslos zu benennen, mag vielleicht sogar auf
den ersten Blick als Schritt zu mehr Transparenz erschei-
nen. Wenn man aber genauer hinschaut, zeigt sich, dass der
vorliegende Antrag viel zu kurz greift und am Ende des
Tages sogar mehr Schaden produziert als Nutzen bringt.

Die Pressefreiheit ist in Art. 5 des Grundgesetzes niederge-
schrieben. Sie ist ein zentrales Grundrecht unserer Demo-
kratie. Wir Freie Demokraten treten immer fiir die Presse-
freiheit ein, und damit natiirlich auch fiir Transparenz und
eine sachliche Berichterstattung.

Es ist unbestritten, dass die Kriminalitét ein vielschichtiges
Phianomen ist, das alle Bevolkerungsgruppen in diesem
Land betrifft. Diese Fakten zu benennen ist wichtig, um
Ursachen und Probleme erkennen zu konnen, um dann
geeignete Gegenmalnahmen ergreifen zu konnen. Genau
da miissen wir uns dann aber fragen, ob die pauschale obli-
gatorische Nennung der Nationalitdt aller Tatverdédchtigen
— wohlgemerkt: Verdédchtigen —, wie es die AfD fordert,
tatsdchlich der richtige Weg ist. Wir sind der Ansicht, dass
da differenziert werden muss; denn es sollte nicht darum
gehen, eine bestimmte Gruppe unter Generalverdacht zu
stellen, sondern gezielt auf der Basis fundierter Daten zu
handeln.

Transparenz bedeutet fiir uns, die Offentlichkeit durch aus-
sagekriftige Kriminalstatistiken zu informieren, die eine
Gesamtschau der Gesellschaft bieten und nicht nur auf den
einzelnen Menschen abstellen. Nur durch eine umfassende
Betrachtung lassen sich auch die wirklichen Ursachen und
Zusammenhinge von Kriminalitdt verstehen und dann po-
litische Schliisse daraus ziehen. Die bloBe Nennung der
Nationalitdt einzelner Tatverdédchtiger in Pressemeldungen
leistet diesem Ziel iiberhaupt keinen Dienst.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD)
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Ein weiteres Problem des AfD-Antrags ist die Forderung,
die Nationalitit und weitere Merkmale wie Vorname,
Nachname und den Aufenthaltsstatus von Tatverdéchti-
gen in der Berichterstattung stets zu nennen. Solche MaB-
nahmen koénnen Diskriminierung und Stigmatisierung be-
stimmter Bevolkerungsgruppen befordern.

Unsere Gesellschaft lebt von ihrem pluralistischen und
freiheitlichen Charakter, und es ist unsere Verantwortung,
das auch weiterhin zu schiitzen.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt CDU, SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Zuruf AfD)

— Ja, da kann man ruhig applaudieren. — Die &ffentliche
Berichterstattung iiber Kriminalitdt sollte sich immer an
den Grundsdtzen der Rechtsstaatlichkeit und der Verhalt-
nisméBigkeit orientieren. Der Kollege Bouffier und die
Kollegin Gronemann haben entsprechend darauf hingewie-
sen: Es ist nicht Aufgabe der Politik, durch eine Art der
Berichterstattung Angste zu schiiren oder Vorurteile zu
verstirken. Die von der AfD vorgeschlagene Praxis der
pauschalen Nennung von Nationalititen schafft kein Mehr
an Sicherheit, sondern ganz im Gegenteil wird dadurch die
soziale Kohésion gefdhrdet.

(Beifall Freie Demokraten und Vanessa Gronemann
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) — Zuruf AfD)

Wissen Sie, es deutet sich natiirlich auch an, dass Sie ein
gewisses Misstrauen gegeniiber unseren Sicherheitsbehor-
den haben,;

(Sandra Weegels (AfD): Nein, ich komme da her! —
Weitere Zurufe AfD)

denn die sollten ungestdrt und ohne politischen Druck ihre
Arbeit ausfiihren konnen. Es ist doch klar: Polizei und
andere Sicherheitsbehorden kdnnen und sollen die Natio-
nalitdt von Tatverddchtigen nennen, wenn aus ihrer Sicht
ein begriindetes 6ffentliches Interesse gegeben ist.

Vizeprisident Frank Lortz:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage?
(Moritz Promny (Freie Demokraten): Von wem?)
— Von Herrn Schleich.
(Moritz Promny (Freie Demokraten): Ja, bitte!)

— Bitte sehr.

Pascal Schleich (AfD):

Vielen Dank, Herr Promny, dass Sie die Zwischenfrage
zulassen. Vielen Dank, Herr Prisident.

(Moritz Promny (Freie Demokraten): Dann kommen
Sie bitte auch zur Frage, die Uhr lduft!)

Herr Kollege Promny, Sie sagten, dass die Nennung der
Nationalitdt nicht zielfithrend sei. Ihr Generalsekretér sagte
aber etwas ganz anderes. Vor genau einem Monat hat er
genau das gefordert. Also widersprechen Sie jetzt hier dem
Generalsekretir der FDP? Verstehe ich das richtig? — Vie-
len Dank.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall AfD — Zuruf:
Das ist doch eine demokratische Partei, oder?)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Promny.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Wir sind eine demokratische Partei, und wahrscheinlich
hat der Generalsekretir noch einen anderen Satz beigefiigt,
den Sie jetzt einfach aus dem Kontext gelassen haben.

Der Punkt ist am Ende des Tages, dass wir eines nicht ver-
gessen diirfen: Eine verpflichtende Nennung der Nationali-
tit in jedem Fall, unabhéngig von den Umsténden, wider-
spricht ganz klar dem Grundsatz der VerhiltnismaBigkeit,
und der ist in einer freiheitlichen Gesellschaft in jedem Fall
zu wahren.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN — Zuruf Pascal Schleich (AfD))

Das tun Sie mit Threm Antrag nicht, und deswegen werden
wir diesen auch sehr entschieden ablehnen. — Herzlichen
Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Zuruf Pascal
Schleich (AfD) — Gegenruf Moritz Promny (Freie
Demokraten): Reden Sie von sich selbst?)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Promny. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Sebastian Sack, SPD-Fraktion.

Sebastian Sack (SPD):

Sehr geehrter Herr Président, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die christlich-soziale Koalition in Hessen hat es
sich zur Aufgabe gemacht, die Probleme der Menschen zu
16sen und nicht Probleme zu skizzieren, die es so gar nicht
gibt.

(Beifall SPD und CDU)

So entbehrt der vorliegende Antrag eben auch ein Stiick
weit der Realitét; denn natiirlich werden schon jetzt alle
Angaben zur Person des oder der Tatverdéchtigen, die fiir
die Aufklarung der Tat vonndten sind, einzelfallbezogen
angegeben, oder aber wenn es eben ein tiberwiegendes In-
formationsinteresse dazu gibt. Hier wird nichts verschwie-
gen oder intransparent gemacht, wie es der Antrag an eini-
gen Stellen zu suggerieren scheint. Aber der Reihe nach.

Es ist schon oft gesagt worden: Wir leben in einem Rechts-
staat. Da gilt der Grundsatz: Alle Menschen haben die
gleichen Rechte und Pflichten. Alle Menschen sind vor
dem Gesetz gleich, unabhingig von Herkunft, Religion
und Geschlecht. So werden selbstversténdlich alle Strafta-
ten — unabhéngig davon, wer Opfer oder wer Tater ist — in
gleichem MaBle nach Recht und Gesetz beurteilt, und das
ist gut so.

(Beifall SPD, CDU und Vanessa Gronemann
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Deswegen geht meines Erachtens der Antrag auch ein
Stiick weit ins Leere; denn die alljdhrliche Polizeiliche
Kriminalstatistik stellt sehr differenziert die Straftaten in
Hessen und damit eben auch die Tatverdédchtigen dar und
bietet ausreichend Raum, die Kriminalititsentwicklung in
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all ihren Facetten zu beleuchten, zu diskutieren, fachliche
und fachpolitische Diskussionen zu fithren und dariiber
dann Entscheidungen zu treffen.

Zum anderen gibt es durch das Grundrecht der Pressefrei-
heit ohnehin einen Informationsanspruch der Presse und
damit auch eine Auskunftspflicht der 6ffentlichen Behor-
den, und die gilt natiirlich auch und besonders bei Strafta-
ten.

Aber es ist objektiv nicht erkennbar, wie es zur Kriminali-
titsbekdmpfung und zur besseren Aufklarung von Strafta-
ten beitragen konnte, wenn Ermittlungsbehorden in jedem
Fall Nationalitdt oder Herkunft eines Tatverddchtigen be-
nennen wiirden.

Deshalb sehen wir als SPD-Fraktion auch keinen Grund,
von der bisherigen Praxis abzuweichen, wonach die Si-
cherheitsbehorden entsprechende Angaben gegeniiber den
Medien nur dann machen, wenn ein begriindetes 6ffentli-
ches Interesse daran besteht.

Das gemeinsame Ziel von uns allen muss es doch sein,
Straftaten zu verhindern und begangene Straftaten nach
Recht und Gesetz zu ahnden. Daher danke ich all unseren
Polizeikréften, die genau das jeden Tag tun und damit ei-
nen unermesslichen Beitrag fiir uns alle leisten.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Eine pauschale Information {iber Nationalitit und Herkunft
von Tatverdachtigen hingegen leistet keinen Beitrag da-
zu; denn auch Tatverddchtige sind zunichst einmal Tatver-
dachtige. Es gilt fiir jeden Menschen der Grundsatz der
Unschuldsvermutung; und das ist ebenso gut so.

(Beifall SPD)

Weiterhin frage ich mich: Was ist denn lhres Erachtens
ein — ich zitiere — ,,ausldndisches Erscheinungsbild®, und
wie trigt eine solche Formulierung zur Aufklérung einer
Straftat bei? Habe ich eines? Dunkles, wenn auch kaum
vorhandenes Haar, dunkle Augen, dunkler Bart? Woran
machen wir das denn fest? Natiirlich wird auch jetzt schon
der Phinotyp genannt, wenn er zur Identifizierung notwen-
dig ist. Haarfarbe, blond oder braunhaarig, Bart oder kein
Bart — das ist transparent. Hierbei verwechseln Sie aber
Diskriminierung und Transparenz, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Kurzum: Schon jetzt werden sehr transparent zur Aufklé-
rung einer Straftat und zur Information der Offentlichkeit
alle notwendigen Informationen mitgeteilt. Dabei wird
eben auch sehr sensibel und verantwortungsvoll mit dem
Schutz aller Beteiligten umgegangen. Berechtigtes Infor-
mationsinteresse der Offentlichkeit auf der einen Seite und
Personlichkeitsschutz des Einzelnen werden immer wieder
in Einklang gebracht. Das ist Kennzeichen eines Rechts-
staats.

(Vereinzelter Beifall SPD)

— Da darf man gern applaudieren; der Rechtsstaat ist im-
mer einen Applaus wert.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Oliver Stirbock (Freie Demokraten))

Ich bin froh und dankbar, dass wir einen Innenminister
haben, der genau dafiir wahrhaft und wehrhaft steht, ge-
nauso wie unsere Koalition. Meine Damen und Herren,
Sie konnen sich sicher sein: Mit uns als Koalition wird
es in dieser Frage keine Anderung geben. Angesichts der
Debatten heute mit uns wird dieser Rechtsstaat auch ein
Rechtsstaat bleiben. — Vielen Dank.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Sack. — Das Wort hat der Innenmi-
nister, Staatsminister Prof. Poseck. Bitte sehr.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich will mich zunéchst fiir die vier Vorreden
bedanken, die allesamt ausgesprochen differenziert waren
und der Ernsthaftigkeit des Themas gerecht geworden sind.
Ich kann mich den Ausfithrungen an dieser Stelle nur an-
schlieffen.

Wir haben es mit einem Thema zu tun, bei dem es un-
terschiedliche Interessen zu beriicksichtigen gilt. Auf der
einen Seite ist natiirlich das Interesse an Transparenz
sehr hoch zu gewichten. Selbstverstiindlich gibt es ein Of-
fentlichkeitsinteresse daran, moglichst viel iiber Straftaten
und Straftiter zu erfahren. Auf der anderen Seite steht
aber auch das Personlichkeitsrecht von Betroffenen. Dieses
setzt wiederum der Transparenz Grenzen.

Wir haben in Hessen eine Praxis, die sich bewéhrt hat. Wir
haben eine Erlasslage, die genau diese beiden Gesichts-
punkte miteinander in Einklang bringt. Das fiihrt beispiels-
weise dazu, dass selbstverstandlich bei ganz vielen Strafta-
ten, gerade auch bei 6ffentlichkeitswirksamen Verbrechen,
Nationalitdten angegeben werden. Es war selbstverstand-
lich, dass bei der schrecklichen Tat im Frankfurter Haupt-
bahnhof auch die Nationalitdt des Téters mit angegeben
wurde. Es war selbstverstidndlich, dass bei der mutmafli-
chen Amokfahrt in Darmstadt die Nationalitdt des Téters
angegeben wurde. Selbstverstdndlich wurde auch bei dem
Solingen-Attentéiter und bei dem Mannheim-Attentéter ge-
nannt, welche Nationalitét er hat.

Es gibt aber nun einmal auch eine Vielzahl von Straftaten,
bei denen die Nationalitdt wirklich keine Rolle spielt und
deshalb ein Interesse an der Angabe nicht nachvollziehbar
ist.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Ich denke hierbei beispielsweise an StraBenverkehrsdelik-
te, an Wirtschaftsstraftaten, an Steuerhinterziehung und an-
dere Delikte.

Ich habe keinerlei Beschwerden von Biirgern und aus der
Praxis iiber das hessische Vorgehen erhalten. Nur Sie brin-
gen das hier in das Parlament. Ich habe in der letzten Wo-
che mit allen Polizeiprasidenten von Hessen gesprochen
und gefragt, wie sic die gegenwértige Lage bewerten. Sie
haben sich positiv dazu gedufert, wie die aktuelle Lage
ist. Sie haben darum gebeten, dass wir diese Lage auch
fortsetzen und jetzt keine Verdnderungen herbeifiihren.
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(Robert Lambrou (AfD): Die Kollegen in NRW se-
hen das anders! Herr Reul sieht das anders!)

Selbstverstidndlich, wenn wir Polizeiliche Kriminalstatis-
tiken diskutieren, miissen wir auch dariiber diskutieren,
welche Nationalitidten fiir welche Delikte verantwortlich
sind. Dabei geht es aber um gesammelte Statistiken und
um gesammelte Daten und eben nicht um einzelne Fille.
Einzelne Félle sind weniger geeignet, daraus allgemeine
Schlussfolgerungen zu ziehen.

Mein Eindruck bei IThrem Antrag ist, dass Sie die Angaben,
die Sie hier erwarten, genau dafiir nutzen wollen, dass Sie
weiter Stimmung gegen bestimmte Bevdlkerungsgruppen
in unserem Land machen.

(Robert Lambrou (AfD): Herr Reul in NRW macht
das anders!)

Wir haben es heute schon einmal diskutiert: Sie stellen
Menschen unter einen Generalverdacht, und das wollen
Sie auf der Basis von einzelnen Taten hier auch wiederum
tun. Das werden wir nicht machen, weil wir eine andere
Vorstellung davon haben, wie man miteinander an dieser
Stelle umgeht.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Moritz Promny (Freie Demokraten) — Robert
Lambrou (AfD): Sagen Sie was zu Herrn Reul!)

Sie wollen nicht bei Nationalitdten stehen bleiben, Sie
wollen auch noch zusitzlich die Vornamen wissen. Ich
selbst habe einen Vornamen, den man auch in Polen oder
Tschechien tragen konnte. Ich frage mich wirklich, welche
Aussagekraft das hat. Wenn einer Deutscher ist, ist er
Deutscher, und dann gibt es keine Deutschen der zweiten
Klasse.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Sie haben ein grundsétzliches Problem mit Menschen mit
Migrationshintergrund. Das zeigt sich auch in Threm An-
trag.

Frau Weegels, nachher werden wir im Ausschuss iiber Th-
ren Dringlichen Berichtsantrag diskutieren. Sie haben Fra-
gen zu dieser Amokfahrt in Darmstadt gestellt. Sie haben
auch im Netz den Eindruck erweckt, dass es sich hierbei
um eine islamistische Tat handeln konnte. Ich werde im
Ausschuss sehr deutlich machen, dass die Ermittler anderer
Auffassung sind und dass sie keine Hinweise auf ein isla-
mistisches Motiv sehen.

Aber bemerkenswert und — das sage ich deutlich — scho-
ckierend ist, welche Reaktionen Sie mit Threm Post im
Netz ausgelost haben.

(Zuruf Sandra Weegels (AfD))

Fiir das Netz steht nach Threm Post fest, dass es ein Isla-
mist war. Im Netz steht fest, dass unsere Behorden etwas
verschweigen. Daran sicht man, wie Sie arbeiten und was
Sie bewirken, nimlich Hass und Hetze in der Gesellschaft
sowie Diskreditierung unseres Staates und seiner Institutio-
nen.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Robert Lambrou (AfD): Das ist alles Hass
und Hetze, bis Sie die AfD-Position tibernehmen! —
Gegenruf SPD: Das ist eine Schande!)

Es handelt sich um ein ernsthaftes Thema, und so werden
wir das Thema der Angabe von Nationalitdten weiter be-
treiben. NRW geht offensichtlich einen anderen Weg.

(Robert Lambrou (AfD): Thr Parteikollege!)

Nach meinem Kenntnisstand ist es das einzige Land, das
im Moment auf diesen Weg umgestiegen ist. Ich will die-
ses Thema auch im Landerkonzert besprechen, das heift,
es auch in die entsprechenden Fachgremien einbringen.
Wir werden uns austauschen und die Vor- und Nachteile
selbstverstdndlich auch abwagen. Im Moment sage ich je-
denfalls sehr deutlich: Die Lage, die wir in Hessen haben,
ist gut. Deshalb halten wir an dieser fest.

(Bei_fall CDU, SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Minister, vielen Dank. — Es gibt keine weiteren Wort-
meldungen.

Der Antrag der AfD wird zur weiteren Behandlung an den
Innenausschuss iiberwiesen.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 18 auf:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

E wie Einfach, E wie Experiment, E wie Gebiudetyp
E — mehr Innovation in der Baubranche, Neubaupreise
senken, neuer Schwung fiir den Wohnungsmarkt

— Drucks. 21/991 —

Ich wire dankbar, wenn einer von den Freien Demokraten
sprechen wiirde.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten) begibt sich
zum Redepult.)

— Ja, Doktor, dann fang an.

(Zuruf CDU: Doktor E.!)

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herzlichen Dank, Herr Prasident, fiir die Nachsicht. — Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Es ist kurz vor 17
Uhr am Donnerstag, und ich will Thnen einen guten Antrag
der Freien Demokraten prasentieren. Wir wollen mit Thnen
iiber das Thema ,,Gebaudetyp E“ sprechen: ,,E wie Ein-
fach, E wie Experiment”. Wir wollen mit Thnen tiber die
Frage ins Gespriach kommen, die wir heute Morgen schon
diskutiert haben: Wie konnen wir das Bauen in Hessen
vereinfachen?

Da hat der Kollege von der CDU heute Morgen schon
sehr deutlich gesagt: Die Decke ist mit 40 Zentimetern zu
dick. Die kann auch 18 Zentimeter haben. Die anerkannten
Regeln der Technik, die DIN-Normen sagen, sie muss halt
40 haben — oder 30, Frau Kollegin Barth.

(Klaus Gagel (AfD): 24! — Zuruf Elke Barth (SPD) —
Glockenzeichen)

— Das ist nicht die entscheidende Frage. Von mir aus kon-
nen es auch 24 Zentimeter sein. Es kommt immer darauf
an, was es flir ein Haus ist und welche Etage es ist. —
Wir sind uns doch aber einig, dass wir, wenn wir aus der
Kostenfalle aller DIN-Normen rauswollen, Frau Kollegin
Barth, dann entweder iiber Deregulierung sprechen miis-
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sen, den Abbau von Normen und Standards, oder zumin-
dest eine Experimentierklausel er6ffnen miissen. Genau
das wollen wir hier tun.

Das hat Marco Buschmann auf Bundesebene schon getan.
Einige Léander, zum Beispiel Bayern, sind dem schon ge-
folgt und haben das schon in ihre Bauordnung integriert.
Das wollen wir auch. Es ist sozusagen kein Gesetzentwurf,
der die Bauordnung selbst dndert — wir freuen uns auf
die Vorschldge der Regierung, die bald kommen, Frau
Kollegin Barth; wir héitten uns auch an Niedersachsen
oder Bayern orientieren konnen, das haben wir nicht ge-
macht —, sondern als Zeichen des guten Willens wollten
wir natiirlich die Landesregierung auffordern, das hier zu
tun und uns entsprechende Initiativen vorzulegen sowie im
Bundesrat die Gesetzgebungsinitiative, auf die der Minister
heute Morgen schon Bezug genommen hat, positiv zu be-
gleiten. Vielleicht kdnnen Sie auch wissenschaftlich einige
Musterbeispiele begleiten. Das kénnen die Hochschulen
machen. Das kann im Wege eines Projektes erfolgen. Bay-
ern hat das auch getan. Dort gibt es diese Modellprojekte
und auch diese besonderen Hiuser schon.

Wir freuen uns auf diese Initiative. Wir freuen uns natiir-
lich auf die Diskussion im Ausschuss mit Ihnen, weil wir
das als wirklich konstruktiven Vorschlag empfinden. Ich
darf Thnen verraten, es werden noch weitere konstruktive
Vorschldge von uns kommen. Die Antridge sind schon in
der Mache. Heute wollen wir sehen, wie Sie zur Gebdude-
klasse E stehen. Andere Lander haben es uns vorgemacht.
Sie orientieren sich gelegentlich an Bayern. Bayern ist
manchmal ein Vorbild. Wir sagen: Hier ist Bayern wirklich
ein gutes Vorbild, also machen wir das auch in Hessen. —
Herzlichen Dank. Wir freuen uns auf die Zustimmung.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Dr. Naas. — Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Barth, SPD-Fraktion.

Elke Barth (SPD):

Herr Priasident, meine Damen und Herren! Lieber Stefan
Naas, wenn du héttest wissen wollen, wie wir zu dem The-
ma Experimentierklausel stehen, hétte ein Blick auf Seite
74 unseres Koalitionsvertrags geniigt; denn dort steht:

»Wir ... werden insgesamt die Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren im Bausektor beschleunigen.
Dazu gehort u. a. eine vollstdndige Digitalisierung
der Genehmigungsverfahren. Die Hessische Bauord-
nung (HBO) werden wir mit dem Ziel der Planungs-
beschleunigung und Reduzierung kostentreibender
Regelungen umfassend novellieren.*

Jetzt kommt es:

,»Aulerdem wollen wir durch die Einfiihrung von
Innovations- und Experimentierklauseln in der HBO
das einfachere Bauen befordern (Gebaudetyp E).*

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten) hélt den Koali-
tionsvertrag in Papierform hoch.)

— Du hast ihn dabei.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Immer unter
dem Kopfkissen!)

— Vielleicht hast du auch daraus abgeschrieben. — Insofern
ist klar: Wir werden kaum gegen eine Forderung stimmen,
die wir selbst auf der Agenda stehen haben. Uber das
Thema haben wir schon mehrfach gesprochen. Inhaltlich
hat sich da gerade auch im vergangenen Jahr einiges ge-
tan. Auf den Antrag aus dem Bayerischen Landtag wurde
schon Bezug genommen. Auch durch die Befassung durch
die Bauministerkonferenz im November 2023 in Baden-
Baden, denke ich, hat sich einiges getan.

Es geht mitnichten um einen im eigentlichen Wortsinn
neuen Gebdudetyp, sondern es geht um eine Trennung bau-
aufsichtlicher Mindestanforderungen von weiter gehenden
Anforderungen, welche nach und nach zu Pflichtanforde-
rungen geworden sind, also die Trennung von Must-have
und Nice-to-have. So wurde § 67 der Musterbauordnung
jetzt schon angepasst.

Inwieweit das Bundesjustizministerium nun schon Vor-
schldge fiir iber die &ffentlich-rechtlichen Regelungen hin-
ausgehende zivilrechtliche Regelungen zur erfolgreichen
Umsetzung eines Gebdudetyps E erarbeitet hat, sollten wir
auch bei der Beratung im Ausschuss besprechen; denn
auch das ist ein wichtiger Teilaspekt.

Bayern hat nun auch schon — du hast es erwdhnt — eine
ganze Reihe, ndmlich 19, Pilotprojekte unter wissenschaft-
licher Begleitung realisiert. Spannend finde ich dort {ibri-
gens, dass unter diesen 19 Vorschldgen drei Schulen und
ein Verwaltungsgebdude sind, also Sonderbauten. Lieber
Herr Al-Wazir, die lange Liste an Sonderbauten, die in
vielen Fillen mittlerweile eigentlich Standardbauten sind,
auf ein sachlich begriindbares Mindestmal} zu reduzieren,
dariiber hatten wir bereits bei der vorletzten HBO-Novelle
2019 gesprochen. Leider wurde ein SPD-Antrag zu diesem
Thema damals vom griinen Wohnungsbauminister abge-
lehnt. Vielleicht kriegen wir dafiir aber jetzt eine Mehrheit.

(Torsten Leveringhaus (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Ja, leider!)

Insofern ist der Weg, Abweichungen von den anerkannten
Regeln der Technik, wie es heilit, zuzulassen und nicht
nur immer den Goldstandard als Mindeststandard zu wéh-
len, ein Weg, den wir gerne gemeinsam mit der FDP
gehen. Nach meiner Kenntnis wurde der Gebdudetyp E
in der Kommission ,,Innovation im Bau‘ auch schon ange-
sprochen. Das heifit, auch aus der Fachwelt werden wir
sicherlich Unterstiitzung finden. In einigen Teilaspekten
sollten wir noch Prézisierungen und Ergénzungen vorneh-
men; aber, wie bereits eingangs gesagt, haben wir hier
dasselbe Anliegen und werden sicherlich einen Konsens
im Fachausschuss finden. Wir freuen uns daher auf die
Beratung. — Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Barth. — Das Wort hat der
Abgeordnete Schulz, AfD-Fraktion.

Dimitri Schulz (AfD):

Wertes Prisidium, liebe Kollegen! Werter Herr Naas, wir
als AfD-Fraktion haben schon vor mehr als einem Jahr,
am 20. Juli 2023, einen Antrag eingereicht, in dem wir die
Landesregierung aufgefordert haben, die Einfithrung eines
Gebaudetyps E auf allen Ebenen zu unterstiitzen.
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(Beifall AfD)

Denn wir stehen vor groflen, noch nie da gewesenen Her-
ausforderungen im Wohnungsbau, bei Rohstoff-, Baustoft-,
Boden- und Entsorgungspreisen. Insgesamt werden Neu-
bauvorhaben kaum noch finanzierbar sein. Um gegenzu-
steuern, muss man von den optionalen Normen abweichen
diirfen, um Freiheit zu haben und um bei der technischen
Ausriistung selbst Ziele festlegen zu kdnnen.

Unser Antrag wurde aber ausnahmslos von allen Fraktio-
nen abgelehnt — so auch der FDP. Jetzt, mehr als ein Jahr
spiter, gefillt Thnen plotzlich der Gebédudetyp E, und Sie
imitieren unseren AfD-AnstoB3, indem Sie einen Antrag
zum gleichen Thema einbringen. Wenn die FDP die AfD
kopiert, ist es nicht per se schlecht.

(Beifall AfD — Alexander Bauer (CDU): Wollen Sie
jetzt Tantiemen, oder was?)

Vielleicht machen Sie sich doch langsam Gedanken, war-
um Sie aus einem Landesparlament nach dem anderen flie-
gen. Allerdings ist der Zug ldngst abgefahren und Ihr An-
trag kalter Kaffee. So mancher Schwachpunkt des Gebau-
detyps E — der schmale Anwendungsbereich zum Beispiel
oder die Gefahr von Rechtsunsicherheiten — kann durch
neue Vereinfachungsansitze behoben werden. Die Sonder-
regelungen durch den Gebédudetyp E gelten zudem leider
nur in Vertragsverhaltnissen zwischen Baufachleuten. Der
Bautrédger verkauft dann an den Bauamateur. Ob dieser sei-
ne Kostenersparnis an den Kdufer weitergibt und durch die
Preissenkung einen moglichen Nachfrageanstieg auslost,
steht in den Sternen. Die ohnehin gebeutelte Baubranche —
nicht zuletzt dank Threr Ampelpolitik in Berlin — wird sich
diesen potenziellen Mehrerlés wohl nicht nehmen lassen,
wenn sie weiter unter dem Druck der Regelungen und
Verordnungen iiberleben mochte.

Dass Sie nur ein altes Thema neu aufwirmen wollen, er-
kennt man auch daran, dass Sie lhren Antrag mit einem
Beschluss des Bayerischen Landtags von vor eineinhalb
Jahren begriinden. Einen deutlich frischeren Ansatz liefert
da ein Blick in den Norden, nach Niedersachsen. Dort trat
nidmlich vor rund zwei Monaten die Novelle der Nieder-
sdchsischen Bauordnung in Kraft. Leider steckt auch hierin
einiges an rot-griinem Unsinn lhrer Ampelkollegen. Das
wiinsche ich mir fiir unser Hessen auf keinen Fall.

Aber diese Novellierung fiihrte unter anderem zu einer
Verkleinerung von Abstandsflachen zu Nachbargrundstii-
cken, zum Wegfall von Stellplatzpflichten und zu deutlich
schnelleren Bauvorhaben durch eine Genehmigungsfiktion.
Wenn die Behorden so lange fiir die Genehmigung eines
Bauvorhabens bendtigen, wird diese quasi automatisch
nach einer bestimmten Zeit erteilt.

Entscheidend ist, diese Vereinfachungen, Kostensenkungen
und Effizienzsteigerungen sind fiir jedermann zugénglich,
aber nicht wie bei Typ E nur fiir einen bestimmten Per-
sonenkreis. Diese Novellierung muss als positives Signal
gesehen werden. Mittelfristig brauchen wir eine komplette
strukturelle Neufassung unserer Bauordnung, die auf Effi-
zienz, Kosteneinsparung und Vereinfachung ausgerichtet
ist.

(Beifall AfD)

Der Aus- und vor allem der Neubau von Wohnungen und
Wohngebduden muss umgehend vorangetrieben und ver-
einfacht werden. Sie erwdhnen auch die Musterbauordnung
und die dringend benétigten Anderungen auf Bundesebene.

Das trifft alles zu. Den Ball kénnen Sie aber nicht allein
dem Bundesrat zuschieben; denn die hessische Regierung
hat die Legitimation, schon jetzt zu handeln, und zwar,
ohne abwarten zu miissen, was und ob der Bundesrat ent-
scheidet.

Wir miissen jetzt schon alles umsetzen, was Landersache
ist; denn der Wohnungsmarkt in Hessen bendtigt eine
grunderneuerte Bauordnung und keinen alten Schinken aus
dem vergangenen Jahr. Nur so schaffen wir mehr und
giinstigere Wohnungen und Eigenheime fiir Menschen in
unserem Land.

Dem aufgewdrmten AfD-Antrag der FDP stimmen wir
dennoch zu, da er in die richtige Richtung geht. — Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schulz. — Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Heiko Kasseckert, CDU-Fraktion.

Heiko Kasseckert (CDU):

Herr Président, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will
es kurz machen, insbesondere angesichts der fortgeschritte-
nen Stunde und der noch anstehenden Tagesordnung.

Wir haben das Thema Gebédudetyp E schon mehrfach dis-
kutiert. Ich glaube, es ist unstreitig in diesem Haus, dass
wir alle Moglichkeiten nutzen wollen, um das Bauen giins-
tiger zu machen, um das Bauen schneller zu machen, um
weniger Biirokratie anzuwenden. Wir haben — dafiir bin ich
sehr dankbar — sehr schnell die Kommission ,,Innovation
im Bau® ins Leben gerufen. Wir haben gestern und heute
schon das eine oder andere dazu gehort, zumal in dieser
Woche wieder eine Sitzung stattgefunden hat. Es ist rich-
tig, was der Minister angekiindigt hat, dass wir schnelle
und kurzfristige Malnahmen identifizieren und diese mog-
lichst schnell in den Verfahrensgang bringen, um uns dann
intensiv mit Fragen zu beschéftigen, die vielleicht mittel-
und langfristig in eine Novellierung der HBO einflieen
konnen.

Klar ist aber — ich glaube, diesen Konsens kann man her-
stellen —, dass der Gebdudetyp E eine Moglichkeit ist, die
Dinge zu erleichtern: E wie einfach. An dieser Stelle kann
man es deshalb kurz halten. Wir begriilen das. Es geht uns
auch nicht um die Urheberschaft, ob jetzt A oder B oder C
zuerst die Idee mit dem Gebaudetyp E hatte. Vielmehr geht
es um die Feststellung, dass das ein Instrument ist, dem wir
uns widmen wollen. Wenn es gut ist, wollen wir das einset-
zen. Dazu dient die Beratung im Ausschuss. Insofern tiber-
weisen wir das heute an den Ausschuss. Wir freuen uns auf
die Diskussion. Wir konnen aber in Aussicht stellen, dass
wir diesen Punkt gerne aufgreifen und so umsetzen wollen.
— Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Kasseckert. — Das Wort hat Frau
Abgeordnete Feldmayer. Martina, wir haben einen Sach-
verstidndigen fiir Hieroglyphen gebraucht, um festzustellen,
wer sich zu Wort gemeldet hat.
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Martina Feldmayer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Prisident, ich werde an meiner Handschrift arbeiten.
— Meine Damen und Herren! In Hessen fehlen Wohnun-
gen. Diese Debatte haben wir heute Morgen schon gefiihrt.
Es fehlen vor allen Dingen bezahlbare Wohnungen. Die
Fertigstellungen bei den Wohnungen sind um 41,8 % zu-
riickgegangen gegeniiber 2002. Das sind also nicht die
schwarz-griinen Zahlen, sondern das sind die schwarz-ro-
ten Zahlen, von denen ich spreche. Es sind also Thre Zah-
len, meine Damen und Herren von der Landesregierung
und von der Koalition.

Der Antrag der FDP geht unserer Meinung nach in die
richtige Richtung. Dem Antrag kénnen wir zustimmen.
Wir freuen uns natiirlich auch auf die Debatte im Aus-
schuss. Die Einfilhrung des Gebaudetyps E ist auf jeden
Fall ein Schritt in die richtige Richtung und eine Moglich-
keit, dafiir zu sorgen, dass wir mehr bezahlbaren Wohn-
raum in Hessen bekommen. Es kann einfacher und giinsti-
ger gebaut werden. Daher ist das eine Moglichkeit, die wir
haben und die wir nutzen sollten.

Es gibt noch mehr Moglichkeiten. Die Hessische Bauord-
nung ist auch angesprochen worden. Auflerdem gibt es
Forderprogramme. Wir kénnen uns auch vorstellen, dass es
ein Forderprogramm fiir die Holzbauoffensive gibt, um das
in Hessen zu fokussieren. Es gibt also viele Moglichkeiten
und viele Antworten. Der Gebéudetyp E ist eine Antwort.

Ich bin vorhin gefragt worden, was der Gebaudetyp E ist
und wie das Gebdude aussieht. Das ist also nicht ein Ge-
baude, das ganz speziell ist, sondern beim Gebéudetyp E
gibt es die Moglichkeit, von den allgemein anerkannten
Regeln der Technik abzuweichen. Diese Mdglichkeit gibt
es in der Musterbauordnung. Diese Moglichkeit hat Hes-
sen bereits 2022 bzw. 2023 iibernommen. Es gibt also die
Maoglichkeit, davon abzuweichen. Das ist aus unserer Sicht
auch gut und richtig so. Daher finden wir den Antrag gut.

Vielleicht noch ein Beispiel fiir eine liberzogene Norm. Ich
habe gelernt, bei einer Dreizimmerwohnung sind 47 Steck-
dosen die Norm. Da geht es also durchaus ein bisschen
kleiner und ein bisschen weniger. Wenn es ein bisschen
kleiner und ein bisschen weniger ist, dann ist es auch giins-
tiger. Das ist also eine Moglichkeit, giinstiger zu bauen.

Wir haben heute noch weitere Debatten. Deswegen will ich
es nicht in die Lange ziehen. Der Antrag der FDP geht in
die richtige Richtung. Wir werden dem zustimmen.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ein bisschen
positiver kann man es schon formulieren!)

— Er geht in die richtige Richtung. Im Ausschuss werden
wir uns anstrengen, das noch ein bisschen euphorischer zu
betonen. Ich freue mich auf die weiteren Debatten. Dann
schauen wir einmal. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Wirtschaftsminister,
Staatsminister Mansoori.

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und léindlichen Raum:

Sehr geehrter Herr Prisident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Wir setzen im Grunde die Diskussion von
heute Vormittag fort: Welche MaBinahmen kénnen wir auf
den Weg bringen, damit schneller, effizienter und preis-
werter gebaut wird? In den Vorreden ist bereits deutlich
geworden, das eine Allheilrezept, die eine Eier legende
Wollmilchsau gibt es leider nicht beim Wohnungsbau. Des-
wegen sind aus unserer Sicht alle Anstrengungen zu unter-
nehmen. Es geht darum, dass Menschen, die einer ganz
normalen Arbeit nachgehen, sich am Ende des Monats
auch eine Wohnung leisten konnen. Diese muss deutlich
preiswerter sein als 25 Euro pro Quadratmeter, wie es be-
dauerlicherweise Realitét ist in Stadten wie Frankfurt am
Main, wo ich lebe. Das miissen wir und das wollen wir
miteinander dndern.

(Beifall CDU und SPD)

Wir haben deswegen — das hat Herr Abgeordneter Kas-
seckert vorhin ausdriicklich erwdhnt — bereits zu Beginn
dieser Legislaturperiode die Kommission ,,Innovation im
Bau“ eingesetzt, die den Auftrag hat, Vorschlige ohne
Denkverbote zu machen, wie wir das Ziel erreichen kon-
nen, schneller, kostengiinstiger und effizienter zu bauen.
Natiirlich spielen dabei auch die Frage von Baustandards
und die Moglichkeiten zur Abweichung von Baustandards
eine Rolle.

Wichtig ist es, in dieser Diskussion immer wieder deutlich
zu machen, dass einfacher und effizienter im Vergleich zu
anderen Standards zu bauen immer noch qualitativ hoch-
wertiges Bauen ist. Das sind gute Wohnungen, die fiir die
Menschen entstehen. Ich habe das vorhin deutlich gemacht
am Beispiel der Dicke von Betondecken. Ob die 18 oder
24 Zentimeter betrdgt, dndert an der statischen Stabilitét
eines Gebdudes rein gar nichts. Das macht aber Gebdu-
de unbezahlbar. Deswegen miissen wir Alternativen dazu
schaffen. Ich bin gespannt, wie wir hier im Haus diskutie-
ren, wenn es einmal konkret um Baustandards geht.

Ich habe es heute Morgen schon deutlich gemacht: Soll-
te der Bundesjustizminister konkrete Vorschlige auf den
Tisch legen, wie man Abweichungen vom Stand der Tech-
nik im Zivilrecht verankern kann, dann kann er sich dar-
auf verlassen, dass Hessen das im Bundesrat konstruktiv
begleiten wird. Das ist unsere Haltung.

(Beifall CDU und SPD)

Warum? Das ist vielen Menschen nicht bekannt. Weil
jedes Jahr, ohne dass irgendein Parlament damit befasst
wird, neue Baustandards hinzukommen — allein weil eben
neue DIN-Vorschriften geschaffen werden. Viele dieser
DIN-Vorschriften treiben die Kosten massiv in die Hohe.
Das sieht man beispielsweise daran, wenn man die rei-
nen Materialkosten mit den Baukosten pro Quadratmeter
vergleicht: Die Baukosten pro Quadratmeter sind in den
letzten Jahren deutlich stirker gestiegen als die Material-
kosten. Das liegt auch an iiberzogenen Baustandards. Wir
miissen fiir Menschen mit kleinem und mittlerem Einkom-
men Moglichkeiten fiir giinstigeres Bauen schaffen. Das
wollen wir auch in dieser Legislaturperiode tun.

(Beifall CDU und SPD)

Deswegen werden wir, wie es auch in den Vorreden deut-
lich geworden ist, einen ersten Teil der Dinge, die streitbar,
aber entscheidungsreif sind, aus der Kommission ,,Innova-
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tion im Bau* herausziehen und werden Ihnen als Koalition
hier auch Vorschldge im Parlament machen. Ich glaube, es
geht jetzt nicht ausschlieBlich darum, alles auf einmal zu
verdandern, sondern alle Impulse, die wir setzen konnen,
jetzt schnell und kurzfristig auf den Weg zu bringen, um
eben das Ziel zu erreichen, dass die Menschen eine be-
zahlbare Wohnung finden. Diesen Weg wollen wir gern
weitergehen und freuen uns auf die weiteren Beratungen. —
Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Herzlichen Dank. — Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor.

Wir miissen Tagesordnungspunkt 18 noch an den zusténdi-
gen Ausschuss iiberweisen, was wir hiermit tun, ndmlich
an den Ausschuss fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr und
Wohnen. — Dann haben wir das jetzt ordnungsgeméaf getan.

Jetzt kommen wir zu Tagesordnungspunkt 19:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Mehr Schutz fiir Gewaltopfer — Einsatz von Fuf3fesseln
verbessern

— Drucks. 21/1003 —

Dieser wird gemeinsam aufgerufen mit Tagesordnungs-
punkt 24:

EntschlieBungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Gewalt und Unsicherheit entgegentreten — stirkerer
Schutz vor hiuslicher Gewalt durch elektronische Fuf}-
fessel fiir Frauenschliger muss auch bundesgesetzlich
verankert werden!

— Drucks. 21/1026 —

mit Tagesordnungspunkt 44:

Dringlicher Antrag

Fraktion der AfD

Fufifesseln und Frauenhiuser — hiusliche Gewalt wir-
kungsvoll bekimpfen, Frauen endlich besser schiitzen
— Drucks. 21/1058 —

und mit Tagesordnungspunkt 47:

Dringlicher Antrag

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Hessischer Aktionsplan zum Schutz von Frauen
— Drucks. 21/1063 —

Die vereinbarte Redezeit fiir diese Tagesordnungspunkte,
die zusammen aufgerufen werden, betrdgt zehn Minuten.
Als erster Rednerin darf ich der Fraktionsvorsitzenden der
Freien Demokraten, Frau Knell, das Wort erteilen.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wie konnen wir den Schutz von Opfern héuslicher Gewalt
effektiv und nachhaltig verbessern? — Fiir unseren Hessi-
schen Ministerprasidenten gibt es hier nur eine einzige
richtige Antwort. Er hat in seiner Regierungserkldrung im
Januar betont: ,,...die einzige richtige Antwort auf Frauen-
schldger sind Fullfesseln.*

Aus Sicht der Freien Demokraten ist der Einsatz der elek-
tronischen Fulifessel eine wichtige Mafinahme, kann aber
nicht die einzige richtige Antwort sein.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Antwort der Freien Demokraten ist ein umfassendes
Biindel an SchutzmaBnahmen. Dazu zdhlen Gefédhrderan-
sprachen, Kontakt- und Aufenthaltsverbote sowie ein ef-
fektives Gefahrdungsmanagement mit préizisen Risikopro-
gnosen, FuBfesseln und Priaventivgewahrsam.

Meine Damen und Herren, die elektronische Fulifessel
kann fiir mehr Sicherheit vor gewalttdtigen Partnern oder
eben auch Ex-Partnern sorgen. Ihr Einsatz greift aber auch
tief in die Personlichkeitsrechte der betroffenen Personen
ein. Deswegen ist es essenziell, dass diese Maflnahme nur
in Fillen besonderer Schwere und unter klar definierten
Voraussetzungen angewandt wird.

Sicherheit muss immer durch verhéltnisméBige Mittel ge-
wihrleistet werden. In Hessen erlaubt das Polizeigesetz
den Einsatz der FuBifesseln zum Schutz von Opfern hius-
licher Gewalt nur in Verbindung mit einem Aufenthalts-,
Betretungs- oder Kontaktverbot. Es miissen also konkre-
te Anhaltspunkte vorliegen, dass die betreffende Person
die MaBnahmen nicht einhalten wird. Die elektronische
FuBfessel iibermittelt dann den Aufenthaltsort des Trégers.
Nihert er sich dann trotz dieses Anndherungs- oder Kon-
taktverbots etwa der Wohnung der Betroffenen, wird die
Polizei alarmiert.

Aber wir miissen da auch weiterdenken. Wir miissen das
Gesetz Uberarbeiten, um den Einsatz von Ful3fesseln dann
auch nachhaltig zu verbessern. Es ist sicherzustellen, dass
alle MaBinahmen gegen héusliche Gewalt zum einen ver-
héltnismaBig sind, dass sie grundrechtskonform sind und
eben auch wirksam sind.

Wir sollten uns hierzu auch die bewéhrten Ansétze aus an-
deren Bundeslédndern wie Bayern oder Hamburg anschau-
en. Denn dort kann die Polizei auf richterliche Anordnung
auch als polizeiliche Mafinahme die FuBfessel einsetzen —
zur Abwehr der Gefahr fiir Leib, Leben oder Freiheit einer
Person.

Wenn die FuBfessel nach der Landesregierung doch die
einzige richtige Antwort auf Frauenschldger ist, warum
zogert dann Hessen bei der Erweiterung dieser Regelung?
Das verstehe ich nicht.

Meine Damen und Herren, der Schutz vor hiuslicher Ge-
walt erfordert ein Zusammenspiel vieler Maflnahmen — von
Pravention iiber konsequente Strafverfolgung bis hin zu
intensiver Opferhilfe. Wir fordern einen echten Fortschritt
bei der Umsetzung der Istanbul-Konvention, bessere Un-
terstiitzung fiir Betroffene, mehr Schutzrdume und auch
eine verstirkte Schulung von Polizei und Justiz.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich glaube, gerade wir frauenpolitische Sprecher sind im-
mer wieder im Austausch mit den Frauenhédusern hier in
Hessen. Besonders wichtig ist uns da auch der Ausbau
von Frauenhausplitzen. Denn jede Frau, die Schutz sucht,
muss diesen Schutz auch erhalten. Das diirfen wir nicht nur
irgendwie als Ziel benennen, sondern das muss Grundvor-
aussetzung sein.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/3/01003.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/6/01026.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/8/01058.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/3/01063.pd%66
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Die hessische Koordinierungsstelle zur Umsetzung der
Istanbul-Konvention spielt dabei eine Schliisselrolle. Sie
muss die Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen wie
dem Weillen Ring deutlich intensivieren. Denn nur durch
eine enge Kooperation konnen wir MaBnahmen zur Be-
kdmpfung von Gewalt gegeniiber Frauen und von héausli-
cher Gewalt wirksam vorantreiben.

Ein weiterer wesentlicher Punkt ist die Taterarbeit. Sie
muss intensiviert werden, um dann auch den Kreislauf der
Gewalt zu unterbrechen. Nur so kénnen wir sicherstellen,
dass Téter auch zur Verantwortung gezogen werden und
nachhaltig in ithrem Verhalten veréndert werden. Das sind
die Schritte, die dann auch wirklich helfen — sowohl zum
Schutz der Opfer als auch zur Verhinderung kiinftiger Ge-
walt.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich mochte noch kurz auf den Antrag von CDU und SPD
eingehen. Sie betonen in Punkt 3 des Antrags, dass der
Einsatzbereich der FuBfessel im HSOG inhaltlich und zeit-
lich erweitert werden soll. Aber irgendwie ist immer noch
unbeantwortet, wann denn das Gesetz endlich inhaltlich
und zeitlich erweitert wird, um den Schutz vor hduslicher
Gewalt dann auch zu verbessern. Das darf nicht auf die
lange Bank geschoben werden.

Gerade vor dem Hintergrund, dass die Hessische Landesre-
gierung dieses Thema immer wieder in den Mittelpunkt
riickt — sei es im Wahlkampf oder in der Regierungserkli-
rung oder auch durch Initiativen im Bundesrat —, miissen
diesen Worten endlich auch einmal Taten folgen. Es reicht
nicht, dieses wichtige Thema immer wieder nur politisch
zu betonen. Wir brauchen dann auch konkrete Maflnahmen
hier in Hessen. Es reicht auch nicht, nur dariiber zu spre-
chen. Denn die Opfer der Gewalt kdnnen nicht warten, und
wir kdnnen sie auch nicht im Stich lassen.

Das Polizeirecht ist eine Sache der Lander. Das ist uns
allen bewusst. Es liegt also auch in der Verantwortung der
Lénder, hier voranzugehen und auch den Einsatz der FuB3-
fessel umfassend und rechtssicher zu regeln. Im Akutfall
ist es ja auch die Polizei, die zuerst vor Ort ist und dann
auch schnell handeln muss. Also muss auch das Polizei-
recht so ausgestaltet werden, dass die Polizei effektiv ein-
greifen kann. Aber fiir langfristige Anordnungen wie die
elektronische FuBfessel konnen dann auch zum Beispiel
Familiengerichte eine entscheidende Rolle spielen.

Ein weiterer Punkt, auf den ich eingehen mochte, ist der
Fokus auf das Gewaltschutzgesetz. Natiirlich ist es wich-
tig, dieses Gesetz zu tiberpriifen und gegebenenfalls anzu-
passen. Ob es hier Spielraum fiir eine bundesgesetzliche
Regelung gibt und wie sie dann auch optimal mit dem
Landespolizeirecht verzahnt werden kann und miisste, lasst
der Bundesjustizminister gerade in einer Bund-Lénder-Ar-
beitsgruppe priifen.

Liebe Kollegen von CDU und SPD, es wird schon ldnger
an gemeinsamen seriosen Losungen gearbeitet. Das wissen
Sie auch. Aber das Gewaltschutzgesetz allein wird diese
Probleme nicht 16sen. Es wird von den Familiengerichten
durchgesetzt und nicht von der Polizei. Wir brauchen einen
ganzheitlichen Ansatz, bei dem das Gewaltschutzgesetz
eine Ergdnzung zur polizeilichen Gefahrenabwehr darstellt
und nicht deren Ersatz.

(Beifall Freie Demokraten)

Schauen wir ins Ausland. Da wird immer Spanien genannt.
In Spanien hat man mit der FuBfessel bereits positive Er-
fahrungen gesammelt. Da werden GPS-Systeme eingesetzt,
die dann sowohl das Opfer als auch die Polizei warnen,
wenn sich ein Téter entgegen einem Anndherungsverbot
der Person néhert. Dieses Modell kénnte auch fiir uns sehr
interessant sein.

Wir diirfen aber auch nicht vergessen, dass die rechtlichen
Rahmenbedingungen in Deutschland anders sind. Der Ein-
satz der FuBfessel greift tief in das Grundrecht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung ein. Deshalb braucht es kla-
re gesetzliche Vorgaben, die definieren, wann und unter
welchen Bedingungen eine FuBfessel eingesetzt werden
kann. Am Ende diirfen wir uns aber nicht in rechtlichen
Diskussionen verlieren; denn die Opfer hauslicher Gewalt
brauchen Schutz, sie brauchen ihn hier und jetzt.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt CDU und
SPD)

Wir miissen alles daransetzen, dass wir effektive Mafinah-
men ergreifen, die nicht nur auf dem Papier gut aussehen
oder fiir Sonntagsreden herhalten kénnen, sondern die auch
in der Praxis funktionieren. Mein Appell an die Landesre-
gierung ist deswegen ganz klar: Geben Sie uns bitte einen
Zeitplan, wann das HSOG novelliert und erweitert wird
und wann die notwendigen Schritte unternommen werden,
um den Schutz von Gewaltopfern in Hessen zu verbessern.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank, Frau Knell. — Als Néchste hat die Abgeord-
nete Kiinkel von der CDU-Fraktion das Wort.

Marie-Sophie Kiinkel (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, meine Damen und Herren! Uber 250.000 Men-
schen wurden im Jahr 2023 Opfer hiuslicher Gewalt. Das
zeigt der Lagebericht des Bundeskriminalamtes. 155 Men-
schen wurden durch ihre Partner oder Ex-Partner getotet —
ein Anstieg im Vergleich zum Vorjahr um 6,5 %. In Hessen
gab es 19 vollendete Totungsdelikte.

Zur Wahrheit gehort auch, dass die Dunkelziffer vermut-
lich noch viel hoher ist. Dunkelfeldstudien schéitzen, dass
jede vierte Frau zwischen 16 und 85 Jahren in Deutschland
mindestens einmal in ihrem Leben Opfer sexueller oder
héuslicher Gewalt durch ihren Partner oder Ex-Partner ge-
worden ist.

Meine Damen und Herren, das bedeutet: 250.000 Men-
schen wurden Opfer hduslicher Gewalt, und es sind 155
Totungsdelikte zu beklagen.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt Freie Demokra-
ten)

Viele dieser Taten hétten durch den Einsatz der elektroni-
schen Aufenthaltsiiberwachung des Partners oder des Ex-
Partners verhindert werden konnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, wir
sind uns, glaube ich, in einigen Punkten sehr einig:
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Erstens. Die elektronische Aufenthaltsiiberwachung ist nur
ein Teil eines Biindels, um tatséchlich einen umfangreichen
Schutz fiir die von héuslicher Gewalt Betroffenen zu er-
zielen. Deshalb baut die Hessische Landesregierung seit
Jahren den Opferschutz aus. Lassen Sie mich hier beispiel-
haft die Erhohung der Zahl der Frauenhduser und der in
den Polizeiprasidien ansédssigen Ansprechpartner fiir Op-
ferschutz, hausliche Gewalt, Beziehungsgewalt und Stal-
king nennen, die eng mit den lokalen, aber auch mit den
iiberregionalen Kooperationspartnern zusammenarbeiten.

Im Jahr 2023 gab es eine Gesetzesinitiative zur Anderung
sicherheitsrechtlicher Vorschriften im Hessischen Gesetz
iiber die offentliche Sicherheit und Ordnung, und die An-
wendung der FuBlfessel wurde vom Bereich des Terroris-
mus auf den Bereich der Bezichungsgewalt erweitert.

Zweitens. Frau Knell, wir sind uns auch einig, dass wir
den Anwendungsbereich der landesrechtlichen Vorschrif-
ten noch weiter ausweiten miissen, und das werden wir
auch tun. Ich verweise hier auf Punkt 3 des Antrags der
christlich-sozialen Koalition.

(Beifall CDU und SPD)

Frau Knell, in einem Punkt sind wir uns aber anscheinend
ganz und gar nicht einig. Sie berufen sich wieder einmal
auf den Datenschutz und machen damit erneut den Daten-
schutz zum Téterschutz. Wir hingegen wollen Opferschutz
und keinen Téterschutz unter dem Deckmantel des Daten-
schutzes.

(Beifall CDU und SPD)

Wenn wir einen liickenlosen Schutz der Betroffenen er-
reichen wollen, bedarf es nicht nur der Ausweitung lan-
desrechtlicher Vorschriften, sondern eben auch der Vor-
schriften des Strafgesetzbuches und des Gewaltschutzge-
setzes des Bundes. Lassen Sie mich auch verdeutlichen,
warum das der Fall ist. Die Uberwachungsmdglichkeiten
bleiben auch bei einer Ausweitung der landesrechtlichen
Vorschriften begrenzt, da es sich hier um zeitlich begrenzte
MaBnahmen im Gefahrenabwehrbereich handelt. Die bis-
herigen Moglichkeiten, die vor allem das Gewaltschutzge-
setz des Bundes bietet, kdnnen den Opfern hiuslicher Ge-
walt keinen ausreichenden Schutz bieten. Ein liickenloser
Schutz kann nur entstehen, wenn landes- und bundesrecht-
liche Vorschriften ineinandergreifen.

Europdische Staaten, wie Spanien — Sie haben es eben
angesprochen —, haben hier bereits gute Erfahrungen ge-
macht. Fiir einen solchen Ansatz haben sich auch die Kon-
ferenz der Justizminister im Mai 2023 und die stéindige
Konferenz der Innenminister im Juni 2024 ausgesprochen.
Aus diesen Griinden unterstiitzen wir die Bundesratsinitia-
tive von Justizminister Christian Heinz ausdriicklich.

(Beifall CDU und SPD)

Mit dem spanischen Modell — Sie haben es eben kurz an-
gesprochen — werden Tatopfer hduslicher Gewalt oder fa-
milidrer Gewalt durch GPS-fahige Systeme unterstiitzt. Sie
miissen von den Tatern am Korper getragen werden und
16sen bei den Tatopfern durch Empfingersysteme einen
Alarm aus, sobald sich der Peiniger verbotswidrig néhert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der FDP-
Fraktion, selbst Ihr Bundesjustizminister Buschmann
scheint mittlerweile einsichtig zu sein. Lassen Sie mich
zitieren. Gegeniiber dem Redaktionsnetzwerk Deutschland

bestritt der FDP-Politiker, sich gegen entsprechende Forde-
rungen von Betroffenen und des Landes Hessen zu stellen:

,»Das Gegenteil ist der Fall. Ich bin offen dafiir, die
elektronische Fulifessel im Kampf gegen héusliche
Gewalt einzusetzen. Auch Regelungen im Gewalt-
schutzgesetz kann ich mir grundsétzlich vorstellen.
...Ich mochte einen liickenlosen Schutz fiir von Ge-
walt bedrohte Frauen erreichen: eine Verzahnung
von Landespolizeirecht und dem Gewaltschutzge-
setz des Bundes.*

Liebe Damen und Herren von der FDP-Fraktion, nehmen
Sie sich bitte ein Beispiel an Ihrem Bundesjustizminister,
und lassen Sie den Datenschutz in diesem Fall nicht wieder
zum Téterschutz werden.

(Beifall CDU und SPD)

Lassen Sie mich noch zwei Sitze zum Dringlichen Antrag
der GRUNEN sagen. Liebe GRUNE, im ersten Absatz
Ihres Antrags wiederholen und fordern Sie das, was die
Landesregierung bereits umsetzt hat oder angehen wird.
Unter Punkt 3 f nehmen Sie noch auf, dass sexuell anziig-
liches Rufen, Reden, Pfeifen oder Gestikulieren in der Of-
fentlichkeit als Straftatbestand ausgestaltet werden soll. Ich
verstehe ja, dass Sie als altbekannte Verbotspartei schnell
dabei sind, Handlungen unter Strafe zu stellen.

(Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das ist
Sexismus!)

Ich sage auch ganz klar: Wenn sexuell anziigliche AuBe-
rungen oder Ahnliches gegen den ausdriicklichen Willen
des oder der Betroffenen erfolgen, sind sie verwerflich.

(Hildegard Forster-Heldmann (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Das hat nichts mit Verboten zu tun, son-
dern mit Benehmen! — Weitere Zurufe BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Ich wiirde hier und heute nicht stehen — lassen Sie mich
doch bitte ein Beispiel bringen —, wenn das Hinterherpfei-
fen schon damals unter Strafe gestanden hétte. Mein GroB-
vater, ein Dachdeckermeister, lernte ndmlich genau so mei-
ne GroBmutter kennen.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall CDU, SPD und
Freie Demokraten)

Er war auf dem Dach und pfiff einer jungen Dame auf dem
Fahrrad hinterher.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Hieraus entstand eine gliickliche Ehe, die {iber 70 Jahre
hielt, bis zum Tod meines Grof3vaters.

(Beifall CDU — Demonstrativer Beifall AfD)

Meine Grofmutter hat das Hinterherpfeifen anscheinend
positiv gewertet. Auch damals hétte es sicherlich Frauen
gegeben, die das Hinterherpfeifen anders verstanden hét-
ten.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Sie miissen es
ja nicht anzeigen!)

Auch ich glaube, dass Frauen solche Bemerkungen, ob es
ein Pfeifen, ein Gestikulieren oder was auch immer ist,
unterschiedlich interpretieren.

(Zurufe)
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Auf dem platten Land ist es vielleicht etwas anderes, wenn
man hinterhergepfiffen bekommt, als wenn man in der
Stadt von testosterongeladenen Menschen umstellt ist.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das Thema ist wichtig, und dieses Thema werden wir auch
angehen. Wir werden tiber dieses Thema diskutieren. Dafiir
brauchen wir aber Sie nicht.

Lassen Sie bitte die Bundesratsinitiative, die wirklich
wichtig und dringlich ist — ich glaube, dariiber sind wir
uns in diesem Hohen Hause einig —, so, wie sie ist, und
lassen Sie uns uns auch um die anderen Dinge kiimmern.

(Beifall CDU und SPD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchste hat die Abgeordnete Weegels,
AfD-Fraktion, das Wort.

Sandra Weegels (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine Damen und Herren!
Werfen wir doch zunéchst einmal einen Blick auf das, was
auf Polizeidienststellen in Hessen téglich so vorkommit:
Nachdem {iiber Notruf héusliche Gewalt gemeldet wurde,
trifft eine Streife vor Ort auf die verletzte Frau, auf einen
aggressiven Mann, im schlimmsten Fall auf weinende, ver-
storte Kinder. Die Polizisten schicken den Mann mit einer
Wegweisungsverfiigung aus der Wohnung. Im optimalen
Fall unterschreibt die Frau einen Strafantrag und bekommt
eine Vernehmung in Aussicht gestellt. Damit ist der Ein-
satz vor Ort beendet. Aber schon am Abend hat die Frau
den anscheinend reumiitigen Ehemann, Vater der Kinder,
wieder in die Wohnung gelassen. Den Strafantrag zieht sie
zuriick, bei der Vernehmung sagt sie, es sei alles wieder
gut, er wolle sich ja éndern.

Doch es geht auch noch schlimmer: Faustschlige, Tritte,
Messerattacken, Wiirgen und auf dem Korper ausgedriickte
Zigaretten — wie viele Frauen in Hessen und Deutschland
diese Grausamkeiten tdglich ertragen miissen, ist schwer
festzustellen. Klar ist, dass fast jeden dritten Tag eine Frau
in Deutschland stirbt, getdtet von ihrem Partner oder Ex-
Partner.

Meine Damen und Herren, einerseits wissen Frauen in Ge-
waltbeziehungen, dass die Gewalt gegen sie nicht richtig
ist. Andererseits leiden sie unter fehlgeleiteten Scham- und
Schuldgefiihlen, befinden sich in psychischer, sozialer oder
finanzieller Abhingigkeit und unterliegen den Machtdispo-
sitiven der Titer. So kommt es, wie es kommen muss:
Die Anzeige wird in vielen Féllen nicht aufrechterhalten,
zu Vernehmungen erscheinen die Frauen erst gar nicht,
oder sie berufen sich auf ihr in vielen Féllen vorliegendes
Aussageverweigerungsrecht.

Die héusliche Gewalt im Besonderen und die hemmungs-
lose Gewalt gegen Frauen, bloB weil sie Frauen sind,
sind ein flaichendeckendes Problem quer durch alle Gesell-
schaftsschichten, das sich, so hart es jetzt klingen mag,
nicht immer verhindern lésst. Fiir uns von der AfD ist klar:
Mainner, die Frauen schlagen oder vergewaltigen, sind mit
aller Konsequenz zur Verantwortung zu ziehen und hart zu
bestrafen.

(Beifall AfD)

Grundsatzlich begriilen wir die Initiative der FDP, aber fiir
uns geht die FDP die Sache wieder einmal zu oberflachlich
an. Unabhingig davon erwecken Sie den Eindruck, dass
Sie Datenschutz vor Opferschutz stellen. Wir haben das
eben gehort. Wie immer finden Sie keine klaren Worte da-
zu, wo die Ursachen zu suchen sind. Aber das tibernehmen
wir gern fiir Sie.

Ja, es bedarf selbstverstindlich mehr Malinahmen, um
Opfer von hduslicher Gewalt in all ihren Facetten besser
vor weiteren Ubergriffen zu schiitzen, Anniherungsverbote
von Gefihrdern zu {iberwachen und entsprechend auf die
Tater einzuwirken.

Die elektronische FuBfessel fiir Gefahrder, wie sie bei-
spielsweise in Spanien sehr erfolgreich eingesetzt wird,
ist hierfiir ein eminent wichtiges Instrument. Thre Ausfiih-
rung bzw. die Ausweitung ihres Einsatzes begriilen und
fordern wir ausdriicklich, wie alles, was getan werden
kann, um solche Gewalttiter konsequent zu bestrafen und
vor allem die potenziellen Opfer zu schiitzen. Leider muss
niamlich festgehalten werden, dass alle bisher ergriffenen
MaBnahmen, wie Wegweisungsverfiigungen, Kontakt- und
Néherungsverbote, in vielen Fillen nicht die gewiinschte
Wirkung erzielt haben.

Aber wer wie Sie, meine Damen und Herren der FDP, allen
Ernstes glaubt, dass Frauenschldger, wie Sie schreiben,
durch professionelle Taterarbeit und Verhaltenstrainings
aufhoren, zuzuschlagen, den muss ich leider enttduschen.
Dieses Kuschelprogramm passt nicht zu dem Tétertyp, den
Sie damit erreichen mdchten.

(Beifall AfD — Zuruf Wiebke Knell (Freie Demokra-
ten))

Aus beruflicher Erfahrung kann ich Thnen sagen: Gesamt-
gesellschaftlich betrachtet, sind es zum Beispiel soziale
Griinde, der Missbrauch von Alkohol und Drogen, aber
auch — ich weiB}, Sie wollen das nicht horen — patriar-
chisch-ménnlich fixierte Familien- und Frauenbilder, wie
sie nun einmal insbesondere

(Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Wie bei der AfD! Haben Sie sich den Laden
einmal angeguckt? — Weitere Zurufe BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

— jetzt kommt es; Sie freuen sich schon — in arabischen und
auch in ost- und siidosteuropdischen Léndern existieren.
Nicht umsonst warnen wir schon lange davor, dass durch
die illegale Masseneinwanderung

(Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Ah!)

auch potenzielle Frauenschldger mit einem verédchtlichen
Frauenbild hierherkommen, die zum Teil auch nicht vor
einer Totung zuriickschrecken.

(Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

— Das ist die Wahrheit. Sie konnen schreien, so laut Sie
wollen, ich werde es IThnen immer wieder von hier vorne
aus sagen.

(Beifall AfD — Fortgesetzte Zurufe SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Gewaltprdvention muss Teil der Erziehung in der Schule
sein, damit bereits sehr friih, unabhidngig von familié-
rer Sozialisierung, deutlich wird, dass man Frauen nicht
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schldgt. Die Aufgabe des Gesetzgebers muss es sein, die
Téter zur Verantwortung zu ziehen und die Opfer zu schiit-
zen. Dazu gehort es auch, geniigend Schutzraume in Frau-
enhdusern vorzuhalten und die entsprechenden Mittel da-
fiir bereitzustellen. Es ist unsdglich und ein unhaltbarer
Zustand, dass vor Gewalt Schutz suchende Frauen an Frau-
enhdusern abgewiesen werden miissen, wenn diese wieder
einmal vollig tiberbelegt sind.

Alle Maflnahmen, die Sie von der FDP und den Regie-
rungsparteien fordern, bleiben jedoch wirkungslos, wenn
nicht entsprechend geschultes und empathisches Personal
bei Polizei und Justiz diese auch umsetzt. Wir fordern
daher in unserem Antrag insbesondere, das polizeiliche
Gefahrdungslagenmanagement stetig weiterzuentwickeln
und zu verbreitern. Polizeilichen Gefahrdungslagenmana-
gern kommt eine immense Bedeutung bei der Einordnung
und Bewertung von Gefdahrdungslagen zu. Nur durch ihre
Expertise und ihre Einschidtzungen kdnnen lageangepasste
und wirksame Schutzmafinahmen ergriffen werden. Das
gesamte Haus diirfte sich darin einig sein, dass es sich bei
dieser Tétigkeit um eine ebenso anspruchsvolle wie verant-
wortungsvolle Aufgabe handelt, fiir die eine entsprechende
Aus- und Fortbildung unbedingt notwendig ist.

Ich schlieBe jetzt mit dhnlichen Worten wie Frau Kiinkel.
Erlauben Sie mir ndmlich noch ein Wort zu dem Antrag
der GRUNEN: Sie nennen IThren Antrag tatsichlich ,,Akti-
onsplan®, aber dann fallt Thnen wenig mehr ein, als das
sogenannte Catcalling unter Strafe zu stellen. Ist das wirk-
lich Thr Ernst? Wir debattieren heute hier {iber einen wirk-
samen Schutz von Frauen vor Gewalt, und dann kommen
die Oberkriminalisierer von den GRUNEN und fordern,
dass kiinftig Ménner vor den Strafrichter gezerrt werden,
wenn sie, wie Sie eben gehort haben, es wagen, einer Frau
hinterherzupfeifen. Wenn es noch eines Beweises bedurft
hitte, dass die GRUNEN eine Partei sind, der fiir ihren
Gesellschaftsumbau nichts anderes einfallt als Strafrecht
und Verbote: Bitte sehr, hier ist er.

Wir lehnen daher die zu oberflachlichen Antrdge der an-
deren Fraktionen ab und werben um Zustimmung zu unse-
rem. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchste hat die Abgeordnete Herz von
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN das Wort.

Julia Herz (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Alle 57 Stunden wird in Deutschland eine
Frau von ihrem Partner oder Ex-Partner getotet — alle 57
Stunden ein Femizid. Hessen ist nicht sicher, solange es
nicht auch fiir Frauen sicher ist. Die Zahlen sprechen ei-
ne eindeutige Sprache. Viele sind Opfer von psychischer,
physischer und digitaler Gewalt durch ihren Partner oder
Ex-Partner. Alle 57 Stunden wird eine Frau getdtet. Das
sind — das hat die Kollegin von der CDU schon angemerkt
— allein im Jahr 2023 155 getdtete Frauen. Das Problem
der Femizide ist also wirklich riesig, und es ist skandalds,
dass dieser Zustand keinen Aufschrei auslost.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Doch auch tiber die Femizide hinaus ist die Realitdt er-
schreckend. Es ist die Frau, die durch Zufall bemerkt,
dass ihr Ex-Partner zur GPS-Uberwachung heimlich Air-
tags in die Kleidung der Kinder eingendht hat. Es ist
die Veroffentlichung von intimen Bildern in den sozialen
Netzwerken, das Auflauern auf bekannten Wegen oder die
dauerhafte psychische Erniedrigung. Sich dieses Themas
anzunehmen, die Frauen nicht alleinzulassen und dafiir zu
sorgen, dass partnerschaftliche Gewalt nicht mehr an der
Tagesordnung ist, ist eine zentrale politische Aufgabe, die
Innen- und Sozialpolitik gleichermafen fordert.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich begriile daher alle Antrdge der demokratischen Frak-
tionen, die uns heute hierzu vorliegen.

Uns eint der Wille zum Einsatz von FufBifesseln nach dem
spanischen Modell. Auch wir GRUNE haben das bereits
im Juni im Rahmen unseres umfassenden Aktionsplans
zum Schutz von Frauen, auf den ich gleich noch einmal zu
sprechen komme, gefordert. Das Mittel der Fullfessel bei
denjenigen einzusetzen, gegen die ein Anndherungsverbot
vorliegt, unterstiitzen wir. Wir erhoffen uns davon mehr Si-
cherheit fiir die Frauen, die es schon bis zum Aussprechen
eines Anndherungsverbotes geschafft haben.

Zudem ist es richtig, dass die Koalition den Opferhilfever-
einen und Frauenhdusern in ihrem Antrag dankt. Aber sei-
en wir doch ehrlich: Ein Dankeschon ist schon und gut.
Was Frauenhduser und Co. aber vor allem brauchen, ist ei-
ne auskdmmliche finanzielle und politische Unterstiitzung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Aber dazu gleich noch mehr.

Ich will aber natiirlich auf unseren griinen Antrag zu spre-
chen kommen; denn alleine mit der Ful3fessel werden wir
keine hinreichende Sicherheit fiir Frauen erreichen konnen,
auch nicht mit dem spanischen Modell. Wie gesagt, wir
fordern das schon lange und unterstiitzen es heute aus-
driicklich. Aber das kann nur einer von vielen Ansitzen
sein, Frauen besser zu schiitzen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn am besten ist natiirlich zweifelsohne, wenn wir eben-
falls MaBnahmen ergreifen, die verhindern, dass es zur
Gewalt kommt. Wenn es aber dazu kommt, muss Frauen
mehr Hilfe zuteilwerden als nur iiber die Fullfessel.

Wir GRUNE haben daher bereits im Juni einen umfassen-
den Aktionsplan zum Schutz von Frauen mit 18 Malnah-
men vorgelegt. Einige der Punkte daraus finden Sie in un-
serem Antrag. Bei so einem Paket stellt man schnell fest:
Unserer Uberzeugung nach werden wir die Sicherheit von
Frauen nicht alleine mit ordnungspolitischen MaBBnahmen
erreichen. Wir miissen das Thema gesamtgesellschaftlich
angehen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was sieht unser Aktionsplan zum Schutz von Frauen ne-
ben den FuBfesseln und dem spanischen Modell konkret
vor? Wir wollen, dass alle Personen, gegen die ein Anné-
herungsverbot vorliegt, dazu verpflichtet sind, an Gewalt-
praventionsberatungen teilzunechmen. Nicht alle werden
das kooperativ annehmen, keine Frage. Folglich wird es
auch nicht immer dazu flihren, die Téter tatsdchlich davon
abzuhalten, gewalttéitig zu werden. Das Risiko, dass dies
passiert, wird aber verringert.
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Beratungsstellen sind die erste Anlaufstelle fiir von Gewalt
betroffene Frauen und unterstiitzen bei allen MaBinahmen
auf dem Weg in ein sicheres Leben. Sie helfen bei der Su-
che nach einem sicheren Wohnort. Sie unterstiitzen vor Ge-
richt. Sie kldren Frauen iiber ihre Rechte und Méglichkei-
ten auf und vermitteln juristische Hilfe. In den vergange-
nen Jahren haben immer mehr Frauen Hilfe in Beratungs-
stellen gesucht. Es braucht jetzt deshalb eine Erhhung der
Budgets der Beratungsstellen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Eine nicht weniger wichtige Aufgabe erfiillen die hessi-
schen Frauenhduser, ohne deren Arbeit unzéhlige Kinder
und Frauen keine sichere Bleibe hétten. Obwohl die Lan-
desforderung fiir die Frauenhduser in den letzten Jahren
deutlich ausgebaut wurde, gibt es noch immer zu wenige
Platze. Wir wollen deshalb ein Investitionsprogramm fiir
Frauenhduser und Beratungsstellen auflegen. Zudem sollen
die ortlichen Budgets fiir die Betriebskosten der Frauen-
hiuser erhoht werden, sodass im Laufe dieser Legislatur-
periode 300 zusdtzliche Frauenhausbetten geschaffen wer-
den konnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was zudem fiir die Frauenhéduser und deren Bewohnerin-
nen ein groBles Problem ist, ist die Wohnungsnot an vielen
Orten. Frauen miissen bezahlbare Wohnungen finden, da-
mit der Aufenthalt im Frauenhaus hierdurch nicht verldn-
gert wird; denn die harte Realitdt ist: Wir brauchen jeden
Platz. Deshalb fordern wir, die Mittel fiir das Programm
,»Wohnen nach dem Frauenhaus® zu verdoppeln.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Sicherheit von Frauen ist nicht erst in Gefahr, wenn
es um korperliche Gewalt geht. An die CDU-Kollegin:
Sexuelle Beldstigung ist nichts, woriiber wir uns hier im
Parlament lustig machen sollten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Zuruf
J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

Unzidhlige Frauen erfahren regelmifig sogenanntes Catcal-
ling, sexuell anziigliches Rufen, Pfeifen oder Gestikulieren
gegeniiber Frauen in der Offentlichkeit. Wir wollen, dass
Catcalling auch in Deutschland strafbar wird, und fordern
daher, eine Bundesratsinitiative auf den Weg zu bringen.
Viele unserer Nachbarldnder haben hier bereits Tatsachen
geschaffen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - J. Michael
Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Welche?)

Zu guter Letzt schlagen wir vor, all diejenigen zu stér-
ken, die im beruflichen Kontext mit von Gewalt betroffe-
nen Frauen arbeiten. Wir wollen, dass sich Polizistinnen
und Polizisten, Juristinnen und Juristen, Pddagoginnen und
Padagogen und Medizinerinnen und Mediziner weiterbil-
den konnen, damit sie betroffenen Frauen noch besser
helfen konnen. Wir wollen entsprechende Inhalte in den
Ausbildungs- und Studienordnungen verankern. Das ist al-
so ein breites Feld an Mallnahmen, mit denen wir uns dem
Thema auf einer grundlegenden Ebene widmen.

Zum Antrag der AfD muss ich wohl kaum etwas sagen.
Der AfD ist die Sicherheit von Frauen vollkommen egal.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Zurufe
AfD)

Im Gegenteil: Die AfD verschlechtert das Leben von Frau-
en, wo immer sie nur kann.

(Lachen AfD)

Thr Ideal von Frauen als Gebédrmaschinen, Thr Leugnen
der Lohnliicke zwischen Frauen und Minnern, Thre Pliane
zur Kriminalisierung von Schwangerschaftsabbriichen: Die
Ideen der AfD sind auch fiir Frauen eine Katastrophe.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Zurufe
AfD)

Dass es Thnen heute darum geht, die Sicherheit von Frauen
zu verbessern, nehme ich Thnen nicht ab. Sie freuen sich
wie ein kleines Kind, wann immer Sie die Gelegenheit
bekommen, gegen Muslime zu wettern — heute im Antrag
sogar mit dem Argument, diese wiirden aus einem Milieu
mit einem patriarchisch-ménnlichen Familienbild kommen.
Die Wahrheit ist doch, dass es in diesem Land kein Milieu
gibt, dass so sehr patriarchisch-ménnlich geprigt ist wie
das der AfD.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD — Zurufe AfD)

Ich komme zum Schluss. Frauensicherheit ist ein breites
Thema. Die FulBifessel und das spanische Modell sind da-
bei wichtige Bausteine. Wir werden dem Problem aber
nur dann wirksam entgegentreten koénnen, wenn wir die
Sicherheit von Frauen deutlich vielseitiger betrachten.
Verpflichtende Gewaltpriventionstrainings, Catcalling als
Strafbestand, 300 weitere Frauenhausplitze, das Programm
,,Wohnen nach dem Frauenhaus®, die flichendeckende Fi-
nanzierung von Beratungsstellen und die Schulung von
Fachkriften sind wichtige Schritte fiir ein gewaltfreies und
sicheres Leben der Frauen in Hessen. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Sie macht sich schon auf den Weg: Als
Nichste hat die Abgeordnete Hartdegen von der SPD das
Wort.

Tanja Hartdegen (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wir haben gerade schon viel zum Thema ,,Gewalt
gegen Frauen® gehort, und ich muss sagen: Dem meisten,
was hier von den demokratischen Fraktionen gesagt wurde,
konnen wir uneingeschrénkt zustimmen.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Dem meis-
ten!)

— Genau, nicht allem. — Jede einzelne Gewalttat gegen
die korperliche Unversehrtheit oder sogar gegen das Leben
ist eine zu viel. Besonders perfide und erschreckend sind
solche Taten aber, wenn sie im geschiitzten und privaten
Umfeld stattfinden, ndmlich dort, wo man sich eigentlich
sicher und geborgen fiihlen sollte. Der Schutz von Opfern
hauslicher Gewalt ist der Landesregierung ein sehr grof3es
Anliegen. Insbesondere dann, wenn ernsthaft zu befiirchten
ist, dass eine Tat ausgeiibt wird, oder wenn bereits Gewalt
ausgeiibt worden ist und eine Wiederholung droht, muss
das Opfer effektiv geschiitzt werden.

(Vereinzelter Beifall SPD und CDU)



Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung - 12. September 2024 1235

— Es ist schon spét, ich wei. — Eine Moglichkeit kann
hier der Einsatz der Fulifessel sein. Noch effektiver ist hier
aber das spanische Modell. Ich werde das jetzt nicht noch
einmal erkldren. Wir haben das gerade schon ein paarmal
gehort. Das ist etwas, was wir auf jeden Fall priifen und
ermoglichen wollen; denn damit ist sowohl dem Opfer
geholfen als auch die Polizei in die Lage versetzt, sofort
eine Strafverfolgung einzuleiten.

Immer zu beachten ist in diesem Zusammenhang aber, dass
der Einsatz von Fullfesseln — insbesondere, wenn es weiter
greifende Eingriffe sind — Eingriffe in das Personlichkeits-
recht sind. Wir haben das auch heute schon in einem ande-
ren Zusammenhang gehort: Personlichkeitsrechte gelten in
unserem Rechtsstaat eben fiir alle Menschen; daher miissen
wir die Einsdtze ganz ordentlich regeln und miissen auch
die Verarbeitung der Daten verniinftig regeln. Wir leben in
einem Rechtsstaat, und dieser gilt fiir beide Seiten.

Die bereits erfolgte Ausweitung der Anwendungsmoglich-
keiten in § 31a HSOG auf Beziehungstaten ist ein erster
Schritt in diese Richtung. Wir werden weitere Regelungen
treffen, aber diese miissen auch sorgfiltig und rechtssicher
sein. Ein Blick in unseren Koalitionsvertrag wiirde da wei-
terhelfen; denn dort steht drin, dass wir das bereits in der
Planung haben.

Ebenso steht drin, dass wir ein Frauensicherheitspaket auf
den Weg bringen werden. Da werden viele Punkte rein-
kommen, die wir auch heute schon gehdrt haben. Wir wer-
den in diesem Paket beispielsweise die Forderungen der
Istanbul-Konvention sowie Selbst- und Soforthilfemalinah-
men aufgreifen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Daneben ist es wichtig, den weiteren Opferschutz zu stir-
ken. Wir haben auch das eben schon gehort. Aber auch
da hitte ein Blick in unseren Koalitionsvertrag weiterge-
holfen; denn wir wollen eine institutionelle Férderung der
Opferhilfevereine. Damit wollen wir die wertvolle Arbeit
stirken. Dort erhalten die Opfer Beratung und Unterstiit-
zung, und das ist uns wichtig.

(Beifall SPD und CDU)

Ein weiterer Baustein sind die Frauenhiuser, tiber die wir
eben auch schon viel gehort haben. Auch das werden wir
in den Blick nechmen — bzw. haben wir schon im Blick.
Neben der Beratung steht hier auch die Bereitstellung von
Wohnraum im Mittelpunkt. Wenn eine Frau im hauslichen
Umfeld Gewalt erfiahrt, dann muss sie so schnell wie
moglich dieses hdusliche Umfeld verlassen kdnnen; wenn
Kinder im Spiel sind, gilt dies umso mehr. Das hat die
Landesregierung im Blick, da kdnnen Sie sicher sein.

Da man aber einen Téter nicht sein Leben lang iiberwachen
und kontrollieren kann, ist in unseren Augen ein weiterer
sehr wichtiger Baustein die Pravention. Ich mdchte da auch
einmal das sogenannte Marburger Modell nennen; das
wurde noch nicht erwdhnt. Auch das haben wir in unserem
Koalitionsvertrag erwihnt. Wir werden das ausbauen und
mit weiterem Personal unterlegen. Das gibt es bei uns in
Hessen bereits an allen Landgerichten. Damit findet eine
unmittelbare Tataufarbeitung statt, und das Opfer wird un-
terstutzt.

Das ist ein wichtiger Teil des Opferschutzes, ebenso wie
die Téterarbeit, die heute auch schon angesprochen wurde;
denn die Frage nach dem Ausldser, der Motivation und den
Griinden fiir eine solche Tat muss geklédrt werden. Es muss

aufgearbeitet werden, welche sozialen Defizite dahinterste-
cken; denn nur so kann verhindert werden, dass ein Tater
erneut zu einem Téter wird. Jede nicht begangene Tat ist
ein Opfer weniger.

(Beifall SPD und CDU)

Sie sehen also — das haben wir eben auch schon mehrfach
gehort —, der Schutz vor héuslicher Gewalt hat sehr vie-
le Facetten. Wir als Koalition werden diese Facetten alle
angehen. Das haben wir in unserem Koalitionsvertrag so
festgehalten, und wir werden diesen Koalitionsvertrag auch
erfiillen; da kénnen Sie sicher sein.

Lassen Sie mich jetzt noch einmal ganz kurz auf den An-
trag der AfD eingehen. Dort findet natiirlich wieder eine
Zuspitzung im Bereich der Téter statt. Es wird eine vollig
unzutreffende Verbindung zu Migration und Herkunft her-
gestellt. Alle Menschen mit einem bestimmten Migrations-
hintergrund werden unter einen Generalverdacht gestellt.
Wir haben es eben auch schon von der Kollegin von den
GRUNEN gehért: Minnlich fixierte Familienbilder sind
eben auch in reaktiondren Kreisen, die von der deutschen
Volksgemeinschaft traumen, sehr weit verbreitet.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Gerhard Schenk (Bebra) (AfD))

Wir haben uns dieses Weltbild schon den ganzen Nachmit-
tag in verschiedensten Facetten anhdren miissen. Das sind
immer wieder die gleichen Ressentiments und pauschalen
Vorurteile.

(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Von Ihnen doch
auch!)

Sie sind sehr ermiidend, wenig originell, und vor allen
Dingen sind sie grundfalsch.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU — Zurufe AfD)

Fiir die Opfer von Gewalttaten macht es im Ubrigen
auch gar keinen Unterschied, ob der Téter Migrationshin-
tergrund hat oder nicht. Die Kriminalititsbekdmpfung kann
in unserem Land nicht durch Populismus erfolgen, sondern
wir miissen mehr Pravention und Opferschutz einfiihren.

(Zuruf Gerhard Schenk (Bebra) (AfD))
Danke schon fir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Fiir die Hessische Landesregierung darf ich
Justizminister Heinz das Wort erteilen. Bitte schon.

Christian Heinz, Minister der Justiz und fiir den
Rechtsstaat:

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ich bin den Abgeordneten sehr dankbar, die
sich iiberwiegend sehr sachlich hierzu geduflert haben. Ins-
besondere mochte ich mich bei Frau Hartdegen und Frau
Kiinkel bedanken, die uns den Antrag ihrer beiden Fraktio-
nen vorgestellt und erldutert haben.

Ich mdchte beginnen mit Frau Hartdegen. Vielen Dank,
dass Sie herausgearbeitet haben, was die Landesregierung
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bereits alles tut und auch tun wird. Auch die gesteigerten
Bemiihungen im Doppelhaushalt, die Praventionsarbeit ha-
ben Sie genannt. Es ist sehr wichtig, das eingangs hervor-
zuheben.

Frau Kiinkel danke ich ausdriicklich dafiir, dass sie uns zu
Beginn die schrecklichen Zahlen noch einmal aufgezeigt
hat: 250.000 Opfer von hduslicher Gewalt im vergangenen
Jahr, Tendenz steigend. Das ist eine Zunahme von iiber
6 % im Jahr 2023. Das ist besorgniserregend. Uber 70 %
der Opfer sind weiblich. Die Spitze dieses traurigen Eis-
bergs sind die vollendeten Morde an den Partnerinnen bzw.
Ex-Partnerinnen — 155 Morde in Deutschland; Sie haben
es ausgerechnet: ein Mord alle 57 Stunden. Wir haben
mehr als an jedem Tag ein versuchtes Totungsdelikt in
Deutschland. Das muss man noch zu den Toétungsdelikten
hinzurechnen. Diese 155 Morde sind schrecklich.

Die Zahlen sind gestiegen, auch gegeniiber 2022. Die
jingste Vergangenheit hat auch gezeigt, bei aller Vorsicht
mit Blick auf noch laufende Ermittlungen, dass auch Hes-
sen immer wieder ein Tatort ist. Im vergangenen Jahr gab
es 14 vollendete Totungsdelikte an ehemaligen Partnerin-
nen und Partnern in Hessen.

Was ist zu tun? Frau Hartdegen hat es eben herausgearbei-
tet: Der Ansatz dieser Landesregierung ist sehr breit. Wir
sind beschiftigt mit der Authellung des Dunkelfelds, mit
Priaventionsarbeit, wir verstirken unsere Bemiihungen im
Bereich der Opferhilfe, auch im Bereich der Téterarbeit.
Allein im Doppelhaushalt 2023/24 ist es gelungen, die
Mittel um 100.000 Euro aufzustocken. Meine Damen und
Herren, all das gehort zu einem Ansatz dazu, das ist richtig
und wichtig.

Aber ganz am Ende sind diese MaBnahmen bei den Delik-
ten, liber die wir heute sprechen, bei den vollendeten To-
tungsdelikten, allein nicht zielfiihrend. Wir miissen vor die
Lage kommen. Der Rechtsstaat, die Justiz, die Sicherheits-
behérden miissen in die Lage versetzt werden, nicht nur
nach den Taten den Opfern zu helfen, sondern im besten
Fall diese Taten vorab schon zu verhindern.

Am Ende muss es auch so sein — das sage ich an dieser
Stelle ganz deutlich — Wir wollen, indem wir die Frau-
en vor ihren gewalttdtigen Partnern in Sicherheit bringen,
sie nicht irgendwo im Frauenhaus verstecken, sondern wir
wollen die Téter frithzeitig packen und sicherstellen, dass
diese Taten nicht begangen werden konnen.

(Beifall CDU, vereinzelt SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Ein Blick nach Spanien zeigt eben, dass die elektronische
FuBifessel das beste und wirksamste Mittel ist, um diese
schrecklichen Straftaten zu verhindern. Ich hatte im Som-
mer ein sehr ausfiihrliches und eindrucksvolles Gespréch
mit dem Vorsitzenden des Weilen Rings. Vielleicht sollte
die FDP auch einmal auf ihn horen und ihn nicht nur in ih-
ren Plenarreden nennen, sondern auch einmal anhoren, wie
seine Position zur Anderung des Gewaltschutzgesetzes des
Bundes ist. Dann wiirden Sie vielleicht {iber Thre Position
noch einmal nachdenken.

Ich habe auch mit anderen Vertreterinnen und Vertretern
der Opferhilfeorganisationen gesprochen. Nach einer brei-
ten Beschiftigung stellt sich heraus, dass in Spanien, wo
dieses Modell seit vielen Jahren erprobt und angewandt
wird, keine einzige Frau mehr Opfer eines vollendeten T6-

tungsdelikts geworden ist, wenn der potenzielle Téter mit
einer elektronischen Fulifessel gesichert wurde.

Von daher wird sich diese Landesregierung, diese Koaliti-
on, wie das Frau Hartdegen und Frau Kiinkel dankenswer-
terweise schon ausgefiihrt haben, nicht davor driicken, alle
landesgesetzlichen Moglichkeiten auszuschopfen. Im Ge-
genteil, Sie konnen sich alle darauf freuen, dass schon sehr
bald ein Vorschlag kommen wird, wie das HSOG noch
weiter ergénzt und verbessert werden kann. Da schaue ich
auch meinen Kabinettskollegen an; ich glaube, es laufen
derzeit gute und intensive Beratungen in diese Richtung.

Diese Landesregierung befiirwortet ausdriicklich, wenn der
Hessische Landtag sich entschlieBen konnte, auch den An-
wendungsbereich des § 31a HSOG auszuweiten. Die Ver-
gangenheit hat gezeigt, dass die bisherigen Anwendungs-
moglichkeiten nicht ausreichen, um dieses Problems Herr
zu werden.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Wenn Sie mir diese Anmerkung noch gestatten: Ich bin
sehr gespannt, wie sich einzelne Fraktionen, die das grund-
sétzlich begriilen, zu dem konkreten Vorschlag verhalten
werden. Ich habe Diskussionen aus der Vergangenheit in
Erinnerung, dass diejenigen, die jetzt einfordern, dass man
das im Polizeirecht alles regelt, die Ersten sind, die am
Schluss wieder die RechtmiBigkeit und den Nutzen in
Zweifel ziehen und gegen diese Regelungen vorgehen.

Am Ende gehdrt zur Wahrheit auch dazu, dass die landes-
gesetzlichen Moglichkeiten und die Mdoglichkeiten, dies
im Polizeirecht zu regeln, begrenzt sind. Wir haben bisher
die Mdoglichkeit, es fiir zweimal 14 Tage in den Féllen
hiuslicher Gewalt anzuordnen. Die rechtlichen Hiirden
sind extrem hoch. Der Landesgesetzgeber ist gehalten, die
Moglichkeiten zu verbreitern. Am Ende werden wir um
das beste und wirksamste Verfahren nicht herumkommen.
Das ist im Familienrecht angelegt und ist letztendlich eine
bundesgesetzliche Moglichkeit.

Sie kennen vermutlich alle das Verfahren. Nach dem Ge-
waltschutzgesetz, nach diesem familiengerichtlichen Ver-
fahren, werden die Ndherungsverbote und Abstandsgebote
ausgesprochen. In der Praxis miissen wir leider immer
wieder feststellen, dass in tiber der Hélfte der vollendeten
Totungsdelikte, tiber die wir heute sprechen, Néherungs-
verbote und Kontaktverbote bestanden haben, aber gegen
diese verstoBen wurde.

Deswegen ist es aus unserer Sicht das Beste, wenn in
diesen Verfahren die Familienrichterin oder der Familien-
richter in den besonders extremen Féllen mit hohem Ge-
fahrdungspotenzial gleich die FuBlfessel nach dem Gewalt-
schutzgesetz verhdngen kann. Das wire dann das spani-
sche Modell, es wird genau nach dem gleichen Verfahren
ausgesprochen und verhingt. Wir stellen uns das so vor,
dass es dann die Zweikomponentenregelung geben wird:
Der potenzielle Téater wird gezwungen, eine FuBfessel zu
tragen, und die bedrohte Frau kann, wenn sie das mdch-
te, einen eigenen Empfanger tragen, durch den sie nur
gewarnt wird, aber durch den natiirlich keine Bewegungs-
profile erstellt werden.

Das alles geht nur iiber das Gewaltschutzgesetz — das ein
Bundesgesetz ist —; deswegen wollen wir es erweitern. Ich
habe alles dazu verfolgt — Frau Kiinkel hat es eben schon
dargelegt —, auch die AuBerungen des Bundesjustizminis-
ters dazu. Er hat uns bis in den Sommer hinein erklért,
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dass das alles gar nicht notwendig sei; die Lander kdnnten
autonom handeln und sollten einmal schauen, wie sie es
selbst hinkriegen.

Dann haben wir als Hessische Landesregierung unsere In-
itiative angekiindigt. Daraufhin haben sich die Verlautba-
rungen etwas verschoben; denn dann hie es plétzlich:
Wir verschlieBen uns diesen Anderungen nicht, wir wollen
gerne mit Thnen dariiber ins Gesprich kommen. — Dann
gab es zugegebenermaflen auch diese Einladung zu einer
Facharbeitsgruppe, die nach meiner Kenntnis bisher einmal
online und relativ kurz getagt hat. Teilnehmer haben mir
berichtet, das habe seitens des Bundes eher einen Verhin-
derungscharakter gehabt als einen Ldsungscharakter mit
dem ernsthaften Willen, sich anzunéhern.

Dabher bin ich sehr gespannt, wie es damit weitergeht. Ich
habe aber gewisse Befiirchtungen, dass es so ist, wie es im-
mer ist, wenn es bei Herrn Buschmann konkret wird. Mein
Vorgéanger hat da in seinen knapp zwei Jahren auch ein-
driickliche Erfahrungen gemacht. Immer, wenn es konkret
wird, wird versucht, die Dinge wegzumoderieren, dann
werden Bedenken erfunden, dann werden Arbeitsgruppen
und Unterarbeitsgruppen eingesetzt.

Das haben wir in anderen Féllen auch erlebt. Bei der Frage
der IP-Adressen-Speicherung

(Zuruf Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten) —
Gegenruf J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

lauft es ganz dhnlich, da ist auch nicht der Wille da, gegen
schreckliche Straftaten vorzugehen.

Jedenfalls werden wir als Landesregierung der Bundesre-
gierung und der Mehrheit im Deutschen Bundestag sehr
gerne die Gelegenheit geben, sich in dieser Frage klar zu
positionieren. Wir haben fiir die ndchste Bundesratssitzung
Ende September eine Initiative eingebracht. Dann wird je-
des Land im Bundesrat und gerne auch spiter die Mehrheit
im Deutschen Bundestag zeigen konnen, wie sie sich dazu
verhalten, ob ihnen der Schutz von Frauen wirklich so
wichtig ist, wie das in Plenarreden und bei anderer Gele-
genheit, wie in Pressemitteilungen, immer wieder verlaut-
bart wird.

Wir geben allen die Gelegenheit, sich dazu zu positionie-
ren. Die Landesregierung ist da eindeutig und klar: Wir
wollen die FuBfessel fiir Frauenschldger im Gewaltschutz-
gesetz. Nach unserer Einbringung sind alle anderen am
Zug, und dann werden wir ganz genau sehen, wer auf
welcher Seite steht. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Prisidentin Astrid Wallmann:
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Jetzt miissten wir noch vereinbaren, wie wir mit diesen
vier Antragen verfahren. Mir liegt die Vereinbarung vor,
dass der Antrag der Freien Demokraten, Tagesordnungs-
punkt 19, ebenso wie der EntschlieBungsantrag der Frak-
tionen der CDU und SPD, Tagesordnungspunkt 24, sowie
der Dringliche Antrag der Fraktion der AfD, Tagesord-
nungspunkt 44, an den Rechtspolitischen Ausschuss iiber-
wiesen werden. Tagesordnungspunkt 47, das ist der Dring-
liche Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
wiirde ebenfalls an den Rechtspolitischen Ausschuss, aber
mitberatend an den Arbeits- und Sozialpolitischen Aus-

schuss iliberwiesen werden. — Da sehe ich Zustimmung.
Dann verfahren wir so.

Dann rufe ich nun Tagesordnungspunkt 48 auf:

Dringlicher Antrag

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Fraktion der
Freien Demokraten

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

— Drucks. 21/1072 —

Ich darf als erster Rednerin der parlamentarischen Ge-
schiftsfiihrerin der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Frau Dahlke, das Wort erteilen. Redezeit: fiinf Minuten.

Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Normalerweise ist die Versetzung einer Staats-
sekretérin in den einstweiligen Ruhestand ein gewohnli-
cher Vorgang. Das ist das gute Recht von Ministerinnen
und Ministern, wenn ein gestortes Vertrauensverhéltnis
vorliegt. An dem Vorgang rund um die Entlassung der ehe-
maligen Staatssekretdrin im Wirtschaftsministerium, Frau
Dr. Messari-Becker, ist aber nichts normal.

Minister Mansoori hat es in seiner Pressemitteilung vom
22. Juli 2024 nicht bei der Begriindung eines gestor-
ten Vertrauensverhéltnisses belassen, sondern von einem
,,hicht hinnehmbaren Fehlverhalten* seiner Staatssekreti-
rin gesprochen, ohne zu erkldren, worin dieses Fehlverhal-
ten besteht.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Muss er ja
auch nicht!)

Die entlassene Staatssekretédrin hat die Vorwiirfe abgestrit-
ten. Einen Grund anzudeuten, Geriichte zu befeuern und
dann nicht zu sagen, was los ist, Herr Mansoori, das ist
unwiirdig, rufschiadigend und grenzt an Rufmord.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Unruhe)

Dieser Vorgang wirft erhebliche Fragen auf. Um Antwor-
ten zu bekommen, haben wir GRUNE zuerst eine Sonder-
sitzung des Wirtschaftsausschusses beantragt. Die fand di-
rekt in den Sommerferien am 31. Juli zur Beratung unseres
Dringlichen Berichtsantrags statt. Minister Mansoori hat
sich in dieser Sitzung, selbst als wir nur nach Zeitabldufen
gefragt haben, hinter Personlichkeitsrechten versteckt und
auf den Kultusminister verwiesen.

(Stephan Griiger (SPD): Das ist unwiirdig! — J. Mi-
chael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Das ist nicht wiir-

dig!)

Daraufhin haben wir fiir die erste Sitzung des Kultuspo-
litischen Ausschusses nach den Sommerferien am 29.
August einen weiteren Dringlichen Berichtsantrag einge-
reicht. Kultusminister Schwarz sprach in Zusammenhang
mit Frau Messari-Becker dann von einem Sachverhaltsbe-
richt, zu dem aber schulrechtlich nichts zu veranlassen war.

(Zuruf J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

Antworten auf Nachfragen verweigerte er vollig, und die
Bilder, auf denen er, statt Fragen zu beantworten, den
Raum durch die Hintertiir verlief3, sind bekannt.
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Ich sage ganz klar: Wir gehen nicht leichtfertig mit
dem parlamentarischen Instrument eines Untersuchungs-
ausschusses um.

(Zuruf: Doch!)

Wir haben alle anderen parlamentarischen Mdoglichkeiten
ausgereizt und mehrfach nachgefragt: zwei Dringliche Be-
richtsantrége, ein Brief an den Ministerpriasidenten — der
sich iibrigens tiber den Chef der Staatskanzlei iiberdeutlich
von der Formulierung ,,nicht hinnehmbares Fehlverhalten*
distanziert hat — und heute die Aktuelle Stunde mit der
Gelegenheit fiir Minister Mansoori, Fragen aus dem Weg
Zu raumen.

(Zuruf SPD)

Aber bis heute ist nichts klar. Es ist nicht klar, ob hier
nicht etwas konstruiert wurde, um eine unliecbsame Staats-
sekretirin loszuwerden. Im Gegenteil: Jede Antwort hat
nur weitere Fragen aufgeworfen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Unruhe)

Herr Mansoori, heute Morgen haben Sie nicht um Ent-
schuldigung gebeten. Sie haben angedeutet: Vielleicht hét-
te ich es nicht noch einmal so gemacht. — Genau das habe
ich Sie in der Sondersitzung des Wirtschaftsausschusses
am 31. Juli gefragt. Ich habe Sie gefragt, ob Sie die Presse-
mitteilung noch einmal so herausgegeben hitten. Da haben
Sie geantwortet:

,,Ich wige meine Worte in der Regel bedacht ab. Ich
habe meine Griinde gehabt, warum ich die Erklérung
so verfasst habe.*

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Aha!)

Das war heute aber kein Eingestdndnis, Fehler gemacht zu
haben, da wurde keine Transparenz geschaffen. Samtliche
Chancen, die Fragen zu kldren, hat die Landesregierung
nicht genutzt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Herr Mansoori, Sie sagten in der Sondersitzung des Wirt-
schaftsausschusses:

... wir sind in der Lage, den Vertrauensbruch zu
dokumentieren.*

Genau das werden wir iiberpriifen und beantragen deswe-
gen heute die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses,

(Zuruf J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

um die Motive fiir die Versetzung in den einstweiligen
Ruhestand zu klédren, ob die Landesregierung bei der Ver-
setzung in den Ruhestand ihre Fiirsorgepflicht verletzt hat
und ob sich die Staatssekretdrin selbst vor ihrer Entlas-
sung dazu duflern konnte; um die Kommunikation und die
Transparenz innerhalb der Regierung zu iberpriifen, wer
wann welche Dokumentation erstellt hat, ob womdoglich
Ministeriumsbeamte selbst damit beschiftigt waren, Mate-
rial gegen ihre eigene Staatssekretirin zu sammeln; und
um schlussendlich zu tiberpriifen, ob die Landesregierung
den Landtag zeitnah, sachgerecht und vollumfanglich iiber
die Umstinde der Entlassung informiert hat.

(Anhaltender lebhafter Beifall BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

All diese Fragen und die Fragen, die im Einsetzungsantrag
stehen, sind ndmlich auch heute noch unbeantwortet. —
Vielen Dank

(Anhaltender lebhafter Beifall BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Als Néchstem darf ich das Wort an den Abgeordneten
Gagel von der AfD-Fraktion geben.

Klaus Gagel (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Nicht unerfreut haben wir von der AfD zur
Kenntnis genommen, dass die Fraktionen der GRUNEN
und der FDP unseren Ball aufgenommen haben,

(Lachen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Zurufe)

den wir am 29.08. in unserer Pressemitteilung gespielt ha-
ben.

(Beifall AfD — Zuruf: Ja, genau so! — Unruhe)

Denn dieser Ball bestand genau darin, einen Untersu-
chungsausschuss einzusetzen. Wir haben eine entsprechen-
de Pressemitteilung verfasst, die Thnen sicherlich vorliegt.
Sie brauchen nur noch einmal in unseren Pressemitteilun-
gen nachschauen. Ansonsten lade ich Sie gerne ein, sich
in den Verteiler unserer Pressemitteilungen einzutragen.
Da haben wir das ndmlich gefordert. Das kdnnen Sie dort
schwarz auf weill nachlesen.

(Beifall AfD — Ministerprasident Boris Rhein: In der
Gesellschaft der AfD, Herr Stirbock!)

Ich gebe den GRUNEN selten recht. Aber Frau Dahlke hat
schon sehr viel Richtiges gesagt. Das werde ich jetzt nicht
wiederholen.

(Zuruf Ministerprésident Boris Rhein)

— Sie haben doch eigentlich — —

Prisidentin Astrid Wallmann:
Herr Ministerprésident, bitte keine bilateralen Gesprache.

(Beifall AfD — Klaus Gagel (AfD), an Ministerprési-
dent Boris Rhein gewandt: Seit wann darf hier von
der Regierungsbank interveniert werden? — Gegen-
ruf Ministerpriasident Boris Rhein: Das entscheide
ich, Herr Gagel!)

— Ich bitte jetzt — —

(Klaus Gagel (AfD): Ich dachte, die Prasidentin ent-
scheidet! — Ministerprisident Boris Rhein: Ich ent-
scheide, wann ich ruhig bin!)

— Also——

(Klaus Gagel (AfD): Ach, haben wir jetzt eine neue
Geschiftsordnung? — Weitere Zurufe)

— Ich bitte jetzt noch einmal alle um etwas Ruhe. Das Wort
hat Herr Abgeordneter Gagel.
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Klaus Gagel (AfD):

Frau Prisidentin, vielen Dank. — Die Landesregierung hat
in der Tat etliche Chancen gehabt, diesen Fall aufzukléren.
Ich erinnere mich sehr genau an die Sondersitzung des
Ausschusses fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und
landlichen Raum am 31. Juli 2024. Die Abgeordneten der
Opposition haben immer wieder Fragen gestellt und haben
von Herrn Mansoori keine Antworten erhalten.

Die Sitzung dauerte relativ lang. Wir haben dann auch
noch einen nicht 6ffentlichen Teil abgehalten. Auch in dem
nicht offentlichen Teil wurden die Fragen nicht beantwor-
tet.

Dann gab es die Sitzung des Kultuspolitischen Ausschus-
ses. Darauf habe ich schon hingewiesen: Im Nachgang
der Sitzung des Kultuspolitischen Ausschusses haben wir
die Einsetzung des Untersuchungsausschusses gefordert.
Da blieben die Fragen ebenso unbeantwortet. Das steht so
auch im Einsetzungsantrag.

Dann kam die Erklarung des Ministerprisidenten. Er hat
auf Thren Brief hin eine gewisse Distanzierung gezeigt.
Das hat noch mehr Fragen aufgeworfen als die, die es
sowieso schon gibt.

(Zuruf CDU: Mann, seid ihr neugierig!)

Unsere heutige Aktuelle Stunde hat eigentlich {iberhaupt
kein Licht ins Dunkel gebracht. Insofern sehen wir als
Konklusion, dhnlich wie die Mitglieder der Fraktionen der
GRUNEN und vermutlich auch der FDP, dass die Antwor-
ten insgesamt unbefriedigend waren.

(Zuruf CDU: Das nennt man aufgedriangte Liebe!)

Letztlich hat sich die ganze Affdre Mansoori leider in Hes-
sen abgespielt. Meiner Einschétzung nach hat die Landes-
regierung sich handwerklich so schlecht verhalten, dass
das Land tatsdchlich Schaden erleiden kdnnte. Denn es
sprieBen Spekulationen in den Raum, weil Herr Minister
Mansoori bzw. die Landesregierung keine Klarheit schafft.

(Beifall AfD)

Das scharfe Schwert des Untersuchungsausschusses — ich
betone es noch einmal: wir haben es ins Spiel gebracht
— wird nun von der griin-gelben Koalition in der Oppositi-
on gezogen. So hat das Herr Rhein im Sommerinterview
einmal bezeichnet. Wir unterstiitzen die Einsetzung des
Untersuchungsausschusses. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Als Néchste erhilt die parlamentarische Geschiftsfiihrerin
der SPD-Fraktion, Frau Gnadl, das Wort.

Lisa Gnadl (SPD):

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich finde es nach der heutigen Debatte und der Rede des
Staatsministers Kaweh Mansoori mehr als irritierend, dass
Sie von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und den Freien De-
mokraten dieses Schauspiel weiterbetreiben. Der Abgeord-
nete der CDU, Herr Miiller, hat zum Schluss der Aktuellen
Stunde deutlich gemacht, dass Minister Mansoori mit sei-
ner Rede im Hessischen Landtag wirklich Gréfe bewiesen
hat. Besser kann man es kaum sagen. Denn der Staatsmi-

nister sagte heute in diesem Hohen Haus, dass es aus heuti-
ger Sicht besser gewesen wire, die Erklarung knapper zu
fassen, und dass er den Fortgang bedauert.

Was wollen Sie eigentlich noch? Es war Thnen véllig egal,
was der Staatsminister heute gesagt hat. Es ging Thnen von
Anfang an nur um Thre Show.

(Beifall SPD und CDU)

Sie konnen mir doch nicht wirklich erkldren, dass Sie die-
sen Einsetzungsantrag heute in der Mittagspause geschrie-
ben haben. Daran glauben Sie doch wohl selbst nicht. Sie
glauben doch wohl selbst nicht daran, dass Sie einen Sach-
verhalt aufkldren wollen. Thnen geht es einzig und allein
darum, die bislang erfolgreiche Arbeit des Wirtschaftsmi-
nisters Kaweh Mansoori abzuwerten, indem Sie sich nicht
auf die Sacharbeit konzentrieren, sondern indem Sie versu-
chen, die rechtméBige Entlassung einer Staatssekretérin zu
skandalisieren.

(Beifall SPD und CDU)

Das muss man schon noch einmal sagen: Es ist mehr als
verwunderlich, dass Sie tiber dieses Stockchen der AfD-
Fraktion gesprungen sind und jetzt noch die Einsetzung
dieses Untersuchungsausschusses beantragen.

(Beifall SPD und CDU)

Der Staatsminister hat bereits in der Sondersitzung des
Wirtschaftsausschusses deutlich gemacht, dass er alles lii-
ckenlos darlegen kann. Das wird er auch tun. Der Minister
war um Aufklarung und Transparenz in dem eng gesteck-
ten Rahmen bemiiht, der ihm gegeben war.

Das wollen Sie nicht anerkennen. Damit nehmen Sie von
den GRUNEN und den Freien Demokraten billigend in
Kauf, dass Dinge, die der Minister vorher nicht darlegen
konnte, um die Personlichkeitsrechte von Frau Messari-Be-
cker zu schiitzen und seiner Fiirsorgepflicht nachzukom-
men, jetzt durch Sie in die Offentlichkeit gezerrt werden.
Das geschieht alles wegen der rechtméfigen Entlassung
der Staatssekretdrin. Jetzt sind Sie in der Verantwortung,
wenn all das in der Offentlichkeit diskutiert wird. Was
glauben Sie eigentlich, was bei diesem Untersuchungsaus-
schuss herauskommen wird?

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Frau Kollegin, vor was haben Sie
Angst?)

Sie haben doch heute gesehen, dass die Landesregierung
und die sie tragenden Fraktionen geschlossen im Plenarsaal
anwesend waren. Das ist ein klares Zeichen dafiir, dass wir
zusammenstehen. Glauben Sie wirklich, Sie konnten uns in
irgendeiner Weise auseinandertreiben? Sie reden von einer
Staatskrise, von Rufmord und von einer Landesregierung,
die nicht zusammenbhilt.

(Demonstrativer Beifall Mathias Wagner (Taunus)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Das, was Sie heute hier versuchen, ist doch vdllig tiber-
dreht. Wie verhdltnisméBig ist das eigentlich, wenn man
sich anschaut, was gerade einer Ministerin der FDP im
Bund vorgeworfen wird? Thr wird vorgeworfen, die Frei-
heit der Wissenschaft zu untergraben. Da wird relativiert.
Hier wird bei einer rechtméfigen Entlassung der Staatsse-
kretérin skandalisiert. Wie verzweifelt sind Sie eigentlich?

(Beifall SPD und CDU)
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Ganz ehrlich: Ich habe jahrelang als Abgeordnete im
NSU-Untersuchungsausschuss mitgewirkt. Da haben wir
versucht, das Behordenversagen bei einem rassistischen
Mord des NSU an Halid Yozgat aufzukléren.

In der letzten Legislaturperiode hatten wir zwei Untersu-
chungsausschiisse zum Mord an unserem ehemaligen Kol-
legen Dr. Walter Liibcke und zu den rassistischen Morden
in Hanau. Diesen Untersuchungsausschiissen schlieen Sie
jetzt einen an, der sich mit der rechtmifligen Entlassung
der Staatssekretérin beschéftigt. Das ist beschdmend. Das
ist in Zeiten, in denen die Demokratie von rechts angegrif-
fen wird, eine wahre Schande.

(Beifall SPD und CDU)

Prisidentin Astrid Wallmann:
Frau Gnadl, ich muss Sie an die Redezeit erinnern.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Wovor haben Sie denn Angst, Frau Kol-
legin Gnadl?)

Lisa Gnadl (SPD):

Frau Prisidentin, ich komme zum Schluss. — Diese Show,
die Sie jetzt mit diesem Untersuchungsausschuss betreiben
wollen, verantworten Sie von BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN und Freien Demokraten. Dieser Untersuchungsaus-
schuss ist unnotig und iiberfliissig. Sie haben sich verrannt.

(Beifall SPD und CDU — Zurufe)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Als Nachster hat der parlamentarische Geschiftsfiihrer der
Freien Demokraten, Herr Stirbock, das Wort.

Oliver Stirbock (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Liebe Frau Kollegin Gnadl, wissen Sie, was wir heute er-
lebt haben, war keine Entschuldigung. Herr Mansoori hatte
fiinf Minuten Zeit, sich zu erkldren. Er hatte fiinf Minuten
Zeit, sich zu entschuldigen.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Wofiir sollte
er sich denn entschuldigen?)

Er hatte fiinf Minuten Zeit, seine Pressemitteilung zuriick-
zuziehen. Er hatte fiinf Minuten Zeit, den Ruf einer un-
tadeligen Wissenschaftlerin und Fachfrau vollumfénglich
wiederherzustellen. Er hat fiinf Minuten geredet, aber finf
Minuten lang nichts Relevantes dazu gesagt.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN — Zuruf Ministerprasident Boris Rhein)

Allein das macht einen Untersuchungsausschuss aus unse-
rer Sicht unausweichlich.

(Lachen J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

Wir haben es uns mit der Einsetzung als Freie Demokraten
nicht leicht gemacht.

(Ministerprésident Boris Rhein: So was hat Herr
Kemmerich auch gesagt!)

Wir haben abgewogen, wir haben miteinander dariiber ge-
rungen.

(Minister Manfred Pentz: FDP, AfD!)

Ein Untersuchungsausschuss kann nie ein Selbstzweck
sein. Aber wir haben Fragen gestellt, zuerst im Wirt-
schaftsausschuss, dann im Kultuspolitischen Ausschuss. Es
wurde gemauert. Wir haben an den Ministerprasidenten
einen Brief geschrieben.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Den hat er
beantwortet! — Zuruf Ministerprésident Boris Rhein)

Es gab eine Reaktion mit der groftmdglichen Distanzie-
rung von seinem Stellvertreter auf der einen Seite, aber
mit keiner substanziellen Antwort auf der anderen Seite.
Wir haben heute in der Aktuellen Stunde dem Wirtschafts-
minister und stellvertretenden Ministerprasidenten noch
einmal die Moglichkeit gegeben, sich zu &ulern und zu
erkldren. Er hat es vergeigt.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt AfD — Zurufe CDU und
SPD)

Wissen Sie, die eine Seite ist sozusagen der fehlende Re-
spekt vor dem Hause, vor den Auskunftsrechten der Oppo-
sition im Ausschuss.

(Zuruf SPD: Ach ja!)

Schon allein deshalb, weil die Auskunft verweigert wurde,
ist ein solcher Untersuchungsausschuss ein parlamentari-
sches Recht und keine Show. Frau Gnadl, haben Sie etwas
mehr Respekt vor den Rechten der Opposition.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt AfD)

Diese Rechte nehmen wir als Freie Demokraten gemein-
sam mit den GRUNEN wahr,

(Minister Manfred Pentz: Und mit der AfD!)

dazu brauchen wir nicht die AfD. Wir haben allein die 30
Stimmen gebracht.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zurufe CDU, SPD und Ministerprési-
dent Boris Rhein)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Entschuldigung, Herr Stirbock, einen ganz kurzen Mo-
ment. — Ich bitte noch einmal um Aufmerksamkeit. Das
Wort hat der Abgeordnete Stirbock, und ich bitte darum,
dass nicht dazwischengerufen wird, auch nicht von der
Regierungsbank. — Herr Stirbock, Sie haben das Wort.

Oliver Stirbock (Freie Demokraten):

Vielen Dank. — Die eine Seite sind die parlamentarischen
Rechte. Die andere Seite ist das Informationsbediirfnis
auch der Offentlichkeit, zu erfahren, was hier passiert.
Das hat etwas mit Transparenz zu tun. Die Offentlichkeit
hat das Recht, zu wissen, ob der Wirtschaftsminister mit
gezinkten Karten gespielt hat.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zurufe CDU)



Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung - 12. September 2024 1241

Wir miissen uns kein schlechtes Gewissen von Ihnen ein-
reden lassen, dass wir einen Untersuchungsausschuss bean-
tragt haben.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Das haben
Sie sowieso schon! — Weitere Zurufe)

Wir als Opposition miissten vielmehr ein schlechtes Ge-
wissen haben, wenn wir einen solchen Antrag nicht gestellt
hétten.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich weil} auch, liebe Frau Gnadl, dass das hier nicht die Di-
mension der Untersuchungsausschiisse hat, von denen Sie
zu Recht gesprochen haben. Die hatten eine groBere Di-
mension. Das waren riesige Untersuchungsausschiisse mit
groflen Beweiserhebungsverfahren. Das ist hier eine ganz
andere Liga. Das ist eher die Liga des Untersuchungsaus-
schusses, den es in den Neunzigerjahren gegeben hat mit
Iris Blaul, der — ich hitte fast ,,ein paar Tage* gesagt — nur
ein paar Monate ging.

Das ist ein schlanker Auftrag, den wir heute hier in dem
Antrag gestellt haben. Es ist ein klarer Auftrag, es ist ein
schlanker Auftrag, es ist ein kleiner Auftrag, es ist ein stark
umgrenzter Auftrag, und das wird weder das Ministerium
lahmlegen noch den Minister; da bin ich mir véllig sicher.
Es ist ein klarer Auftrag, den werden wir abarbeiten, und
dann ist es auch gut mit dem Thema.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):
Oho!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Minister
Mansoori, Sie hitten heute hier die Moglichkeit gehabt,
diesen Untersuchungsausschuss zu verhindern, indem Sie
sich entschuldigt hatten. Aber dazu hatten Sie nicht den
Mumm. So werden Sie einen Untersuchungsausschuss
Mansoori erleben, und wir werden uns im Untersuchungs-
ausschuss Mansoori wiedersehen. — Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zuruf CDU — Gegenruf Wiebke Knell
(Freie Demokraten))

Prisidentin Astrid Wallmann:

Als Néchster hat der parlamentarische Geschéftsfiihrer der
CDU-Fraktion, Herr Schon, das Wort.

Ingo Schon (CDU):

Frau Prisidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zum zweiten Mal in dieser Legislaturperiode legt
uns die Opposition einen Antrag auf einen Untersuchungs-
ausschuss auf den Tisch. Neu daran ist, dass heute AfD,
GRUNE und FDP gemeinsam einen solchen Ausschuss
einsetzen werden.

(Lebhafter Widerspruch BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN und Freie Demokraten — Lachen AfD)

Das ist eine neue Qualitét, und das ist bemerkenswert.

(Beifall CDU und SPD - Jiurgen Frommrich
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Die Not muss grof3
sein, wenn man so unverschdmt ist! — Zurufe

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das ist die Unwahr-
heit! — Unverschamtheit! — Pfui! — Weitere Zurufe)

Natiirlich ist es das gute Recht einer Opposition, einen
solchen Antrag zu stellen. Aber auch in Anbetracht der
Debatte eben muss man sich schon die Frage stellen, ob
dieses scharfe Schwert, mit dem — wir haben es schon
gehort — der Mord an Walter Liibcke, der NSU, Hanau und
andere gewichtige Themen untersucht worden sind,

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Schidmen Sie sich! — Weitere Zurufe)

wirklich das richtige ist, um einen offensichtlich so un-
spektakuldaren Sachverhalt zu untersuchen.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Wenn es so unspektakuldr ist, hétte der Minister ja
antworten kénnen! — Weitere Zurufe BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN und Freie Demokraten — Gegenrufe
CDU)

— Ich habe das Mikro, ich bin lauter, und ich trage nur
Fakten vor.

Thre Trauerbewiltigung — da schaue ich einmal in Richtung
der GRUNEN - der letzten Monate in allen Ehren,

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das sind par-
lamentarische Rechte!)

und ich verstehe auch, dass Thnen die Themen ausgehen.
Das hat man beim Setzpunkt gesehen, den Sie versenkt ha-
ben. Das hat man bei der Betroffenheitsrhetorik zum Flug-
hafen gesehen. Das sieht man immer wieder beim Spagat
von FDP und GRUNEN, wenn es hier gegen die Ampel
geht und dort Oppositionsforderungen gestellt werden —
das passt immer nicht ganz iiberein.

Vor dem Hintergrund der Wahlergebnisse der letzten Wo-
chen und auch der Wahlen, die in zwei Wochen bevorste-
hen, will ich Thnen einfach sagen: Konzentrieren Sie sich
doch lieber auf die Themen, die die Menschen interessie-
ren; das wire besser.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Darum geht es hier doch gar nicht! —
Unruhe)

Ich will Thnen noch etwas sagen, weil Sie sich gerade
so aufregen: Sie sind immer so stolz auf Thre sachbezoge-
nen Debatten, auf Ihren moralischen Kompass, und das
vermisse ich hier, das muss ich Thnen wirklich sagen. Sie
skandalisieren und instrumentalisieren einen reinen Perso-
nalvorgang.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es geht Thnen dabei auch nicht um Frau Messari-Becker
— die versucht ndmlich tatsdchlich, alles leise und im Hin-
tergrund zu regeln. Sie aber sind es, die die Frau seit
Wochen durch die Presse ziehen und jetzt in einen monate-
langen Untersuchungsausschuss, und das nur fiir billiges
politisches Kapital. Das ist Ihr respektvoller Umgang? Na,
herzlichen Gliickwunsch.

(Beifall CDU und SPD — Mathias Wagner (Taunus)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ursache, Wirkung?
— Weitere Zurufe)

Insofern: Horen Sie auf mit den Unterstellungen. Horen
Sie auf mit den Vermutungen. Horen Sie auf, sich Ihre
Geschichte zurechtzulegen. Natiirlich haben Sie ein Recht
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auf Antworten. Das ist doch unstreitig. Aber Sie miissen
am Ende auch damit leben, dass Sie nicht immer die Ant-
worten kriegen, die Sie horen wollen, sondern vielleicht
andere.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Ich will an dieser Stelle noch einmal den Kollegen Miiller
zitieren. Der hat heute Morgen zu Recht gesagt, er wisse
nicht, wer von Thnen die GroBe gehabt hitte, sich so wie
Herr Mansoori an diesem Pult zu dulern.

Auch ich fand das, was er gemacht hat, wie Herr Miiller
gesagt hat, groB3; ich unterschreibe das. Es war ein richtiger
und wichtiger Schritt, heute hier ans Pult zu gehen, Herr
Staatsminister Mansoori.

(Beifall CDU und SPD - Jirgen Frommrich
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Zum Entschuldi-

gen!)

Ich sage Thnen noch etwas mit Blick auf die Antragsteller.
Wer mit einem Finger auf andere zeigt, zeigt mit drei Fin-
gern zuriick.

(Jiirgen Fréommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das haben wir heute schon gehort!)

Auch das ist eben schon angesprochen worden. Christian
Lindner hat Herrn Gatzer entlassen,

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ohne Angabe von Griinden! — Weitere Zurufe)

Robert Habeck seinen besten Freund, Trauzeugen, whate-
ver, Staatssekretdr Graichen,

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Wie es im Gesetz steht!)

Frau Stark-Watzinger hat Frau Doring entlassen; der Bun-
destag hat sich kiirzlich erst wieder damit befasst.

Und da stehen andere Themen im Raum, wenn wir einfach
einmal iiber die Sache sprechen. Da steht Vetternwirtschaft
im Raum. Da stehen Budgetkiirzungen im Raum als Be-
strafung von ,,falschen® wissenschaftlichen AuBerungen.
Diese Baustellen konnten Sie einmal angehen. Das sind
Baustellen.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf Jirgen Frommrich
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Deshalb, Herr Wagner, Frau Dahlke, liebe Kolleginnen und
Kollegen der FDP:

(Zuruf Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Sie wissen, dass diese Geschichte keinen Untersuchungs-
ausschuss trigt. Thnen geht es auch nicht um Aufklarung;
Frau Gnadl hat es eben gesagt. Ihnen geht es um eine
Schmutzkampagne gegen diese Landesregierung. Sie ha-
ben inzwischen versucht, den Kultusminister hineinzuzie-
hen. Sie haben versucht, die Staatskanzlei hineinzuziehen.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Gegenrufe
CDU)

Am Ende ist es Thr Ziel, diese Regierungskoalition ausein-
anderzutreiben. Und soll ich Thnen etwas sagen? Es wird
Ihnen nicht gelingen. Sie sehen es: Die Reihen sind voll.
Wir stehen wie ein Mann, wie eine Frau zusammen, und
wir stehen gemeinsam zu diesem Punkt.

(Beifall CDU und SPD — Lachen BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Offensichtlich ist es bei Ihnen etwas anders.

(Zurufe Jurgen Frommrich und Mathias Wagner
(Taunus) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) — Glocken-
zeichen)

Man hort ja, dass bei Ihnen nicht alle Mitglieder der
Fraktionen so dahinterstehen. Wie IThre Fraktionsvorsitzen-
den beim Pressestatement erklért haben, waren die Abstim-
mungen in beiden Fraktionen offensichtlich nicht einver-
nehmlich.

(Boris Rhein (CDU): Ui, ui, ui!)

Trotzdem mussten offensichtlich alle Abgeordnete unter-
schreiben. Aber Abgeordnete sind frei und nur ihrem Ge-
wissen unterworfen. Deshalb wollen wir allen in diesem
Parlament die Gelegenheit geben, seinen und ihren Willen
frei in diesem Parlament kundzutun, insbesondere auch
den liberalen Freunden.

Meine Damen und Herren, Frau Prisidentin, ich beantrage
namens der CDU-Fraktion die namentliche Abstimmung
iiber diesen Antrag,

(Boris Rhein (CDU): Sehr gut!)

um auch zu dokumentieren, welche unséglichen Allianzen
sich hier schmieden. — Vielen Dank.

(Lang anhaltender lebhafter Beifall CDU und SPD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Der Abgeordnete Gagel hat noch Redezeit iibrig, die er
gern nutzen mochte. Herr Gagel, Sie haben noch 1:31 Mi-
nuten das Wort.

Klaus Gagel (AfD):

Frau Préasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich will natiirlich in diesem Zusammenhang noch etwas
richtigstellen. Herr Schon, wer lesen kann, ist klar im Vor-
teil.

(Ingo Schon (CDU): Ja!)

Auf dem Einsetzungsantrag stehen die antragstellenden
Fraktionen drauf. Sie haben es also etwas falsch darge-
stellt.

(Zuruf Alexander Bauer (CDU))

Deswegen weise ich Sie darauf hin: Die AfD ist hier kein
Antragsteller. Ich stelle klar, falls es nicht jeder in diesem
Parlament mitbekommen haben sollte,

(Zuruf Alexander Bauer (CDU))
also extra auch noch einmal fiir Sie, Herr Schon:
(Unruhe)

Die AfD hat den Ball gespielt in einer Presseerkldrung
vom 29. August. Wir haben einen Untersuchungsausschuss
angeregt, und wir sind nicht undankbar, dass die Fraktio-
nen der GRUNEN und der FDP diesen Ball aufgenommen
haben.

(Heiterkeit und Beifall AfD)
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Es ist viel gesagt worden. Aber ich verstehe eines nicht:
Warum sind Sie denn so diinnhédutig?

(Widerspruch Ines Claus (CDU) — Zurufe AfD)

— Doch. Man hat ein bisschen das Gefiihl, dass etwas
Nervositdt hier hineingekommen ist. Diese Diinnhéutigkeit
spricht, ehrlich gesagt, nicht gerade fiir diese Regierungs-
koalition — tiberhaupt nicht.

(Beifall AfD)

Wenn wir Sie mit dieser Debatte heute am spéten Abend an
einem wunden Punkt getroffen haben sollten, werden wir
es im Untersuchungsausschuss herausfinden.

(Beifall AfD — Zurufe CDU)

Eine Sache will ich grundsitzlich sagen — Frau Prisidentin,
ich komme gleich zum Schluss —: Die Antworten der Lan-
desregierung sind nicht nur in den Ausschiissen, sondern
auch bei Kleinen Anfragen und bei sonstigen Auskunfts-
ersuchen der Opposition manchmal sehr unbefriedigend,
insbesondere aus dem Wirtschaftsministerium. Das sei ne-
benbei noch angemerkt.

Priasidentin Astrid Wallmann:

Herr Gagel, bitte kommen Sie jetzt zum Schluss.

Klaus Gagel (AfD):

Das muss sich auch wieder verbessern. — Vielen Dank fiir
die Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seitens der CDU-
Fraktion wurde eine namentliche Abstimmung beantragt.
Diese werden wir jetzt durchfiihren.

Der Schriftfihrer, Herr Hofmann, wird mit dem Namens-
aufruf nun beginnen. Herr Hofmann, Sie haben das Wort.

(Namensaufruf)

Dann darf ich jetzt fragen, ob es noch Personen gibt, die
ihre Stimme noch abgeben wollen. — Das ist nicht der Fall.

Dann beginnen wir jetzt mit der Auszéhlung. Die Sitzung
ist fur einen kurzen Moment unterbrochen, bis ich Thnen
gleich das Ergebnis mitteilen werden.

(Unterbrechung: 18:55 bis 19:00 Uhr)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte Sie,
noch einmal Platz zu nehmen, damit ich Thnen das Abstim-
mungsergebnis mitteilen kann.

(Abstimmungsergebnis sieche Anlage)

Wir kommen nun zum Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung. Ich stelle fest, dass der Dringliche Antrag mit 47
Jastimmen, mit keiner Neinstimme und mit 72 Enthaltun-
gen angenommen wurde.

Der Untersuchungsausschuss ist damit eingesetzt und der
Gegenstand der Untersuchung festgestellt. Die Fraktio-

nen sind nun aufgerufen, ihre Mitglieder fiir den Unter-
suchungsausschuss 21/2 zu benennen, damit die konstitu-
ierende Sitzung des Untersuchungsausschusses terminiert
werden kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind damit
am Ende der heutigen Plenarsitzung angekommen. Es
kommt nun noch der Innenausschuss im Sitzungsraum
510 W zusammen. Ich wiinsche Thnen allen einen schonen
Abend. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19:01 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 48)

Abstimmungsliste iiber die namentliche Abstimmung

Dringlicher Antrag
— Drucks. 21/1072 —

Name der/des Abgeordneten Fraktion Abstimmung
Al-Wagzir, Tarek BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Anders, Kathrin BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Appel, Patrick CDU gefehlt
Arnoldt, Lena CDU enthalten
Béchle-Scholz, Sabine CDU enthalten
Bamberger, Dirk CDU enthalten
Bérsch, Gerhard AfD ja
Bartelt, Dr. Ralf-Norbert CDU enthalten
Barth, Elke SPD enthalten
Bathon, Maximilian CDU enthalten
Bauer, Alexander CDU enthalten
Bausch, Roman AfD ja
Bellino, Holger CDU enthalten
Bletzer, Karsten AfD ja
Bocklet, Marcus BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Boddenberg, Michael CDU enthalten
Bouffier, Frederik CDU enthalten
Biiger, Dr. Matthias Freie Demokraten ja
Claus, Ines CDhU enthalten
Dahlke, Miriam BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Dorn, Angela BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gefehlt
Eckert, Tobias SPD enthalten
Eisenhardt, Nina BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Enners, Arno AfD ja
Feldmayer, Martina BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Fissmann, Karina SPD enthalten
Forster-Heldmann, Hildegard BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Franz, Peter CDU enthalten
Frommrich, Jirgen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Fuchs, Markus AfD ja
Funken, Sandra CDhU enthalten
Gagel, Klaus AfD ja
Gaw, Dirk fraktionslos gefehlt
Geis, Kerstin SPD enthalten
Gersberg, Nadine SPD enthalten
GieBler, Jennifer CDU enthalten
Gnadl, Lisa SPD enthalten
Gottlicher, Hans Christian CDU enthalten
Grobe, Dr. Frank AfD gefehlt
Gronemann, Vanessa BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Griiger, Stephan SPD enthalten
Hartdegen, Tanja SPD enthalten
Heidt-Sommer, Nina SPD enthalten
Heinz, Christian CDU enthalten
Heitland, Birgit CDU enthalten
Hering, Thomas CDU enthalten
Herr, Sascha fraktionslos gefehlt
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Name der/des Abgeordneten Fraktion Abstimmung
Herz, Julia BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Hofmann (Wiesbaden), Alexander SPD enthalten
Hofmeister, Andreas CDU enthalten
Holschuh, Riidiger SPD enthalten
Honka, Hartmut CDU enthalten
Jost, Tanja CDU enthalten
Kaffenberger, Bijan SPD enthalten
Kalveram, Esther SPD enthalten
Kasseckert, Heiko CDU enthalten
Kinkel, Kaya BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Klaes, Lara BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Klee, Stefanie CDU enthalten
Knell, Wiebke Freie Demokraten ja
Koebe, Dr. Josefine SPD enthalten
Korner, Matthias SPD enthalten
Kiinkel, Marie-Sophie CDU enthalten
Kunz, Cirsten SPD enthalten
Lambrou, Robert AfD gefehlt
Leveringhaus, Torsten BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Leyh, Dominik CDU enthalten
Lichert, Andreas AfD gefehlt
Lobenstein, Andreas AfD ja
Lortz, Frank CDU enthalten
Lorz, Prof. Dr. R. Alexander CDU gefehlt
Martin, Felix BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Marxen, Johannes AfD gefehlt
May, Daniel BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Meier, Sascha BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Mikuschek, Christoph CDU enthalten
Miiger, Maximilian fraktionslos gefehlt
Mulch, Lothar AfD gefehlt
Miiller (Witzenhausen), Hans-Jiirgen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Miiller (Lahn-Dill), J. Michael CDU enthalten
Miiller (Fulda), Sebastian CDU enthalten
Naas, Dr. Stefan Freie Demokraten ja
Nguyen, Anna AfD ja
Pentz, Manfred CDU enthalten
Pohlmann, Jan-Wilhelm CDU enthalten
Promny, Moritz Freie Demokraten ja
Piirsiin, Yanki Freie Demokraten ja
Ravensburg, Claudia CDU enthalten
Resch, Marcus AfD gefehlt
Reul, Michael CDU enthalten
Rhein, Boris CDU enthalten
Richter, Volker AfD ja
Rock, René Freie Demokraten ja
Rohde, Christian AfD ja
Roos, Jochen K. AfD ja
Rudolph, Giinter SPD enthalten
Sack, Sebastian SPD enthalten
Schad, Max CDU enthalten
Schardt-Sauer, Marion Freie Demokraten ja
Schenk (Bebra), Gerhard AfD ja
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Name der/des Abgeordneten Fraktion Abstimmung
Schenk (Frankfurt), Patrick AfD ja
Schimmel, Maximilian CDU enthalten
Schleenbecker, Katrin BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Schleich, Pascal AfD ja
Schmitz, Lucas CDU gefehlt
Schneider, Stefan CDU enthalten
Schélch, Anna-Maria CDhU enthalten
Scholz, Heiko AfD gefehlt
Schon, Ingo CDU enthalten
Schulz, Dimitri AfD ja
Schwaier, Olaf AfD ja
Serke, Uwe CDhU enthalten
Sippel, Christoph BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Sommer (Waldeck-Frankenberg), Dr. Daniela SPD enthalten
Sommer (Hochtaunus), Sebastian CDhU enthalten
Speer, Kim-Sarah CDU enthalten
Steinraths, Frank CDU enthalten
Stirbock, Oliver Freie Demokraten ja
Stolz, André CDU enthalten
Ulloth, Oliver SPD enthalten
Utter, Tobias CDhU enthalten
Vohl, Bernd Erich AfD ja
Wagner (Taunus), Mathias BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Wallmann, Astrid CDU enthalten
Walther, Katy BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ja
Weegels, Sandra AfD ja
Weil3, Marius SPD enthalten
Wendel, Christian CDhU enthalten
Wetekam, Annette CDhU enthalten
Wintermeyer, Axel CDU enthalten
Yiiksel, Turgut SPD enthalten
Ziegler (Schwalm-Eder), Christin CDU enthalten
Ziegler (Vogelsberg), Maximilian SPD enthalten

(zuriick zum Text auf Seite 1243)
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Fraktion der CDUNach Olympia ist vor Olympia – Hessen ist stolz auf seine paralympischen Athleten
– Drucks. 21/1050 –
	Claudia Ravensburg (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Claudia Ravensburg (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Oliver Ulloth (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Oliver Ulloth (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Pascal Schleich (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Christoph Sippel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Yanki Pürsün (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Diana Stolz, Ministerin für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und Pflege:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Diana Stolz, Ministerin für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und Pflege:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Zweite Lesung
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Fraktion der AfD
„Ein Volk, das seine Vergangenheit nicht ehrt, hat keine Zukunft“
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Fraktion der Freien Demokraten
Heimische Sparkassen und Banken vor überzogener Regulierung schützen
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Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
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Fraktion der AfD
Aussetzen der Bearbeitung von Einbürgerungsanträgen von Syrern und Afghanen
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Fraktion der Freien Demokraten
Schluss mit dem Untertauchen – Scheitern von Abschiebungen in Hessen endlich stoppen
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Fraktion der AfD
Nationalitäten von Tatverdächtigen immer benennen – Die Bevölkerung in Hessen hat endlich volle Transparenz über Kriminalität verdient!
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Fraktion der Freien Demokraten
E wie Einfach, E wie Experiment, E wie Gebäudetyp E – mehr Innovation in der Baubranche, Neubaupreise senken, neuer Schwung für den Wohnungsmarkt
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Fraktion der Freien Demokraten
Mehr Schutz für Gewaltopfer – Einsatz von Fußfesseln verbessern
– Drucks. 21/1003 –
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Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Gewalt und Unsicherheit entgegentreten – stärkerer Schutz vor häuslicher Gewalt durch elektronische Fußfessel für Frauenschläger muss auch bundesgesetzlich verankert werden!
– Drucks. 21/1026 –
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Fraktion der AfD
Fußfesseln und Frauenhäuser – häusliche Gewalt wirkungsvoll bekämpfen, Frauen endlich besser schützen
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Fraktion der Freien Demokraten
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses
– Drucks. 21/1072 –
	Miriam Dahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Klaus Gagel (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Klaus Gagel (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Lisa Gnadl (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Lisa Gnadl (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Oliver Stirböck (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Oliver Stirböck (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Ingo Schon (CDU):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Klaus Gagel (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Klaus Gagel (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Präsidentin Astrid Wallmann:

	Anlage (zu Tagesordnungspunkt 48)


